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Vorwort der Herausgeber
Die Aufarbeitung der Nationalratswahl vom 1. Oktober 2006 in einem
bereits im Dezember präsentierten „Kärntner Jahrbuch für Politik 2006“
stellte heuer eine besondere Herausforderung dar. Kärnten war auch dies-
mal anders.

Darüber hinaus versteht sich die Publikation wiederum als Plattform für
die Auseinandersetzung mit Landesthemen aus den unterschiedlichen
Politikfeldern. Dass die „causa prima“ der Kärntner  Landespolitik – die
Diskussion um die zweisprachigen  Ortstafeln – abermals Niederschlag
fand, kam wenig überraschend.

Einer Tradition folgend gibt es „Schwerpunktthemen“. Wir haben uns dies-
mal gleich für zwei Themenkreise entschieden: Im Zeitalter der Globali-
sierung der Erweiterung der EU wird zum einen das Verhältnis „Kärnten–
Europa“ beleuchtet. Von den einzelnen Autoren werden insbesondere die
Einstellung zur Europäischen Union und die Effizienz von EU-Program-
men hinterfragt. Mit einbezogen ist auch der Blick über die Karawanken
zum Nachbarstaat Slowenien.

Dem  zweiten Schwerpunktthema „Sozial- und  Gesundheitspolitik in
Kärnten“ dienten  als Grundlage vor allem Referate eines am 14. Dezem-
ber 2006 in Feldkirchen abgehaltenen Symposiums der Fachhochschule
Technikum Kärnten.

Auch damit sind wir aktuell geblieben.

Herzlicher Dank gilt den Sponsoren und Beziehern. Ebenso bedanken wir
uns bei den Autoren für die unentgeltliche Bereitstellung der Beiträge und
bei der Kärntner Druck- und Verlagsgesellschaft für die gute Zusammen-
arbeit.

Karl Anderwald
Peter Filzmaier

Klagenfurt, im Dezember 2006 Karl Hren





Peter Filzmaier

Die Nationalratswahl 2006 in Kärnten
Für die Wahl der 183 Abgeordneten zum österreichischen Nationalrat ist
das Bundesgebiet in neun Landeswahlkreise und diese wiederum sind in
insgesamt 43 Regionalwahlkreise eingeteilt. Kärnten verfügt über vier
Regionalwahlkreise: Klagenfurt, Villach, Kärnten-West und Kärnten-Ost.
Zu den sich daraus ergebenden Mandaten (im Regionalwahlkreis, im Lan-
deswahlkreis und im Bund) gibt es je ein Ermittlungsverfahren. Zugangs-
beschränkung für die Erlangung eines Mandats im Nationalrat ist für jede
wahlwerbende Partei die Überschreitung einer Vier-Prozent-Klausel oder
das Erreichen eines Direktmandats mit einer bestimmten Stimmenzahl in
einem Regionalwahlkreis. Für kleinere Parteien ist es naturgemäß schwie-
riger, die nötigen Stimmen für ein Direktmandat in den relativ bevölke-
rungsarmen Wahlkreisen aufzubringen. 2006 war das insofern von zentra-
ler Bedeutung, als das 2005 gegründete Bündnis Zukunft Österreich (BZÖ)
mit Jörg Haider als Gründungsobmann nicht nur für das Erreichen der
Vier-Prozent-Klausel überdurchschnittlich viele Stimmen aus Kärnten
benötigte, sondern zugleich ein Grundmandat in Kärnten anstrebte.

Grundsätzlich gibt es pro Wahlkreis meist drei bis vier, im Extremfall ein
(Wahlkreis Osttirol) bzw. acht (Wahlkreis Hausruckviertel) Direktmandate.
Verteilt werden diese mittels einer für jeweils das ganze Bundesland gülti-
gen Wahlzahl – berechnet nach der Formel der Zahl der gültigen Stimmen
im Bundesland, dividiert durch die Zahl der zu vergebenden Mandate pro
Land. In den Kärntner Regionalwahlkreisen gab es dreimal drei (in Kla-
genfurt, Villach und Kärnten-West) sowie einmal vier Direktmandate (in
Kärnten-Ost) zu vergeben. Daher ergaben sich aus mathematischen Grün-
den die besten Chancen für das BZÖ in Kärnten-Ost, obwohl gleichzeitig
in Kärnten-West und sogar in Villach aufgrund der ÖVP-Schwäche Chan-
cen gegeben waren. Im 2006 vom BZÖ ins Visier genommenen Wahlkreis
Kärnten-Ost hatten 2002 der damaligen FPÖ 3693 Stimmen auf das Direkt-
mandat gefehlt.

Zur Kandidatur für eine Nationalratswahl bedarf es der Einbringung
(zumindest) eines Wahlvorschlags. Wahlvorschläge bedürfen der Unter-
schrift von drei Abgeordneten zum Nationalrat. Andernfalls müssen ihnen
Unterstützungserklärungen in folgendem Ausmaß beigegeben sein: Bur-
genland und Vorarlberg je 100, Kärnten, Salzburg und Tirol je 200, Ober-
österreich und Steiermark je 400 sowie Wien und Niederösterreich je 500.
Für eine bundesweite Kandidatur sind demnach 2600 Unterstützungser-
klärungen erforderlich. 2006 kandidierten bundesweit sieben Listen: Öster-
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reichische Volkspartei (ÖVP), Sozialdemokratische Partei Österreichs
(SPÖ), Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ), Die Grünen – Die Grüne
Alternative (GRÜNE), Bündnis Zukunft Österreich (BZÖ), Liste Dr. Martin
– für Demokratie, Kontrolle, Gerechtigkeit (MATIN) und Kommunistische
Partei Österreichs (KPÖ). Hinzu kamen – als Parteien bzw. Listen, die ledig-
lich in einzelnen Wahlkreisen für eine Kandidatur erforderliche Unter-
schriften vorlegten – die Liste Stark (STARK) und „Sicher – Absolut – Unab-
hängig, Franz Radinger (SAU)“ in Kärnten sowie die Initiative 2000 (IVE)
im Burgenland, die Sozialistische LinksPartei, Liste gegen Kapitalismus
und Rassismus (SLP) in Wien, und „EU-Austritt – Neutrales Freies Öster-
reich (NFÖ)“ in Kärnten, Salzburg, Tirol, Vorarlberg und Wien.

Einen heftigen Diskurs um den Listenplatz und die namentliche Bezeich-
nung gab es zwischen der FPÖ und dem 2005 vom Kärntner Landes-
hauptmann Jörg Haider mit ehemaligen FPÖ-Ministern und -Abgeordne-
ten gegründeten BZÖ. Letztlich wurde seitens der Bundeswahlbehörde der
FPÖ gemäß dem Wahlergebnis von 2002 der dritte Listenplatz zugespro-
chen, während das BZÖ auf dem Stimmzettel weiter hinten rangierte.
Durch eine gerichtliche Verfügung wurde dem BZÖ die Verwendung der
Bezeichnung „Die Freiheitlichen“ in Werbemitteln untersagt. Seitens der
Landesorganisation in Kärnten, die sich als eigenständige Partei verstand,
wurde das nicht befolgt. Auch erfolgte im Heimatland Jörg Haiders eine
Kandidatur als „Liste Jörg Haider – Die Freiheitlichen in Kärnten – BZÖ“
mit entsprechender Stimmzettelbezeichnung. Die Bundeswahlbehörde,
gegen deren Entscheidung kein ordentliches Rechtsmittel möglich ist,
akzeptierte das. Doch ergaben sich durch den denkmöglichen Rechts-
standpunkt der Unzulässigkeit einer Parteiliste mit bundesweit nicht glei-
cher Bezeichnung Diskussionen über eine (nachträgliche) Wahlanfechtung
beim Verfassungsgerichtshof.

1. Öffentliche Meinung im Vorfeld der Nationalratswahl
Im Wahlkampf erschien auf nationaler Ebene nach den öffentlich zugäng-
lichen Daten aus Meinungsumfragen die ÖVP als Favorit bzw. wurde das
von den Medien lange Zeit so kommuniziert und galt als Mehrheitsmei-
nung. Eine genauere Betrachtung der Daten und ihres Signifikanzniveaus
zeigte jedoch, dass der schwarz-rote Kampf an der Spitze trotz ÖVP-
Führung in den Umfragen nicht erst am Schluss noch offen war. Das grün-
blaue Rennen um den dritten Platz galt noch weniger als vorhersagbar.
Ebenso unklar blieb, ob das BZÖ und/oder Hans-Peter Martin den Sprung
ins Parlament schaffen würden. Demnach handelte es sich um eine sehr
offene Wahl, die insofern einmalig war, dass erstmals in der Zweiten Repu-
blik sieben Parteien bundesweit antraten und, obwohl ein Parlament mit
sechs Parteien stets unwahrscheinlich war, fast alle – lediglich für die KPÖ
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gab es keine reelle Chance – über eine zumindest argumentierbare Mög-
lichkeit verfügten, in den Nationalrat einzuziehen.

Regional für Kärnten – siehe Tabelle 1 – waren nach den Meinungsumfra-
gen im Lauf des Wahljahres 2006 ebenfalls die schwankenden Werte für die
ÖVP am stärksten auffallend. Wiederholt, sowohl vor Sommerbeginn als
auch knapp vor Ende des Sommers, wurde der ÖVP mit 28 Prozent der
Stimmen ein mögliches Ergebnis zugeschrieben, das nahe an das Resultat
der Partei im Jahr 2002 herankam. Während die SPÖ trotz BAWAG-ÖGB-
Krise in keiner Umfrage dramatisch vom Ergebnis der Nationalratswahl
2002 (und der Landtagswahl 2004) abwich – und konstant zwischen 35 und
38 Prozent lag –, war infolge einer Überschätzung der ÖVP das BZÖ mit
etwa 20 Stimmenprozenten lange Zeit unterbewertet. Aufgrund der Erfah-
rungen eines häufig überdurchschnittlich hohen Anteils spät für Jörg Hai-
der entschlossener Wähler musste allerdings stets die Möglichkeit eines
BZÖ-Direktmandats beachtet werden.

Als klarer Wettbewerbsvorteil erwies sich die landesweite und zugleich
überregionale Medienpräsenz des Landeshauptmanns und seiner Partei.
Im Mai 2006 beispielsweise bekam Jörg Haider in „Zeit im Bild 1“-Beiträ-
gen die meiste Redezeit aller Politiker1. Im Juni lagen nach MediaWatch-
Daten Westenthaler an vierter und Haider an sechster Stelle unter allen
Landes- und Bundespolitikern aus ganz Österreich. Zudem stellte das BZÖ
in der „Zeit im Bild 1“ vorübergehend gar vier von elf Politikern mit den
meisten Auftritten. Unter den Landeshauptleuten verfügten übrigens
schon 2005 Erwin Pröll als Zweiter sowie Michael Häupl, Waltraud Klas-
nic und Hans Niessel als Wahlkämpfer in Summe über weniger ZiB-Ori-
ginaltöne als Jörg Haider.

In einem strategischen Dilemma befand sich das BZÖ allenfalls im Umgang
mit für die Partei tendenziell negativen Meinungsumfragen, obgleich diese
den Nationalratseinzug des BZÖ niemals ausschlossen. Aufgrund der zwi-
schenzeitlich schlechten Datenlage wurde offensichtlich ein Fallbeileffekt
befürchtet. Dieser kann eintreten, falls mögliche Wähler das Gefühl haben,
dass ihre Stimme für eine Partei verloren wäre. Im konkreten Fall bedeu-
tete das: Wer meinte, dass das BZÖ ohnedies kein Mandat erringt, könnte
vielleicht gleich jemand anderen wählen. Aus Sorge davor entschied man
sich in der Partei für aggressive Kritik an den Meinungsforschern und
behielt diesen Kurs auch nach dem Wahltag bei. Doch die niedrigen Prog-
nosen bewirkten auch, dass jedes Prozent- bzw. Promillepünktchen über
der Vierermarke, der 2002 im Nationalrat nicht einmal vergebene Platz fünf
und das letztlich in Kärnten nur knapp verfehlte Direktmandat von Haider
& Co trotzdem als Erfolg dargestellt werden konnten. In der Außenwahr-
nehmung standen dem BZÖ in Kärnten zudem große Finanzmittel für den
Wahlkampf zur Verfügung.
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Tabelle 1: Meinungsumfragen zur Nationalratswahl in Kärnten im Zeit-
verlauf (Mai bis September 2006)

24. Nov. Mai/Juni 25. Aug. 17. Sept. 25.–28. Sept. 1. Okt.
2002** 2006* 2006* 2006* 2006* 2006**

ÖVP 30 28 25 28 24 21

SPÖ 38 35 38 35 37 36

FPÖ 24 6 7 6 6 7

Grüne 6 8 7 7 7 8

BZÖ – 19 19 21 24 25

MATIN – – 4 3 2 2

Angaben in Prozent.

* Wahlprognose gemäß „Sonntagsfrage“ als hochgerechnete Werte.

Quellen: Repräsentativumfragen mittels Telefoninterviews von OGM-Politikforschung im
Auftrag der „Kleinen Zeitung“ (n = 500) und Jaksch & Partner im Auftrag der Donau-Uni-
versität Krems (n = 1500).

** Wahlergebnis der Nationalratswahlen 2002 und 2006.

Allgemein wurde für die Schwierigkeit von Vorhersagen des Wahlergeb-
nisses die Gruppe der Unentschlossenen verantwortlich gemacht, da
erfahrungsgemäß davon auszugehen ist, dass rund 10 Prozent der Wähler
ihre Entscheidung in den letzten drei Tagen treffen (last minute deciders).
Schon deshalb war eine späte Trendänderung in jedwede Ergebnisrich-
tung möglich. Der Zeitpunkt der Wahlentscheidung (siehe die Tabelle 2)
verlagerte sich in der Nationalratswahl 2006 analog zu 2002 tatsächlich an
das Ende des Wahlkampfes. Während auf Bundesebene nur rund 14 Pro-
zent der ÖVP-Wähler sich für ihre Partei in den letzten Wochen entschie-
den haben, mobilisierte die SPÖ im selben Zeitraum – zwei bis drei
Wochen vor der Wahl – bis zum Wahltag 28 Prozent ihrer Wähler, die FPÖ
35 Prozent und das BZÖ gar 40 Prozent, wobei anzunehmen ist, dass dies
im letztgenannten Fall primär in Kärnten passierte. Insgesamt waren es
2006 23 Prozent aller Wähler, die erst in der Schlussphase des Wahlkampfs
– höchstens drei Wochen vor dem Wahltag – über ihr Stimmverhalten ent-
schieden (late deciders), und 77 Prozent, die das schon früher taten (early
deciders). 12 Prozent konnten als last minute deciders in den letzten drei
Tagen klassifiziert werden. In Kärnten gab es kaum Abweichungen von
den nationalen Werten: Rund 75 Prozent der tatsächlichen Wähler waren
early deciders und 25 Prozent late deciders, davon 13 Prozent last minute deci-
ders.

Lediglich knapp mehr als die Hälfte der Kärntner (52 Prozent) bezeichnete
sich als Stammwähler einer Partei. Im Umkehrschluss gab es – siehe



Tabelle 3 – 30 Prozent gelegentliche und sogar 10 Prozent ständige Wech-
selwähler. Dieser Rückgang von Stammwählern entsprach dem nationa-
len und internationalen Trend, wobei in Kärnten die regelmäßigen Wähler
der Partei des Landeshauptmanns Jörg Haider, vormals FPÖ und nun-
mehr BZÖ, gar nicht als Wechselwähler gezählt wurden. Generell nach
Parteien verfügt die SPÖ sowohl im Bund als auch im Land über das
größte Stammwählerpotential, so dass in Hinkunft die ÖVP und das BZÖ
ein größeres Risiko tragen bzw. in Kärnten für Wahlerfolge voneinander
den entscheidenden Stimmenanteil gewinnen müssen. Hinzu kommt,
dass es im Unterschied zu anderen Bundesländern kaum unmittelbare
Kärntner Wählerströme zwischen SPÖ und ÖVP gibt, d. h. folgerichtig
BZÖ-Gewinne und -Verluste auf Kosten bzw. zu Gunsten der ÖVP gehen
und umgekehrt.

Typische Stammwählergruppen in Kärnten sind Frauen über 50 Jahre bzw.
Pensionistinnen mit formal niedrigem Bildungsgrad sowie bestenfalls
durchschnittlichen Einkommen. Auffallend war außerdem die hohe Dekla-
rationsbereitschaft von Frauen und Angehörigen der 50-plus-Generation,
sich offen als Stamm- oder Wechselwähler zu bezeichnen. Umgekehrt
waren insbesondere jüngere Männer als mehrheitliche BZÖ-Anhänger viel
seltener zu diesbezüglichen Angaben bereit. Ansonsten sind Stammwähler
als typische Klientel der SPÖ vor allem in Villach und am wenigsten in Kla-
genfurt beheimatet. Abgesehen von Pensionisten (sowie Landwirten als
zahlenmäßig eher kleine Gruppe von ÖVP-Stammwählern) gibt es hinge-
gen nach Berufen mittlerweile kaum Unterschiede zwischen Stamm- und
Wechselwählern. Trotz deutlicher Rückgänge blieben Gewerkschaftsmit-
glieder unverändert häufig (SPÖ-)Stammwähler. 
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Kärnten Österreich ÖVP SPÖ* FPÖ GRÜNE BZÖ MATIN

Spätentschlossene
(2–3 Wochen vor der
Wahl oder kürzer)

25 23 14 28 35 21 40 22

75 77 86 72 65 79 60 78
Frühentschlossene
(mehr als 2–3 Wochen
vor dem Wahltag)

Tabelle 2: Zeitpunkt der Wahlentscheidung in der Nationalratswahl 2006

* Die Aufschlüsselung nach Parteiwählern bezieht sich auf den nationalen Durchschnitt, nicht
jedoch auf Kärntner Regionaldaten.

Angaben in Prozent (aller Wähler bzw. der jeweiligen Parteiwähler).

Quellen: Vorwahlbefragungen Jaksch & Partner im Auftrag der Donau-Universität Krems
(n = 1500) und Österreichische Gesellschaft für Marketing (OGM)/Donau-Universität Krems,
„Zeit im Bild“-Wahltagsbefragung im Auftrag des ORF (n = 1000).



2. Das Wahlergebnis 
2.1 Bundesergebnisse

Im Ergebnis der Nationalratswahl 2006 – siehe Tabelle 4 – belegte die SPÖ
trotz leichter Verluste von knapp über einem Prozentpunkt mit 35,3 Pro-
zent der gültigen Stimmen den ersten Platz und überholte somit die 2002
klar siegreiche ÖVP. Diese hatte mit einem – im Vergleich zu 2002 – Minus
von acht Prozentpunkten und nunmehr 34,3 Prozent die mit Abstand
größten Verluste zu verzeichnen. Stimmen und Prozentanteile gewon-
nen haben 2006 hingegen die nur durch 532 Stimmen getrennten Grünen
auf Platz drei bzw. die als Vierte platzierte FPÖ mit jeweils 11,0 Prozent.
Das auf Bundesebene zum ersten Mal kandidierende BZÖ erhielt 4,1 Pro-
zent der Stimmen und schaffte somit knapp den Einzug in den Natio-
nalrat. Hans-Peter Martin, der mit seiner Liste in den Wahlen zum
Europäischen Parlament 2004 rund 14 Prozent der Stimmen erhalten
hatte, scheiterte diesmal klar. Ebenso chancenlos waren die KPÖ und
sonstige Parteien.

Nach Mandaten ist die SPÖ nach der Wahl im Nationalrat mit 68 Ab-
geordneten vertreten. Die ÖVP stellt 66, Grüne und FPÖ je 21 und das
BZÖ sieben Volksvertreter. Nach Bundesländern lag die ÖVP in fünf und
die SPÖ in vier Regionen voran, doch ist das ein verfälschendes Bild, weil
ja die Stimmenzahl pro Land bzw. die Größe des jeweiligen Vorsprungs
entscheidet. So siegte bei den bevölkerungsreichsten Bundesländern die
SPÖ in Wien mit rund 20 Prozentpunkten vor der ÖVP, in Niederöster-
reich war Letztere nur drei Prozentpunkte voran. Als entscheidend gel-
ten in Nationalratswahlen außerdem stets Oberösterreich und die Stei-
ermark, wo es ein Kopf-an-Kopf-Rennen gab. Von besonderer Bedeutung
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Stammwähler
Gelegentliche Ständige Weiß nicht/

Wechselwähler Wechselwähler keine Angabe

Männer 48 29 11 12

Frauen 57 30 9 5

unter 30 Jahren 41 33 9 17

30 bis 49 Jahre 45 39 11 5

über 50 Jahre 65 20 9 6

Summe 52 30 10 8

Tabelle 3: Stamm- und Wechselwähler in Kärnten

Angaben in Prozent.

Quelle: Vorwahlbefragungen Jaksch & Partner im Auftrag der Donau-Universität Krems
(n = 1500).



war 2006 außerdem das Ergebnis in Kärnten. Dort erhielt das BZÖ
fast 25 Prozent der Stimmen und sicherte so den Parlamentseinzug für
die Partei, die überall sonst an der Mindestprozentklausel gescheitert
wäre.
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2006 2002 Vergleich 2002–2006

Stimmen % Stimmen % Stimmen %

Wahlberechtigt 6,107.892 5,912.592 195.300

Abgegeben 4,793.699 78,5 4,982.261 84,3 –188.562 –5,8

Tabelle 4: Ergebnis der Nationalratswahl 2006

2006 2002 Vergleich 2002–2006

Stimmen % Stimmen % Stimmen %

Ungültig 85.418 1,8 72.616 1,5 12.802 0,3

Gültig 4,708.281 98,2 4,909.645 98,5 –201.364 –0,3

Nach Parteien Mandatsstand

2006 2002 Vergleich 2002–2006

Stimmen % Stimmen % Stimmen %
2006 2002 +/–

ÖVP 1,616.493 34,3 2,076.833 42,3 –460.340 –8,0 66 79 –13

SPÖ 1,663.986 35,3 1,792.499 36,5 –128.513 –1,2 68 69 –1

FPÖ 519.598 11,0 491.328 10,0 28.270 1,0 21 18 3

GRÜNE 520.130 11,0 464.980 9,5 55.150 1,5 21 17 4

BZÖ 193.539 4,1 0 0,0 193.539 4,1 7 7

KPÖ 47.578 1,0 27.568 0,6 20.010 0,4 0 0

MATIN 131.688 2,8 0 0,0 131.688 2,8 0

NFÖ 10.594 0,2 0 0,0 10.594 0,2 0

IVE 592 0,0 0 0,0 592 0,0 0

STARK 312 0,0 0 0,0 312 0,0 0

SAU 1.514 0,0 0 0,0 1.514 0,0 0

SLP 2.257 0,0 3.906 0,1 –1.649 -0,1 0 0

2.2 Wahlergebnisse in Kärnten

Insgesamt 433.920 Kärntner waren in der Nationalratswahl am 1. Oktober
2006 wahlberechtigt. Vergeben wurden, wie erwähnt, 13 Mandate in vier
Regionalwahlkreisen. Die Kärntner Wahlbeteiligung hatte 2002 bei der

Quelle: Bundesministerium für Inneres (BMI), verfügbar unter http://www.bmi.gv.at



letzten Nationalratswahl 83,7 Prozent und in der Landtagswahl 2004 78,6
Prozent betragen. 2006 sank die Beteiligungsrate auf 77,3 Prozent und
entsprach somit für den Nationalrat dem Landtagsniveau und auch der
bundesweiten Partizipation. Konstant blieb mit knapp unter 98 Prozent
die Zahl der gültigen unter den abgegebenen Stimmen. Wahlsieger in
Kärnten war – siehe Tabelle 5 – die SPÖ mit 35,4 Prozent der Stimmen,
rund zehn Prozentpunkte vor dem von Jörg Haider geführten
BZÖ. Beide Parteien waren somit im Vergleich der Prozentzahlen zu 2002
verhältnismäßig stabil, während die ÖVP starke Verluste erlitt und
lediglich 21,2 Prozent erreichte. Die Grünen landeten mit 7,5 Prozent vor
der traditionellen FPÖ mit 7,3 Prozent. Hans-Peter Martin lag mit 1,9 Pro-
zent in Kärnten sogar noch unter seinem nationalen Durchschnittser-
gebnis.

Für die Interpretation des Wahlergebnisses wurde in Kärnten von allen
Parteien nach den Regeln des politischen Wettbewerbs eine Form kreati-
ver Mathematik betrieben, um die eigene Stimmenzahl möglichst posi-
tiv und jene der Mitbewerber möglichst negativ darzustellen. Zusam-
mengefasst konnten SPÖ, BZÖ und Grüne am ehesten auf ein zufrieden
stellendes Ergebnis verweisen, ohne alle Wahlziele erreicht zu haben. Die
SPÖ mit akzeptablen knapp 36 Prozent war im Bundesland klar Erster
und noch dazu in Österreich Gesamtsieger. Allerdings lag man erstmals
nicht deutlich über dem Bundesschnitt und verlor gegenüber 2002 fast
drei Prozentpunkte, wobei fairerweise – für alle Parteien geltend – auf
die höhere Zahl kandidierender Listen zu verweisen ist. Dadurch erga-
ben sich zwangsläufig Stimmen- und Prozentverluste für etablierte Par-
teien bzw. Gruppen.

Jörg Haider und seine Kärntner Freiheitlichen durften zu Recht darauf
verweisen, trotz erhöhter Parteienzahl und als neu gegründete Partei mit
25 Prozent ein geringfügig besseres Ergebnis als 2002 erreicht zu haben.
Insbesondere infolge der Zusatzkonkurrenz durch die FPÖ war das ein
Erfolg. Im Vergleich zu den 37 Prozent 1999 handelt es sich hingegen um
ein unzureichendes Resultat. Zudem wurde das angestrebte Grund-
mandat verfehlt, das Minimalziel eines Einzugs in den Nationalrat aller-
dings erreicht. Unbestritten ist, dass Jörg Haider für BZÖ-Wähler in
Kärnten ein massives Wahlmotiv darstellte, während Peter Westenthaler
als Bundesobmann des BZÖ von allen Spitzenkandidaten überall mit
Abstand am wenigsten mobilisieren konnte (OGM 2006).

Am wenigsten schlüssig war das Schönreden des eigenen Ergebnisses
durch die ÖVP. In der Landtagswahl 2004 (siehe zu dieser Filzmaier 2005,
111 ff.) hatte man im Vergleich zu 1999 neun Prozentpunkte verloren, in
der aktuellen Nationalratswahl war es auf 2002 bezogen ebenso. Weil
2004 bereits der regional historische Tiefstand von 1999 die Vergleichs-
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größe war, wirkte es trotz richtiger Hinweise auf den Bundestrend sei-
tens der ÖVP-Landespartei seltsam, beruhigende Töne anzustimmen.
Zynisch formuliert wäre sogar der Hinweis möglich, dass weitere – auch
relativ geringfügige – Einbußen bei der nächsten Wahl den Einzug in den
Landtag gefährden würden. Die aus demokratiepolitischer Sicht proble-
matisch hohe (de facto-)10-Prozent-Hürde in Kärnten wäre künftig keine
Gefahr für die Grünen mehr, sondern vor allem auch für die ÖVP.

Die FPÖ hatte in der Nationalratswahl in Kärnten angesichts der über-
mächtigen Konkurrenz durch das Haider-BZÖ wenig zu gewinnen und
erreichte immerhin das Ziel, ihren Bestand und die Wettbewerbsfähig-
keit unter Beweis zu stellen. Hinzu kamen Stimmengewinne auf Bun-
desebene. Letzteres gilt genauso für die Grünen, welche sich als politi-
scher Faktor in Kärnten zunehmend etablieren und vor allem in Klagen-
furt gesicherte Behalteraten von regelmäßigen Wählern aufweisen. Die
KPÖ konnte bundesweit zulegen und ihr Ergebnis in Kärnten nahezu
verdoppeln, wobei der Spitzenkandidat Mirko Mesner ebenda beheima-
tet war.
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Stimmen Prozent +/–** Stimmen Prozent* +/–** Stimmen Prozent** Mandate

Nationalratswahl 2006 Nationalratswahl 2002 Landtagswahl 2004

ÖVP 69.566 21,2 –9,3 82.002 30,5 +14,2 38.256 11,7 (–9,0) 4

SPÖ 115.994 35,4 –2,9 133.131 38,3 +2,6 126.325 38,4 (+6,5) 14

FPÖ 23.737 7,3 –16,4 82.002 23,6 –15,0 139.479 42,4 (+0,4) 16

Grüne1 24.611 7,5 +1,3 21.495 6,2 +0,7 22.053 6,7 (+2,8) 2

BZÖ 81.574 24,9 – – – – – – –

KPÖ 2.908 0,9 +0,4 1.824 0,5 +0,2 1.951 0,6 (+0,2) –

MATIN 6.224 1,9 – – – – – – –

STARK 312 0,1 – – – – – – –

NFÖ 1.104 0,3 – – – – – – –

SAU 1.514 0,5 – – – – – – –

Sonstige – – – 2.9403 0,8 –1,8 6352 0,2 (–3,7) –

Tabelle 5: Kärntner Ergebnisse der Nationalratswahl 2006 im Vergleich

** 2,1 Prozent der Stimmen waren ungültig.

** Veränderung zum Ergebnis der Nationalratswahlen 1999 bzw. 2002 sowie der Landtags-
wahl 1999. Für BZÖ und FPÖ ist in der Nationalratswahl 2006 zu beachten, dass auf Bun-
desebene das BZÖ jedenfalls als neue Partei einzustufen ist, während man sich in Kärnten
als Rechtsnachfolger der bisherigen FPÖ-Landesorganisation versteht. Die Vergleiche von
Stimmenzuwächsen bzw. -verlusten erklären sich entsprechend.

Quellen: Bundesministerium für Inneres (BMI) und Amt der Kärntner Landesregierung.



Nach Wahlkreisen – siehe Tabelle 6 – erreichte schließlich nur die SPÖ drei
Grundmandate aus dem ersten Ermittlungsverfahren in Klagenfurt, Vil-
lach und Kärnten-Ost. Alle anderen Mandate wurden mittels Reststimmen
vergeben. Das mit 37 Stimmenprozenten gute Parteiergebnis der SPÖ im
letztgenannten Kreis verhinderte ein dortiges Grundmandat des BZÖ
knapp. Generell schwankten die SPÖ- und ÖVP-Ergebnisse von 32 bis über
40 Prozent bzw. von 17 bis 25 Prozent der Stimmen am stärksten, während
das BZÖ vergleichsweise konstant zwischen 22 und 26 Prozent bilanzierte.
In Kärnten-West scheiterte die Partei des Landeshauptmanns am über-
durchschnittlichen ÖVP-Ergebnis sowie an der durch den Spittaler Bür-
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Regionalwahlkreis
2D: Kärnten-Ost

(Völkermarkt,
St.Veit/Glan und

Wolfsberg)

Wahlkreis

Wahlbe-
rechtigte

Zahl
Prozent
(Direkt-

mandate)
Zahl

Prozent
(Direkt-

mandate)
Zahl

Prozent
(Direkt-

mandate)
Zahl

Prozent
(Direkt-

mandate)

115.629 94.064 101.265 122.962

87.873 76,0 72.246 76,8 78.803 77,8 96.411 78,4

Regionalwahlkreis
2A: Klagenfurt-
Stadt und -Land

Regionalwahlkreis
2B: Villach-Stadt

und -Land

Regionalwahlkreis
2C: Kärnten-West

(Feldkirchen,
Hermagor und
Spittal/Drau)

Ab-
gegebene
Stimmen

85.833 97,7 70.705 97,9 76.862 97,5 94.094 97,6Gültige
Stimmen

ÖVP 18.417 21,4 12.295 17,4 19.184 25,0 19.670 209

SPÖ 27.586 32,1 (1) 28.350 40,1 (1) 24.807 32,3 35.251 40,8 (1)

FPÖ 5.929 6,9 5.386 7,6 5.837 7,6 6.585 7,0

Grüne 9.754 11,4 5.441 7,7 4.101 5,3 5.315 5,6

BZÖ 20.759 24,2 15.924 22,5 20.420 26,6 24.471 26,0

KPÖ 956 1,1 709 1,0 501 0,7 742 0,8

MATIN 1.629 1,9 1.710 2,4 1.415 1,8 1.470 1,6

STARK 139 0,2 59 0,1 47 0,1 67 0,1

NFÖ 377 0,4 240 0,3 210 0,3 277 0,3

SAU 337 0,4 591 0,8 340 0,4 246 0,3

Tabelle 6: Ergebnisse der Nationalratswahl 2006 in Kärnten nach Parteien
und Wahlkreisen

Quellen: Bundesministerium für Inneres (BMI) und Amt der Kärntner Landesregierung.



germeister als Spitzenkandidaten erfolgten Schadensbegrenzung des trotz-
dem schlechtesten SPÖ-Ergebnisses.

Überall konstant rund sieben 7 Prozent der Stimmen erhielt die FPÖ,
während die Grünen in den städtischen Wahlkreisen mit einer Universität
bzw. Fachhochschule Klagenfurt und Villach am besten abschnitten. Die
Liste von Hans-Peter Martin erreichte nirgendwo mehr als 2,4 Prozent der
Stimmen. Dennoch stellte sie insofern einen relevanten Faktor dar, als sie
in Summe mit der KPÖ und den Kleinstparteien zusätzliche Direktman-
date für SPÖ und BZÖ indirekt verhinderte. Fiktiver Gewinner der Natio-
nalratswahl 2006 nach den Wählerströmen (SORA 2006) war jedoch nicht
nur in Kärnten die Gruppe der Nichtwähler, an welche ÖVP und SPÖ in
Summe viele Stimmen verloren.

3. Wahlentscheidende Faktoren

Eine klare Mehrheit der Kärntner SPÖ-Wähler bezeichnete sich als tradi-
tionelle Wähler der Partei. Im Vergleich zur Nationalratswahl 2002 hat das
Traditionsmotiv zwar auch bei der SPÖ-Wählerschaft etwas an Boden ver-
loren, jedoch viel weniger als etwa in den Reihen der ÖVP. Interessant ist,
dass – nicht aus der Tabelle ersichtlich – das Ausländerthema FPÖ-Wähler
stark motivierte, während das BZÖ eine mindestens ähnlich hohe The-
mensetzung in diese Richtung betrieb, ohne ihre Klientel damit vergleich-
bar ansprechen zu können. Für BZÖ-Wähler dominierte neben einer über-
durchschnittlichen Wichtigkeit von Personen (des Landeshauptmanns) die
positive Einschätzung der BZÖ-Regierungspolitik sowie der wirtschaftli-
chen und sozialen Lage in Kärnten. Die Grün-Wähler waren bisher bei
Nationalratswahlen in ihrer Motivlage zumeist von Sachthemen geprägt.
2006 stand zum ersten Mal als zentrales Wahlmotiv eine mögliche Regie-
rungsbeteiligung im Mittelpunkt. Wie schon 2002 konnte sich annähernd
jeder fünfte Grün-Wähler vor allem mit dem Parteichef Alexander van der
Bellen identifizieren.

3.1 Themenmanagement

Für die Bundes- und Landesebene war 2006 eine Gemeinsamkeit offen-
sichtlich: Unabhängig vom Vierjahresvergleich und ohne Berücksichti-
gung der Wahlkreise war im Verhältnis zu den Erwartungen das Ergebnis
für die ÖVP katastrophal. Als Schlüsselelement der ÖVP-Niederlage
konnte unabhängig von den konkreten und in der Folge skizzierten Wahl-
motiven ein grundsätzliches Versagen im politischen Wettbewerb als The-
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menstreit ausgemacht werden. Die SPÖ hatte offiziell und bereits in einer
Langzeitkampagne Arbeit bzw. Soziales, Gesundheit und Bildung als Top-
Themen ihrer Wahlwerbung angekündigt. Tatsächlich sahen nicht nur
österreichweit (Filzmaier/Hajek 2007), sondern genauso in Kärnten – siehe
Tabelle 7 – jeweils um bzw. über 90 Prozent der Wähler diese Themen als
besonders wichtig an. Parallel dazu erzielte mit der funktionierenden Wirt-
schaft nur ein klassisches ÖVP-Thema ähnliche Spitzenwerte. Das kam
jedoch in Kärnten primär der Landeshauptmannpartei BZÖ zugute. Die
Sicherheitspolitik als mögliches Hoffnungsthema der ÖVP rangierte ver-
gleichsweise hinter ferner liefen.

Die Tabelle 7 zeigt außerdem nachdrücklich, dass themenbezogene Wahl-
motive die Personalisierung überlagerten. Während fast alle Wähler Wirt-
schaftsfragen, die Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik sowie die Sozial- und
Gesundheitspolitik als besonders wichtig nannten, meinte das in Relation
dazu nur eine knappe Mehrheit von 60 bzw. 55 Prozent von den Spitzen-
kandidaten und den Kärntner Politikern. Quereinsteigern, die 2006 selten
waren, und neuen Parteikandidaten wurden gar von etwa drei Viertel
kaum Bedeutung zugeschrieben. Obwohl es nach Parteien große Unter-
schiede gab – Jörg Haider wies für das BZÖ viel höhere Werte auf als etwa
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Funktionierende Wirtschaft 95 3 2

Sozial- und Gesundheitspolitik 94 4 2

Arbeitsplätze (schaffen) 94 4 2

Bildung 87 10 3

Kontrolle und Verhinderung von Missständen 87 10 3

Sicherheit 77 19 4

Themen aus der Landespolitik 65 31 4

Spitzenkandidaten 60 34 6

(Positive) Arbeit der Bundesregierung 57 32 11

Kärntner Politiker 55 38 7

Protest (gegen die Bundesregierung) 50 42 8

Quereinsteiger/neue Kandidaten 21 74 5

Von den Wählern in Kärnten bezeichneten als . . .
(Auswahl)

besonders
wichtig

nicht so
wichtig

keine
Angabe

Tabelle 7: Subjektive Themenwichtigkeit für den Nationalratswahlkampf
2006 aus Sicht der Kärntner Wähler

Angaben in Prozent.

Quelle: Vorwahlbefragungen Jaksch & Partner im Auftrag der Donau-Universität Krems
(n = 1500).



Gabriel Obernosterer oder Josef Martinz für die ÖVP –, zeigte sich dennoch
eine Tendenz zur medialen Überzeichnung von Personen, während die
Bevölkerung stärker themenorientiert war. An den Kärntner Daten bemer-
kenswert war die mehrheitliche Befürwortung der am Ende abgewählten
Bundesregierung, wobei das BZÖ die schlechten ÖVP-Werte kompensie-
ren konnte. Parteiunabhängig ein für 87 Prozent der Wähler gewichtiges
Thema war die Kontrolle und Beseitigung von Missständen in der Politik.

Der Streit um die Aufstellung zweisprachiger Ortstafeln in Kärnten hat
weniger Emotionen ausgelöst, als Medienberichte glauben machten. 69
Prozent meinten, das Thema – siehe Tabelle 8 – hätte keinen Einfluss auf
ihr Wahlverhalten gehabt, nur 29 Prozent bejahten eine entsprechende
Frage. Nachdem sich die letztgenannten Wähler mit unterschiedlichen
Standpunkten im Ortstafelstreit auf mehrere Parteien aufteilten (und es
sich keinesfalls um deren hauptsächliches oder vorrangiges Wahlmotiv
handelte), muss eine entscheidende Bedeutung des medial omnipräsenten
Themas verneint werden. Unter besonders jungen oder besonders alten
Wählern, d. h. bei den unter 30-Jährigen (39 Prozent) und den über 50-Jähri-
gen (31 Prozent), gab es am ehesten eine Emotionalisierung durch die Orts-
tafeln. Nach dem Geschlecht waren Männer geringfügig mehr am Thema
interessiert als Frauen. Focus groups – moderierte Gesprächsrunden als qua-
litative Methode der Sozialforschung – indizierten eine Überdrüssigkeit
des Themas der Ortstafeln in der Bevölkerung.
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Tabelle 8: Bedeutung des Ortstafelstreits im Nationalratswahlkampf 2006
aus Sicht der Kärntner

w
. n

./
k.

 A
.

ne
in

ja(n
)

GESAMT 872 29 % 69 % 2 %

Alter bis 29 Jahre 165 39 % 61 % 0 %

30 bis 49 Jahre 339 22 % 76 % 2 %

ab 50 Jahre 367 31 % 67 % 2 %

Geschlecht weiblich 458 27 % 71 % 2 %

männlich 414 30 % 68 % 2 %

Gefragt wurde eine repräsentative Stichprobe von Kärntner Wählern, ob die Ortstafelfrage ei-
nen Einfluss auf ihr Wahlverhalten hätte.

Angaben in Prozent. 

Quellen: Vorwahlbefragungen Jaksch & Partner im Auftrag der Donau-Universität Krems
(n = 900).



3.2 Parteipräferenzen nach soziodemographischen Gruppen

Das Kärntner Ergebnis der Nationalratswahl 2006 spiegelte auch in vielen
Aspekten allgemeine Trends von Wahlen in Österreich wider, die ihrerseits
mehrheitlich internationalen Entwicklungen entsprechen:

• Spätestens seit den Achtzigerjahren kann eine Geschlechterkluft (gender
gap) beobachtet werden, d. h., Frauen und Männer weisen ein signifikant
unterschiedliches Wahlverhalten auf.

• Parallel dazu gibt es als „Generationenkluft“ (generation gap) erhebliche
Altersdifferenzen, d. h., das Wahlverhalten der unter 30-Jährigen und
der über 50-Jährigen weicht dramatisch voneinander ab.

• Nach Berufsgruppen gab es seit 1999 (und davor) große Veränderungen
unter den Arbeiterstimmen. 

Bezogen auf die Geschlechterkluft stimmten 2002 auf Bundesebene 50 Pro-
zent der Frauen und nur 39 Prozent der Männer für die SPÖ bzw. die Grü-
nen. Umgekehrt wählten 56 Prozent der Männer ÖVP oder FPÖ, während
nur 48 Prozent der Frauen für eine der beiden damaligen Regierungspar-
teien votierten. Männer wählen demzufolge zunehmend Mitte-Rechts-Par-
teien, während Frauen wenigstens auf Bundesebene Mitte-Links stehende
Parteien bevorzugen. Die Nationalratswahl von 2006 setzte diesen Trend
eindeutig fort (OGM 2006; Filzmaier/Hajek 2007): SPÖ und Grüne kamen
bei den Frauen auf exakt 50 Prozent der Stimmen, während unter den Män-
nern beide Parteien in Summe nur 42 Prozent erreichten. Rechts der Mitte,
d. h. seitens der Parteien ÖVP, FPÖ und BZÖ, gab es eine männliche Mehr-
heit (53 Prozent), während die Frauen den drei genannten Parteien nur 47
Prozent der Wählerstimmen gebracht hätten. In Kärnten ist das Klischee,
dass die SPÖ-Landespartei bzw. generell eine Partei mit einer weiblichen
Parteichefin automatisch vermehrt Wählerinnen ansprechen würde, nur
bedingt richtig. Die SPÖ lag in Relation zum BZÖ unter den Kärntner
Frauen etwas und gegenüber der ÖVP deutlich besser, doch war das Ergeb-
nis – in einer Vorwahlbefragung gaben etwa 4 Prozent mehr Frauen als
Männer ihre SPÖ-Präferenz an, das würde etwa 37 bis 38 Prozent Frauen-
und 32 bis 33 Prozent Männerstimmen für die Partei entsprechen (Jaksch
& Partner 2006) – in Relation zum Bundestrend eines unterschiedlichen
Wahlverhaltens von Männern und Frauen nicht signifikant. Allerdings kor-
relieren die Kärntner Daten stark mit dem schwachen Sozialimage der ÖVP
(und dem diesbezüglich relativ guten Image des BZÖ in Kärnten), welches
bei Frauen vermutlich stark das Wahlergebnis beeinflussend wirkte. Die
Kärntner Grünen werden nach wie vor mehrheitlich von Frauen gewählt.

Neben dem gender gap kam auch in der Nationalratswahl 2006 der genera-
tion gap zum Tragen. Die Traditionsparteien SPÖ und ÖVP konnten
gemeinsam, obgleich mit großen internen Verschiebungen, bei den über 50-
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Jährigen satte 81 Prozent der Wählerstimmen auf sich vereinen (2002 waren
es 79 Prozent, siehe dazu ebenfalls OGM 2006 und Filzmaier/Hajek 2007),
während bei den unter 30-Jährigen lediglich 58 Prozent der SPÖ oder der
ÖVP ihre Stimme gaben. Die beiden Großparteien haben 2006 bundesweit
in der jüngsten Generation jeweils acht Prozentpunkte verloren. Die Sozi-
aldemokraten hatten gar nur mehr ein Viertel dieser Wählergruppe hinter
sich, was zukünftige Wahlerfolge erschweren könnte. Obwohl sich mit
dem Älterwerden das Wahlverhalten hin zu traditionellen Parteien ändern
kann, ergibt sich langfristig für die SPÖ (und ÖVP) ein strategisches
Dilemma. In Kärnten sind sichere (Stamm-)Wähler unter den Altersgrup-
pen nicht extrem unterschiedlich zwischen SPÖ und BZÖ verteilt. Das BZÖ
verfügt jedoch über eindeutig mehr Potential unter jüngeren Kärntnern als
Wechselwähler, die SPÖ geschlechtsunabhängig über einfachere Wachs-
tumschancen unter den über 50-Jährigen. Insgesamt haben auch in Kärn-
ten um rund 15 Prozentpunkte mehr Angehörige der 50-plus-Generation
die SPÖ gewählt als unter den bis 30-Jährigen (Jaksch & Partner 2006). Das
BZÖ und vergleichsweise die Grünen haben umgekehrt bei den jüngeren
Wählern fast zu den Traditionsparteien aufschließen können. Die über 50-
Jährigen sind hingegen gegenüber den Grünen weiterhin äußerst skeptisch
eingestellt, nur 1 bis 2 Prozent aus dieser Gruppe gaben in Kärnten eine
Grünstimme ab. Wollen die Grünen in Zukunft den Sprung von einer
Klein- zu einer Mittelpartei schaffen, müssen sie folgerichtig versuchen,
auch die ältere Generation – welche in absoluten Zahlen zumeist den größ-
ten Teil der tatsächlichen Wähler stellt – mit gezieltem agenda setting anzu-
sprechen.
Von zentraler Bedeutung 2006 war das Wahlverhalten der Arbeiterschaft,
wobei – vor allem auch in Kärnten – viele Arbeiterstimmen bis 1999
zunächst von der SPÖ zur FPÖ wanderten, bevor Letztere hier 2002 ihre
schwersten Stimmenverluste hinnehmen musste. Allerdings gab es vor vier
Jahren keine Rückorientierung zu einem typischen und an Klassen gebun-
denen Wahlverhalten der vormals SPÖ-dominierten Arbeitergruppe, son-
dern eine partielle Umorientierung zugunsten der ÖVP. Nur ein kleiner Teil
der von der FPÖ abgewanderten Arbeiterstimmen – vorwiegend Frauen –
wanderte damals zur SPÖ zurück. 2006 jedoch kehrten viele in den Schoß
der vormals klassischen Arbeiterpartei SPÖ zurück. Jeder zweite Arbeiter
wählte in der Nationalratswahl 2006 die Sozialdemokratie, nur jeder fünfte
das BZÖ oder die Freiheitlichen. Das Ergebnis war für die SPÖ somit erfreu-
lich, stellt jedoch keine Zukunftsorientierung dar, repräsentieren doch die
Arbeiter eine zahlenmäßig stetig schrumpfende Berufsgruppe, die zudem –
besonders die jüngeren Wähler unter den Arbeitern – äußerst volatil ist und
besonders auf populistische Kampagnen und Themen reflektiert.
Die genannten Punkte sind vor dem Hintergrund einer Vertrauenskrise tra-
ditioneller Parteien und Politikfunktionäre zu beachten, d. h. es gibt ein
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Wählerpotential, das den Anteil von Protest- bzw. Kritikstimmen für Klein-
parteien erhöht und/oder das neue Parteien nutzen können, um Mandats-
stärke zu erreichen. Obwohl die Liste von Hans-Peter Martin den Einzug
in den Nationalrat 2006 nicht erreicht hat, besteht ein zunehmender
Wunsch nach Politikern bzw. Parteien „anderen Typs“, d. h. die sich in
ihrem Auftreten und Arbeit von der etablierten Politikelite unterscheiden.
In Kärnten hat es Jörg Haider als ungewöhnlicher Politiker wiederholt
geschafft, trotz Regierungsfunktion diesem Wunsch am ehesten zu ent-
sprechen bzw. ihn – obwohl ein logischer Widerspruch – mit dem Amtsin-
haberbonus zu verbinden.

4. Politisches Informationsverhalten

Generell ist der Medienkonsum – in der Reihenfolge Fernsehen, Radio-
hören und Zeitunglesen auf den ersten Plätzen vor Telefonieren, Familie
und Freunden, Unternehmungen usw. – die primäre Freizeitbeschäftigung
der Österreicher und der Kärntner. Für die politische Informationsbe-
schaffung ergab sich auf die Zeit des Nationalratswahlkampfs 2006 bezo-
gen für Kärnten – siehe dazu die Tabellen 9 und 10 – folgendes Bild:
• Zeitungen sind in Kärnten wichtiger als anderswo, denn nach der sub-

jektiven (!) Wichtigkeit lagen für die Kärntner das Fernsehen und die
Tageszeitungen mit 69 bzw. 70 Prozent Nennungen nahezu gleichauf.
Das widerspricht nahezu völlig den Daten auf Bundesebene: Fast drei
Viertel (71 Prozent) aller österreichischen Wähler bzw. Wahlberechtigten
nannten im Nationalratswahlkampf das Fernsehen als wichtige Infor-
mationsquelle, während nur 55 Prozent dasselbe von Tageszeitungen
behaupteten (Filzmaier/Hajek 2007). Summiert man die Werte für Tages-
mit jenen für Wochen- bzw. Monatszeitschriften, ergibt sich für Kärnten
ein Bedeutungsvorsprung der Zeitungen vor dem Fernsehen, während
es ansonsten in Österreich umgekehrt ist. Am wichtigsten ist das Fernse-
hen in Kärnten – mit allerdings nicht extremen Abweichungen – für ältere
Menschen und in ländlichen Gebieten sowie für Wähler der Großpar-
teien. (Tages-)Zeitungen haben eine überdurchschnittliche Bedeutung
für über 50-Jährige, für Nicht-Selbständige und ältere Nicht-Pensionisten
(Arbeiter, Angestellte und Arbeiter) und für Grün-Anhänger.

• Das Fernsehen ist subjektiv deutlich glaubwürdiger, als Zeitungen es
sind, doch ist auch hier die Differenz in Kärnten geringer als anderswo.
Bundesweit erscheint das Fernsehen in Nationalratswahlkämpfen min-
destens doppelt so glaubwürdig wie Zeitungen, in Kärnten nur um rund
zehn Prozentpunkte glaubwürdiger. Während es kaum geschlechtsspe-
zifische Unterschiede gab, nimmt – auf die Politikberichterstattung zur
Nationalratswahl 2006 bezogen – die Glaubwürdigkeit sowohl des Fern-
sehens als auch der Zeitungen mit steigendem Lebensalter ab. So
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bezeichneten in Summe 72 Prozent der unter 30-Jährigen eines der bei-
den Medien als am glaubwürdigsten, jedoch taten das lediglich 59 Pro-
zent der über 50-Jährigen. Bezogen auf Berufsgruppen kann vereinfacht
festgestellt werden, dass analog zum Vertrauensverlust unter den älte-
ren Wählern primär Pensionisten dem Fernsehen misstrauen. Regional
vertrauen Landbewohner dem Fernsehen mehr als Städter. Zu beachten
ist in allen Fällen, dass aufgrund der Marktverhältnisse alle Fernsehbe-
urteilungen sich primär auf den ORF beziehen. 

Als Massenmedien lediglich ergänzende Funktionen für die politische
Informationsvermittlung leisten neben Fernsehen und Zeitungen das
Radio und das Internet. 34 Prozent der Kärntner bezeichneten das Radio
als wichtige Quelle, nur 3 Prozent – gegenüber 10 Prozent bundesweit – das
Internet. Beeindruckend war außerdem, dass sowohl hinsichtlich der
Wichtigkeit von politischen Informationsquellen als auch bezogen auf ihre
Glaubwürdigkeit persönliche Gespräche einen vergleichsweise geringen
Stellenwert haben. Bemerkenswerterweise waren sehr viele Kärntner (ein
Drittel) unsicher, jene politische Informationsquelle zu benennen, die ihnen
am glaubwürdigsten erscheint.
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GESAMT 872 34 % 69 % 70 % 9 % 10 % 29 % 4 %

Alter bis 29 Jahre 165 29 % 61 % 66 % 7 % 18 % 31 % 2 %

30 bis 49 Jahre 339 36 % 68 % 69 % 11 % 11 % 27 % 3 %

ab 50 Jahre 367 34 % 73 % 72 % 9 % 5 % 31 % 5 %

Geschlecht weiblich 458 37 % 69 % 68 % 10 % 5 % 31 % 4 %

männlich 414 31 % 68 % 71 % 9 % 14 % 27 % 3 %

Tabelle 9: Wichtigkeit politischer Informationsquellen der Kärntner im
Nationalratswahlkampf 2006

Die gestützte Fragestellung lautete: „Was waren für Sie die wichtigsten Informationsquellen
im Nationalratswahlkampf?“

Angaben als Mehrfachnennungen in Prozent. 

Quelle: Vorwahlbefragungen Jaksch & Partner im Auftrag der Donau-Universität Krems
(n = 900).



5. Ausblick 
Nach der Nationalratswahl kann die SPÖ als leichter Favorit für die kom-
mende Landtagswahl gesehen werden. Doch so paradox es klingt: Die
Zukunft der Kärntner SPÖ liegt in den Händen des bürgerlichen Lagers,
insbesondere der Kärntner ÖVP. Solange diese extrem schwach ist,
bekommt Jörg Haider massenhaft Stimmen geschenkt. Denn, wie beschrie-
ben, es gibt in Kärnten keine nennenswerte Wählerwanderung zwischen
SPÖ und ÖVP. Von 1999 bis 2004 wechselten bei den Landtagswahlen trotz
rund 440.000 Wahlberechtigten in Summe lediglich 7000 zwischen diesen
Parteien (siehe dazu SORA-Daten, zitiert in Filzmaier/Hajek 2004 bzw.
2005 und Filzmaier 2005). Jede ÖVP-Niederlage ist somit ein Garant für Tri-
umphe Haiders.

Die ÖVP hat als Wahlverlierer in Kärnten 2006 gegenüber allen anderen
Parteien Stimmen eingebüßt und diese an die Nichtwähler abgegeben.
Daraus folgt, dass die ÖVP einerseits den Großteil der Zugewinne aus 2002
von der FPÖ wieder verlor. Andererseits waren die unzureichende Mobi-
lisierung und daraus resultierende Abgänge bisheriger Stammwähler
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GESAMT 872 13 % 39 % 27 % 2 % 3 % 8 % 33 %

Alter bis 29 Jahre 165 16 % 37 % 35 % 3 % 7 % 14 % 24 %

30 bis 49 Jahre 339 14 % 45 % 26 % 2 % 3 % 6 % 29 %

ab 50 Jahre 367 11 % 35 % 24 % 2 % 0 % 7 % 41 %

Geschlecht weiblich 458 14 % 39 % 25 % 2 % 1 % 8 % 35 %

männlich 414 12 % 40 % 29 % 3 % 4 % 7 % 32 %

Tabelle 10: Glaubwürdigkeit politischer Informationsquellen der Kärntner
im Nationalratswahlkampf 2006

Die gestützte Fragestellung lautete: „Was waren für Sie die wichtigsten Informationsquellen
im Nationalratswahlkampf?“

Angaben als Mehrfachnennungen in Prozent. 

Quelle: Vorwahlbefragungen Jaksch & Partner im Auftrag der Donau-Universität Krems
(n = 900).



dafür verantwortlich, dass das Ergebnis von 30 Prozent im Jahr 2002 nicht
annähernd erreicht werden konnte. Allerdings ergibt sich für die ÖVP bei
den Wählerströmen zugleich das grundsätzliche Problem, dass man

a) über weniger Stammwähler verfügt und daher eine größere – manch-
mal unrealistisch hohe – Zahl von Wechselwählern gewinnen muss und

b) innerhalb der Mitte-Rechts-Parteien ÖVP, FPÖ und BZÖ einen großen
– vielleicht ebenso unrealistischen – Anteil der Stimmen auf sich verei-
nigen muss.

Das bedeutet jedoch umgekehrt, dass eine Erholung der Kärntner ÖVP in
den Bereich der untersten Mittelmäßigkeit von 15 bis 20 Prozent – statt 11
Prozent im Jahr 2004 – fast schon Haiders Ende bedeuten könnte. Jeder
schwarze Prozentpunkt stört die SPÖ nicht, sondern geht direkt weg vom
BZÖ. Wenn die traditionelle FPÖ in Kärnten halbwegs am Leben bleibt,
verlieren die Orangen zusätzlich. Von Kriemhild Trattnig und Kollegen
bzw. Gesinnungsgenossen will die SPÖ-Vorsitzende Gaby Schaunig ver-
mutlich nicht einmal Wahlsiege geschenkt. Trotzdem ist es so.

Wann gewählt wird? Routinemäßig im März 2009. Das jedoch könnte das
BZÖ und Jörg Haider aufgrund der gleichzeitigen Gemeinderatswahlen
scheuen wie der Teufel das Weihwasser. Die Hausmacht der roten Bürger-
meister, ansonsten in ihrer Unterstützung für die SPÖ-Landesspitze eine
Gruppe höchst unsicherer Parteigänger, würde parallel für Schaunig lau-
fen wie nie zuvor. Bleiben 2007 oder 2008. Einen Neuwahlantrag der SPÖ
gibt es seit Monaten. Er vermodert im zuständigen Ausschuss des Land-
tags. Der dortige BZÖ-Vorsitzende bestimmt die Tagesordnung. Will er es
nicht auf eine Abstimmung ankommen lassen? Im Plenum wären nur zwei
BZÖ-Überläufer einer zuviel. Trotz Fraktionsdisziplin bis hin zur Vasal-
lentreue könnte es orange Mandatare geben, die sich ein politisches Leben
nach Jörg Haider überlegen. Mittelbar könnten SPÖ und ÖVP Neuwahlen
erzwingen, wenn sie alle Budgetbeschlüsse blockieren. Die Schlüsselfrage
für Haiders Zukunft lautet daher, wie sich die ÖVP verhält. Ansonsten ent-
scheidet die Psychologie Haiders. Es soll Menschen geben, die ihren letz-
ten Kampf nicht zwei Jahre vor sich herschieben wollen. Haider will es viel-
leicht schnell hinter sich bringen. So oder so. Der Haken dabei: Neuwahl-
ideen sind momentan wenig populär.

Literatur:
Filzmaier, Peter (2005), Alles Haider, oder was? Die Kärntner Landtagswahlen 2004 und ihre Fol-
gen, in: Andreas Khol u. a. (Hg.), Österreichisches Jahrbuch für Politik 2004, Wien/München,
S. 111–142.

Filzmaier, Peter/Peter Hajek (2004), Das Kärntner Wahljahr 2004, in: Karl Anderwald/Peter
Filzmaier/Karl Hren (Hg.), Kärntner Jahrbuch für Politik 2004, Klagenfurt, S. 9–42.
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Filzmaier, Peter/Peter Hajek (2007), Die Nationalratswahl 2006: Ergebnisse und Wahlverhalten,
in: Peter Filzmaier/Peter Plaikner/Karl Duffek (Hg.), Mediendemokratie Österreich, Wien (im
Erscheinen).

Jaksch & Partner (2006), Landespolitikumfragen in Kärnten, Linz.
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1 Alle personenbezogenen Formulierungen verstehen sich, wo inhaltlich passend, in der ge-
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Uwe Sommersguter

Einfluss der Politik auf die Medien
im Wahljahr 2006
„Einfluss der Politik auf die Medien im Wahljahr 2006“ lautet das Thema
dieses Jahrbuch-Beitrages. Der vorerst verschollene Zwillingsbruder die-
ser Überschrift müsste lauten: „Einfluss der Medien auf die Politik im
Wahljahr 2006“. Denn Politik und Medien, Reaktion und Aktion, Äußerung
und Gegenäußerung, sind zu einem synchronen Paarlauf geworden.
Radio, Fernsehen, Print, Mobile und Internet wurden zum Taktgeber für
politische Meinungsäußerung. Kundgebungen und Wahlveranstaltungen
– einst bevorzugte Präsentationsform der Politik vor Wahlen – degenerie-
ren häufig zur Showbühne für die sogenannte „Nachberichterstattung“.
Sager ersetzen die Aussagen. Formulierungen wurden wichtiger als Über-
zeugungen. Ein Beispiel: Die noch immer beliebten Politiker-Gespräche auf
Marktplätzen mit Passanten gewinnen deutlich an „Mehrwert“, wenn
Journalisten, zumindest ein Fotograf, jenes Bild dokumentieren, das außer-
halb der Wahlzeiten beinahe Seltenheitswert hat: Politiker hören den „klei-
nen Menschen“ zu. Ist das Foto im Kasten, ist das „Auf-Wiedersehen“
meist nicht weit.

Die „Spin-Doktoren“ in den wahlwerbenden Gruppierungen lassen sich
zwar nicht mehr gerne so benennen  – zu traumatisch war Andreas Rudas’
„Klimakatastrophe“ 1999 –, sie aber sind es, die den Takt für das Medien-
spektakel rund um den jeweiligen Kandidaten schlagen. Bereits Minuten
nach TV-Wahlkonfrontationen zaubern diese Polit-Sekundanten Umfragen
hervor, wonach der eigene Kandidat natürlich deutlich besser abgeschnit-
ten habe als der jeweilige Duellant. Auch sonst ist ihnen kein Schmutzkü-
bel zu voluminös. Für angebliche oder echte Affären – und an Ersterem wie
Zweiterem war der Nationalratswahlkampf 2006 reich – wird von Spin-
Doktoren je nach Betroffenheitsgrad die politische Todesstrafe eingefordert
oder die nachsichtige Begnadigung. Nicht ohne dass die Polit-Mongolen in
den Parteisekretariaten vergessen, sogleich einen Gegenangriff zu reiten.
Manchmal überrollten die Ereignisse aber selbst ausgeklügelte Kalinas,
Darabos’ & Co: Erst als die Bawag-Punze wie mit Loctite geklebt an der
SPÖ zu haften schien, riefen Gusenbauers Hintermänner in politischer
Todesvorahnung plötzlich einen schwarzen Bawag-Skandal aus. Dass
Kanzler, Finanzminister und Ex-Parteichefs Flöttl, Elsner & Co beehrten
oder gar aufsuchten, versuchte der schwarze Gegenspieler Lopatka wie-
derum als Lappalie herunterzuspielen. Tatsächliche oder auch vermeintli-
che Fehler werden mehr denn je zuvor in Windeseile genützt, aufge-
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bauscht, dramatisiert – doch ebenso schnell verflacht häufig die Erre-
gungskurve. Jede noch so an den Haaren herbeigezogene „Staatsaffäre“ –
vor allem rund um den (tatsächlichen) Bawag-Milliardenskandal – schlug
im Vorfeld der Wahl mediale Wellen. Wenngleich so mancher gefährliche
Aufdeckungs-Tsunami oftmals bereits nach wenigen Tagen, dank Online-
berichterstattung bereits sogar nach schon einigen Stunden, zu harmlosem
Wellengang verebbte. 

Ausschlaggebend dafür: Die Online- und Mobile-Wahlberichterstattung
erlebte 2006 den Durchbruch. Nicht unbedingt weil sich im weltweiten
Dickicht des Internets und via SMS neue, bislang unbekannte Botschaften
vermitteln ließen (das bisweilen auch, weil neue Formen der Kommunika-
tion, besser: Agitation, vor allem im Internet möglich wurden). Die unge-
heure Geschwindigkeit und die Möglichkeit dieser Medien machen aus
den „Nachrichten“ von einst die „News“ von heute, aus staatstragenden
Kommentaren werden beliebige Allerwelts-Blogs und aus (einst unge-
heuer wichtigen!) Leserbriefseiten in Zeitungen Web-Postings, derer es
Sand am Meer gibt (und die oft, aber natürlich nicht immer, gefälscht, par-
don: gefakt, sind). 

Der Weg einer Nachricht in Wahlkampf-Zeiten von der Wiege bis zur Bahre
dauerte einst mindestens drei Tage und spielte sich in etwa so ab: Tag 1 –
der Politiker gibt eine Pressekonferenz oder macht eine Presseaussendung.
Dann passierte meist – gar nichts. Tag 2 – ist diese Nachricht halbwegs von
Interesse, geben Journalisten ihren Senf dazu, kommentieren diese also. All
das findet sich in einem Zeitungsartikel wieder. Der politische Mitbewer-
ber zürnt, ruft an, schickt Faxe, schreibt Aussendungen. Tag 3: Die Meldung
findet ihre Fortsetzung in einem – kleineren – Bericht. Möglicherweise tru-
delten an den Tagen vier bis acht sogar noch eine Reihe von Leserbriefen
in den Zeitungsredaktionen ein. Eine Woche Politik-Berichterstattung war
gesichert.

Heute spielt sich der Lebenslauf von „News“ im Zeitraffer ab, vergehen
nur wenige Stunden von der vermeintlichen Sternengeburt bis zum Ver-
glühen der tatsächlichen Sternschnuppe. Das (in diesem Fall frei erfun-
dene) Muster ist im Grunde stets dasselbe. – 10 Uhr: Partei X schüttet
andersfarbigen Politiker Y mit Vorwürfen an. 10.08 Uhr: Die ersten Nach-
richten-SMS schießen durch den Äther. 10.28: Auf der Zeitungs-Website
werden die Vorwürfe auf einem besonders prominenten Platz der Website
veröffentlicht. 10.32: Die Partei des Herrn Y jagt Presseaussendungen via
Internet und Fax an die Redaktionen – deren Kernsatz lautet: „Nichts dran
an infamen Behauptungen.“ 11.00: In den Radionachrichten wird an pro-
minenter Stelle über Rede und Widerrede berichtet.  Zwischen 11.04 und
11.48 schicken die Parteisekretäre von X und Y Presseaussendungen son-
der Zahl aus. 11.55: Nach Sichtung von Pro- und Contraargumenten ent-
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schließen sich die Nachrichtenredakteure zwischen Bregenz und Wien,
dass diese Meldung doch kaum Bedeutung hat. Je nach Platzangebot lan-
den die Faxe und E-Mails entweder bei den Kurzmeldungen oder im vir-
tuellen Papierkorb. Nur mehr ein Radiosender hat in seinen 12.55-Uhr-
Nachrichten die – offensichtlich – schwer überschätzte Skandal-Ente auf
Sendung. 17.10: Jene zwei Tageszeitungen, die sich zu einer Kurzmeldung
entschlossen haben, werfen diese endgültig raus, weil um 17.00 die Partei
Z unglaubliche Behauptungen zu Herrn A aufgestellt hat und dieser Mel-
dung absoluter Vorrang eingeräumt wird . . . 17.21: Der vermeintliche Skan-
dal ist am Nachrichtenfriedhof gelandet. – Sieben Stunden nach seiner
(Fehl-)Geburt. Die Parteisekretäre reiben sich die Hände – das war wieder
ein guter Tag . . .

Die Beliebigkeit und bisweilen Nichtigkeit von politischen Nachrichten,
meist verpackt in Presseaussendungen, und deren oft zweifelhafter Wert
gerade vor Wahlauseinandersetzungen haben enorm zugenommen. Der
Wert dieser Beschäftigungstherapie ist für Pressesprecher und Landesge-
schäftsführer zweifelsohne ein anderer, weil arbeitsmarkttechnisch
gerechtfertigt, als für die genervten Medien. Im „Off“ bestätigen diese für
den Unterhaltungswert der Politik zweifellos wichtigen Persönlichkeiten,
dass ihre Presseaussendungen lediglich den Zweck erfüllen, „den anderen
(Kollegen, Anm.) das Maul zu stopfen“ – an einen Abdruck glaubt ohnehin
keiner mehr. – Außer es gelingt, besonders harsch, besonders brutal, beson-
ders tief unter  der Gürtellinie zu formulieren. Sollte das noch im Rahmen
der Gesetze (Achtung, üble Nachrede!) gelingen, ist der Autor ohnehin ein
Meister seines Faches. Und selbst dann blüht diesen Aussendungen selten
die Gnade der Druckerschwärze.

Den Eindruck, dass der Wahlkampf für Nationalratswahlen 2006 ausge-
sprochen schmutzig und über weite Strecken an den wahren Problemen
der Menschen vorbeigeführt wurde, teilte auch die „Neue Zürcher Zei-
tung“, die kurz vor den Wahlen kommentierte: „Der harmlos-harmonische
Eindruck in Klagenfurt trügt. Wahlversammlungen auf Plätzen und Märk-
ten sind längst nicht mehr die wichtigsten Schauplätze des Wahlkampfs.
Die eigentlichen Wahlschlachten werden in Fernsehduellen und auf den
omnipräsenten Plakaten geschlagen. Beobachter sprechen kaum übertrie-
ben von der übelsten Wahlkampf-Schlammschlacht der Zweiten Republik,
und der stets besonnene Bundespräsident Fischer sah sich veranlasst, die
politischen Kontrahenten zur Mäßigung zu mahnen.“ Die Folge: Öster-
reich ekelte sich.

Letztlich sprach auch das Wahlergebnis eine deutliche Sprache: Der über
weite Strecken erschreckend  themenlos geführte Kanzlerwahlkampf der
ÖVP endete mit einer deutlichen Niederlage der Volkspartei, während die
bawagkrisengebeutelte SPÖ in der Verzweiflung zu ungewohnter Agilität

31



fand. – Und noch dazu das Kunststück schaffte, mit genau drei Themen –
Pensionen, Bildung und Gesundheit – absolut führend zu sein. Mehr Ren-
ten, bessere Schulen und Unis, leistbare Gesundheit für alle – das allein
reichte 2006 schon aus, Wahlen erfolgreich zu schlagen. Das mag zwar
zugespitzt sein, entspricht jedoch der Realität. 

Alles andere: Schall und Rauch, Theaterdonner, der sich verzogen hat,
sobald die erste Hochrechnung über den Fernsehschirm flimmerte. Dafür
trieb vielen zu diesem Zeitpunkt – vor allem den Verlierern – der Groll
gegen die Meinungsforscher langsam die Zornesröte ins Gesicht. „Wieder
einmal“ haben die Damen und Herren Demoskopen, schimpfen irregelei-
tete Leitartikler und Loser unisono, „die Wahl beeinflusst“. – „Wieder ein-
mal“ wurde eine Partei – diesmal die ÖVP – nach oben lizitiert, sodass der
potenzielle Wähler und wohl auch die Wahlwerber behäbig und antriebs-
los wurden und die schönen Spätsommertage 2006 – vor allem aber den
Wahltag – lieber dem Kaiserwetter widmeten als dem „schwarzen Napo-
leon“. 

Dabei ist diesmal der Demoskopie wenig vorzuwerfen. Hunderttausende
Wähler haben erst in den letzten Tagen, ja Stunden vor der Wahl ihre Ent-
scheidung getroffen. Prognose: unmöglich. Und: Die Schwankungsbreiten
von plus bzw. minus 4 oder 5 Prozent – je nach dem tatsächlich ausge-
schöpften Umfragen-Sample – sind nicht wegzudiskutieren. Und inner-
halb solcher Schwankungsbreiten war der Führungswechsel zwischen
ÖVP und SPÖ, die in den Umfragen seit Monaten nur Platz zwei belegte,
auch locker drinnen. Also keine Rede von Versagen – bestenfalls von Offen-
barungseid, dass die Meinungsforschung mit ihren Werkzeugen definitiv
keine exakten Ergebnisse voraussagen kann. 

Faktum ist, dass die Demoskopie die Rache der Medien an der Politik ist.
Mit Meinungsumfragen ist Stimmung zu machen und sind Wähler zu
mobilisieren. Meinungsumfragen schaffen Tatsachen – zwar nicht über den
wirklichen Verlauf der Wahlen, aber momentan gültige Fakten zu den
(interpretierten) Ausgangsbedingungen. Meinungsumfragen machen die
Politjunkies in den Redaktionen und Parteisekretariaten je nach Wetterlage
high, euphorisch, sauer, demoralisiert, mutig, geben Kraft oder auch den
virtuellen Todesstoß. Meinungsumfragen gelten als eine der bevorzugten
Vergnügungen unserer Starmania-geeichten Generation – man kann zwar
(leider) den Umfragen-Loser nicht wirklich rauswählen, aber vermeintlich.
Ein wochen-, oft monatelang andauerndes Spiel mit offensichtlich hohem
„Fun-Faktor“ für Medien und wohl auch deren Konsumenten.

Etwas außer Mode gekommen sind 2006 sogenannte Homestorys. Wohl
auch, weil des Finanzministers Privatleben – oft und gerne und zumeist
offenherzig den nationalen wie auch internationalen Medien dargeboten –
nicht zu toppen gewesen wäre. Wer als seriöser Politiker (und nicht als
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Schwiegersohn) Punkte sammeln will, gibt mittlerweile wieder den Poli-
tikseiten den Vorzug. Wobei sich so mancher auch gar nicht für den Boule-
vard geeignet hätte. Alfred Gusenbauer etwa urlaubte zwar statt auf Capri
in Marbella, blieb aber von Paparazzi weitgehend verschont. Offenbar
rechnete sich kein Medium ernsthaft Auflagensprünge aus, ginge es mit
anzüglichen, wenngleich etwas unscharfen Fotos des SP-Chefs auf der
Titelseite am Kiosk auf Leserjagd. Auch dürfte der Glamourfaktor Eva Stei-
ners deutlich unter dem von Grassers Angetrauter Fiona Swarovski liegen.

Viel spekuliert wurde im Nachtrag zu den Wahlen über die Gründe der
Verluste der ÖVP – und auch die Medien bekamen einen Teil der Schuld
zugewiesen. Nicht nur weil die vielen veröffentlichten Meinungsumfragen
angeblich die schwarzen Anhänger so träge machten, sondern auch, weil
geschickt von der SPÖ und den Grünen lancierte Begriffe wie „Bildungs-
misere“ und „Pflegenotstand“ zum Teil der politischen Alltagssprache
wurden. Vor allem deshalb, weil die ÖVP den hinter diesen Schlagworten
stehenden auch wirklich existierenden Problemen nur Feelgood-Parolen
entgegensetzte und vermeinte, das Negieren von Problemen sei ein taugli-
ches Politik-Konzept. 

Wie sehr oder wenig der medial massiv (in allen Facetten) gespielte Bawag-
Skandal die Wahlen letztlich beeinflusste (das Ergebnis lässt die Interpre-
tation zu, nicht allzu sehr; die SPÖ meint freilich, ihr Erfolg wäre deutlich
größer gewesen, hätte die „VP-gelenkte Kampagne“ nicht über Monate die
Schlagzeilen dominiert), ist strittig; Tatsache ist, dass am Schluss deutliche
Abnützungserscheinungen in der Resonanz der Bevölkerung sichtbar wur-
den. Was retrospektiv auffiel: während Wolfgang Flöttls Honorar an Ex-
Kanzler Franz Vranitzky zwecks „Euro-Umstellungs-Beratung“ kaum
nachhaltige Aufregung bewirkte, hinterließen Josef Taus’ Besuch bei Hel-
mut Elsner (siehe oben) sowie Wolfgang Schüssels Reise nach Sofia auf
Bawag-Kosten durchaus einen für die Schwarzen sehr schalen Nachge-
schmack. Irgendwie, murrte das desillusionierte Wahlvolk, „stecken eh alle
unter einer Decke“. „Danke, Pepi!“, hieß es nach der Wahl hinter gar nicht
mehr vorgehaltener Hand. Der in den siebziger Jahren bereits gegen Bruno
Kreisky mit Bomben und Granaten gescheiterte Ex-VP-Obmann hat mit
seiner unüberlegten Aktion die Last des dunklen Schattens der Bawag-
bzw. ÖGB-Affäre von der SPÖ genommen und auf die ÖVP projiziert. Ein
Bärendienst des Industriellen. Auch hier wurde der „Einfluss der Medien
auf die Politik“ deutlich, denn solche Ereignisse und deren politische Nach-
beben – wie auch die „undercover“ fotografierten Aufnahmen des Ex-
Bawag-Chefs in Südfrankreich – sind auf mediale Recherchetätigkeiten
zurückzuführen. Und nicht auf die detektivische Kleinarbeit von Ermitt-
lungsbehörden. Dass sich dann – recht spektakulär – auch die Gerichts-
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barkeit der Fotografie des „erkrankten“ Herrn Elsner im Porsche annahm,
gibt den medialen Berichten sogar einen offiziellen Charakter. 

Nachdem also auch die ÖVP im Bawag-Sumpf zu versinken drohte, trat in
der hitzigen Vorwahlzeit plötzlich der Orkan-Effekt ein: während der Mil-
liardenskandal mit ungebremster Zerstörungskraft durch die gewerk-
schaftliche Landschaft wütete (und noch immer wütet), herrschte im poli-
tischen Kern der Affäre bereits Regungslosigkeit, was die Mobilität der
Wählerströme betrifft – keine Partei profitierte offensichtlich maßgeblich,
keine Partei erlitt entgegen aller Prognosen massive Verluste aufgrund der
Herrenriege Verzetnitsch, Flöttl, Elsner & Co. 

Die geringe Wahlbeteiligung spricht jedenfalls dafür, dass viele verärgerte
Bürger eher zuhause blieben denn vorhatten, einen Denkzettel zu vertei-
len. Wobei gerade die historisch niedrige Wahlbeteiligung ein deutliches
Zeichen für die Übersättigung der Bevölkerung an politischer Berichter-
stattung in den Medien ist. Man stelle sich vor, mehr Medien denn je auf
mehr Kanälen denn je mit mehr Berichterstattung denn je (deren Qualität
ist hier nicht das Thema) machen die Wahlen zu Schlagzeilen – und ein
knappes Viertel der Menschen bewegt dies nicht zu den Urnen. Egal ob die-
ses Phänomen nun als Politiker- oder als Politikverdrossenheit definiert
wird: es ist auch eine Form der Verdrossenheit politischer Berichterstattung
in den Medien gegenüber.  Wohl auch, weil deren Glaubwürdigkeit im All-
gemeinen sinkt (bzw. die Bereitschaft der Menschen, jeglichen politischen
Berichten besondere Bedeutung beizumessen); wohl auch, weil sich politi-
sche Berichterstattung zunehmend (auch des Jargons betreffend) zwischen
sportlichem Kräftemessen und Personality-Shows abspielt. Für etliche
Österreicher büßte die einstige Überzeugung, Politik beeinflusse ihr per-
sönliches Leben maßgeblich, an Kraft ein. Natürlich nahm auch der
Respekt der Staatsgewalt gegenüber – das Argument, Wählen zu gehen sei
eine Staatsbürgerpflicht, greift in unserer von vielen moralischen Zwängen
befreiten Gesellschaft nicht mehr wirklich – drastisch ab.

So ist es eine Ironie der Geschichte, dass ausgerechnet dieses wahlverwei-
gernde Viertel des Stimmvolkes für den Ausgang der Wahlen letztlich den
Ausschlag gab. Derjenige, der seine Anhänger besser mobilisierte (und dies
gelang der lange Zeit am medialen Sperrfeuer leidenden SPÖ deutlich eher
– Mitleidseffekt?), stand am Wahlabend letztlich trotz der Stimmenverlu-
ste als Nummer 1 und Wahlsieger fest. Sinkende Wahlbeteilung ist in allen
westlichen Demokratien ein Trend – Österreich ist da keine Ausnahme
mehr. Ob eine neue Regierung und eine starke Opposition wieder mehr
Interesse an politischen Vorgängen zu wecken imstande sind, wird von
deren Politik, aber auch der medialen Inszenierung und – hoffentlich – der
gelungeneren Darstellung und Kommentierung von Politik in den Medien
abhängen. Dass 2006 entgegen aller Prognosen Themen und nicht Perso-
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nen den Wahlausgang stärker beeinflussten, macht jedenfalls Hoffnung,
dass auch in der medialen Berichterstattung politische Themen und deren
gesellschaftliche Folgen gegenüber Politiker-Shows und dem unreflektier-
ten Aufblasen bedeutungsloser Sager an Bedeutung gewinnen.
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Kathrin Hämmerle

Für ein zweisprachiges Kärnten:
Der Ortstafelstreit
Eine schon vorschnell gefeierte „historische“ Einigung um die Kärntner Ortstafeln
ist nach wie vor nicht in Sicht, obwohl die Gesprächsbereitschaft der bisher kon-
trär gegenüberstehenden Akteure gestiegen ist. Die Wiederaufnahme der Ausein-
andersetzung im Vorfeld der Nationalratswahl diente dem politischen Überleben
des BZÖ, dessen Hoffnungsgebiet eindeutig in Kärnten lag. Der Höhepunkt des
Konflikts war oberflächlich ein persönliches Duell von Landeshauptmann Jörg
Haider gegen Bundeskanzler Wolfgang Schüssel. Inhaltlich entwickelte sich dabei
ein durchaus spitzfindiger Zwist um den grundsätzlichen Vorrang von Demokra-
tie oder Rechtsstaatlichkeit in der verfassunggebenden Gewalt.

*
Am 16. Mai 2006 berichteten zahlreiche österreichische Medien von einer
„historischen Einigung“ in der jahrzehntelang unzureichend erfolgten
Aufstellung zweisprachiger Ortstafeln in Kärnten. Auf einer Pressekonfe-
renz präsentierten die zwei Slowenenorganisationen, der Zentralverband
der Slowenischen Organisationen mit Obmann Marjan Sturm und die
Gemeinschaft der Kärntner Sloweninnen und Slowenen mit Obmann Ber-
nard Sadovnik, gemeinsam mit dem Vertreter der Heimatverbände, Josef
Feldner, Obmann des Kärntner Heimatdienstes, eine Lösung, der intensive
Verhandlungen der ehemaligen Kontrahenten vorausgingen. Ausgelöst
durch die Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes1, schien der Wille
zum Dialog, zur Entpolarisierung einer vorhandenen No-win-Situation
und zur Versöhnung ernsthaft vorhanden zu sein2. Bundeskanzler Wolf-
gang Schüssel drängte zudem auf eine politisch zufriedenstellende Lösung
noch vor Ende der Legislaturperiode auf Basis eines breiten Konsenses. 

Statt der zum Greifen nahe scheinenden Einigung kam es Ende August
2006 – fünf Wochen vor der Nationalratswahl – in der Ortstafelfrage zu
einer Kehrtwendung zu Lasten der slowenischsprachigen Österreicher/
-innen und des verfassungs- und völkerrechtlich verbrieften Minderhei-
tenschutzes. Der Kärntner Landeshauptmann Jörg Haider kündigte unter
dem Motto „große Ortstafelerneuerung“3 die Demontage aller zweispra-
chigen topographischen Aufschriften an. Mit dieser Vorgehensweise beab-
sichtigte Jörg Haider das jüngste Erkenntnis4 des Verfassungsgerichthofes
(VfGH) zu umgehen, das die entsprechende Verordnung der BH Völker-
markt5 wegen Widerspruchs zum Minderheitenschutz im Staatsvertrag
von Wien aufgehoben hatte und somit die verordnungserlassende Behörde
verpflichtete, die einsprachigen Ortsbezeichnungen „Ebersdorf“ und
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„Bleiburg“ zu beseitigen. Seit 28. August 2006 sind die Tafeln für Bleiburg
und Ebersdorf wie im Erkenntnis des VfGH gefordert zweisprachig, aller-
dings in einer unerwarteten und etwas kuriosen Form: Die Tafeln erschei-
nen weiterhin einsprachig, lediglich auf einem Zusatzschild mit kleinerem
Schriftbild sind die slowenischen Ortsbezeichnungen zu lesen. 

Trotz dieser unerwarteten Rückkehr zur Eskalation der Situation wurden
zuvor mehrere Lösungsmodelle in der Ortstafeldebatte diskutiert, die vor
allem in Bezug auf den geforderten Mindestanteil von ansässiger slowe-
nischsprachiger Bevölkerung in Gemeinden und Ortschaften variieren. 

Das „Ortstafelerkenntnis“ („0/10“-Formel)

In seinen Erkenntnissen zum Minderheitenschutz hat der Verfassungsge-
richtshof mehrere umstrittene Fragen behandelt, wie z. B.: 

• die erforderliche Größe des Anteils der Slowenisch sprechenden Bevöl-
kerung, um diese als „gemischt“ im Sinne des Art. 7 Abs. 3 des Staats-
vertrages von Wien 1955 (StVvW) zu bezeichnen;

• die Definition der territorialen Einheit, auf die sich der Begriff des Ver-
waltungs- und Gerichtsbezirks des oben genannten Artikels bezieht;

• die Art der Erhebung des Volksgruppenanteils in diesem Gebiet;

• die unmittelbare Anwendbarkeit der Bestimmungen des Minderheiten-
schutzes des StVvW, falls der Gesetzgeber keine oder unzureichende
Ausführungsregelungen erlässt.

In der als „Ortstafelerkenntnis“ bekannten Entscheidung6 wiederholte der
VfGH seine ständige Rechtsprechung7, nach der unter dem Begriff des Ver-
waltungsbezirkes mit „gemischter Bevölkerung“ im Sinne des Art. 7
Abs. 3 des Staatsvertrages von Wien ein Gebiet zu verstehen ist, in dem
„eine größere Zahl der dort wohnenden Personen zur Minderheit gehören
müsse“ bzw. für das ein „nicht ganz unbedeutender (Minderheiten-)Pro-
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Die unterschiedlichen Positionen im Ortstafelstreit lassen sich zu Zif-
ferncodes reduzieren. Formeln wie 0/10, 10/10, 10/15, 15/15 oder
15/10 basieren auf folgender Systematik: Die erste Zahl erfordert jenen
erforderlichen Prozentsatz an ansässiger slowenischsprachiger Bevöl-
kerung in der gesamten Gemeinde für die Aufstellung einer zweispra-
chigen Ortstafel. Die zweite Zahl bezieht sich auf den erforderlichen
Prozentsatz auf Ortschaftsebene, wobei eine Gemeinde aus mehreren
Ortschaften besteht.



zentsatz“ vorliege. Ebenfalls wiederholte der VfGH in diesem „Ortstafel-
erkenntnis“ aus dem Jahr 2001 seine Aussagen aus dem Jahr zuvor: „Dem
Begriff (des Verwaltungsbezirkes mit) ‚gemischte(r) Bevölkerung’ unter-
fällt … auch (schon) eine Gemeinde, die … bei der Volkszählung 1991 einen
Anteil von 10,4  Prozent slowenisch sprechender österreichischer Wohnbe-
völkerung aufwies …“ Weiters erteilte der VfGH der Auffassung, dass jede
staatliche Regelung, die sich innerhalb der durch die völkerrechtliche Pra-
xis bestimmten Bandbreite von 5 bis 25 Prozent hält, staatsvertragskonform
sei, ausdrücklich eine Absage8.

Der VfGH wurde für diese Erkenntnisse oftmals kritisiert, da er in Über-
schreitung seiner Kompetenzen Entscheidungen treffen würde, die von der
Sache her der Politik zustehen. Auch wenn dieser Einwand prinzipiell legi-
tim erscheint, bildet er keine Entschuldigung für die folgende Missachtung
des Urteils bzw. für die Angriffe auf hohe Repräsentanten des Gerichtsho-
fes. Das Ausnützen einer zweifellos vorhandenen Lücke bei der rechts-
staatlichen Durchsetzbarkeit eines höchstrichterlichen Urteils ist einzigar-
tig und bleibt hoffentlich beispiellos in Österreich. Darüber hinaus hat es
der Bundesgesetzgeber nach Ablauf der vom VfGH gesetzten Frist mit
31. Dezember 2002 verabsäumt, ein dem Urteil entsprechendes Aus-
führungsgesetz zu erlassen, so wie es bereits nach Abschluss des Staats-
vertrages 17 Jahre dauerte, bis ein entsprechendes Ausführungsgesetz
erlassen wurde9.

Ein nur schwer wieder gutzumachendes Versäumnis, da retrospektiv fest-
gestellt werden kann, dass dadurch in weiten Kreisen der Bevölkerung der
Zusammenhang zwischen dem Abschluss des StVvW und dem Minder-
heitenschutz verloren gegangen ist10. Auch wenn gerade der Konnex zwi-
schen den damaligen Gebietsforderungen Jugoslawiens und dem nur
zögerlich erfolgten Eintausch dieser Ansprüche gegen den Schutz der Min-
derheit auf österreichischem Gebiet11 jahrzehntelang die emotional begrün-
dete Ablehnung von zweisprachigen Ortstafeln förderte. 

Vorschlag der Volksgruppe

Der Rat der Kärntner Slowenen veröffentlichte im Jahre 2004 einen
Lösungsvorschlag, der auf der 10-Prozent-Klausel des VfGH basierte, aller-
dings nur die Volkszählungen ab 1971 berücksichtigte12. Aufgrund des rela-
tiv starken Rückganges von Volksgruppenangehörigen seit 195513 umfasste
diese Forderung eine Aufstellung von 394 zweisprachigen Ortstafeln. Bei
einer Berücksichtigung aller Ortschaften, in denen 1955 10 Prozent slowe-
nisch sprechende Österreicher/-innen ansässig waren, errechneten die
Volksgruppenvertreter rund 800 zweisprachige Ortstafeln, die aufzustellen
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wären. Durch den bewussten Verzicht auf die Hälfte der ihrer Meinung
nach zustehenden zweisprachigen Ortstafeln wollten die Volksgruppen-
vertreter ihre Bereitschaft zum Kompromiss unter Beweis stellen und eine
Lösung ermöglichen.

Das Karner-Papier („10/10“-Formel)

Bereits 2005 schien es in der Ortstafelfrage zu einer „historischen Lösung“ zu
kommen, als die sogenannte „Karner-Gruppe“ rund um den Historiker Ste-
fan Karner am 13. März 2005 als Ergebnis der 2002 ohne Ergebnis abgebro-
chenen und 2005 wieder aufgenommenen Konsenskonferenzen einen
gemeinsamen Vorschlag präsentierte. Josef Feldner, Obmann des Kärntner
Heimatdienstes (KHD), Bernard Sadovnik, Obmann der Gemeinschaft der
Kärntner Sloweninnen und Slowenen (GKS), Fritz Schretter, Obmann des
Kärntner Abwehrkämpferbundes (KAB), und Marjan Sturm, Obmann des
Zentralverbandes Slowenischer Organisationen (ZSO), unterschrieben ein
Übereinkommen, in dem ein legistischer Handlungsbedarf zur Umsetzung
des Erkenntnisses des VfGH von 2001 anerkannt und die vollständige Umset-
zung der Topographieverordnung von 1977 außer Streit gestellt wird14.

Im April 2005 lud Stefan Karner die Volksgruppenorganisationen zu einem
weiteren Gespräch, zu dem Josef Feldner, Bernard Sadovnik, Fritz Schret-
ter und Marjan Sturm erschienen. Es wurde ein „Operationskalender“ aus-
gearbeitet, der eine stufenweise Aufstellung von zweisprachigen topogra-
phischen Aufschriften in insgesamt 158 Ortschaften bis zum Jahr 2010 vor-
sah. Die Grundlage bildete ein erforderlicher Prozentanteil von 10 Prozent
slowenischsprachiger ortsansässiger Bevölkerung in Gemeinde und Ort-
schaft (10/10-Lösung) auf der Basis der Volkszählung von 2001. In diesem
Operationskalender bereits enthalten ist neben der Durchführung von ver-
trauensbildenden Maßnahmen die Möglichkeit eines direktdemokrati-
schen Antragsrechtes hinsichtlich einer allfälligen Erweiterung der zwei-
sprachigen Topographie. Diese Regelung sollte später in den Medien unter
dem Begriff „Öffnungsklausel“ bekannt werden und den Stolperstein zur
Einigung darstellen15.

Das Karner-Papier vereinte ehemalige Gegner, wie ein Teil der Kärntner
Slowenenverbände mit dem Kärntner Heimatdienst. Diese erfolgreiche
„Mediation“ von Stefan Karner dürfte selbst Jörg Haider überrascht haben.
Weitere Vertreter der Kärntner Wirtschaftskammer (Franz Pacher) und
Arbeiterkammer (AK-Direktor Winfried Haider), der frühere Chefredak-
teur der Kleinen Zeitung und ehemals vehemente Ortstafelgegner Heinz
Stritzl (Obmann Plattform Kärnten) und der Obmann der Kärntner Lands-
mannschaft, Sepp Prugger, schlossen sich der Karner-Konsens-Gruppe in
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einer Art Schneeballeffekt an. Die Argumente für die Bereitschaft zum Dia-
log ähneln sich: Das kommunistische Slowenien gehöre der Vergangenheit
an und sei nun vielmehr ein Nachbar in der EU. Ziel sei es, einem zu
befürchtenden Imageschaden Kärntens im Ausland und den daraus resul-
tierenden wirtschaftlichen Nachteilen entgegenzutreten.

Jörg Haider lehnte das Karner-Papier mit der 10-Prozent-Klausel vehement
ab und drohte mit einem Veto der BZÖ-Minister/-innen, um den erforder-
lichen einstimmigen Beschluss für die Verordnung im Ministerrat zu ver-
hindern. Der KAB rückte trotz anfänglicher Teilnahme an den Gesprächen
vom Kompromiss ab, ebenso wie der Rat der Kärntner Slowenen, der seine
Zustimmung von der Erfüllung weiterer Forderungen abhängig machte. 

Der Schüssel-Entwurf 
Bundeskanzler Wolfgang Schüssel schickte am 11. Mai 2006 seinen Vor-
schlag zur Reparatur der Kärntner Ortstafelregelung in Begutachtung. Der
Schüssel-Entwurf zur Topographieverordnung Kärnten basierte auf dem
Karner-Papier und sah dementsprechend 158 zweisprachige Tafeln vor, die
binnen angemessener Frist, jedenfalls aber bis 31. Dezember 2009, anzu-
bringen wären. Diese Durchführungsverordnung zum Volksgruppenge-
setz sollte einen völker- und verfassungsrechtskonformen Zustand her-
stellen und den zuständigen Behörden eine klare Grundlage für die Voll-
ziehung zur Verfügung stellen, wie aus den erläuternden Bemerkungen
hervorgeht. Die relativ lange Umsetzungsfrist, die auch zahlreiche Kritiker
auf den Plan rief16, wird mit der Notwendigkeit der Durchführung von ver-
trauensbildenden Maßnahmen in den betroffenen Gebieten begründet.
Nicht Eingang gefunden hat hingegen die im Karner-Papier noch vorgese-
hene „Öffnungsklausel“, lediglich in den Erläuterungen wird sie kurz
erwähnt. 

Jörg Haider lehnte auch den Schüssel-Vorschlag ab und stützte sich dabei
auf das Gutachten des Kärntner Verfassungsdienstes. Die Hauptkri-
tikpunkte: Im Verordnungsentwurf seien Ortstafeln für Ortschaften vorge-
sehen, in denen der Minderheitenanteil unter 10 Prozent liege oder in
denen es kein verbautes Gebiet gebe. Damit gehe der Entwurf über das
VfGH-Erkenntnis hinaus. Haider bezeichnete den Entwurf als „verfas-
sungswidrig, rechtswidrig, gesetzeswidrig und unbrauchbar“17.

Die „Ortstafel-Urabstimmung“
Jörg Haider verknüpfte in der Folge seine Zustimmung zum Schüssel-Ent-
wurf mit der Meinung der Bevölkerung in dieser Frage. Bereits im April
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2006 präsentierte Haider die laut § 1 Z. 2 Kärntner Volksbefragungsgesetz18

erforderlichen 15.000 Unterschriften für eine Ortstafel-Volksbefragung,
„weil die Kärntnerinnen und Kärntner selbst entscheiden sollen, ob sie wei-
tere zweisprachige Ortstafeln wollen oder nicht“19. Da SPÖ und ÖVP aber
ihre Zustimmung in der Landesregierung verweigerten und auf dem aus-
verhandelten Kompromiss beharrten, wählte Jörg Haider den Weg über die
Landeswahlbehörde. 

Der Verfassungsrechtler Bernd-Christian Funk stellt in seinem Gutachten
über die Zulässigkeit einer Volksbefragung in der Frage der Aufstellung
von zweisprachigen Ortstafeln zusammenfassend fest, dass die Volksbe-
fragung in zwei wesentlichen Punkten nicht den Erfordernissen der Kärnt-
ner Landesverfassung und des Kärntner Volksbefragungsgesetzes ent-
spricht: Erstens betrifft die Fragestellung in der Hauptsache und Zielset-
zung Gegenstände außerhalb des selbstständigen Wirkungsbereiches des
Landes und zweitens entspricht die Fragestellung nicht den Erfordernis-
sen der Sachlichkeit, der Eindeutigkeit und des Verzichts auf wertende
Beifügungen20. Hinzu kommt, dass in den zur Befragung gestellten Ange-
legenheiten rechtliche Bindungen bestehen, die nicht zur Disposition ste-
hen. Verfassungs- und völkerrechtlich verbriefte Rechte einer Minderheit
können nicht von der Mehrheit in Frage gestellt werden. Jörg Haider spielt
hier mit seinem Slogan: „Alles Recht geht vom Volk aus!“ geschickt den
Grundsatz der Demokratie gegen den der Rechtsstaatlichkeit aus.

Jörg Haider stellt die Frage nach der verfassungsgebenden Gewalt als die-
jenige politische Kraft, die der verfassten Staatsgewalt voraus liegt und in
der Lage ist, die Verfassung in ihrem normativen Geltungsanspruch her-
vorzubringen, zu tragen und auszuheben21. Auf den ersten Blick scheint
dies ein einleuchtender Gedankengang Haiders zu sein: Wenn die rechts-
setzende und verfassungsgebende Gewalt des Volkes allein die Kraft hat,
alles Recht zu legitimieren, so hat sie auch das Recht, diese Legitimation
wieder aufzuheben, und sei es nur stückweise und in einzelnen Schritten22.

Böckenförde (1994) trifft dazu die Unterscheidung vom Volk als verfas-
sungsrechtliches Organ (pouvoir constitué) und vom Volk als Souverän
(pouvoir constituant). Diese Abgrenzung ist juristisch zwar möglich, aller-
dings handelt es sich immer um ein und dasselbe Volk. Als verfassungs-
rechtliches Organ darf sich das Volk allerdings nur im Rahmen und in den
Grenzen der Verfassung bewegen. Seine Initiativen unterliegen dabei der
Prüfung und der Kontrolle auf ihre Verfassungsmäßigkeit, und hier gelten
gleichberechtigt alle Prinzipien der Verfassung. Das demokratische Prinzip
wird in diesem Falle durch das rechtsstaatliche Prinzip begrenzt. Wenn nun
allerdings ein Verfassungsgericht Äußerungen des Volkes als verfassungs-
änderndes Organ in Frage stellt oder gar als verfassungswidrig oder nich-
tig erklärt, kommt die Rolle des Volkes als Souverän ins Spiel, für das als
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pouvoir constituant keine vorgegebenen Rechtsbindungen existieren. Eine
mögliche juristische Lösung liegt in der Prüfung jeder Initiative zur Volks-
gesetzgebung bereits im Vorfeld auf ihre (verfassungs)rechtliche Zulässig-
keit. Diese Kontrolle betrifft nicht die Entscheidung des Volkes selbst, son-
dern die Fragestellung an das Volk. Fällt diese Prüfung negativ aus, so wird
der Boden der gültigen Verfassung verlassen.

Das demokratische Prinzip findet somit eine Grenze in den anderen Prin-
zipien der Bundesverfassung wie im Rechtsstaat und verhindert eine
unumschränkte Volkssouveränität oder „Tyrannei der Mehrheit“. Zum
rechtsstaatlichen Prinzip zählen neben den Grundrechten und Mindester-
fordernissen des Rechtsschutzes auch die verfassungsrechtlich abgesicher-
ten Minderheitenrechte, die dem Zugriff der Mehrheit entzogen sein müs-
sen. Ein Rechtsstaat zeichnet sich durch die prinzipielle Eingrenzung und
Kanalisierung der politischen Gewalt des Volkes aus, indem festgelegte
Verfahren eingehalten werden müssen. Darüber hinaus handelt es sich
beim Minderheitenschutz um Bundeskompetenz, sodass eine Befragung
nur eines Teiles der Österreicher/-innen nicht ausreichend sein kann,
grundsätzliche Bestimmungen des Minderheitenschutzes auszuhebeln.
Jörg Haider erhoffte sich durch die Volksbefragung, die ohnehin nur die
unverbindliche Grundlage für die Verhandlungsposition des Landes Kärn-
ten in Wien darstellen sollte, eine plebiszitäre Legitimation einer jahrzehn-
telangen Missachtung der Minderheitenrechte. 

Am 29. Mai 2006 gab die Landeswahlbehörde bekannt, dass die von Hai-
der geplante Volksbefragung zur Aufstellung zweisprachiger Ortstafeln
nicht stattfinden darf. Die Mehrheit der Landeswahlbehörde (vier SPÖ-,
vier BZÖ-, ein ÖVP-Vertreter und drei Berufsrichter) hatte mit sieben zu
fünf Stimmen entschieden, dass eine Befragung zu diesem Thema nicht
zulässig sei23. Jörg Haider bezeichnete dies als „beispiellosen Akt der
Demokratieverweigerung“24 und hatte sofort einen neuen Vorschlag parat:
eine „Urabstimmung“ mittels Wahlkarte. Er beharrte somit auf einer Ein-
bindung der Bevölkerung. 

Von 19. bis 23. Juni 2006 waren etwa 44.000 Wahlberechtigte aufgerufen,
mittels Briefwahl zwischen drei Varianten zu wählen: 

• Vorschlag Schüssel mit 158 Tafeln;

• für weitere Verhandlungen um eine Lösung mit weniger Tafeln;

• gegen zusätzliche zweisprachige Aufschriften.

SPÖ, ÖVP, Grüne auf Bundes- und Landesebene sowie Slowenenvertreter
protestierten heftig gegen „die rechtlich irrelevante Frage“25. Das Ergebnis
der Umfrage ist jedenfalls rechtlich ohne Konsequenzen und kann daher
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als „Privatumfrage“ Jörg Haiders klassifiziert werden, deren Ergebnis nur
politisch instrumentalisiert werden kann.

Für Aufsehen sorgte der Pressesprecher Jörg Haiders, Stefan Petzner, der
die Kampagne für die Ortstafel-Urabstimmung mit dem Slogan: „Wollen
Sie eine endgültige Lösung der Ortstafel-Frage?“ bewarb. In diesem Satz
finden sich Anspielungen auf Görings „Endlösung der Judenfrage“ und
Goebbels „Wollt Ihr den totalen Krieg?“. Stefan Petzner, der sich selbst als
„guten Historiker“ bezeichnet, wollte eine „tiefenpsychologische Wirkung
nicht ausschließen“26.

Von den 44.000 angeschriebenen Kärntner/inne/n beteiligten sich exakt
19.896 Wahlberechtigte bzw. 46 Prozent. 10.422 (52,2 Prozent) sprachen sich
dabei gegen weitere zweisprachige Ortstafeln aus, 7617 (38,3 Prozent)
wünschten weitere Verhandlungen und 1857 (9,3 Prozent) befürworteten
den Schüssel-Entwurf mit insgesamt 158 zweisprachigen Ortstafeln. Am
vehementesten wurden neue Ortstafeln in Neuhaus (66 Prozent Nein-Stim-
men) und in Sittersdorf (61 Prozent) abgelehnt. In Zell Pfarre stimmten hin-
gegen 45,6 Prozent für den Kanzler-Entwurf, in St. Kanzian hingegen nur
5,1 Prozent. Die höchste Beteiligung mit über 50 Prozent gab es in Gemein-
den mit SPÖ-Bürgermeistern: Eberndorf, St. Kanzian oder Sittersdorf, in
Zell war die Beteiligung am geringsten (20,5 Prozent)27.

Für Jörg Haider ist diese – wie bereits erwähnt rechtlich folgenlose –
Umfrage, trotz der nur knapp 10.500 Stimmen, ein „politischer Auftrag“
gegen weitere zweisprachige Ortstafeln. 

Jörg Haiders „15/15“-Formel und weitere Vorschläge

Bereits einen Tag nach dem Start seiner Privat-Umfrage konnte sich Haider
eine „15/15“- Lösung vorstellen. Das bedeutet 120 Tafeln in zwölf Gemein-
den und somit im Vergleich zum Schüssel-Vorschlag 38 Tafeln weniger und
sechs betroffene Gemeinden weniger. Weiters lenkte Jörg Haider bei der
Öffnungsklausel ein, verlangte jedoch im Gegenzug ein Festschreiben der
Lösung in einem Verfassungsgesetz als „historischen Schlussstrich“28. Der
Hintergrund: Eine neue Ortstafelregelung per Verfassungsgesetz wäre
dem Zugriff der Höchstrichter entzogen.

Nach der Ankündigung eines Sonderministerrates und dem Auslaufen der
vom VfGH gesetzten Frist mit 30. Juni 200629 mehrten sich die Zeichen, dass
es den führenden Proponenten der an dieser Causa beteiligten Gruppie-
rungen gelingt, eine zufriedenstellende Lösung zu finden, und es wurde
für Ende Juni 2006 eine Lösung erwartet.
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Zuvor trafen sich Landeshauptmann Jörg Haider, SPÖ-Chefin Gaby Schau-
nig und ÖVP-Obmann Josef Martinz zu einer Ortstafelrunde, die im Kanz-
leramt in Wien fortgesetzt wurde, wo auch die Vertreter der Bundespar-
teien ÖVP, SPÖ und BZÖ mit am Tisch saßen. Die verhandelnden Parteien
einigten sich auf einen neuen Entwurf für ein Verfassungsgesetz und gaben
so den Forderungen Haiders nach einer Erhöhung des relevanten Mindest-
anteils von ansässigen Volksgruppenangehörigen nach. Die beiden denk-
baren Varianten: „10/15“-Formel oder „15/15“-Formel. 

Der Zentralverband unterstützte weiterhin die Verordnung Schüssels, die
zumindest 158 slowenisch-deutsche Ortstafeln im zweisprachigen Gebiet
vorsah, die von Haider allerdings abgelehnt wurde. SPÖ-Klubchef Josef
Cap unterstützte die „10/15“-Lösung bei den Ortstafeln, im Gegensatz zur
„15/10“-Variante des BZÖ30. 

Die ÖVP-BZÖ-Einigung („15/10“-Formel)

Der 30. Juni 2006 wurde in beinahe allen Medien des Landes wiederum als
„historischer Tag“ im Ortstafelstreit gefeiert, konnten sich doch ÖVP und
BZÖ darauf einigen, bis 2009 141 zweisprachige Ortstafeln nach der For-
mel „15/10“ aufzustellen. 

Aus Sicht der Volksgruppe stellt sich aber die Frage nach der historischen
Dimension dieses Kompromisses. Das Ergebnis kann kaum als minderhei-
tenfreundlich gesehen werden und die Volksgruppenvertreter selbst haben
bereits bessere Lösungen abgelehnt. Der Rat der Kärntner Slowenen sieht
im „15/10“-Modell den „größten Anschlag auf die Minderheitenrechte seit
dem Zweiten Weltkrieg“ und eine „Schubumkehr in der Minderheiten-
rechtsprechung“31. Wahrscheinlich wurde in den Medien nur jener Wunsch
in der Bevölkerung nachvollzogen, das Ortstafel-Thema ad acta legen zu
können und es so von den Titelseiten und aus dem Bewusstsein auch des
Auslandes zu verdrängen.

Die „15/10“-Formel im Detail: In Gemeinden mit mehr als 15 Prozent slo-
wenischsprachiger Bevölkerung sollten jene Ortschaften mit mehr als 10
Prozent eine zweisprachige Tafel erhalten. Wenn als Basis die letzten zwei
Volkszählungen herangezogen werden, bedeutet dies die Aufstellung von
131 Tafeln. Weiters soll in Ortschaften, in denen über ein Drittel der Bevöl-
kerung slowenisch spricht, ebenfalls eine zweisprachige Ortstafel stehen,
auch wenn in der Gemeinde der 15-Prozent-Anteil nicht erreicht wird.
Diese vorgezogene Öffnungsklausel war neben einer Bestandsgarantie für
bereits stehende Tafeln und einer generellen Öffnungsklausel mit 10 Pro-
zent der Knackpunkt bei den Verhandlungen zwischen Jörg Haider und
den Volksgruppenvertretern. 
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Die Haltung der Vertreter der Volksgruppen blieb aber weiterhin gespal-
ten. Marjan Sturm (ZSO) und Bernard Sadovnik (GKS), die während der
ganzen Verhandlungen auf Kooperation setzten, stimmten dem Kompro-
miss, wenn auch „mit Bauchweh“32, zu. Der Rat der Kärntner Slowenen,
der durch die Beschreitung des Rechtsweges und in der Internationalisie-
rung des Konflikts eine Lösung herbeiführen wollte, trug das Ergebnis
nicht mit. Vize-Obmann Rudi Vouk kritisierte indes die Regelung scharf
mit den Worten: „Das ist eine Revision des Staatsvertrages. Der Artikel 7
wird damit ausgehebelt.“33 und: „Ich sehe keinen Anlass, warum wir einer
Lösung zustimmen sollten, die uns die im Staatsvertrag zugesicherten
Rechte wegnimmt und die den bereits getroffenen Entscheidungen des
Höchstgerichts widerspricht.“34 Tatsächlich ist festzuhalten, dass für Ort-
schaften, die unter die Regelung der vorgezogenen Öffnungsklausel fallen,
die Hürde von einem Drittel ansässiger Slowenisch sprechender Bevölke-
rung höher ist als in dem von VfGH aufgehobenen Bestimmung des Volks-
gruppengesetzes mit einem Viertel.

Neue Topographieverordnungen

Nachdem die Bundesregierung den Auftrag des VfGH zur Erlassung einer
neuen Topographieverordnung bis zum 31. Dezember 2002 ungenutzt ver-
streichen ließ, wurde am 30. Juni 2006 nach den weiteren Erkenntnissen des
VfGH35 eine neue Topographieverordnung für Kärnten36 beschlossen, die
allerdings nun nicht mehr auf dem Schüssel-Vorschlag basierte. Die neue
Topographieverordnung Kärnten bestimmt die sofortige Aufstellung von
zweisprachigen Aufschriften und Bezeichnungen in 93 Ortschaften und
repariert somit die ungenügende gesetzliche Situation basierend auf dem
Volkgruppengesetz 1977 und nach der Aufhebung von straßenpolizeili-
chen Verordnungen durch den VfGH, vor allem die einsprachigen Ortsbe-
zeichnungen Bleiburg und Ebersdorf betreffend. Mit dem In-Kraft-Treten
dieser Verordnung traten die Verordnungen 306 („Topographieverord-
nung“) und 308 („Ortsnamenverordnung“) aus dem Jahr 1977 außer Kraft.
Die neue Verordnung enthält so all jene Ortschaften, in denen bereits nach
der Topographieverordnung 1977 und der Ortsnamenverordnung 1977
zweisprachige topographische Bezeichnungen anzubringen waren (bzw.
wären), sowie jene zwei Ortschaften Bleiburg und Ebersdorf, deren ein-
sprachige Beschilderung vom VfGH beanstandet wurde. 

Doch diese beschlossene Topographieverordnung sollte nur einen ersten
Schritt darstellen. Der zweite Schritt erfolgte bereits am 11. Juli 2006 –
wenige Tage vor der letzten Sitzung im Nationalrat in der XXII. Gesetzge-
bungsperiode – mit einer neuerlichen Topographieverordnung37, die nun
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eine stufenweise Aufstellung jener 141 zweisprachigen Ortstafeln bis 31.
Dezember 2009 vorsah, wie in der „15/10“-Formel vereinbart. 

Diese Verordnung sollte allerdings zu einem bundesverfassungsgesetzlich
zu bestimmenden Zeitpunkt in Kraft treten, zugleich sollte die oben ange-
sprochene Topographieverordnung Kärnten, BGBl. II Nr. 245/2006, außer
Kraft treten. Die Einigung über das erforderliche Verfassungsgesetz gelang
den Parteien nicht mehr, und so stellt die Topographieverordnung Kärn-
ten, BGBl. II Nr. 245/2006, mit 93 zweisprachigen Ortstafeln die derzeit gül-
tige Rechtslage dar.

Verschiedene Initiativanträge im Nationalrat

Für die erforderliche Verfassungsänderung brachten die Koalitionspartner
ÖVP und BZÖ bereits am 22. Juni 2006 – noch vor der Einigung auf die
„15/10“-Formel –- getrennte Anträge auf Änderung des Volksgruppenge-
setzes, BGBl. Nr. 396/1976, zuletzt geändert durch die Kundmachung
BGBl. I Nr. 35/2002, in den Nationalrat ein, und am 14. Juni 2006 wurden
sie in der letzten Sitzung im Plenum des Nationalrates diskutiert. Gemein-
sam ist beiden Anträgen, dass sie jene Verfassungsbestimmungen enthal-
ten, mit denen die Topographieverordnung Kärnten, BGBl. II Nr. 263/2006,
verfassungsrechtlich abgesichert werden sollte. 

Der ÖVP-Antrag sieht eine Anbringung von zweisprachigen Bezeichnun-
gen und Aufschriften topographischer Natur von Gebietskörperschaften
und von sonstigen Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts
durch Verordnung der Bundesregierung im Einvernehmen mit dem
Hauptausschuss des Nationalrates und nach Anhörung der in Betracht
kommenden Landesregierung vor. Durch Verordnung sind jene Gebiete
festzulegen, in denen wegen eines Anteils der dort mit ihrem Hauptwohn-
sitz gemeldeten Volkgruppenangehörigen von zumindest 10 Prozent auf
Gemeindeebene und zumindest 15 Prozent auf Ortschaftsebene, jeweils
über einen längeren Zeitraum betrachtet, derartige Bezeichnungen anzu-
bringen sind. Ausgenommen von dieser Regelung sind Ortschaften, in
denen weniger als 30 österreichische Staatsbürger ihren Hauptwohnsitz
haben, da in diesem Falle aus datenschutzrechtlichen Gründen der Min-
derheitenanteil nicht objektiv feststellbar ist bzw. aufgrund von starken
prozentuellen Schwankungen trotz nur geringer absoluter Zahlenverän-
derung lediglich eine begrenzte Aussagekraft besitzt. 

Mit dieser Regelung sollte angesichts der Bandbreite der Meinungen hin-
sichtlich des maßgeblichen Minderheitenanteils auf der Basis eines breiten
politischen Konsenses eine Klarstellung durch den Verfassungsgesetzge-
ber erfolgen. Diese Befugnis steht dem Verfassungsgesetzgeber selbstver-
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ständlich zu, auch wenn die Verfassungsgesetzgebung in Österreich in den
letzten Jahrzehnten oft missbraucht und die Prüfungskompetenz des
VfGH ausgehöhlt wurde.

Aus den Erläuterungen38 geht hervor, dass für die Ermittlung des maßgeb-
lichen Anteils der Volksgruppenangehörigen auf die Ergebnisse früherer
Volkszählungen in Bezug auf die Umgangssprache abgestellt werden
kann. Die ausdrückliche Bezugnahme auf einen „längeren Zeitraum“ soll
klarstellen, dass nicht nur das Ergebnis der letzten Volkszählung maßgeb-
lich ist, sondern eine längere Periode, wie sie etwa der Verfassungsge-
richtshof in seinen Erkenntnissen VfSlg. 16.404/2001 mit den Jahren 1961
bis 1991 oder im Erkenntnis vom 12. Dezember 2005, V 64/05, mit den Jah-
ren 1971 bis 2001 angenommen hat. 

Weiters geht aus den Erläuterungen hervor, dass Bezeichnungen und Auf-
schriften topographischer Natur Ortstafeln sind, aber auch sonstige Hin-
weistafeln, mit denen auf örtliche Gegebenheiten hingewiesen wird. Nicht
darunter fallen Aufschriften, in denen der Typus einer Dienststelle samt
örtlicher Spezifikation angegeben wird (z. B. Gemeindeamt), oder Bezeich-
nungen auf Landkarten. Bezeichnungen und Aufschriften, die von Priva-
ten angebracht werden, sind ebenfalls vom Anwendungsbereich der
Bestimmung ausgenommen. Somit müssen Postämter (Österreichische
Post AG) und Bahnhöfe (ÖBB) auch nach In-Kraft-Treten der Änderungen
des Volksgruppengesetzes nicht zwingend zweisprachig angeschrieben
werden. 

Im ÖVP-Antrag findet sich eine Öffnungsklausel und eine Bestandsgaran-
tie im Verfassungsrang. So soll die Bundesregierung im Einvernehmen mit
dem Hauptausschuss des Nationalrates nach Anhörung der in Betracht
kommenden Landesregierung und der in Betracht kommenden Gemeinde
Gebietsteile per Verordnung festlegen können, in denen zweisprachige
topographische Bezeichnungen und Aufschriften anzubringen sind, wenn
dies von mindestens 10 Prozent der nach der Gemeinderats- und Bürger-
meisterwahlordnung wahlberechtigten Personen, die in der Gemeinde
ihren Hauptwohnsitz haben, und mindestens 15 Prozent der wahlberech-
tigten Personen, die in der betreffenden Ortschaft ihren Hauptwohnsitz
haben, beim zuständigen Volksgruppenbeirat schriftlich angeregt wird.
Ein bestimmter Minderheitenprozentsatz ist für die Festlegung dieser
Gebietsteile nicht vorgesehen, ebenso wenig müssen die Antragsteller/
-innen Angehörige der Volksgruppe sein. Die Bundesregierung hat auf Kri-
terien wie zahlenmäßige Größe der Volksgruppe, Verbreitung ihrer
Angehörigen im Bundesgebiet, ihr größenordnungsmäßiges Verhältnis zu
anderen österreichischen Staatsbürgern im betreffenden Gebietsteil sowie
ihre besonderen Bedürfnisse und Interessen zu Erhaltung und Sicherung
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ihres Bestandes zu achten. Diese Kriterien decken sich mit jenen des § 2
Abs. 2 Volksgruppengesetz 1976.

Der BZÖ-Antrag unterscheidet sich vom oben genannten Antrag der ÖVP
durch folgende Punkte: keine Nennung von fixen Prozentzahlen weder auf
Gemeinde- noch auf Ortschaftsebene. Weiters sieht er für die Feststellung
der zahlenmäßigen Größe der Volksgruppe die Rücksichtnahme zumin-
dest auf die Ergebnisse von zumindest zwei amtlichen statistischen Erhe-
bungen im Zeitraum der letzten 20 Jahre vor. Der BZÖ-Antrag enthält
weder eine „Öffnungsklausel“ noch eine Bestandsgarantie. 

Trotz intensiver und nächtelanger Verhandlungen aller Parteien und Volks-
gruppenvertreter gelang die Einigung für die Verfassungsänderung nicht39.
Der ÖVP-Antrag gelangte zwar zur Abstimmung, wurde aber in zweiter
Lesung von der SPÖ und den Grünen abgelehnt und erhielt somit nicht die
erforderliche Zweidrittelmehrheit. Der Antrag des BZÖ wurde mit den
Stimmen von ÖVP und BZÖ an den Verfassungsausschuss rückverwiesen. 

So gilt in Österreich auch 51 Jahre nach In-Kraft-Treten des Staatsvertrages
von Wien eine – vermutlich – verfassungswidrige Topographieverord-
nung. Dies aus zwei Gründen: Einmal sieht der VfGH eine Grenze von 10
Prozent vor und zweitens differenziert er nicht nach Gemeinde und Ort-
schaft, sondern stellt ausdrücklich fest, dass auch Teile von Gemeinden als
Verwaltungsbezirke im Sinne des Art. 7 Abs. 3 StVvW angesehen werden
können. 

Der Knackpunkt Öffnungsklausel

Das Scheitern der wiederum so nahe liegenden Einigung in der Ortstafel-
frage lag am Zeitdruck und auch in der unzureichenden Formulierung der
Öffnungsklausel, die vor allem für die Volksgruppen-Organisationen eine
conditio sine qua non darstellte. Eine Öffnungsklausel bildet ein dynami-
sches Element für die Berücksichtigung von Bevölkerungsbewegungen.
Durch die Möglichkeit einer flexiblen Verordnung von zweisprachigen
Ortstafeln in der Zukunft soll eine „Musealisierung“ der Volksgruppen-
rechte verhindert werden. Die ursprünglich in der politischen Einigung
vom 29. Juni 2006 vereinbarte Fassung der Öffnungsklausel sah keine eth-
nischen Kriterien für die Antragseinbringung zur Aufstellung weiterer
zweisprachiger Ortstafeln vor. Die Ermittlung von 10 Prozent Volksgrup-
penangehörigen in der betreffenden Ortschaft wurde nachträglich von Jörg
Haider in den Gesetzesentwurf reklamiert, ebenso wie ein Zustimmungs-
recht des Landes sowie der betroffenen Gemeinde. Zwischen dem 29. Juni
und dem 14. Juli 2006 wurde der Gesetzesentwurf aufgrund von Interven-
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tionen Jörg Haiders beinahe täglich geändert, sodass eine Abstimmung
innerhalb der Gremien der Volksgruppe nicht mehr möglich war.

Im letzten Regierungsentwurf vom 10. Juli 2006 war von keinem Vetorecht
von Land oder Gemeinde mehr die Rede. Die Entscheidung über die Auf-
stellung weiterer Ortstafeln oblag laut dieser Variante der Bundesregie-
rung, allerdings in Form einer Kann-Bestimmung. Die Verordnung einer
neuen zweisprachigen Ortstafel müsste demnach nicht zwingend erfol-
gen, selbst wenn 10 Prozent der Wahlberechtigten einer Ortschaft/
Gemeinde es verlangen. Für den Streitfall ist im Entwurf ein „Konsens-
ausschuss“ vorgesehen, dem Volksgruppenvertreter, Landes- und
Gemeindevertreter angehören und der binnen sechs Monaten der Bun-
desregierung berichten muss. Dieser Bericht ist allerdings nicht bindend
für die Bundesregierung, der Ministerrat kann einstimmig anders ent-
scheiden. Das bedeutet, das Veto eines Ministers genügt, um eine Ortsta-
fel-Petition zu Fall zu bringen. Für die Volksgruppenvertreter daher ein
Gesetz, das laut Marjan Sturm aus „Minderheitenrechten letztlich unver-
bindliche Petitionsrechte“ mache40. Der Konsensausschuss wird von
Sturm ebenso abgelehnt, da er als Plattform zur Inszenierung weiterer
Konflikte dienen könnte. 

Als Vorbild für die Öffnungsklausel diente das „Friulaner Modell“, das seit
der Annahme des Minderheitenschutzgesetzes41 im Februar 2001 in der
Region Friaul-Julisch Venetien die Frage der zweisprachigen italienisch-
slowenischen Topographie regelt. Bereits auf einer Enquete, durchgeführt
von Landeshauptmann Jörg Haider im Februar 2002, wurde darin eine
„differenzierte, flexiblere Lösung“ unter Vermeidung von konkreten Pro-
zentzahlen gesehen, die die Fragen des Minderheitenschutzes näher an die
betroffene Bevölkerung heranzuführen vermag42. Das Schlüsselproblem
der Regelung in Friaul-Julisch Venetien ist das Fehlen von Festlegungen
von Gemeinden, Orten oder Gebietsteilen für die Durchführung des Geset-
zes. Vielmehr wird die Durchführung einem paritätischen Ausschuss über-
lassen, der nur auf Verlangen von einem Drittel der Gemeinderäte oder von
15 Prozent der Wahlberechtigten tätig werden kann. So wird es der jewei-
ligen politischen Mehrheit überlassen, ob der Minderheitenschutz zur
Anwendung kommt43.

Ausgehend vom Karner-Papier wurde der ursprünglich paktierte Entwurf
– zunächst die Prozentregelung hinaufgeschraubt und dann die Öffnungs-
klausel von einer offenen Möglichkeit für die Zivilgesellschaft die ethni-
schen Grenzen zu überwinden und die Aufstellung zusätzlicher zweispra-
chiger Ortstafeln zu verlangen – zu einem zahnlosen Petitionsrecht für
Volksgruppenangehörige verändert. Diese Aufweichungen brachten die
bisher konsensbereiten Volksgruppenvertreter Marjan Sturm und Bernard
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Sadovnik in ihren Verbänden unter Druck, sodass sie ihre Unterstützung
zurückzogen.

Am 11. Juli 2006 war von der „historischen Einigung“ nicht mehr viel übrig.
Neben dem Rat der Slowenen zog auch der Zentralverband der Sloweni-
schen Organisationen seine Zustimmung zur Letztfassung des Gesetzes-
entwurfes über die Rechtsstellung der Volksgruppen in Österreich zurück,
da für die Volksgruppen entscheidende Details nicht mit der politischen
Übereinkunft vom 29. Juni 2006 übereinstimmten. Die SPÖ schloss sich die-
ser Meinung an und stimmte gemeinsam mit den Grünen am 14. Juli im
Nationalrat gegen die Annahme des Verfassungsgesetzes. Damit war die
Möglichkeit einer Einigung in der Ortstafelfrage innerhalb der XXII.
Gesetzgebungsperiode gescheitert. Die Lage der SPÖ gestaltete sich aller-
dings in dieser Situation wenig vielversprechend: Weder die Zustimmung
zu einer von ÖVP und BZÖ verhandelten „historischen Lösung“ der Orts-
tafelfrage als passiver Mehrheitsbeschaffer noch die Rolle des Sünden-
bocks für die Ablehnung einer einmaligen Chance auf eine Einigung und
Veränderung des unbefriedigenden Status quo im Minderheitenschutz
schien erstrebenswert.

Eine auffällige Parallele der Reaktionen auf das Scheitern der Gespräche
zur Situation nach Abbruch der Konsenskonferenzen 2002 zeigte sich in der
Betonung aller Beteiligten, dass das Scheitern nur ein vorläufiges sei bzw.
als „Zwischenstopp“ gesehen wird44. So betonten die Teilnehmer an der
Konsenskonferenz auch 2002, „dass damit die Türen nicht zugeschlagen
seien“45. Vielmehr müsste in einer wahlkampffreien Zeit der Kompromiss
gelingen, da genügend Vorarbeit nun geleistet sei. Eine Einschätzung, die
auch Thomas Ogris teilt: „Das Buhlen um die Wählergunst der Mehrheit
erlaubte bei der Behandlung der Volksgruppenwünsche stets nur den
kleinsten gemeinsamen Nenner aller Entscheidungsträger.“46 Ogris schrieb
dies bereits 1994 und es bleibt zu hoffen, dass die politische Instrumentali-
sierung des Ortstafelkonflikts aufgrund der erforderlichen Akzeptanz in
der Bevölkerung durch eine breite Bewusstseinsbildung nicht mehr
gelingt.

Die „große Ortstafelerneuerung“

Die von Jörg Haider Ende August – rund fünf Wochen vor der National-
ratswahl – angekündigte „große Ortstafelerneuerung“, bei der bereits
bestehende zweisprachige Ortsschilder durch einsprachig deutsche Tafeln
mit slowenischsprachigen Zusatztafeln ergänzt werden sollten, stellte zum
Zeitpunkt des Verfassens dieses Beitrages den bisher letzten Eskalations-
schritt im Ortstafelkonflikt dar. Selbst Verfassungsexperten wie Theodor
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Öhlinger, Heinz Mayer und Dieter Kolonovits sprachen von „Bosheit“,
„Unsinn“ und „absurder Wendung“47. Jörg Haider versprach darüber hin-
aus in Zeitungsinseraten und in Briefen an die Bewohner/-innen der 18
betroffenen Unterkärntner Gemeinden: „Kärnten wird einsprachig.“ Dies
ist eine Fortsetzung seiner bisherigen Versprechen auch im Wahlkampf
(oder wahrscheinlicher: wegen des Wahlkampfs): „Keine weiteren Ortsta-
feln mehr“ und „Keine Lösung gegen den Willen der Kärntnerinnen und
Kärntner“. 

Jörg Haider bewies nach seiner „Verrückung“ der einsprachigen Ortstafeln
im Februar 2006 wiederum einige Kreativität in der Umgehung eines
Erkenntnisses des VfGH. Diesmal griff er zu einem neuen Argument: der
Straßenverkehrsordnung (StVO). Mit der Begründung, die StVO kenne
keine zweisprachigen Aufschriften, sondern bestimme vielmehr, dass auf
den Tafeln keine verwirrenden oder überfüllten Bezeichnungen stehen
dürften und sie der Sicherheit, der Flüssigkeit und der Leichtigkeit des Ver-
kehrs dienen müssten, kündigte Jörg Haider die Einsprachigkeit aller Orts-
tafeln in Kärnten an.

Tatsächlich regelt die StvO die Anbringung von Ortstafeln in § 53 Abs. 1 Z.
17a folgendermaßen: „Ortstafel: Dieses Zeichen gibt den Namen eines Ortes an
und ist jeweils am Beginn des verbauten Gebietes anzubringen. … Die Anbrin-
gung einer grünen Tafel mit der weißen Aufschrift ,Erholungsdorf‘ – bei Orten,
die berechtigt sind, die Bezeichnung Erholungsdorf zu führen – oder einer ähnli-
chen, die Gemeinde näher beschreibenden Tafel unterhalb der Ortstafel ist zuläs-
sig, wenn dadurch die leichte Erkennbarkeit der Ortstafel nicht beeinträchtigt
wird; eine solche Tafel darf die Ortstafel seitlich nicht überragen.“

Für Jörg Haider ist die Zusatztafel die geeignete Form, einerseits den Stel-
lenwert der Kärntner Slowenen zu symbolisieren und andererseits einen
rechtskonformen Zustand herbeizuführen. Indem er die slowenische Orts-
bezeichnung als einen näher die Gemeinde beschreibenden Zusatz
anbringt. Eine Auslegung, der sich wohl nur wenige Expert/inn/en an-
schließen können.

Eine mögliche Zweisprachigkeit bei Ortsnamen wird in der StVO im
Abs. 2 in Bezug auf Vorwegweiser, Wegweiser und Orientierungstafeln
angesprochen. So sind die Namen von Orten, die im Ausland liegen, nach
der offiziellen Schreibweise des betreffenden Staates anzugeben. Die
zusätzliche Anführung einer allfälligen deutschsprachigen Ortsbezeich-
nung ist zulässig. Da sich jedenfalls kein ausdrückliches Verbot von zwei-
sprachigen Bezeichnungen auf Ortstafeln im Sinne des Art. 7 Abs. 3 StVvW
in der StVO findet, gebietet allein die Auslegung dieser Verordnung im
Lichte der Topographieverordnung Kärnten, BGBl. II Nr. 245/2006, und
selbstverständlich des Art. 7 Abs. 3 StVvW als höherrangiges Verfassungs-
recht eine Anbringung von deutsch-slowenischen Ortstafeln.
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Ausblick

Ortstafeln besitzen eine besondere symbolische Bedeutung, sollen sie doch
der Allgemeinheit Kenntnis darüber geben, dass in diesem Gebiet eine ins
Auge springende – verhältnismäßig größere – Zahl von Minderheitenan-
gehörigen lebt48. Die Diskussion über zweisprachige Ortstafeln ist in Kärn-
ten aber besonders sensibel, da der Minderheitenschutz und die Grenz-
frage jahrzehntelang zusammenfielen49. Spätestens mit einer grenzenlosen
EU scheint dies für außenstehende Beobachter/-innen gelöst, allerdings
haben zahlreiche Mythen und Ressentiments in der Bevölkerung überlebt,
wie ein Blick auf die Leserbriefseiten in den Kärntner Tageszeitungen jeden
Tag zeigt. 

Klaus Ottomeyer (2006) bezeichnet Kärnten als ein Land mit vielen trau-
matischen Erfahrungen, die durch die Generationen gehen50. Zu den
Ursachen für die besonders tiefen Gräben in der Kärntner Gesellschaft
zählen kurz gefasst: der Abwehrkampf 1918 bis 1920, das Ergebnis der
Volksabstimmung 1920, die wirtschaftlichen und kulturellen Homogeni-
sierungsversuche beiderseits der Grenze, die Rolle von Kärntnern in der
NS-Besatzung auf slowenischem Gebiet sowie die Slowenen-Deportatio-
nen 1942, die Besetzung von Teilen von Südkärnten durch Tito-Partisa-
nen nach Kriegsende, die jugoslawischen Gebietsforderungen gegenüber
Österreich nach 1945 und der Ortstafelsturm 1972 mit den darauf folgen-
den Anschlägen auf Denkmäler und Einrichtungen51. Vor allem der Orts-
tafelsturm 1972 reaktivierte die traumatische Angst bei vielen Volks-
gruppenangehörigen bzw. beeinflusste entscheidend die politische Sozia-
lisation der jüngeren Generation, die von den leidvollen Erfahrungen des
Zweiten Weltkrieges und der Zeit des Nationalsozialismus verschont
geblieben war. Ottomeyer (2006) sieht in der handgreiflichen Demontage
und Verrückung der Ortstafeln zur Rettung ihrer Einsprachigkeit ein
bedrohliches Spiel mit diesen Trauma-Erinnerungen in Kärnten. Wieder-
holungen lassen sich laufend in Inseraten von FPÖ, BZÖ oder dem KAB
finden.

Auffällig ist, dass dieser Konflikt jahrzehntelang „ruhte“ bzw. vor sich hin
köchelte. So stellt sich auch Peter Heintel (2006) die Frage: Wem nützt es,
wenn der Ortstafelkonflikt aufrechterhalten bleibt? „Gibt es nämlich ‚gute’
Gründe dafür, sind Lösungen, vor allem konsensueller Natur, selten,
Erfolge kaum zu erzielen. Stellen sie sich aber wider Erwarten ein, lassen
sie sich oft praktisch nicht umsetzen oder halten nicht lange.52

Bundeskanzler Wolfgang Schüssel wollte zweifellos seine Wenderegierung
mit einem Erfolg krönen, der selbst Kreisky in Zeiten der Alleinregierung
nicht vergönnt war. Sein Entgegenkommen Jörg Haider durch das
Abrücken vom Karner-Papier bezeugt Schüssels Willen zum politischen
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Konsens in der Ortstafelfrage. So hätte die ÖVP/FPÖ- (dann BZÖ-)Koali-
tion im symbolischen Bereich neben den Fortschritten in der Regelung der
Restitution noch ein prestigeträchtiges Ergebnis vorweisen können. Ein
Erfolg, den die Opposition ihr vielleicht nicht gönnte.

Landeshauptmann Jörg Haider hingegen kämpft um das politische
Überleben seines BZÖs. Für das Erreichen des dafür erforderlichen
Grundmandates in Kärnten schien sich Jörg Haider eines seiner politi-
schen Versprechen zu erinnern: „Keine weiteren zweisprachigen Ortsta-
feln mehr in Kärnten!“ Ob ihn der beinahe zustande gekommene Kom-
promiss Stimmen gekostet hätte, kann nur spekuliert werden. Immerhin
ist es Haider schon öfters gelungen, in einer Doppelstrategie Erfolge für
sich zu verbuchen und für Niederlagen seine Gegner verantwortlich zu
machen. 

Das BZÖ strebt im Wahlkreis Ost, dort vor allem im Bezirk Völkermarkt,
ein Grundmandat an. Bei der letzten Nationalratswahl im Jahre 2002
betrug die dafür erforderliche Wahlzahl 26.715. Die damals noch geeinte
FPÖ erreichte in Kärnten mit einem Ergebnis von beinahe 24 Prozent kein
Grundmandat. Im nun hoffnungsvollsten Regionalwahlkreis Kärnten Ost,
der die politischen Bezirke Völkermarkt, Wolfsberg und St. Veit an der
Glan umfasst, fehlten der FPÖ in absoluten Zahlen dafür rund 3700 Stim-
men. 

Haider hat in seiner politischen Karriere immer gut von Konflikten und der
Polarisierung gelebt. Er machte Stimmen aus demselben Zündstoff, aus
dem sich auch Stimmung machen ließ. Der Ortstafelkonflikt als dafür
geeignetes Thema ist ihm für den Nationalratswahlkampf 2006 nicht
abhandengekommen. Die Konstante ist somit das Verhalten Jörg Haiders,
der durch seine Missachtung der Erkenntnisse des VfGH, seine Polemiken
zum Thema, seine „kreativen“ Auslegungen von Gesetzesbestimmungen,
seine Verhandlungstaktik sowie seinen Einsatz von Erinnerungen herauf-
beschwörenden Bildern 51 Jahre nach dem Abschluss des StVvW eine ver-
fassungskonforme Regelung in der Frage der zweisprachigen Ortstafeln in
Kärnten verhinderte. 

Die positiv zu beobachtende Veränderung im Kärntner Ortstafelkonflikt ist
die wachsende Gesprächsbereitschaft beinahe aller anderen Akteure,
sowohl auf Seiten der Heimatverbände als auch der Volksgruppenvertre-
ter. Ein Aufrechterhalten der nationalen Besitzstände und das daraus resul-
tierende Auseinanderdividieren der Kärntner Bevölkerung dürfte von dem
notwendigen breiten Konsens und Willen in der Gesellschaft verdrängt
werden, Kärnten in der Öffentlichkeit wieder als demokratischen Rechts-
staat zu positionieren, in dem Minderheitenrechte geachtet und die Bezie-
hungen zu den Nachbarstaaten gefördert werden.

53



Literatur:
Adamovich, Ludwig (2006). Verfassungsrecht und Minderheitenschutz, in: Kärnten Doku-
mentation: Die Ortstafelfrage aus Expertensicht. Eine kritische Beleuchtung, Klagenfurt, 9–16.

Böckenförde, Ernst-Wolfgang (1994). Die verfassungsgebende Gewalt des Volkes – Ein Grenz-
begriff des Verfassungsrechts, in: Preuß, Ulrich K. (Hg.): Der Begriff der Verfassung. Die Ord-
nung des Politischen, Frankfurt a. M., 58–79.

Domej, Theodor (1996). Der Konflikt nach dem Krieg. Die Kärntner Slowenen 1945–1949, in:
Moritsch, Andreas (Hg.): Austria Slovenica. Die Kärntner Slovenen und die Nation Österreich,
Klagenfurt, 86–165.

Feldner, Josef/Sadovnik, Bernard/Sturm, Marjan (2006). Historischer Konsens – Ein Signal
für die Zukunft, in: Kärnten Dokumentation: Die Ortstafelfrage aus Expertensicht. Eine kriti-
sche Beleuchtung, Klagenfurt, 17–29.

Haller, Herbert H./ Raschauer, Bernhard/Glantschnig, Gerold (2006). Vorschlag zur Umset-
zung des Ortstafelerkenntnisses im Wege einer Änderung des Volksgruppengesetzes, in:
Kärnten Dokumentation: Die Ortstafelfrage aus Expertensicht. Eine kritische Beleuchtung,
Klagenfurt, 55–65.

Heintel, Peter (2006). Der Ortstafelstreit und ein Mediationsangebot, in: Hitz, Martin/Stuhl-
pfarrer, Karl (Hg.): Grenzfall Kärnten. Zwischen Vergangenheit und Zukunft, Klagenfurt, 41–
51.

Karner, Stefan (2006a). Die Bemühungen zur Lösung des Kärntner Minderheitenproblems
2005. 50 Jahre nach Unterzeichnung des Österreichischen Staatsvertrages, in: Khol, Andreas
u. a. (Hg.): Österreichisches Jahrbuch für Politik 2005, München – Wien, 643–680.

Karner, Stefan (2006b). Die Bemühungen zur Lösung des Kärntner Minderheitenproblems
2005, in Kärnten: Dokumentation: Die Ortstafelfrage aus Expertensicht. Eine kritische Be-
leuchtung, Klagenfurt, 81–110.

Moritsch, Andreas (1996). Austria Slovenica. Die Kärntner Slovenen und die Nation Öster-
reich, Klagenfurt.

Ogris, Thomas (1994). Angstfreie Berührungen. Von gemeinsamen Wegen in der Politik, in:
Anderwald, Karl u. a. (Hg.): Kärnten Dokumentation, Band 11: Mehrheit und Minderheit –
eine gegenseitige Bereicherung?, Klagenfurt, 115–116.

Ottomeyer, Klaus (2006). Warum in Kärnten die Uhren anders gehen, in: Hitz, Martin/Stuhl-
pfarrer, Karl (Hg.): Grenzfall Kärnten. Zwischen Vergangenheit und Zukunft, Klagenfurt, 15–
21.

Pandel, Martin u. a. (2004). Ortstafelkonflikt in Kärnten – Krise oder Chance?, Wien.

Suppan, Arnold (2004). Zur Geschichte Südkärntens. Aus der Perspektive einer zweisprachi-
gen Region, in: Pandel, Martin u. a. (Hg.), Ortstafelkonflikt in Kärnten – Krise oder Chance?,
Wien, 128–215.

Terpin, Damijan (2004). Zweisprachige Topographie in Friaul-Julisch Venetien, in: Pandel,
Martin u. a. (Hg.), Ortstafelkonflikt in Kärnten – Krise oder Chance?, Wien, 72–75.

Tichy, Heinz (1996). Artikel 7 des österreichischen Staatsvertrages 1955 und seine Realisie-
rung, in: Moritsch, Andreas (Hg.): Austria Slovenica. Die Kärntner Slovenen und die Nation
Österreich, Klagenfurt, 166–199.

54



Anmerkungen:
1 Allen voran das Erkenntnis 16.404 vom 13. Dezember 2001.

2 Vgl. auch den gemeinsamen Beitrag Feldner/Sadovnik/Sturm (2006).

3 Kleine Zeitung vom 26. 8. 2006, 16.

4 VfGH-Erk. vom 26. Juni 2006, V 20/06.

5 VO der BH Völkermarkt vom 15. Juli 1982, Zahl 4600/1/81,  idF der VO vom 7. Februar
2006, Zahl VK6-STV-1091/2005 (017/2006). Diese Verordnung war die Grundlage der am
8. Februar 2006 erfolgten „Verrückung“ der Ortstafel unter Anwesenheit und Mithilfe von
LH Haider und LR Dörfler. Bereits am 12. Dezember 2005 erfolgte durch Erkenntnis des
VfGH die Aufhebung der Vorgängerverordnung (V64/05–B1307/04). 

6 VfSlg. 16.404 vom 13. Dezember 2001.

7 Vgl. zuletzt VfGH-Erk. vom 4. Oktober 2000, V91/99.

8 Siehe VfSlg. 16.404 vom 13. Dezember 2001 unter Punkt 3.2.2.1.

9 Bundesgesetz vom 6. Juli 1972, mit dem die Bestimmungen über die Anbringung von
zweisprachigen topographischen Bezeichnungen und Aufschriften in den Gebieten Kärn-
tens mit slowenischer oder gemischter Bevölkerung getroffen werden, BGBl. 270/1972.

10 Vgl. dazu Adamovich (2006), 10.

11 Siehe dazu auch Tichy (1996), 174 f.

12 Siehe Anhang in Pandel (2004), 312–316.

13 Auf die Gründe des Rückganges kann im Rahmen dieses Artikels nicht näher eingegan-
gen werden. Starker Assimilierungsdruck lastete auf den slowenisch sprechenden Kärnt-
ner/inne/n aus verschiedenen Gründen. Näher dazu u. a. Moritsch (1996) oder Suppan
(2004).

14 Vgl. Karner (2006a) und Karner (2006b).

15 Karner (2006a), 669, bzw. Karner (2006b), 105.

16 Heinz Mayer bezeichnet den Entwurf als „sicher rechtswidrig“ (Der Standard vom
12. 5. 2006, 1), wegen der zu langen Umsetzungsfrist. Verfassungsrechtler Dieter Kolono-
vits hält die lange Frist ebenfalls für bedenklich.

17 Der Standard vom 13. 5. 2006, 1.

18 Gesetz vom 19. Dezember 1974 über das Verfahren bei der Durchführung von Volksbe-
fragungen, LGBl. Kärnten 1975/30, 1990/43.

19 Zitat aus einem ganzseitigen Inserat von Jörg Haider in „Unsere Heimat – Informationen
des Kärntner Abwehrkämpferbundes“, ausgesendet an alle Haushalte am 15. 5. 2006.

20 Funk, Bernd-Christian (2006). Kärntner Ortstafelkonflikt. Zulässigkeit einer Volksbefra-
gung? Eine verfassungsrechtliche Analyse, Wien.

21 Vgl. Böckenförde (1994), 61.

22 Böckenförde (1994), 66.

23 Vertreter von SPÖ und ÖVP sowie zwei der drei Berufsrichter stimmten dagegen.

24 Der Standard vom 30. 5. 2006, 1.

25 Kleine Zeitung vom 20. 6. 2006, 4.

26 Der Standard vom 21. 6. 2006, 8.

27 Alle Zahlen aus Der Standard vom 28. 6. 2006, 8, bzw. Kleine Zeitung vom 28. 6. 2006, 2.

28 Der Standard vom 3. 6. 2006, 10.

55



29 VfGH-Erk. vom 12. Dezember 2005, V64/05–B1307/04.

30 http://kaernten.orf.at vom 28. 6. 2006.

31 Der Standard vom 29. 6. 2006, 6.

32 So Sadovnik in Kleine Zeitung vom 30. 6. 2006, 4.

33 Der Standard vom 30. 6. 2006, 2.

34 Profil vom 3. 7. 2006, 21.

35 VfGH-Erk. vom 12. Dezember 2005, V 64/05, bzw. vom 26. Juni 2006, V 20-22/06.

36 Verordnung der Bundesregierung über die Bestimmung von Gebietsteilen, in denen to-
pographische Bezeichnungen und Aufschriften sowohl in deutscher als auch in sloweni-
scher Sprache anzubringen sind, BGBl. II Nr. 245/2006 vom 30. Juni 2006.

37 Verordnung der Bundesregierung über die Bestimmung von Gebietsteilen, in denen to-
pographische Bezeichnungen und Aufschriften, sowohl in deutscher als auch in sloweni-
scher Sprache anzubringen sind, BGBl. II Nr. 263/2006 vom 17. Juli 2006.

38 848/A XXII. GP. Die Autorin hat den Wortlaut des Antrages (abgerufen unter www.parla-
ment.gv.at am 24. Juli 2006) umgedeutet, da er vermutlich einen Redaktionsfehler bei der
Angabe der Prozentwerte enthält. Beim Vergleich mit der anschließenden Begründung
wird deutlich, dass im Antrag selbst offensichtlich die Angaben für die Gemeindeebene
und die Ortschaftsebene verwechselt wurden.

39 Ein näheres Eingehen auf diese Geschehnisse in den Tagen vor der letzten Nationalrats-
sitzung würde den Rahmen dieses Beitrages sprengen. Aufgrund der Rücknahme der Zu-
stimmung der Volksgruppenvertreter verweigerte auch die SPÖ im Nationalrat ihre Zu-
stimmung. Dies führte zu einem ernsthaften Konflikt zwischen der Bundes- und Kärntner
Landespartei.

40 Der Standard vom 12. 7. 2006, 7.

41 Gesetz Nr. 38 vom 28. Februar 2001, Gazetta Ufficiale vom 8. 3. 2001.

42 Siehe den Vorschlag von Haller/Raschauer/Glantschnig (2006).

43 Siehe Kritik von Terpin (2004), 74.

44 Aussagen auf einer Pressekonferenz am 24. Juli 2006 in der WK Klagenfurt mit den Teil-
nehmern Josef Feldner, Stefan Karner, Sepp Prugger, Bernard Sadovnik, Franz Stritzl und
Marjan Sturm.

45 Karner (2006a), 661.

46 Ogris (1994), 116.

47 Kleine Zeitung vom 26. 8. 2006, 16.

48 Siehe u. a. VfSlg. 16.404 vom 13. Dezember 2001.

49 Siehe auch Domej (1996). 

50 Ottomeyer (2006).

51 Näheres dazu bei Karner (2006a), 644 ff.

52 Heintel (2006), 44.

56



Heinz Dieter Pohl

Namenkundliche Bemerkungen
zum Kärntner Ortstafelkonflikt

Ein Teil der folgenden Zeilen waren ursprünglich als (bisher nicht publi-
zierter) „Nachruf“ auf die gescheiterte „Konsenskonferenz“ gedacht.
Unter dem Eindruck des neuesten Versuchs des Kärntner Landeshaupt-
mannes, die Vorgaben des Artikels 7 (des Staatsvertrages) und des Verfas-
sungsgerichtshofes durch einsprachige (deutsche) Ortstafeln mit kleinen
(slowenischen) Zusatzschildern zu unterlaufen, will ich nun dieses Pro-
blem unter dem Gesichtspunkt der Namenkunde etwas umfassender
beleuchten. Die „Kleine Zeitung (Klagenfurt)“ berichtete bekanntlich:

Jörg Haiders „Kreativität“ in der Ortstafelfrage trieb gestern neue Blüten: Per
Frist vom Verfassungsgericht müssen die Tafeln für Bleiburg und Ebersdorf jetzt
zweisprachig sein. Das sind sie seit gestern 14 Uhr. Allerdings in bislang unvor-
stellbarer Form: Die bestehenden einsprachigen Ortstafeln bleiben, sie wurden nur
durch ein kleines weißes „Zusatzschildchen“ (Haider) mit der slowenischen
Bezeichnung ergänzt. Doch nicht genug: Haider kündigte für die nächsten Monate
eine „große Ortstafelerneuerung“ an: Bestehende zweisprachige Ortstafeln wür-
den abmontiert (sogar jene im Vorjahr mit Kanzler Schüssel in einem Festakt auf-
gestellten), durch einsprachige ersetzt und die wiederum durch Zusatzschildchen
in Slowenisch ergänzt. Den Kostenfaktor wischte Haider vom Tisch. Für 28 der 77
bestehenden zweisprachigen Tafeln ist das Land zuständig, für die restlichen Orts-
bezeichnungtafeln sind es die Gemeinden1.

Die nähere Beurteilung dieser Vorgangsweise ist Sache der Juristen, doch
als Sprachwissenschaftler und Namenforscher ist festzuhalten, dass die in
zwei (oder mehr) Sprachen bestehenden Formen für identische Objekte
gleichwertig sind, genau so wie für Begriffe des allgemeinen Wortschatzes.
Wenn deutsch Hof dem slowenischen dvor entspricht, gilt dies für den Orts-
namen ebenso, daher also auch für Hof/Dvor in der Gemeinde Feistritz ob
Bleiburg/Bistrica pri Pliberku (oder derzeit amtlich nad Pliberkom). So wie
man in Wörterbüchern und Glossaren normalerweise in beiden Sprachen
eine entsprechende Schriftgröße verwendet (Stichwort hervorgehoben,
meist fett, Erklärungen meist „normal“, im fremdsprachlich-deutschen Teil
gleich wie im deutsch-fremdsprachlichen), sollte dies auch für Ortstafeln
und Aufschriften selbstverständlich sein. 

Dazu kamen Inserate im Wahlkampf wie „Kärnten wird einsprachig“2 und
Aussagen des BZÖ-Kandidaten Veit Schalle wie:
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Kritisch äußerte sich Schalle gegenüber den Slowenen. Sie würden, sagte er, „per-
manent schreien“. In einem Interview hatte er gemeint, „die Gäste“ sollten sich
„nach Österreich orientieren, statt Ortstafeln zu erstreiten“3.

Als ob eine autochthone Volksgruppe den Status von Gästen hätte! Beide
Aussagen sprechen für sich, sie können hier nicht näher kommentiert wer-
den. Betrachtet man die Anmeldungen zum zweisprachigen Unterricht,
ergibt sich ein anderes Bild:

…Anmeldefrist für den zweisprachigen Unterricht, … im Landesschulrat jetzt
schon klar: „Tendenz steigend“ heißt es (seit Jahren) trotz gegenteiligen Trends all-
gemein sinkender Schülerzahlen. Und nun auch trotz all der heftigen Debatten
über Kärnten, das angeblich „einsprachig werden soll“ (O-Ton Jörg Haider). Allein
im Vorjahr waren 36,25 Prozent der Kinder im zweisprachigen Gebiet für den
zweisprachigen Volksschul-Unterricht eingeschrieben, in Summe 1819 Mädchen
und Buben. „Die Bevölkerung ist weiter, als manche Politiker signalisieren“, wis-
sen etliche Lehrer.

An 64 Volksschulen im Geltungsbereich des Minderheitenschulwesens (= Süd-
kärnten), heuer erstmals auch in Grafenstein, wird zweisprachig unterrichtet. Rei-
nen Slowenisch-Unterricht gab es zuletzt an 13 Hauptschulen für 339 Schüler.
541 Schüler besuchten das Slowenische Gymnasium, 141 die zweisprachige HAK.
In den letzten Jahren hat sich deutlich gezeigt: Immer mehr Kinder aus nicht-slo-
wenischen Familien werden zum zweisprachigen Unterricht angemeldet4.

Zum Vergleich: 1991 waren 1242 Kinder von 5639, 1999 1619 von 6133 Kin-
dern zum zweisprachigen Unterricht angemeldet5.

Wie fast alle Versuche, im Kärntner gemischtsprachigen Gebiet zweispra-
chige Ortstafeln in ausreichendem und rechtskonformem Ausmaß aufzu-
stellen, ist leider auch die „Konsenskonferenz“6 gescheitert; das sogenannte
Karner-Papier7 sah für Gemeinden mit einem Slowenen-Anteil von zehn
Prozent und Ortschaften mit einem Anteil von 15 Prozent zweisprachige
Ortstafeln vor, insgesamt 142 Tafeln, was zwar relativ wenig ist, aber
immerhin um fast 100 Prozent mehr als jene, die derzeit (noch?) stehen, und
um rund 60 Prozent mehr als jene, die laut Volksgruppengesetz 1976 schon
längst (!) stehen sollten8. In Verbindung mit einer Öffnungsklausel hätte
man aber dennoch zufrieden sein können, doch von dieser ist zuletzt so gut
wie nichts übrig geblieben. 

Leider steht im Staatsvertrag nichts Genaues darüber, wie viele und in wel-
chem Ausmaß Ortstafeln aufzustellen sind, denn der entsprechende Arti-
kel ist zu allgemein gefasst9, aber das Feilschen um 10 oder 15 Prozent ist
eines Rechtsstaates dennoch unwürdig (zumal der VfGH schon vor langer
Zeit Handlungsbedarf signalisiert hat)10. 15 Prozent für die Gemeinde ist –
wenn man näher darüber nachdenkt – eine hohe Latte, weil sich ja die
Zusammensetzung der Bevölkerung der ländlichen Gemeinden durch den
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Rückgang des Bauerntums und durch „Häuslbauer“ sowie Zweitwohn-
sitzinhaber progressiv zuungunsten des slowenischen Elements verändert
hat. Bei Feistritz im Rosental und Köttmannsdorf sieht man das ja ganz
genau, und Gemeinden wie Rosegg kommen im „Kompromiss“ (auch in
der „Urfassung“ mit 158 Ortschaften) gar nicht vor, nur St. Jakob (13 Orts-
teile) und Feistritz im Rosental (mit vier Ortschaften) sowie Ludmanns-
dorf, das jetzt schon „versorgt“ ist. Die Gemeinde St. Kanzian sollte – wenn
ich richtig gezählt habe – 14 zweisprachige Ortsteile haben. Meiner Mei-
nung nach sollten auch Rosegg und Köttmannsdorf (und noch einige
andere im Jaun- und Rosental bisher nicht vorgesehene Gemeinden) ein-
bezogen werden (auch das Gailtal sollte nicht ganz ausgespart bleiben). Es
wäre sehr schön gewesen, einen Kompromiss zu erzielen, manche
woll(t)en ihn offensichtlich nicht. Ich kann meine Enttäuschung nicht ver-
hehlen.

Was mich persönlich betrifft: Als Linguist und berufsmäßig mit Namen-
kunde befasster Bürger betrachte auch ich die 142 Tafeln als relativ wenig.
Doch ich sehe das Ortstafelproblem auch als Bildungsproblem; es wird in
der Schule nicht vermittelt, welch reiches slowenisches Erbe im südlichen
und südöstlichen Bundesgebiet in unseren Orts-, Berg- und Familienna-
men sowie in den Mundarten enthalten ist und dass die Kärntner Slowe-
nen und deren Vorfahren, die Karantanen, ein nicht ablösbarer Teil der
österreichischen Geschichte sind11! Denn jede Region hat ihre landschaftli-
chen und kulturhistorischen Besonderheiten. Während die Naturschön-
heiten im Allgemeinen nicht im Zentrum politischer Diskussion stehen –
sofern nicht wirtschaftliche Interessen wie Tourismus, Energiegewinnung
oder Bau von Verkehrswegen dagegenstehen –, ist dies bei Kultur und
Geschichte ganz anders. Zu stark betrachtet die Gesellschaft die heutigen
Verhältnisse auf Grund historischer Zusammenhänge. Was für die Repu-
blik Österreich Eckdaten wie 1918 und 1938 oder die Formel des „Gedenk-
oder Gedankenjahrs 1945 – 1955 – 1995“ sind, ist für unser Bundesland der
10. Oktober des Jahres 1920, als ob dieses Datum die letzte Rettung vor dem
Untergang, eine Wiedergeburt oder ein Neubeginn gewesen wäre. Was war
es wirklich: ein Plebiszit, eine Volksabstimmung über die Einheit in
gemeinsamem Zusammenleben zweier Volksgruppen bzw. Sprachge-
meinschaften oder über die Trennung nach nationalen Gesichtspunkten.
Ein großer Teil – rund 40 Prozent derer, die bei der Volkszählung 1910 Slo-
wenisch als Umgangssprache angegeben hatten – sprach sich für eine
gemeinsame Heimat, eine skupna domovina, mit den Deutschkärntnern aus.
So gesehen war der 10. Oktober 1920 sicher ein bemerkenswertes Datum –
an den historischen Fakten und am täglichen Zusammenleben der beiden
Sprachgemeinschaften hat er wenig geändert. Die „gemeinsame Heimat“,
skupna domovina, wurde vor- und nachher von der schweigenden Mehrheit
gelebt, nicht aber von vielen politischen Führungskräften beider Volks-
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gruppen. Im Völkerfrühling des 19. Jahrhunderts waren die politischen
Führer darauf bedacht, „ihre“ Völker nach Sprachgrenzen zusammenzu-
führen, was als Folge des Ersten Weltkriegs z. T. auch gelungen ist, aber
zwei- und mehrsprachige Länder wurden so zu Problemzonen und der
nationale Gedanke verlor seine Unschuld, denn für eine gemeinsame Hei-
mat, eine skupna domovina, war im nationalen Zeitalter kein Platz. 

Doch in Wirklichkeit hat das Jahr 1920 nichts an den sprachlichen und kul-
turhistorischen Gegebenheiten geändert: In Kärnten gab es seit seiner
Begründung als Herzogtum im Jahre 976 immer schon zwei Sprachen12,
damals Althochdeutsch und Karantanisch, den alpenslawischen Dialekt
des Altslowenischen, wie er uns auch in den „Freisinger Denkmälern“ ent-
gegentritt. Früher nannte man im deutschen Sprachgebrauch die sloweni-
sche Sprache „windisch“, diese Bezeichnung ist sowohl in den Beschrei-
bungen der Herzogseinsetzung beim Fürstenstein13 in Karnburg bezeugt
als auch im „Windischen Herzogtum“ des 16. Jahrhunderts, im Zeitalter
der Reformation, dem nicht nur die deutsche Sprache einen Martin Luther
zu verdanken hat, sondern auch die slowenische Sprache einen Primož Tru-
bar – beide waren Wegbereiter einer „reformierten“ Sprache –, beide Spra-
chen wurden zu europäischen Kultursprachen. Der slowenische Bezug zur
Herzogseinsetzung ist heute noch im Ortsnamen Blasendorf, slowenisch
Blažnja ves oder vas, dem Wohnsitz des „Herzogbauern“, der bei der Zere-
monie eine bedeutende Rolle spielte, erkennbar, erklärt sich doch der
Name als ,Dorf des blag, Richters, Verwalters oder Edlings’ – Hinweis auf
die Verschränkung beider Sprachen in Kärnten seit Anbeginn.

Historisch verhält es sich so: Die Vorfahren der heutigen Slowenen, die
Alpenslawen bzw. Karantanen, waren bereits seit dem 7./8. Jahrhundert
im Süden und Südosten Österreichs ansässig und haben die Namen- und
Sprachlandschaft nachhaltig geprägt. In Kärnten gab es schon in der Mo-
narchie amtliche slowenische Ortsbezeichnungen. Ortstafeln wie heute gab
es noch nicht, aber es gab zweisprachige Aufschriften auf Bahnhöfen und
Haltestellen. Weiters gab es die alten Ortstafeln, die an einem Haus in der
jeweiligen Ortschaft angebracht waren und über Gemeinde, Gerichtsbe-
zirk, Seehöhe u. dgl. Auskunft gaben. In der Monarchie waren sie in den
jeweiligen Landessprachen abgefasst; gelegentlich findet man sie noch
heute, aber sie sind selten geworden. 

Schon vor dem Ortstafelkonflikt 1972, als man die Aufstellung zweispra-
chiger Ortstafeln im Sinne des Staatsvertrages plante, gab es Streitigkeiten
um die Namensformen einiger Ortschaften, so z. B. bei Št. Vid (v Podjuni)/St.
Veit (im Jauntal) und Vočilo/Hart (Arnoldstein). Das Kärntner Landesarchiv
hat zunächst die Schreibungen Št. Fid v Podjuni bzw. Vočilo vorgeschlagen14,
die grundsätzliche Probleme aufwerfen. Št. Fid ist zwar die beste Wieder-
gabe eines mundartlichen [šumf t], ist aber hinsichtlich der Schreibung iso-e
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liert, wie z. B. auch deutsch mundartlich Fostion für St. Sebastian (bei Hoch-
osterwitz). Daher ist es angebracht, nach den zahlreichen Št. Vid (noch bes-
ser: Šentvid) geschriebenen Ortsnamen auch den im Jauntal so zu schrei-
ben, wie auch der bei den Einheimischen Fostión genannte Ort besser als
St. Sebastian wiederzugeben ist. 

Anders verhält es sich bei Hart, Kärntner Landesarchiv Vočilo, Zdovc Ločilo.
Etymologisch beruht der Name auf slow. *močilo ,feuchter Ort, Sumpfwald’
(was auch deutsch Hart bedeutet15). Die slowenische Schreibung Ločilo
(genauer L´ očilo [w-]) ist willkürlich und kann sich auf keine Vorbilder im
alten Österreich berufen, die Ortsverzeichnisse von 1900 und 1910 schrei-
ben Vacil16. Daher hat sich das Kärntner Landesarchiv in der Wahl der
Schreibung nach der mundartlichen Aussprache orientiert und mit Recht
Vočilo vorgeschlagen. Eine Schreibung Ločilo evoziert darüber hinaus eine
Lesung [lo-].

Eine gewisse Berühmtheit erlangte Tutzach/Tuce neben amtlich Tulce
(Gemeinde Ebenthal); letztere Form wird durch urkundlich 1317 Tultz
gestützt. Der Ort selbst hieß früher (1900, 1910) slowenisch Tuče (vgl. 1788
Tutschacher Gemeinberg), was seiner Herkunft aus dem Personennamen
*T�-lčan�- entspricht17.

In letzter Zeit sind v. a. die beiden Namen Ebersdorf/Drbeša ves (gegenüber
Drveša vas) und Windisch Bleiberg/Slovenji Plajberg (gegenüber -berk) in slo-
wenischsprachigen Printmedien diskutiert worden18. Bei Drbeša ves spielt
der alte Streit um die „richtige“ Schreibung für ,Dorf’ mit; Zdovc hat als
Haupteintrag Drveša vas, vermerkt aber ausdrücklich „tudi [auch] Drbeša
vas“, was der Etymologie (vom Personennamen Dobreh[a]) eher entgegen-
kommt19. Was Slovenji Plajberg betrifft: Es hat mit der Stadt Bleiburg/Pliberk
nichts zu tun, außer dass es etymologisch gleichen Ursprungs ist, aber die
Einwohner von Pliberk heißen Pliberčani, die von Slovenji Plajberg
(umgangssprachlich und mundartlich) Plajberžani; im Slowenischen wech-
selt bekanntlich k mit č bzw. g mit ž – die historisch zu begründende und
sprachwissenschaftlich korrekte Form ist daher schriftlich Slovenji Plajberg
bzw. Pliberk, phonetisch mag Slovenji Plajberk sicher „richtig“ sein20. Auch
Zdovc, der Plajberk bevorzugt, gibt als Einwohnernamen zwar Plajberčani
an, räumt aber als lokale Nebenform Plajberžani ein21. Übrigens werden
auch viele deutsche Ortsnamen nicht hochsprachlich „korrekt“ geschrie-
ben (wie z. B. Brunn/-brunn/-born und Bruck) oder ausgesprochen (wie die
Bundeshauptstadt Wien, die eigentlich Wi-ën heißen müsste, auf Grund von
mundartlich Wean usw., man vergleiche Dienten, mundartlich Deanten in
Salzburg). Oder man denke an das Osttiroler Virgental mit seinem Firsch-
nitzbach – beide gehen trotz verschiedener Schreibung des Anlautes auf
alpenslawisch bzw. karantanisch *berg�- ,Abhang’ zurück.
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Es gab also wiederholt Auffassungsunterschiede zwischen dem Kärntner
Landesarchiv, das eher namenkundlich begründete Lösungsvorschläge
bzw. die altösterreichische Tradition zu vertreten hat (z. B. ves für ,Dorf’),
und slowenischen Vorstellungen, die auf schriftsprachliche Einheitlichkeit
(daher vas) bedacht sind. Ob man nun deutsch Dorf/-dorf mit slowenisch
(standardsprachlich) vas oder (mundartlich) ves wiedergibt – beide sind
gleich gut „echt“ slowenisch –, ist eine rein sprachpolitische Entscheidung,
keine namenkundliche, ähnlich Windisch Bleiberg/Slovenji Plajberg. Oft war
in diesem Zusammenhang von willkürlicher Veränderung oder gar „Fäl-
schung“ von Namen die Rede, doch Namen „fälschen“ kann man nicht,
man kann nur welche „erfinden“ (wie dies Tolomei in Südtirol getan hat)
oder geographische Objekte willkürlich umbenennen, was in Kärnten nur
relativ selten der Fall war; Beispiele sind deutsch Turnersee (statt Sablat-
nigsee) oder slowenisch Ovčjak (statt Ajblhof ,Eibelhof’). Eine „Fälschung“ im
wahren Sinn des Wortes wären erfundene Dokumente, in denen, z. B. in
einer (gefälschten) Urkunde aus dem 18. oder 19. Jahrhundert, ein Otschjak
oder ein Turnersee aufschienen. Die meisten Probleme sind also Auffas-
sungsunterschiede über die „richtige“ Schreibung von Namen, wie eben ves
oder vas neben unbestrittenem Vesca ,kleines Dorf, Dörfl’, schriftsprachlich
vasica; slowenisch Spodnja/Zgornja (Zvrhnja) Vesca steht für deutsch Unter-
/Oberdörfl und bedeutet eigentlich ,unteres/oberes kleines Dorf’. Wenn man
also in beiden Sprachen mundartlich Vesca bzw. Dörfl schreibt, sollte man
auch mit schriftsprachlich vas und -dorf eine Parallelität herbeiführen, was
man jetzt auch tut und womit zumindest ein Problem vom Tisch ist.

Namen sind erhaltenswertes Kulturgut, mit dem unter Berücksichtigung
der historischen Entwicklung und schriftlichen Tradition sorgsam umge-
gangen werden sollte, wie dies das Kärntner Landesarchiv tut – hier sind
die Arbeiten von Alfred Ogris23 ausdrücklich zu würdigen. Nach schrift-
sprachlichen Gesichtspunkten orientierte sich der slowenische Namen-
kundler Pavel Zdovc24, woraus folgt, dass beide Autoren bei einigen Namen
verschiedener Meinung sind. Zdovc’ Vorschläge liegen auch dem Namen-
verzeichnis Kattnig – Kulnik – Zerzer 2004/2005 (mit Karte) zu Grunde.
Beide Autoren blieben auch in der Diskussion sachlich, z. B. Zdovc: „Einen
sichtbaren Platz nimmt die Neigung zur Regionalisierung allgemeiner Elemente
zusammengesetzter Namen ein“, womit auf das vas/ves-Problem angespielt
wird, weiters: „Mehr als der überwiegende Teil des Verzeichnisses des KLA [=
Kärntner Landesarchiv, H.D.P.] ist natürlich vollkommen in Ordnung, es ent-
hält auch einige Beispiele, die besser entsprechen als Schreibungen anderer neuerer
Ortsnamenverzeichnisse…“25 – Letztere fanden alle in Zdovc 1993 und Katt-
nig – Kullnik – Zerzer 2004/2005 entsprechende Berücksichtigung26.

Dem Kulturgut Ortsname wird es sicher guttun, dass sich in letzter Zeit
beide Seiten, die zuständigen Kärntner Landesstellen und die Vertreter der
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slowenischen Volksgruppe, auf einheitliche Schreibformen einigen, so z. B.
für Drveša vas (bei Bleiburg/Pliberk)27. Viel Zeit für solche Diskussionen
stand ja nicht mehr zur Verfügung, um 1900 gab es in Kärnten ca. 75.000
Slowenen, laut Volkszählung 2001 nur mehr ca. 13.000 (das sind um ca. 83
Prozent weniger als 1900!). Daher ist es frivol, von einer „Slowenisierung
Südkärntens“ zu sprechen; sie hat nie stattgefunden, wenn sie auch in Aus-
sendungen des „Kärntner Abwehrkämpferbundes“28 und in vielen Leser-
briefen immer wieder aufs Neue beschworen wird. Oft heißt es sinngemäß:
„Sollten die von der Konsenskonferenz vorgeschlagenen (ursprünglich)
158 Ortschaften in 18 Gemeinden mit Ortstafeln versehen werden, würde
Südkärnten zum slowenischen Territorium.“ Doch die Verwirklichung der
Vorgaben der „Konsenskonferenz“ hätte kein slowenisches Territorium
geschaffen, sondern bloß die historisch gewachsene Namenlandschaft des
südlichen Unterkärnten unterstrichen, wo zwei Sprachgemeinschaften in
einer gemeinsamen Heimat/skupna domovina leben.

Die hoffnungsvolle Annäherung ist also gescheitert, bevor sie richtig
begonnen hat. Sie hat ihr (vorläufiges) Ende gefunden, obwohl zweispra-
chige Ortstafeln einen hohen emotionalen und symbolischen Wert haben,
denn die slowenische Sprachminderheit ist hier heimisch (autochthon),
zweisprachige Ortstafeln, Aufschriften, Schulunterricht usw. erzeugen für
sie das Gefühl, hier in der Heimat zu leben, in der gemeinsamen Heimat
mit der Mehrheitsbevölkerung, ohne deshalb „fremd in der Heimat zu
sein“, ein Gefühl, das unweigerlich entsteht, wenn die Muttersprache in
der Öffentlichkeit nicht sichtbar ist. Dies ist ein ganz wesentlicher, emotio-
naler Punkt, der in der alltäglichen Auseinandersetzung viel zu wenig
beachtet wird. Keineswegs geht es hier um territoriale Ansprüche, wie dies
immer wieder herbeigeredet wird. Die Vorgeschichte des VfGH-Urteils
und der Umgang mit ihm sind bekannt; er passt ins österreichische Kurio-
sitätenkabinett. Egal, wie man persönlich dem Problem gegenübersteht,
das Urteil des VfGH hat gezeigt, dass Handlungsbedarf besteht und eine
rechtskonforme Lösung herbeigeführt werden muss. Diese sollte auch eine
kulturpolitische sein, die das Ortsnamengut slowenischer bzw. alpensla-
wischer Herkunft in Österreich als Kulturgut ganz allgemein ins öffentli-
che Bewusstsein bringt.

Daher ist das regionale Namengut zusammen mit der dieses wiederge-
benden Sprachform als Hauptrepräsentant dessen zu bezeichnen, was man
„immaterielles Kulturerbe“ nennt. Sprachwissenschaftlich spricht man bei
Namen, die in verschiedenen Sprachen oder Dialekten auftreten, von
Endonymen und Exonymen. Endonyme sind jene Namen, die in der Sprache
(im Dialekt) der jeweiligen Region gebräuchlich, also einheimisch, boden-
ständig sind, Exonyme hingegen jene Namen, wie sie in anderen Sprachen
für die entsprechenden Objekte gebraucht werden. So ist z. B. Wien das
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Endonym für Österreichs Bundeshauptstadt und Ljubljana das Endonym
für die slowenische Hauptstadt, slowenisch Dunaj, englisch und italienisch
Vienna sind Exonyme für Wien, deutsch Laibach, italienisch Lubiana
Exonyme für Ljubljana. In gemischtsprachigen Gebieten liegen im Allge-
meinen für alle geographischen Objekte sowohl Exo- als auch Endonyme
(z. B. in Kärnten Zell/Sele, Ludmannsdorf/Bilčovs, in Belgien Brüssel/Bruxelles)
vor, sonst nur für allgemein bekannte (wie z. B. für Rom und Athen). Inter-
national werden unter gewissen Bedingungen nur Endonyme (u. a. bei Post
und Bahn) oder Exonyme (z. B. im Flugwesen: nur englische Bezeichnun-
gen für die Flughäfen) verwendet. In der Alltagssprache, aber auch in der
wissenschaftlichen Literatur verwendet man im Allgemeinen in der jeweils
verwendeten Sprache die entsprechenden Exonyme für die einzelnen geo-
graphischen Objekte, sofern sie allgemein üblich sind. So spricht man in
deutsch geschriebenen Artikeln (in der Regel) von Mailand und Warschau,
von den Vogesen und dem Kaukasus und nicht von Milano und Warszawa
bzw. Vosges und Kavkaz. Lediglich veraltete (und belastete29) Namensfor-
men sind zu vermeiden oder nur in historischen Abhandlungen verwend-
bar, wie z. B. St. Veit am Pflaum für Rijeka (im alten Österreich Fiume) oder
Morea für Peloponnes.

Jede Kulturlandschaft – nicht nur die österreichische, alpine, uns vertraute,
sondern wohl weltweit – widerspiegelt in ihrem Namengut Geschichte
und Gegenwart, diese in der Hinsicht, dass das Namengut in der (den)
jeweiligen dominanten Sprache(n) festgehalten ist, jene in der Weise, dass
im Namengut ältere sprachliche Zustände erhalten sind. Dies gilt in glei-
cher Weise für einsprachige und zwei- bzw. mehrsprachige Gesellschaften. 

Die Pflege dieses Namenguts sollte keine volkstumspolitische, sondern
eine kulturpolitische sein, die – auf Kärnten in Österreich bezogen – das
Ortsnamengut slowenischer bzw. alpenslawischer Herkunft in Österreich
ganz allgemein ins öffentliche Bewusstsein bringt. Zu diesem Zweck
könnte ich mir neben den zahlreichen Naturlehrpfaden, Kulturwanderwe-
gen und Eisen- oder Barockstraßen auch ein vergleichbares, allgemein bil-
dendes namenkundliches Objekt vorstellen. Dies habe ich auch in einem
Vortrag „Namen und Tourismus“30 vorgeschlagen. Als ich im Jahre 1986 in
Kals am Großglockner zusammen mit meinem deutsch-amerikanischen
Kollegen Karl Odwarka (unter Mitwirkung von Willi Mayerthaler†) die
„Kalser Namenkundlichen Symposien“ gründete, war nicht absehbar, was
für ein Erfolg dies werde (im Jahre 2005 fand das 20. Symposium statt). Die
Symposien sind in der Osttiroler Gemeinde so etwas wie ein Wirtschafts-
faktor geworden: Mehr als 50 Gäste kommen alljährlich in der Vorsaison
für durchschnittlich drei Tage, dazu Studenten für in Kals stattfindende
Exkursionen. Unter großem Interesse und mit Beteiligung der Bevölkerung
haben wir in den ersten Jahren das gesamte Kalser Tal namenkundlich
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erhoben – Siedlungs-, Berg-, Flur-, Gewässer- und Hofnamen – und in rund
1200 Stichworten in der von mir herausgegeben Zeitschrift Österreichische
Namenforschung publiziert31. Es ist auch ein kleiner namenkundlicher Füh-
rer über Kals im Jahre 2001 erschienen, den die Gemeinde vorfinanziert hat
und der sich gut verkauft. Kals könnte somit ein Vorbild sein, Tourismus
und Namenforschung miteinander zu verknüpfen. Daher könnte ich mir
auch einen namenkundlichen Führer durch Kärnten vorstellen, der die ent-
sprechenden Angaben liefert und in allgemein verständlicher Form die
onomastischen Daten aus ganz Kärnten bietet, wodurch dem Leser zwang-
los vor Augen geführt wird, dass es in ganz Kärnten deutsches und slowe-
nisches Namengut gibt, mit einem nicht geringen Anteil älterer (v. a. übers
Romanische vermittelter) Elemente. – Eine ähnliche Untersuchung wie in
Kals wurde in einem kleineren Umfang in der Gössnitz (Heiligenblut)
durchgeführt; ein namenkundlicher Führer durch den Nationalpark Hohe
Tauern ist in Vorbereitung.

Es gibt in Österreich eine ganze Reihe von Naturlehrpfaden, Kulturwan-
derwegen und touristisch benannten Autostraßen, z. B. Karnische Dolomi-
ten-Straße (entlang der Gail, Kärnten/Tirol), Salzburger Dolomiten-Straße
(von Abtenau nach Bischofshofen, Salzburg) – mit einer großzügigen Aus-
legung des Begriffes Dolomiten (vgl. auch Lienzer Dolomiten) –, Steirische
Schlösser-Straße (zweimal Steiermark), Großglockner-Hochalpen-Straße
(Kärnten/Salzburg) mit den Flügeln Gletscherstraße (Kärnten) und Edel-
weißstraße (Salzburg) sowie die Niederösterreichische Barock-Straße. In Bayern
fand ich sogar eine Bayerische Ostmarkstraße – unwillkürlich fiel mir die
Ostarrichi-Gedenkstätte in Neuhofen an der Ybbs (Niederösterreich) ein –
warum keine Ostarrichi-Straße durchs liebliche Mostviertel? Wo der Name
der Republik Österreich zum ersten Mal dokumentiert wurde. An diesem
Ort beging man 1996 das „Millennium“, das eigentlich ein Namenstag war,
aus welchem Anlass auch einige onomastische und viele historische Arbei-
ten entstanden sind. Zu den genannten Straßen gesellen sich in der Steier-
mark zwei Weinstraßen, die Sausaler Weinstraße und die Schilcher-Wein-
straße, sowie anderswo einige lokale Straßen wie die Villacher (Kärnten)
und Gasteiner Alpenstraße (Salzburg). Solche namenkundlich ergänzte tou-
ristische Straßen und Wege könnten dazu beitragen, Ortsnamen als prä-
genden Teil einer Kulturlandschaft zu begreifen und als immaterielles Kul-
turerbe wahrzunehmen.

Ich könnte mir also vorstellen, dass man auf solchen Wegen zusätzlich zu
den biologischen und historischen auch namenkundliche Informationen
bietet. Das Interesse an solchen Dingen ist nämlich bei der Bevölkerung
weit größer, als man denkt, wie dies Anfragen immer wieder beweisen32.
Um ein Beispiel zu bringen: der Plöschenberg bei Klagenfurt, wo sich ein
schöner und anschaulich gestalteter Naturlehrpfad befindet. Dieser Pfad
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ist von Norden her auf einem Wanderweg von Viktring-Opferholz zu Fuß
oder von Köttmannsdorf im Süden mit einem Fahrzeug erreichbar; namen-
kundlich findet sich hier alles, was Kärnten auch sonst zu bieten hat, der
Name Plöschenberg selbst beruht auf slowenisch pleš oder pleša ,kahle
(baumlose) Stelle’, was auch auf Rodung hinweisen kann. Im Süden blickt
man ins Rosental und in die Karawanken – beides vorslawische bzw. vor-
deutsche Namen, der Name Wurdach (slowenisch Vrdi) konnte bisher nicht
geklärt werden. Das Gebiet selbst gehört zum Höhenzug der Sattnitz (ein
altes slowenisches Wort für ,Gebirgsweg’ enthaltend), im Norden liegt das
Keutschacher Seental. Der Name der Gemeinde Köttmannsdorf ist ein
deutsch-slowenischer Mischname, Keutschach selbst ist wie Mostitz, Dobein
und Dobeinitz slowenischen Ursprungs, Höflein, Seebach und Opferholz sind
wiederum deutsch; alle Objekte haben zwei Namen, je einen in der deut-
schen und slowenischen Sprache, so heißt das ganze Gebiet auf Slowenisch
Plešivec – ein mehrmals vorkommender Bergname, den man auch ,Kahlen-
berg’ übersetzen könnte. So zeigt sich zwanglos das Ineinanderfließen
zweier Sprachgemeinschaften. Die entsprechenden Informationen könn-
ten zusätzlich auf einigen der Info-Tafeln gegeben werden, v. a. auf den
Übersichten und Aussichtspunkten. Die naturkundlichen Erläuterungen
sollten dem Charakter des Lehrpfades entsprechend freilich im Mittel-
punkt bleiben33. Eine sicher lohnende Aufgabe, um onomastisches Wissen
weiteren Kreisen der Bevölkerung zugänglich zu machen.

Abkürzungen:

BGBl. = Bundesgesetzblatt 
VfGH = Verfassungsgerichtshof
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11 Dazu s. meinen Beitrag Pohl 2005a.
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12 Daher wirkt eine Aussage wie „Kärnten wird einsprachig“ (s. o.) befremdlich, da sie die
gegebenen Realitäten missachtet.

13 Die historische Bedeutung des Kärntner Fürstensteins ist allgemein bekannt und unum-
stritten; bis vor Kurzem stand er in der Aula des Landesmuseums und wird bekanntlich
seit Anfang 2006 im Wappensaal des Landhauses in Klagenfurt aufbewahrt. Es handelt
sich dabei um den Basisteil einer römisch-ionischen Säule, auf deren Sitzfläche im Mittel-
alter das Landeswappen eingemeißelt wurde. Er ist ein Denkmal, das bei den Einset-
zungszeremonien der Kärntner Herzöge eine erstrangige Rolle gespielt haben muss und
somit das jahrhundertelange (meist friedliche) Zusammenleben der deutschen und slo-
wenischen Kärntner wie kein anderes symbolisiert. Bei diesen Zeremonien wurde „scla-
vice“ bzw. „in windischer rede“ gesprochen, beides bedeutet „slawisch“ oder „slowe-
nisch“, später nannte sich Kärnten sogar „Windisches Erzherzogtum“ (im 16. Jhdt. zur Zeit
der Reformation). Im Zeitalter des sprachorientierten Nationalismus wurde diese Ge-
meinsamkeit brüchig, gegen Ende des 19. Jhdts. fand sie ihr Ende. Nach dem „Kärntner
Abwehrkampf“ bzw. (aus slowenischer Sicht) dem „Kampf um die Nordgrenze“ bekam
der Begriff „windisch“, ursprünglich die deutsche Bezeichnung für „slowenisch“, be-
kanntlich eine ganz andere Bedeutung. Der Fürstenstein ist also primär ein Kärntner
Denkmal, gleichzeitig aber auch eines, das in der slowenischen Nationalgeschichte eine
Rolle spielt, da der Ursprung der Zeremonien der Herzogseinsetzung in die karantanische
(vordeutsche) Zeit zurückgehen dürfte. Somit ist der Fürstenstein zwar ein Symbol für die
Slowenen als Ethnie, aber keines für die heutige Republik. Daher war es schon 1991 um-
stritten, ihn auf den damals neuen (provisorischen) Tolar-Geldscheinen zu verwenden, zu-
mal ja auf ihm das Kärntner Wappen eingemeißelt ist. Daher ist es auf Grund der seiner-
zeitigen berechtigten, in der Diktion aber oft übertriebenen Proteste ausgesprochen un-
klug, dies heute nochmals zu versuchen. Auch wenn es „nur“ die 2-Euro-Cent-Münze ist.
Anstatt aufgeregte Debatten über das Für und Wider zu führen, wäre ein emotionsloser
Rückblick in die Geschichte  hilfreicher. Bis zu einem gewissen Grad entsprechen nämlich
die Vorstellungen vom „slowenischen Kulturraum“ den ehemaligen deutschen Vorstel-
lungen des 19. Jhdts. bzw. dem heutigen „deutschen Sprach- und Kulturraum“ und dem
„alten Österreich“. Zu einer administrativen Vereinigung aller slowenischen Länder ist es
aber nie gekommen, auch nicht der deutschen. Daher wird mental das im Allgemeinen als
„Südkärnten“ bezeichnete gemischtsprachige Gebiet nach wie vor als ein (zumindest teil-
weise) „slowenisches“ Land gesehen. So sind in der „Enciklopedija Slovenije/Enzyklopä-
die Sloweniens“ ziemlich alle größeren Orte (Süd-)Kärntens und Personen, die von dort
stammen oder dort wirkten (auch wenn sie keine ethnischen Slowenen sind/waren), ent-
halten, der „Atlas Slovenije/Atlas Sloweniens“ bezieht Teile von Kärnten und Friaul ins
Kartenbild ein, die man mit bestem Willen nicht als Grenzgebiete bezeichnen kann. Dar-
über kann man freilich geteilter Meinung sein. Ähnlich ist es ja auch zwischen Österreich
und Deutschland, wo in gesamtdeutschen Darstellungen Österreich (bis 1945) einbezogen
wird. Wogegen sich wiederholt einige österreichische (v. a. Wiener) Historiker verwahrt
haben – wie sich doch die Bilder gleichen! Groß war die Erregung, als 1985 der deutsche
Historiker Erdmann von „Drei Staaten – zwei Nationen – ein Volk?“ sprach (die drei Staa-
ten sind BRD, DDR und Österreich, die zwei Nationen die deutsche und österreichische,
das eine Volk alle Deutschen einschließlich der Österreicher). Ähnlich war es, als vor zwei
Jahren von den Zuschauern des ZDF die 100 „Besten Deutschen“ gewählt wurden, unter
denen sich neben Beethoven und Mozart auch Karlheinz Böhm und Romy Schneider be-
fanden. Schon die „Ankündigung des ZDF, als ,Unsere Besten’ auch Persönlichkeiten
küren zu wollen, die hierzulande als Österreicher betrachtet werden, belebte im August
das Sommerloch“ (schrieb die „Kleine Zeitung“ am 6. 11. 2003). „Österreicher empört: Mo-
zart kein Deutscher“ (titelte „Die Presse“ am 7. 8. 2003) – er ziert schließlich die 1-Euro-
Münze, obwohl er gar kein Österreicher war, denn Salzburg gehörte zu seinen Lebzeiten
gar nicht zu Österreich. Womit sich der Kreis zum Fürstenstein schließt.
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14 Vgl. Zdovc 1974, 294 f.

15 Vgl. Kranzmayer 1958, 99.

16 Vgl. Kranzmayer a. a. O. mundartlich Voči(d)lo, als Nebenform Hrast (d. i. „Eiche“).

17 Dazu vgl. Pohl 2002, 49 u. 111 mit Lit.

18 U. a. in der Wochenschrift Novice (Klagenfurt/Celovec) štev. 2 vom 20. 1. 2006.

19 Zdovc 1993, 43 f.

20 Vgl. zu diesem Problem Pohl 2002, 111 ff.

21 Zdovc 1993, 87.

22 Dazu vgl. Pohl 2002, 113 u. 115 mit Lit.

23 Seine wichtigsten einschlägigen Arbeiten sind bei Pohl 2002, 143 f., aufgelistet, s. auch hier
in der Bibliographie.

24 Zitiert Pohl 2002, 148.

25 Zdovc 1974, 295.

26 Diese Formen liegen auch einigen erst in letzter Zeit aufgestellten Ortstafeln zu Grunde.

27 Dem Vernehmen nach hat man sich in der „Konsenskonferenz“ darauf geeinigt, die schrift-
sprachlichen slowenischen Namensformen zu verwenden, wie sie bei Zdovc 1993 und
Kattnig – Kulnik – Zerzer 2004/2005 aufscheinen (freundliche Mitteilung von Dr. Marjan
Sturm). In der Neubearbeitung meines Namenbuches (Pohl 2000) werde ich als Haupt-
eintrag ebenfalls die schriftsprachlichen slowenischen Namensformen bevorzugen. 

28 In der Aussendung vom 15. März 2006, S. 2. – Der „Kärntner Heimatdienst“ ist inzwischen
von dieser Sichtweise deutlich abgerückt, schließlich war er in die „Konsenskonferenz“
eingebunden und hat das „Karner-Papier“ mitgetragen (s. o. Anm. 6).

29 Z. B. Tschechei statt Tschechien, Volksbezeichnung Zigeuner statt Roma usw.

30 Auf dem Symposion „Weiße Berge, blaue Seen und eine Rose“ – 100 Jahre Tourismus in
Kärnten  (27./28. Juni 2002, veranstaltet vom Geschichtsverein für Kärnten, publiziert in
Carinthia I 193 (2003), S. 461–662

31 Eine Zusammenfassung bietet Pohl 2004.

32 Ich bekomme viele Anfragen zu Namen aller Art, auch Familiennamen.

33 Dieser Naturlehrpfad selbst wird beschrieben von Helmut Zwander und Friedrich Hans
Ucik, Naturlehrpfad Plöschenberg – Zwergohreule in Carinthia II 189/109 (1999), S. 161–200.
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Karl Anderwald

Die Fachhochschule im Visier der Politik

1. Einleitung
Das Fachhochschulwesen, das im Vorjahr immerhin schon auf zehn erfolg-
reiche Jahre verweisen konnte, hätte sich bessere Schlagzeilen in den
Medien verdient. Durch den gescheiterten Versuch einer Konzentration der
Studiengänge geriet die Trägerorganisation „Fachhochschule Technik
Kärnten“ hingegen massiv ins Schussfeld der Kritik. Die Auseinanderset-
zung darüber überdeckte die positive Wissensbilanz der für Kärnten wich-
tigen Einrichtung, die ohnehin darunter zu leiden hat, dass ihre Wahrneh-
mung in der Öffentlichkeit noch unbefriedigend ist.

So blieb der am 6. April 2006 präsentierte Forschungsbericht im Umfang
von 458 Seiten ebenso weitgehend unbemerkt wie das aktuelle Ranking im
„Industrie-Magazin“, in dem die Kärntner Studiengänge im nationalen
Vergleich Spitzenränge belegten. Die junge Bildungseinrichtung, die in
enger Kooperation mit Industrie, Gewerbe und Institutionen zahlreiche
Beiträge für eine moderne, technologisch orientierte Wirtschaft in Kärnten
leistet, brachte es – entgegen dem „brain-drain“ im südlichsten Bundesland
– immerhin schon auf über 800 Absolventen. 

Diese guten Nachrichten bleiben durch einen Disput unbemerkt, der die
unterschiedlichen Interessen der beteiligten Akteure widerspiegelte und
die Fachhochschule zum Spielball der Landespolitik machte. Übrig blieben
ein beträchtlicher Imageschaden und eine Verunsicherung des Lehrperso-
nals und der Studierenden. Die Auswirkungen waren auch bei den Bewer-
berzahlen für die einzelnen Studiengänge sichtbar.

2. „Historische Wurzeln“ des Konflikts
Die in der Auseinandersetzung deutlich gewordenen Bruchlinien haben
ihren Ursprung schon in der Entstehungsgeschichte1. In Spittal an der Drau
stand die „Wiege“ der Einrichtung. In der Oberkärntner Bezirksstadt hatte
man schon sehr früh konkrete Vorstellungen entwickelt. Unter der
Führung von Hans Peter Haselsteiner wurde bereits 1992 der Trägerverein
„Technikum Kärnten“ mit Sitz in Spittal gegründet und eine vom Klagen-
furter Universitätsprofessor Erich Leitner, dem heutigen Vorstandsmit-
glied, verfasste Studie über die „Fachhochschultauglichkeit von Spittal an
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der Drau“ präsentiert. Auch die vom Land eingeholte Expertise gab der
Stadt gegenüber den vagen Bewerbungen von Klagenfurt, Villach und St.
Veit eindeutig den Vorzug. Bereits am 8. Juni 1993 fasste das Kollegium der
Kärntner Landesregierung den ersten einer Reihe von einstimmigen
Beschlüssen in Richtung einer Fachhochschule in Spittal an der Drau. Die
Bildungseinrichtung sollte in erster Linie technische Studien einrichten
und so ein Ersatz für das Fehlen einer technischen Fakultät an der Univer-
sität Klagenfurt sein. Nicht zuletzt war damit nach deutschen Vorbildern
ein Impuls für den finanzschwachen Oberkärntner Raum angedacht. Im
Oktober 1995 starteten mit Bauingenieurwesen-Projektmanagement und
Elektronik die beiden ersten Studiengänge.

Die Stadt Villach trat dem „Technikum Kärnten“ bereits am 22. November
1994 bei, und auch die Initiatoren des Vereins „Humanitas“, der FH-Studi-
engänge im Bereich Humanmanagement in Feldkirchen plante, strebten
die Einreichung ihrer Anträge an den Fachhochschulrat über die Spittaler
Trägerorganisation an. Der St. Veiter Bürgermeister Gerhard Mock wollte
die ursprünglich angekündigte Idee von Studiengängen in der Herzog-
stadt nicht mehr weiterverfolgen.

Nicht zur Kenntnis genommen wurde die einstimmige Entscheidung der
Landesregierung in der Landeshauptstadt Klagenfurt. Nachdem Interven-
tionen beim Landeshauptmann und beim Wissenschaftsministerium
erfolglos blieben und auch eine Kampagne gegen den Standort Spittal an
der Drau in den Printmedien kein Echo fand2, wurde mit der Gründung
des „Vereins zur Errichtung der Fachhochschule Kärnten mit Hauptsitz in
Klagenfurt“ bewusst ein Gegenstück zu der vom Land Kärnten ausge-
wählten Trägerorganisation gesetzt. Der Verein – mit den Kärntner Lan-
desfarben im Briefpapier – strebte zunächst eine „Fachhochschule für Tele-
matik und Mechatronik“ in Klagenfurt an. Ein vom Entwicklungsteam mit
den Klagenfurter Universitätsprofessoren erster eingereichter Antrag auf
Genehmigung eines Studienganges „Informationstechnik/Telematik“ war
jedoch so mangelhaft, dass er vom Fachhochschulrat im März 1995 abge-
lehnt wurde.

Nun machte auch das Wissenschaftsministerium Druck und verlangte,
dass es in Kärnten nur einen einzigen Trägerverein für FH-Studiengänge –
eben das Technikum Kärnten – geben sollte. Über Vermittlung von Lan-
deshauptmann Christof Zernatto traten im April 1997 auch die Landes-
hauptstadt und ihr Fachhochschulverein dem „Technikum Kärnten“ bei.
Am 23. April 1997 wurde im Büro des Landeshauptmannes eine Vereinba-
rung getroffen, wonach das „Technikum Kärnten“ auch in Klagenfurt FH-
Studiengänge organisieren soll. Die Stadt Klagenfurt erhielt einen Sitz im
Vereinsvorstand. Der künftige Ausbau von Studiengängen sollte ausge-
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wogen in den drei Städten Spittal an der Drau, Villach und Klagenfurt erfol-
gen.

Unter der Berücksichtigung der Initiative in Feldkirchen beschloss das Kol-
legium der Kärntner Landesregierung im September 1998 in der weiteren
Folge einstimmig ein „Kärntner Fachhochschulkonzept 1999–2004“, das
auf 107 Seiten auch die Ausbaupläne in den vier Städten aufzeigte. In die-
sem Papier wurde auch ein zehn Punkte umfassendes Kooperationsab-
kommen mit der Universität Klagenfurt aufgenommen. Im Oktober 1998
wurde das Spittl als Sitz der Fachhochschule seiner Bestimmung überge-
ben. Im Oktober 2000 wurde dem „Technikum Kärnten“ als einer der ersten
Trägerorganisationen in Österreich die offizielle Bezeichnung „Fachhoch-
schule“ verliehen.

3. Die Privatstiftung als Trägerorganisation
Um den Einfluss der Politik in der Trägerorganisation möglichst gering zu
halten, verfolgte der Vorstandsvorsitzende des Technikum Kärnten, Hans
Peter Haselsteiner, seit dem Jahre 1999 die Idee der Umwandlung in eine
Stiftung nach dem Privatstiftungsgesetz. Im Jahre 2001 gelang es, die
Widerstände der Stadt Klagenfurt gegen diese Lösung zu überwinden. In
der Gründungsurkunde traten folgende 15 Stifter einer „Privatstiftung
Fachhochschule Technikum Kärnten“ auf:

• Technikum Kärnten – Verein zur Errichtung der Fachhochschule Kärnten

• Land Kärnten

• Stadt Spittal an der Drau

• Stadt Villach

• Stadt Wolfsberg

• Landeshauptstadt Klagenfurt

• Stadt Feldkirchen

• Fachverband der Bauindustrie

• Bundesinnung Bau

• Fachverband der Elektro- und Elektronikindustrie

• Industriellenvereinigung Kärnten

• Wirtschaftskammer Kärnten

• CTR – Carinthian Tech Research GmbH Villach

• Verein zur Errichtung der Fachhochschule Klagenfurt

• Universität Klagenfurt
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Als Organe sind laut Stiftungsurkunde Vorstand und Aufsichtsrat vorge-
sehen. Der Vorstand besteht aus drei Mitgliedern, wobei ein Mitglied
hauptberuflich mit der Geschäftsführung betraut ist. Für den Aufsichtsrat,
bestehend aus zehn Personen, hat das Land Kärnten ein Vorschlagsrecht
für drei Mitglieder, die Städte Klagenfurt, Villach, Spittal an der Drau und
Feldkirchen nominieren je ein Mitglied. Die restlichen drei Aufsichtsräte
werden vom Verein Technikum Kärnten, vom Fachverband der Elektro-
und Elektronikindustrie sowie vom Fachverband der Bauindustrie entsen-
det. Als beratendes Gremium wird vom Vorstand ein Kuratorium bestellt,
das aus seiner Mitte wiederum einen sechsköpfigen wissenschaftlichen
Beirat wählt. Im Bereich der Lehre sind nach dem FHStG Kollegien für die
einzelnen Studiengänge und ein Fachhochschulkollegium zu installieren,
das aus seiner Mitte den Rektor wählt. Zur Abstimmung zwischen Vor-
stand und FH-Kollegium wurde intern ein „Exekutivkomitee“ (Exco) ver-
einbart.

4. Die Stagnation und ihre Ursachen

In den ersten Jahren der Implementierung des Fachhochschulsystems
zählte Kärnten noch zu den Spitzenreitern innerhalb der österreichischen
Bundesländer. In den ersten Jahren des neuen Jahrtausends geriet man ins
Hintertreffen. Bei der Einführung der neuen Bildungsschiene war beim
Wissenschaftsministerium ein Anteil von 10 Prozent der Studierenden für
Kärnten eingeplant. Bei den aktuell ca. 32.000 Studierenden an österreichi-
schen FH-Studiengängen müssten heute daher 3200 Hörer am Technikum
Kärnten inskribiert sein. Tatsächlich gab es im Sommersemester 2006 nicht
einmal tausend Studenten. Diese Stagnation, die Kärnten bei der Studen-
tenzahl die Position als Schlusslicht beschert, hat mehrere Ursachen:

Nach der Landtagswahl und dem Wechsel des Landeshauptmannes auf
Jörg Haider ließ das Interesse der Landespolitik an der Fachhochschule
nach. Während andere Bundesländer – vor allem Oberösterreich, Nieder-
österreich und die Steiermark teilweise durch Vorfinanzierung des Bun-
desanteils – sich weitere Studiengänge sicherten, gab man sich in Kärnten
offensichtlich mit dem bereits Erreichten zufrieden. Vom neuen Landes-
hauptmann gab es sogar Kritik an der bisherigen Struktur. Davon waren
vor allem die Einrichtungen im „roten Villach“ betroffen, wo die Fach-
hochschule auch am Aufbau des Kompetenzzentrums CTR beteiligt war
und wo es gelungen war, mit der Universität Linz ein Fernstudium Rechts-
wissenschaften nach Kärnten zu bringen.
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Jörg Haider brachte zusätzliche Standorte ins Gespräch: St. Georgen am
Längsee, wo ein FH-Studium im Bereich der Musikausbildung ausgedacht
war, und vor allem Wolfsberg, wo er dem SPÖ-Bürgermeister Gerhard Sei-
fried im Wort war. Besondere Anstrengungen machte er in Richtung Uni-
versität, wo die Gründung einer technischen Fakultät vorangetrieben wer-
den sollte. Über die ASFINAG verschaffte der Kärntner Landeshauptmann
der Universität Stiftungsprofessuren, deren Fachgebiet an sich besser bei
den bestehenden FH-Studiengängen abgedeckt gewesen wäre. Während
die Technologie-Strategie in der Landeshauptstadt bisher auf das Zentrum
in der Primoschgasse ausgerichtet war, wohin auch die Klagenfurter tech-
nischen Studiengänge angesiedelt wurden, favorisierte Haider die Grün-
dung des „Lakeside-Parks“ in der Nähe der Universität. Klagenfurt hatte
nun gleich zwei Technologieparks.

Die Kärntner SPÖ zeigte kaum Initiativen. Von Landesrat Reinhart Rohr
wurde wenigstens in Klagenfurt ein FH-Studiengang „Ökoeffiziente Pro-
dukt- und Prozesstechnik“ forciert, der zwar vom Fachhochschulrat
genehmigt wurde, aber nicht den Betrieb aufnahm.

Die ÖVP war in der Landesregierung nur mehr durch Landesrat Georg
Wurmitzer vertreten, der immer wieder von der Klagenfurter ÖVP in Gei-
selhaft genommen wurde. Der ÖVP-Vertreter im Aufsichtsrat der Fach-
hochschule, Klaus Wutte, vertrat Klagenfurter Positionen, vor allem die
Forderung, dass der Sitz der Fachhochschule in die Landeshauptstadt
übersiedeln sollte.

Ein Phänomen, mit dem auch andere Fachhochschulen zu kämpfen haben,
wirkte sich in Kärnten besonders negativ aus: Durch das Desinteresse an
technischen Studien gelang es jahrelang nicht, die zugelassene Quote an
Studenten auch tatsächlich zu erreichen. Im Sommersemester 2006 stu-
dierten so am Technikum Kärnten bei 1377 genehmigten Studienplätzen
nur 954 Studenten. Allein bei den technischen Studiengängen im Zentral-
raum Klagenfurt und Villach fehlten 345 Studierende. Da der Bund die Pro-
Kopf-Förderung auf die tatsächliche Hörerschaft abstimmt, bedeutete das
jährliche Mindereinnahmen von über 2,8 Millionen Euro.

Die Kostenschere weitete sich auch durch Personaleinstellungen in der
Verwaltung aus, die der Vorstand für Stabsstellen in der Administration
für eine Organisationsstruktur und zur Einführung eines ganzheitlichen
Qualitätsmanagementsystems schuf. Bei den Finanzen wirkte sich auch
negativ die Umstellung des Ausbildungssystems auf ein zweistufiges
Bakkalaureat/Magister-System aus. Im Vorjahr fiel der Bundesanteil
sogar auf unter 40 Prozent. Auch die seit Herbst 2005 eingeführten Studi-
enbeiträge brachten mit 5 Prozent Finanzierungsanteil kaum eine Ent-
spannung.
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5. Lösungsansatz: Konzentration der Standorte

5.1 Der Landeshauptmann erteilt „grünes Licht“

Im Vorstand wurde vom Vorsitzenden Hans Peter Haselsteiner und von
der Geschäftsführerin Irene Müller vor allem die Zusammenlegung von
Standorten als Lösung angesehen. Von den Städten Spittal an der Drau und
Feldkirchen erwartete man sich keine Widerstände. Der seit der Wahl 2003
neu amtierende Bürgermeister Robert Strießnig (SPÖ) betrachtete – anders
als seine Vorgänger – das Fachhochschulwesen ohne Euphorie und war
gesprächsbereit, vom Spittaler Bürgermeister Gerhard Köfer (SPÖ) war
ohnehin bekannt, dass er im Gegensatz zum früheren Bürgermeister Hell-
muth Drewes der Fachhochschule wenig Positives abgewinnen konnte. Es
gab daher keinen Widerspruch, dass in einem Vorgriff zur Konzentration
nach dem bereits früher nach Villach abgewanderten Studiengang Elek-
tronik auch der Spittaler Studiengang Public Management zur Disposition
stand. Obwohl Landeshauptmann Haider vorübergehend eine Übersied-
lung nach Wolfsberg gefordert hatte, landete Public Management quasi als
Vorgriff der Zusammenlegung der Standorte mit Beginn des Wintersemes-
ters 2004/05 in Villach.

Am 24. Mai 2005 stellten Geschäftsführerin Irene Müller und der von der
FPÖ nominierte Vorsitzende des Aufsichtsrats, Rainer Cholewa, Landes-
hauptmann Jörg Haider in einem persönlichen Gespräch ein Konzept über
eine „Restrukturierung von Standorten“ vor. Dabei wurden mehrere Vari-
anten gewählt, die von einer Reduzierung auf drei bzw. zwei Standorte bis
zu einer „Radikallösung Zusammenführung aller Studiengänge an einem
Standort“ reichten. Der Kärntner Landeshauptmann bekräftigte, dass nur
die Zusammenlegung an einem Standort – nämlich Villach – wirklich Sinn
mache3. Auf Grund der nach der Landtagswahl vereinbarten Koalition
schien diese Lösung auch beim Koalitionspartner SPÖ durchsetzbar, da
man Villach begünstigte und durch die SPÖ-Bürgermeister von Feldkir-
chen und Spittal an der Drau keine Einwände zu erwarten waren.

Am 7. Juni 2005 wurde das Konzept dem Kollegium der Kärntner Landes-
regierung vorgestellt. In einer Pressekonferenz erklärten Jörg Haider und
sein Stellvertreter Peter Ambrozy, dass die Standortkonzentration in Vil-
lach die beste Möglichkeit sei und der Fachhochschule eine erfolgreiche
Zukunft sichere. Man müsse sich der Herausforderung stellen, „neben der
Universitätsstadt Klagenfurt einen zweiten Standort zu schaffen“4.

Über Alternativen für die bisherigen Standorte Klagenfurt, Feldkirchen
und Spittal an der Drau wurde unter der Teilnahme von Vertretern ver-
schiedener Bildungseinrichtungen (Landesschulrat, Universität Klagen-
furt, Pädagogische Akademie, Verwaltungsakademie des Landes, Berufs-
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schulen, IHS ) am 25. Juli 2005 beraten, ohne dass konkrete Ergebnisse
erzielt wurden.

5.2 Widerstände in Klagenfurt und Feldkirchen

Gleich nach der Präsentation am 7. Juni 2005 gab es die ersten negativen
Reaktionen5. In Klagenfurt standen die Zeichen auf Sturm. Bürgermeister
Harald Scheucher: „Nur über meine Leiche.“ Aber auch sein SPÖ-Vize-
bürgermeister Ewald Wiedenbauer kündigte „massiven Widerstand“ an.
In Feldkirchen wollte man ebenfalls nicht einsehen, dass das neue Fach-
hochschulgebäude, dessen Spatenstich vor der Landtagswahl 2004 von
allen Parteien noch gefeiert wurde, nun nicht mehr widmungsgemäß ver-
wendet werden sollte. Vizebürgermeister Herwig Seiser stellte die Frage:
„Was ist das für ein Umgang mit Steuermitteln?“ Abgelehnt wurde das Vor-
haben auch vom neuen ÖVP-Landesrat Josef Martinz („Bildungspolitische
Katastrophe“). Im Kärntner Landtag wurden die Pläne diskutiert und die
Landesregierung aufgefordert, dafür zu sorgen, „dass die Leitung der
Fachhochschule Alternativkonzepte zur möglichen Schließung von Fach-
hochschulen vorlegt“6. Der Ball wurde damit erstmals an den Vorstand
weitergespielt. Offenbar zur Beruhigung der Situation setzte LH Haider
Landesrat Gerhard Dörfler als „Leiter der Reformkommission für die
Zukunft der Fachhochschule Kärnten“ ein.

Eine von Haider und Dörfler für den 25. Juli 2005 anberaumte „Fachhoch-
schulkonferenz“ im Spiegelsaal der Landesregierung enthielt schon in der
Einladung den Hinweis, dass „die vom Technikum Kärnten vorgelegten
Pläne nicht überall Zustimmung finden“. Als Ergebnis kam heraus, dass
die Standorte Spittal an der Drau und Feldkirchen vorläufig erhalten blei-
ben. Die Fachhochschule solle ihre fachlichen Cluster verwirklichen, wobei
im September 2005 entschieden würde, ob der Technik-Cluster in Villach
oder in Klagenfurt realisiert werde. Schon drei Tage vorher hatte Jörg Hai-
der der Geschäftsführerin Irene Müller durch einen offenen Brief in der
Kärntner Kronenzeitung ausrichten lassen, dass sie für einen ordnungs-
gemäßen Bezug des Gebäudes in Feldkirchen ab Herbst 2005 zu sorgen
habe7.

Im Juli 2005 erfolgte ein Wechsel in den Gremien der Fachhochschule: Irene
Müller folgte Hans Peter Haselsteiner als Vorsitzende des Vorstandes.
Haselsteiner übernahm den Vorsitz im Aufsichtsrat.

Im Rahmen einer Aussprache in der Landesregierung am 24. Oktober 2005
wurde versucht, mit der Stadt Klagenfurt eine Einigung zu erzielen. Bür-
germeister Scheucher und Stadtrat Dieter Jandl erteilten der Absicht, die
beiden Klagenfurter Studiengänge nach Villach zu übersiedeln, eine klare
Absage. Auch der Kompromissvorschlag, im Abtausch die beiden Feldkir-

76



chener Studiengänge zu erhalten, fand keine Zustimmung. Widerspruch
gab es bei den Studenten: Mit 128 Unterschriften sprach sich die überwäl-
tigende Mehrheit für den Verbleib in der Landeshauptstadt aus. Landes-
hauptmann Haider zog die Schlussfolgerung, dass kein Konsens erreicht
werden konnte, und stellte es den Gremien der Fachhochschule daher
anheim, selbst die entsprechenden Schritte zu beschließen und umzuset-
zen. Um hier die Handlungsfähigkeit zu sichern, würde die Landesregie-
rung eine standortneutrale Finanzierung durch Beschluss sicherstellen8.

Die Geschäftsführerin und der Vorsitzende des Aufsichtsrates waren sich
weiterhin einer Rückendeckung durch eine Mehrheit in der Landesregie-
rung sicher und bereiteten die Umsetzung ihrer Vorhaben vor. Bereits bei
der am nächsten Tag anberaumten Aufsichtsratssitzung wurde ein Mehr-
heitsbeschluss gefasst, die beiden Klagenfurter Studiengänge ab dem Win-
tersemester 2006/07 nach Villach zu verlagern. Dies unter der Prämisse,
dass die gleichzeitig tagende Landesregierung den versprochenen
Beschluss über die standortneutrale Finanzierung fassen wird. Dieser
Beschluss fiel anders aus als erwartet. Zwar wurde grundsätzlich ein
Bekenntnis zu einer standortneutralen Finanzierung abgegeben, die daran
geknüpften Bedingungen relativierten aber die Zusage: 

• Ultimatum an die Geschäftsführerin, binnen Jahresfrist ein ausfinanzier-
tes zukunftsfestes Konzept betreffend das Fachhochschulwesen in Kärn-
ten und 

• Alternativen für die aufzulösenden Standorte vorzulegen.

5.3 Ein Konzept im Eilzugstempo

Der Optimismus im Vorstand der Fachhochschule, dass man von der Poli-
tik jetzt grünes Licht habe, erwies sich in der Folge als unbegründet. Lan-
deshauptmann Haider vertrat nun die Ansicht, dass eine standortneutrale
Finanzierung erst nach Vorliegen des FH-Konzeptes möglich sei. Mehrere
Vorsprachen der Geschäftsführerin im Büro des Landeshauptmannes blie-
ben ohne konkrete Ergebnisse9.

Der Vorstand entschloss sich nun, das Konzept nicht innerhalb der vorge-
schriebenen Jahresfrist, sondern so schnell wie möglich zu erarbeiten,
damit bei der ersten Sitzung der Landesregierung am 17. Jänner 2006 dar-
über abgestimmt werden könne. Das vom Vorstand gemeinsam mit vier
Studiengangsleitern erstellte 54 Seiten umfassende „Zukunfts-Konzept
Fachhochschule Technikum Kärnten“, datiert mit 9. Jänner 2006, zeigt fol-
gende „strategische Stoßrichtungen“:

1. Clusterbildungen,

2. Expansion im sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Bereich (SoWi),
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3. Aufbau einer Matrix-Organisation mit Fachbereichen und

4. Zusammenführung aller Studiengänge an einem Standort und hier Eta-
blierung eines „FHTK-Campus“.

Die drei Cluster wurden mit „Informationstechnologie & Elektronik“,
„Gesundheit, Wirtschaft und Soziales“ sowie „Bauwesen und Architektur“
definiert.

Folgender Zeitplan war vorgesehen:

2006/07 Clusterbildung (IT & Elektronik sowie Bauwesen & Architektur);
Beginn SoWi-Aufbau: Public Management berufsbegleitend,
Unternehmensführung; Auflösung des Standortes Klagenfurt.

2007/08 SoWi-Aufbau: Alpen-Adria-Tourismus und Internationale Wirt-
schaft sowie gegebenenfalls MTD-Studiengänge und Hebam-
menausbildung.

2008/09 Auflösung der Standorte Spittal an der Drau und Feldkirchen;
Clusterbildung im SoWi-Bereich; SoWi-Aufbau: Alpen-Adria-
Tourismus Management; Aufbau der Fachbereiche.

Keine Vorschläge enthielt das Konzept für die Nachnutzung der Gebäude
in Klagenfurt, Villach und Spittal an der Drau. Hier war der Vorstand der
Meinung, dass dies nicht Aufgabe der Fachhochschule sein könne.

Am 10. Januar 2006 wurde das „Zukunftskonzept“ elektronisch und in
Papierform an die Landesregierung geschickt. Dort wurden aber bürokra-
tische Hürden aufgebaut. Die Geschäftsführerin erhielt ein Schreiben, in
dem sie aufgefordert wurde, zu noch 30 offenen Punkten des „Zukunfts-
konzeptes“ Stellung zu nehmen und zu diesem Zweck am 25. Januar zu
einem Gespräch in Klagenfurt zu erscheinen, das unter der Leitung von
Gerhard Herbst (Büro des Landeshauptmannes ) stehen sollte. Irene Mül-
ler bemühte sich, die 30 Fragen schon innerhalb von zwei Tagen zu beant-
worten, trotzdem wurde das „Zukunftskonzept“ nicht in der Landesregie-
rung behandelt. Über Verlauf und Ergebnis der Aussprache am 25. Januar
gab es unterschiedliche Wahrnehmungen. Die FH-Geschäftsführerin erin-
nert sich, dass alle offenen Punkte geklärt wurden und ihr die Behandlung
in der Regierungssitzung am 31. Januar 2006 zugesagt wurde9. Anders die
Auffassung des Amtes der Kärntner Landesregierung, wonach damals auf
die Lösung der Nachnutzungsfrage durch die Fachhochschule bestanden
worden wäre10.

Auch in den Sitzungen der Landesregierung vom 31. Januar und 7. Februar
2006 stand die Thematik nicht auf der Tagesordnung. Dafür erhielt die
Geschäftsführerin am 21. Februar 2006 ein Schreiben des Amtes der Kärnt-
ner Landesregierung, in dem nochmals Fragen zur Finanzierung gestellt
wurden. Vom Landesamtsdirektor wurde ihr angedeutet, dass man die
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Erledigung verzögern wolle und dass sich hier offenbar eine Achse zwi-
schen den Beamten und Gerhard Herbst vom Büro des Landeshauptmanns
gebildet habe11.

6. Die geplante Machtübernahme durch das Land
Der Landeshauptmann artikulierte gegenüber den Medien seine geänderte
Einstellung zum Konzept, suchte die Schuld bei Vorstand und Vorsitzen-
den des Aufsichtsrates und hatte schon eine eigene Lösung parat: „Es ist
nicht schlüssig, völlig unbrauchbar. Tut sich da in den nächsten Wochen
nichts, dann wird das Technikum aufgelöst und das Land übernimmt die
Verantwortung für die Fachhochschule.“12

Argumente für diese Argumentation lieferte ein im Auftrag des Landes
erstelltes undatiertes Papier der Alpen-Adria-Universität Klagenfurt, das
am 6. Februar 2006 am FH-Standort Klagenfurt aufgetaucht war. Unter
dem Titel „Anmerkungen und Kommentare von Mitgliedern der Fakultät
für Wirtschaftswissenschaften und Informatik zum Zukunfts-Konzept FH
Technikum“ Kärnten äußerten sich die Professoren Hans Joachim Boden-
höfer, Bernd Kaluza, Paul Kellermann, Dietrich Kropfberger und der desi-
gnierte Rektor Heinrich C. Mayr überaus kritisch. Die nicht widerspruchs-
freien und teilweise polemischen Anmerkungen und Kommentare richte-
ten sich vor allem gegen die Standortentscheidungen und den geplanten
Ausbau der SoWi-Studiengänge. Falls die Klagenfurter IT-Studiengänge
nach Villach verlegt würden, wurde mit einem „Standortwettbewerb“
gedroht, den die Universität Klagenfurt jedenfalls gewinnen werde13.

Wasser auf die Mühlen bekam der Landeshauptmann auch durch ein
Schreiben des Rektors der FH, Herbert Stögner, vom 27. Januar 2006, in
dem bestätigt wurde, dass es zum Zeitpunkt der Übergabe des nun vorlie-
genden Konzeptes an die Landesregierung noch keine Beschlüsse in den
Gremien Fachhochschul-Kollegium und „Exco“ gegeben habe.

Nach dem Platzen der Koalition mit der SPÖ Ende Februar 2006 brauchte
Jörg Haider auf den bisherigen Regierungspartner keine Rücksicht mehr
zu nehmen. Für die beabsichtigte feindliche Übernahme der Fachhoch-
schule durch das Land Kärnten musste freilich eine Mehrheit in der Lan-
desregierung gefunden werden. Im „freien Spiel der Kräfte“ bot sich eine
Zusammenarbeit mit ÖVP-Landesrat Josef Martinz an, der für die Erhal-
tung der Studiengänge in Klagenfurt und Feldkirchen eintrat.

Unfreiwillige Munition für die Vorbereitung eines entsprechenden Amts-
vortrages für die Sitzung der Landesregierung lieferten die Geschäfts-
führung und der Vorsitzende des Aufsichtsrates. Beim Umfragebeschluss
über das Budget 2006 wurde auf das Einholen einer Unterschrift vergessen.
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Als Hans Peter Haselsteiner in einer Pressekonferenz am 9. März 2006 irr-
tümlich die Aussage traf, dass Fachhochschulrat und Wissenschaftsminis-
terium die Konzentration der Standorte bereits genehmigt hätten, wurde
dies als bewusste Falschmeldung interpretiert.

Der Landeshauptmann brachte in die Regierungssitzung vom 14. März
2006 den Antrag ein, „die Fachhochschule Technikum Kärnten – ge-
meinnützige Privatstiftung aufzufordern, die entsprechenden Schritte in
die Wege zu leiten, ihre sämtlichen Rechte und Pflichten als Organisator,
Betreiber und Erhalter der Fachhochschulstudiengänge in Kärnten ehest-
möglich dem Land Kärnten zu übertragen“. Als Begründung wurde ange-
führt, dass die Privatstiftung eine untaugliche Trägerorganisation sei und
dass der Vorstand sowie der Vorsitzende des Aufsichtsrates nicht mehr das
Vertrauen des Landes haben.

Mit der Mehrheit von BZÖ und ÖVP wurde dieser Antrag auch genehmigt.
Landesrat Josef Martinz hatte seine Zustimmung aber von weiteren Passa-
gen im Beschluss abhängig gemacht. 

Die relevanten Punkte lauteten:

„Es erfolgt ein Bekenntnis zum bisherigen Konzept der Dezentralisierung
und Regionalisierung des Fachhochschulwesens in Kärnten“

und

„Die Veränderung eines FH-Standortes sowie die Verlagerung von Studi-
engängen können nur unter Einbindung und mit Zustimmung der Stand-
ortgemeinde und des Landes Kärnten erfolgen“.

Wie der Landeshauptmann einige Tage später dem „Wirtschaftspolitischen
Beirat“ berichtete, sollte die Fachhochschule in die Verwaltung des Landes
bzw. in eine Tochtergesellschaft eingegliedert werden. Beim Land Kärnten
werde eine Arbeitsgruppe unter der Leitung des Landesamtsdirektors
installiert, welche ein Zukunftskonzept über die Neustrukturierung der
Standorte entwickeln solle. Während Haider die Beibehaltung der Stand-
orte Klagenfurt, Villach und Feldkirchen als gesichert ansah, sah er den
Regierungsbeschluss im Falle der Stadt Spittal an der Drau nicht als ver-
bindlich an: Hier sei eine eventuelle Verlegung nach Villach denkbar. Im
Gemeinderat der Stadt Spittal an der Drau war man zu gleicher Zeit ande-
rer Meinung: In der Sitzung vom 4. April 2006 wurde einstimmig der
Beschluss gefasst – und zur Bekräftigung von allen Mandataren unter-
schrieben –, wonach sich die Stadt gegen eine Verlagerung von Studi-
engängen und für die Beibehaltung des Sitzes der Fachhochschule im Spittl
ausspricht. Spittal an der Drau sei die Geburts- und Gründungsstadt des
Kärntner Fachhochschulwesens.
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7. Abwehrkampf und Kompromiss

Die geplante Übernahme der Macht durch das Land gestaltete sich nicht so
einfach, wie sich dies der Landeshauptmann vorgestellt hatte. In der Stif-
terversammlung, die darüber entscheiden musste, war eine qualifizierte
Mehrheit von drei Viertel der 15 Stifter notwendig. Mit Spannung wurde
daher die Entscheidung dieses Gremiums erwartet, das von der Geschäfts-
führung unverzüglich zur einer Sitzung am 5. April 2006 in Klagenfurt ein-
berufen worden war.

Von den Stiftern fehlte nur ein Vertreter der Stadt Wolfsberg. Bemerkens-
wert war, dass für die Forschungseinrichtung CTR Haiders Sekretär Ger-
hard Herbst auftrat. Da es sich im Verlauf der Sitzung offenbar herausge-
stellt hatte, dass sich keine Mehrheit für die Pläne des Landeshauptman-
nes finden würde, kam es zu einem Exodus der Befürworter. Die verblie-
benen sieben Stiftungsvertreter lehnten den Antrag auf Auflösung der Stif-
tung einstimmig ab. Hans Peter Haselsteiner begrüßte dieses Ergebnis, „da
die Alternative eine politische Fachhochschule gewesen wäre“.

Der Landeshauptmann zeigte sich empört: „Vorstandsvorsitzende Irene
Müller und Aufsichtsratsvorsitzender Hans Peter Haselsteiner sollen ihre
Arbeit nicht darin sehen, die Beschlüsse des Landes zu boykottieren, son-
dern sollen im Sinne der Studenten und der Fachhochschulstandorte arbei-
ten.“14

Der Beschluss der Stifterversammlung sei zudem ungültig. Jörg Haider
stellte gleich die Rute in das Fenster: „Wird der Regierungsbeschluss nicht
umgesetzt, gibt es kein Geld. Der Bund wird nicht zahlen, das Land nicht,
die Gemeinden nicht.“15

Josef Martinz zeigte für diese Vorgangsweise kein Verständnis: „Mit der
Geldkeule zu drohen, ist das Letzte, was wir brauchen können.“ Da das
Technikum Kärnten den Antrag auf Konzentration zurückgezogen habe,
sei „das erste Ziel erreicht“. Nun gelte es, Gespräche über die Optimierung
der Organisationseinheiten, über langfristige Finanzierungsplanungen
und eine Kooperation mit der Universität zu führen, wie dies der Auf-
sichtsrat des Technikum Kärnten am 5. April auch bereits beschlossen
habe16. Auch vom Bund kam ein Dementi: Wissenschaftsministerin Elisa-
beth Gehrer erklärte auf eine Anfrage der Nationalratsabgeordneten
Melitta Trunk, dass die Bundesmittel gesichert und bis 2010 fast verdop-
pelt würden17.

Nach der Abstimmung in der Stifterversammlung ergab sich für alle Betei-
ligten eine neue Situation. Im Vorstand und im Aufsichtsrat des Technikum
Kärnten musste man zur Kenntnis nehmen, dass die Zusammenlegung der
Standorte nicht realisierbar sei. Man verabschiedete sich daher ausdrück-
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lich von diesem Vorhaben. Andererseits stand fest, dass eine Mehrheit für
die Übernahme durch das Land in der Stifterversammlung ebenfalls nicht
erreicht werden kann.

Um die Interessen der Standortgemeinden und der übrigen Stifter ausge-
wogen zu berücksichtigen, setzte der Aufsichtsrat des Technikum Kärnten
eine Arbeitsgruppe ein, der u. a. auch Stadtrat Dieter Jandl, Universitäts-
rektor Heinrich C. Mayr und Gerhard Herbst angehören sollten. Die für
den 13. Juni 2006 anberaumte erste Sitzung dieses Gremiums wurde mit
der Begründung abgesagt, dass es ein Gespräch Haselsteiner – Haider
gegeben hätte.

In der Kärntner Kronenzeitung wurde exklusiv angekündigt, dass der
BZÖ-Landtagspräsident Jörg Freunschlag Haselsteiner als Vorsitzenden
des Aufsichtsrates beerben werde. „Diese Rochade wird als Bedingung des
Landes genannt, die Zahlungen des Landes in vollem Umfang abzu-
wickeln.“18

Am 30. Juni 2006 wurde diese Meldung bestätigt. Hans Peter Haselsteiner
legte seine Funktion zu Gunsten von Freunschlag zurück und auch der
Rektor der Alpen-Adria-Universität Klagenfurt, Mayr, zog neu in den Auf-
sichtsrat ein. Irene Müller erklärte am selben Tag, dass sie ihren mit Ende
des Jahres 2006 ablaufenden Vertrag als Geschäftsführerin nicht mehr ver-
längern werde. 

Der Landeshauptmann war mit dieser Entwicklung sichtlich zufrieden. In
seinen Grußworten bei der feierlichen Sponsion am selben Tag im Spittl
und im Rahmen eines TV-Interviews für „Kärnten heute“ war er voll des
Lobes über die hervorragende Bildungseinrichtung „Fachhochschule Tech-
nikum Kärnten“.

8. Ausblick

Die Diskussion über die Zukunft der Fachhochschule ermöglichte somit
auch tiefe Einblicke in die politische Streitkultur im Land. Der von Kärnt-
ner Journalisten kolportierte Spruch, dass verlassen sei, wer sich auf Jörg
Haider verlässt, bewahrheitete sich. Lange Zeit waren Vorstand und Vor-
sitzender des Aufsichtsrates so blauäugig, auf die Zusagen des Landes-
hauptmannes zu vertrauen. Dass sich Hans Peter Haselsteiner nach seinem
langjährigen selbstlosen Engagement für das Fachhochschulwesen letzt-
lich selbst als Bauernopfer einbrachte, ist für die Institution sicherlich ein
Nachteil. Für die Kärntner Fachhochschule besteht mehrfacher Hand-
lungsbedarf:
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In der Organisation sind Vorkehrungen zu treffen, um den Einfluss der
Politik fernzuhalten und so eine freie wissenschaftliche Lehre und For-
schung im Sinne der Hochschulautonomie zu sichern19. Dazu ist es vor
allem notwendig, die Finanzierungszusagen von Land und Gemeinden
über einen längeren Zeitpunkt vertraglich zu verankern. Vorstand und
Aufsichtsrat sollten ihre Aufgabe in erster Linie darin sehen, die Rahmen-
bedingungen sicherzustellen. Gefordert ist vor allem der Aufsichtsrat, in
dem die Entsendung von acht der zehn Mitglieder einen parteipolitischen
Hintergrund hat. Gestärkt werden sollten daher die Kompetenzen der nach
dem FHStG eingesetzten.

Die bestehenden Standorte müssen mittelfristig außer Streit gestellt wer-
den. Es ist keine Frage, dass eine Konzentration auf einen Standort die
Administration erleichtert und betriebswirtschaftlich gesehen Kostener-
sparnisse für die FH bringt. Eine Wirtschaftlichkeitsberechnung über den
Aufwand der dabei nötigen Investitionen und über die Ersatzlösungen, die
in den aufzugebenden Standorten zu treffen sind, gibt es nicht. 

Für die Beibehaltung der bisherigen regionalen Lösung spricht weiterhin
auch der Wertschöpfungsvorteil für die Standorte. Im „Zukunfts-Konzept“
wird eine Studie des Volkswirtschaftsprofessor Gregor van der Beck zitiert,
die allein für die Ansiedlung des Studienganges Public Management eine
Erhöhung des lokalen (städtischen) Bruttoinlandsproduktes (BIP) von
mindestens 7,3 Millionen Euro prognostiziert, dem ein budgetärer Input
durch Land und Standortgemeinde von nur 1,0 Millionen Euro gegen-
übersteht20. Diese Rechnung kann mit umgekehrten Vorzeichen auch für
die Absiedlung eines Studienganges angestellt werden.

Bei den Einsparungspotenzialen ist vor allem die bessere Auslastung der
vom Bund genehmigten und finanzierten Studienplätze zu erreichen. Ein
verstärktes Werben in den AHS und BHS vor Ort hat einen besseren Effekt
als teure Einschaltungen in den Printmedien. Bei der Finanzierung ist eine
Entlastung der Gemeinden anzustreben, deren Anteil österreichweit über-
durchschnittlich hoch ist. Der ursprüngliche Schlüssel Land – Gemeinden
von 70 zu 30 wäre gerechter.

Für den weiteren Ausbau ist eine engere Zusammenarbeit mit der Alpen-
Adria-Universität unerlässlich. Zahlreiche Synergien wären möglich. Vor-
rangig trifft dies auf die technischen Studien zu, wo Doppelgleisigkeiten
auf Grund des geringen Interesses der Studierenden unbedingt vermieden
werden müssen. Der Vorschlag von Rektor Mayr, in Villach eine Außen-
stelle der Universität einzurichten, ist hier besonders interessant. Die
Kooperation muss jedoch in gleicher Augenhöhe erfolgen und das eigen-
ständige Profil der FH belassen. Eine „societas leonis“, die einigen Kriti-
kern aus dem Bereich der Universität vorschwebt, sollte sie nicht sein. Im
Bereich des „Technikum Kärnten“ ist man dazu bereit: Ab Herbst sind
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Angehörige der Universität Klagenfurt in allen Gremien der FH (Vorstand,
Aufsichtsrat, Kuratorium und Wissenschaftlicher Beirat) mit Sitz und
Stimme vertreten. Bei der Universität ist das umgekehrt noch nirgends der
Fall.

Im Sinne einer verstärkten Wahrnehmung der Fachhochschule als Einheit
und nach dem Ende der Diskussion über die Standorte sind die lokalen
Eifersüchte der Vertreter der Standortgemeinden hintanzustellen. Das gilt
nicht zuletzt für den Vertreter der Stadt Klagenfurt, Dieter Jandl.

Zum eigenständigen Profil der Fachhochschule gehört schließlich auch der
Sitz der Einrichtung im Spittl. Der Renaissancebau, wo die Sponsionen im
traditionellen Rahmen stattfinden, ist das für die (coporate Identity iden-
titätsstiftende Gebäude schlechthin.
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Gottfried Haber

Wirtschaftsförderung
und Landesgesellschaften in Kärnten
Sowohl bei der Wirtschaftsförderung als auch bei der Organisation der
Landesgesellschaften in Kärnten geht es darum, die Aktivitäten des öffent-
lichen Sektors an der Schnittstelle zur Privatwirtschaft sinnvoll und effizi-
ent zu gestalten. Die Landesgesellschaften (ausgegliederten Rechtsträger
des Landes Kärnten) sind in vielen Fällen direkt (z. B. Kärntner Wirt-
schaftsförderungsfonds, KWF) oder indirekt (diverse Tourismusgesell-
schaften) mit Aufgaben der Wirtschaftsförderung betraut; auf der anderen
Seite wird der Löwenanteil der Wirtschaftsförderung auch über Landesge-
sellschaften – und nicht direkt über das Land – abgewickelt. Das hat gute
Gründe, da in der Regel wirtschaftliche Aktivitäten des öffentlichen Sek-
tors, privatwirtschaftlich organisiert, die besten Ergebnisse liefern. Die
Themen „Wirtschaftsförderung“ und „Landesgesellschaften“ können auch
so gesehen werden, dass es einerseits um die Inhaltsebene (was wird wie
gefördert?) und andererseits um die Frage der Strukturen und Abläufe (wie
soll die Wirtschaftsförderung institutionell gestaltet sein?) geht.

Sowohl auf der Inhalts- als auch auf der Strukturebene wurden in der letz-
ten Zeit Verbesserungen diskutiert und zum Teil auch umgesetzt.

Wirtschaftsförderung
Förderungen sind generell ein zweischneidiges Schwert. Aus Sicht der
Wirtschaft sind sie einerseits in vielen Bereichen unverzichtbar (KMUs,
Unternehmensgründungen, Branchenschwerpunkte . . .). Eine Förderung
stellt auf der anderen Seite aber immer einen notwendigerweise wettbe-
werbsverzerrenden Eingriff des Staates dar, der sich ökonomisch nur bei
Vorliegen bestimmter Bedingungen rechtfertigen lässt, da sonst das Markt-
gefüge und der Wettbewerb gestört werden könnten:

a) Eine gesamtwirtschaftlich wünschenswerte Aktivität würde sonst nicht
stattfinden.

b) Die geförderte Aktivität bewirkt positive Folgeeffekte („externe
Effekte“), die dem Unternehmer selbst nicht zugute kommen. Daher
wird aus Mitteln der Allgemeinheit, die die positiven Auswirkungen
genießt, ohne dafür bezahlen zu müssen, eine Abgeltung dafür an den
Unternehmer ausbezahlt, um ihn in der „Produktion“ der Folgeeffekte
zu bekräftigen.
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c) Es gibt regionale oder sektorale Strukturprobleme, die mit Förderungen
wirksam gelindert werden können bzw. müssen.

In der Regel werden unter diesen Voraussetzungen nun Förderungen vor-
wiegend dann von Unternehmen auch tatsächlich benötigt, wenn sie sich
in kritischen Phasen ihrer Existenz (Gründung, Erweiterung, Internationa-
lisierung, innovative Produkteinführung . . .) befinden. Dies betrifft oft
besonders junge und/oder kleine Unternehmen, die nicht zuletzt aufgrund
des hinreichend bekannten Eigenkapitalmangels österreichischer Unter-
nehmen besonders häufig Unterstützung benötigen, um viel verspre-
chende Marktaktivitäten auch tatsächlich erfolgreich am Markt umsetzen
zu können. Während die Anzahl der Mitarbeiter mit dem Wachstum der
Unternehmen in der Regel zunimmt, nimmt gleichzeitig auch die Stabilität
des Unternehmens zu – und damit nehmen das Unternehmensrisiko sowie
der Bedarf an existenzsichernden Förderungen stetig ab.

Einer der Hauptakteure der Wirtschaftsförderung in Kärnten ist der Kärnt-
ner Wirtschaftsförderungsfonds (KWF). Eine Gegenüberstellung der Mit-
telverwendung des KWF zu den Anteilen der Größenklassen bei den
Kärntner Unternehmen ergibt dabei folgendes Bild:
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Größe

Anteil an den KWF Förder- Anteil an KWF-
Anteil an den Anteil an den Brutto- volumen Förderungen
Unternehmen Beschäftigten investitionen 2005 EUR (inkl. Bildung

u. Kooperation)

Gesamt 100,0 % 100,0 % 100,0 % 42,144.719 80,9 %

1–9 86,7 % 24,4 % 19,0 % 15,195.099 36,1 %

10–49 11,3 % 23,0 % 18,3 % 11,274.139 26,8 %

50–249 1,7 % 19,0 % 25,8 % 4,041.187 9,6 %

250+ 0,4 % 33,6 % 36,9 % 3,569.650 8,5 %

Quelle: Wirtschaftskammer Kärnten und METIS auf Basis KWF.

Dabei fällt auf, dass nach der Unternehmenszahl die Förderungen den
Kleinstunternehmen nur unterproportional zukommen (86,7 Prozent der
Unternehmen erhalten 36,1 Prozent der Förderungen). Es gilt jedoch dabei
zu bedenken, dass der Bedarf an Förderungen bei den größeren Unterneh-
men deutlich geringer sein sollte, da diese viele Projekte aus eigener Kraft
finanzieren können und auch oftmals in der Lage sind, das Risiko dafür
selbst zu tragen. Die weiter oben genannten ökonomischen Bedingungen
für die sinnvolle Förderung unternehmerischer Aktivitäten werden häufi-
ger bei KMU anzutreffen sein, wenn auch selbstverständlich die Bedeu-
tung von „Leuchtturmprojekten“ großer Unternehmen nicht geleugnet
werden soll und diese auch einen Stellenwert in der Wirtschaftsförderung
genießen.



Auch die Investitionen der vielen kleinen Betriebe stiften aber einen nicht
zu unterschätzenden konjunkturellen Nutzen und tragen massiv zur Sta-
bilität von Wirtschaftskraft und Arbeitsmarkt bei. Die Wirtschaftskammer
Kärnten hat daher seit geraumer Zeit das Ziel verfolgt, die Kleinstgewer-
beförderung qualitativ und quantitativ zu verbessern mit einer Erhöhung
des Programmvolumens von vier auf zehn Millionen Euro, der Einbezie-
hung aller Branchen und einer Angleichung des Förderanteils an den
Gesamtinvestitionen von ursprünglich zehn auf die bei Großinvestitionen
üblichen 25 Prozent.

Ein weiterer Schwerpunkt bei der Optimierung der Wirtschaftsförderung
in Kärnten könnte die stärkere Förderung von Internationalisierungsakti-
vitäten sein: Eine neue Förderrichtlinie soll Kärntner Unternehmen bei
ihren grenzüberschreitenden Projekten unterstützen. Konkret geht es dabei
um Zuschüsse für Beraterkosten, aber auch für Werbung, Marktforschung
und andere Markterschließungskosten, wie sie in anderen Bundesländern
durchaus üblich sind. 

Abgerundet soll die Wirtschaftsförderung durch eine E-Business-Aktion
werden, die auf der Breitbandoffensive des Landes aufsetzt und den neuen
Kommunikations- und Informationstechnologien als Wettbewerbsfaktor
endgültig zum Durchbruch verhelfen soll. Die Kärntner Betriebe sind sehr
aktiv im Umgang mit dem Internet und seinen Möglichkeiten, das Poten-
zial ist aber bei weitem nicht ausgeschöpft.

Die Effekte der Wirtschaftsförderungsaktivitäten sind nicht einfach zu
ermitteln. In der öffentlichen Diskussion wird bei der Beurteilung von Wirt-
schaftsförderungen oft nur der so genannte direkte Effekt betrachtet, also
die Frage, wie viel Wertschöpfung oder wie viele Arbeitsplätze direkt durch
diese Maßnahmen entstehen. Dadurch wird jedoch nicht berücksichtigt,
dass jede Wirtschaftsaktivität auch nicht ohne positive Folgen bleibt. Wenn
z. B. ein Hotelier mehr Wertschöpfung erbringt und mehr Arbeitsplätze
schafft, dann braucht er zur Erbringung seiner Leistung auch Produkte und
Dienstleistungen von anderen Unternehmen, also z. B. Lebensmittel, Bau-
leistungen usw. Dadurch entstehen dann bei diesen Unternehmen ebenfalls
wieder Wertschöpfung und Beschäftigung, die wiederum auf andere Bran-
chen ausstrahlen. Man nennt diese Effekte daher „indirekte“ Effekte. Damit
ist es aber noch nicht zu Ende: Indem nun alle Beteiligten insgesamt mehr
Einkommen erzielen, können sie auch mehr Geld ausgeben – was wie-
derum der Wirtschaft und somit dem Wohlstand der Menschen zugute
kommt („sekundäre Effekte“). Wesentlich ist dabei: die indirekten und
sekundären Effekte können noch einmal so groß sein wie die ursprüngli-
chen Effekte – aber nur dann, wenn die Wertschöpfung zu einem großen Teil
in Kärnten bleibt und nicht ausschließlich Vorleistungen importiert werden
oder die zusätzliche Kaufkraft im Ausland ausgegeben wird.
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Es ist also von großer Bedeutung, bei Förderungen in Zukunft mehr
Augenmerk auf die Struktur der direkten und indirekten Effekte zu legen
– diese sind bei kleinen und mittleren Unternehmen oft besonders hoch.
Sinnvoll wäre, mehr darauf zu achten, ob die Fördermittel hauptsächlich
für Importe ausgegeben werden oder einen „Schneeballeffekt“ für die hei-
mische Wirtschaft auslösen können.

„Wirtschaftsförderung“ durch Konsumverhalten
Einer der wichtigsten Punkte, der in der Regel bei der Diskussion von Maß-
nahmen zur Wirtschaftsförderung aber leider oft übersehen wird, ist die Tat-
sache, dass die Kärntnerinnen und Kärntner selbst viel zur Förderung der
heimischen Wirtschaft beitragen können. Aus Sicht der Wirtschaft sind weit
reichende internationale Handelsverflechtungen ein wesentliches Standbein
für eine florierende Wirtschaft, in manchen Fällen kann aber der Kauf hei-
mischer Produkte und Dienstleistungen für alle Beteiligten von Vorteil sein,
wenn es qualitativ gleichwertige Angebote zu gleichen oder sogar geringe-
ren Preisen in Kärnten gibt. Durch den Kauf von Produkten und Dienstlei-
stungen „made in Carinthia“ entsteht nicht nur Wirtschaftsleistung in der
direkt „betroffenen“ Branche, sondern weit darüber hinaus auch in allen
Branchen, die Vorleistungen erbringen – und nicht zuletzt entsteht damit ein
gesamtwirtschaftliches Einkommen für Unternehmerinnen und Unterneh-
mer sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die wiederum mehr Geld
ausgeben können und damit weitere positive Wirtschaftsimpulse setzen.

Wie hoch die Effekte durch einen Einkauf in Kärnten sind (und das gilt
sowohl für Endkunden als auch für Unternehmen), hängt davon ab, was
und wie viel in Summe gekauft wird. Denn jede Branche weist unter-
schiedliche Vorleistungs- und Importstrukturen auf. Generell lässt sich aber
sagen, dass im Schnitt mit einem zusätzlichen Euro Umsatz, der in Kärnten
erzielt wird, inkl. Folgeeffekten eine zusätzliche Wertschöpfung von rund
1,60 Euro geschaffen wird. Mit diesem einen Euro werden außerdem etwa
2,5 Minuten Arbeitszeit eines Beschäftigten geschaffen bzw. gesichert1.



Einige praktische Beispiele: Für den Bau eines Hauses werden durch-
schnittlich 300.000 Euro für Leistungen aus der Bauwirtschaft aufgewendet
sowie 50.000 Euro in Handelsbetrieben ausgegeben (für Möbel etc.). Der
Bauherr gibt also insgesamt 350.000 Euro aus. Wenn er diesen Betrag in
Kärntner Betrieben ausgibt, schafft dies eine Wertschöpfung von rund
550.000 Euro sowie 6,8 Ganzjahresarbeitsplätze – nicht nur in der Bauwirt-
schaft und im Handel, sondern durch die Vernetzung der Wirtschaft auch
in anderen Branchen. Auch im Tourismus können beachtliche Effekte auf-
treten: Wenn 10.000 Kärntner Familien einen dreitägigen Kurzurlaub in
Kärnten – statt im Ausland – machen, bringt das kärntenweit bis zu 15 Mil-
lionen Euro Wertschöpfung sowie bis zu 260 Ganzjahresarbeitsplätze. Die
in diesem Beispiel verwendete „Musterfamilie“ besteht aus zwei Erwach-
senen, einem Kind über 14 Jahre und einem Kind unter 14 Jahren und gibt
für ihren Kurzurlaub in Kärnten etwa 880 Euro aus. Damit trägt diese
Musterfamilie rund 1500 Euro zur Wertschöpfung bei und sichert durch
ihren dreitägigen Kurzurlaub einen Arbeitsplatz für mehr als sechs Tage.

Erhöhung der Fremdenverkehrsabgabe
als „negative Wirtschaftsförderung“
Leider gibt es auch einige weniger geglückte Neuerungen der letzten
Monate: Mit 1. Jänner 2006 trat die Novelle zum Fremdenverkehrsabgabe-
gesetz in Kraft. Diese war Teil eines umfangreichen Belastungspakets für die
Kärntner Wirtschaft. Die Fremdenverkehrsabgabe ist eine umsatzbezogene
Landesabgabe. Sie ist von nahezu allen Unternehmen auf Basis des Umsat-
zes des zweitvorangegangenen Jahres zu entrichten. Mit der Novelle wurde
die Fremdenverkehrsabgabe zwischen 40 und 60 Prozent angehoben. Im
Jahr 2004 betrug der Betrag dieser Fremdenverkehrsabgabe rund 9,1 Mil-
lionen Euro. Die geschätzte Mehrbelastung durch die Erhöhung wird (je
nach Quelle) mit rund 5 Millionen Euro angegeben. Gleichzeitig mit der
Anhebung der Fremdenverkehrsabgabe wurde auch der Verteilungs-
schlüssel zwischen Land und Gemeinden entsprechend geändert: Gingen
bisher 80 Prozent dieser Fremdenverkehrsabgabe in die Gemeindekasse, so
beträgt nun der Aufteilungsschlüssel 65 Prozent Gemeinde und 35 Prozent
Land Kärnten. Durch die Anhebung der Abgabe ist jedoch trotz dieser
Umverteilung mit Mehreinnahmen auch für die Gemeinden zu rechnen.

Die Fremdenverkehrsabgabe betrifft nahezu alle Kärntner Unternehmen.
Die Hebesätze sind in sieben verschiedene Abgabengruppen gestaffelt und
steigen mit der Nähe zur Tourismuswirtschaft an. Idee hinter der Frem-
denverkehrsabgabe ist, den „Nutznießern“ des Tourismus auch die Kosten
für Fremdenverkehrswerbung, touristische Infrastruktur etc. in Rechnung
zu stellen. Freilich stellt sich die Frage, ob dies konzeptionell sinnvoll bzw.
überhaupt möglich ist. Da das Wirtschaftssystem einen Kreislauf darstellt,
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in dem sich wirtschaftliche Aktivitäten gleichsam „indirekt“ weiter aus-
breiten (Tourismus nützt nicht nur z. B. den Hoteliers und dem Handel,
sondern auch den Beschäftigten in Form von mehr Arbeitsplätzen, den Ein-
heimischen im Sinne eines erhöhten Freizeitangebots . . .), ist es letztend-
lich schwer, die „Nutznießer“ genau zu identifizieren – viel schwieriger ist
es dann aber auch noch zu bestimmen, wer wie viel profitiert. Genau diese
Vorstellung liegt aber der Idee zugrunde, nach Branchen differenzierte
Hebesätze der Fremdenverkehrsabgabe anzuwenden.

Im Begutachtungsverfahren wurde von verschiedenen Institutionen vehe-
ment auf diese Mehrbelastungen hingewiesen, jedoch konnte das medial
so bezeichnete „Abgabenpaket“ nicht verhindert werden. Eine juristische
Überprüfung der Fremdenverkehrsabgabe hat überdies ergeben, dass die
Novelle zum Fremdenverkehrsabgabegesetz verfassungswidrig sein
könnte, weil der Gesetzgeber diese als rückwirkende Steuererhebung
beschlossen hat (der Umsatz z. B. des Jahres 2004 wird rückwirkend im Jahr
2006 höher belastet).

Die Belastung der Unternehmen mit zusätzlichen Abgaben ist nicht ohne
nachvollziehbaren Grund: budgetär stellt das Land Kärnten eines der
Schlusslichter in Österreich dar, obwohl die Belastung mit Gemeindeabga-
ben je Einwohner ohnehin schon beachtlich ist: Berücksichtigt man die
Relation von Gemeindeabgaben und regionalem Pro-Kopf-BIP, so belegt
Kärnten mit großem Abstand den Spitzenplatz mit der höchsten Belastung.

90

Quelle: METIS Institut für ökonomische und politische Forschung.

Gemeindeabgaben (BIP/Kopf)



Die Belastung des Pro-Kopf-BIP in Kärnten mit Gemeindeabgaben beträgt
4,3 Prozent, während der Österreichschnitt lediglich bei 3,95 Prozent liegt.
Deutlich besser als Kärnten schneidet das Burgenland mit immer noch
hohen 4,08 Prozent ab – angesichts der Struktur- und Wirtschaftsschwäche
dieses Bundeslandes eine bessere Voraussetzung, um verfügbares Ein-
kommen, Kaufkraft und Wirtschaftskraft zu stärken. Dies wäre auch eine
denkbare Strategie für Kärnten. Andererseits stellt sich die Frage, ob es ein
Zufall ist, dass gerade zwei Bundesländer mit einer gewissen wirtschaftli-
chen Strukturschwäche zu den „Hochabgabenbundesländern“ zählen.
Wirtschaftlich sinnvolle Vergleichsmaßstäbe für Kärnten sind aufgrund
ihrer Wirtschaftsstruktur bzw. geografischen Lage insbesondere das Bur-
genland und die Steiermark, in denen die Belastungen jedoch durchwegs
niedriger sind als in Kärnten.

Aktuell wird bereits auf Expertenebene diskutiert, ob die Fremdenver-
kehrsabgabe nicht kurz nach der Novellierung abermals adaptiert werden
sollte. Tourismusfernere Branchen könnten von der Abgabe ausgenommen
werden – eine große Herausforderung ergibt sich jedoch daraus, dass die
Mittel aus der Fremdenverkehrsabgabe auch in den Gemeindebudgets von
großer Bedeutung sind und sich die Frage nach Möglichkeit und auch Sinn-
haftigkeit einer aufkommensneutralen Reform der Fremdenverkehrsab-
gabe stellt.

Landesgesellschaften und Landesholding

Um die privatwirtschaftlichen Aufgaben und insbesondere die Wirt-
schaftsförderung und Standortentwicklung effizient umzusetzen, ist eine
entsprechende institutionelle Infrastruktur erforderlich. Das Land Kärnten
besitzt eine beachtliche Anzahl an diesen ausgegliederten Rechtsträgern
(„Landesgesellschaften“), die im Bereich der Wirtschaftsförderung, aber
auch in anderen Aufgabenbereichen der Landesverwaltung angesiedelt
sind.

Die Ausgliederungen, die auch auf Ebene der Gemeinden und des Bundes
in den letzten Jahren aus budgetkosmetischen Gründen gerne vorgenom-
men wurden, folgen einerseits der Idee, privatwirtschaftlich zu organisie-
rende Aktivitäten des öffentlichen Sektors in dieser Form effizient zu
erbringen, andererseits ergibt sich auch eine Flucht aus dem Budget zur –
rein rechnerischen – Verringerung des Schuldenstandes der öffentlichen
Hand nach den Maastrichtkriterien und der nationalen Rechnungsle-
gungsvorschriften. Die in Kärnten zu beobachtende Aufblähung der Struk-
turen führt zu einer großen Anzahl von Akteuren, deren Koordination der-
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zeit nur mangelhaft ist, wodurch eine einheitliche und effiziente Strategie
der Wirtschaftsförderung verhindert wird.

Eine zeitgemäße und zukunftsweisende Ausgestaltung der Struktur der
Wirtschaftsförderung auf Landesebene sollte folgende wünschenswerte
Eigenschaften aufweisen:

a) Die Struktur orientiert sich an den sachlichen Anforderungen und nicht
an Kriterien der kurzfristigen Budgetkosmetik (Subsidiaritätsprinzip,
Präferenz für privatwirtschaftliche Lösung).

b) Bündelung der Aufgaben in einzelnen Geschäftsfeldern mit Möglich-
keiten der konsolidierten Analyse einzelner Aktivitäten. Es muss mög-
lich sein, das Einnahmen- und Ausgabenvolumen einzelner Bereiche als
Entscheidungsgrundlage sachlich richtig zu ermitteln und auszuwei-
sen.

c) Nachhaltigkeit: Durch zu großzügige Ausgliederungen ohne gemeinsa-
mes Dach werden die öffentlichen Finanzen kurzfristig besser ausge-
wiesen, als dies tatsächlich der Fall ist. Verbindlichkeiten werden durch
Ausfallshaftungen landeseigener oder landesnaher Institutionen
ersetzt, dadurch aber nicht wirklich reduziert.

d) Transparenz: Die Ausgaben für die unterschiedlichen Aufgabenbereiche
der öffentlichen Hand sind vielfach nicht mehr nachvollziehbar, da
öffentliche Aktivitäten und Wirtschaftsförderung über eine Vielzahl von
Rechtsträgern abgewickelt werden. Die Gewichtung der einzelnen
öffentlichen Aufgaben (ersichtlich am Ausgabenvolumen) sollte für die
Politik, die Interessenvertretungen und die Wähler transparent sein.

e) Effizienz und Kostengünstigkeit: Parallele Strukturen und die sachlich
nicht gerechtfertigte Überschneidung von Aufgabenbereichen führen
ebenso wie eine zu stark verschachtelte Struktur zu Effizienzverlusten
und zu hohen Kosten.

f) Entkoppelung von der Tagespolitik bei aufrechter politischer Letztver-
antwortung: Die ausgegliederten Rechtsträger sollen im operativen
Bereich frei von tagespolitischen Aspekten sein; eine politische Letzt-
verantwortung in strategischen Fragen (über Budgetzuweisungen und
das Setzen rechtlicher Rahmen durch Erlässe, Verordnungen und
Gesellschafterbeschlüsse) sollte jedoch ebenfalls gewährleistet sein.

Wesentliche Voraussetzungen für eine sinnvolle Restrukturierung wäre
auch eine breite politische Einigung auf eine Struktur, die in der Folge mit-
tel- bis langfristig stabil bleibt und die nicht im Abstand von nur wenigen
Jahren oder gar Monaten immer wieder verändert wird, um damit kurz-
fristig „genehme“ Akteure mit Durchgriffsmöglichkeiten der Tagespolitik
zu erhalten.
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Basierend auf diesen Anforderungen an einen modernen und leistungs-
fähigen Rahmen für die Landesgesellschaften wurde in den Jahren 2005
und 2006 basierend auf den Konzepten der WKK ein gemeinsamer Vor-
schlag der Sozialpartner zur Neustrukturierung der Landesgesellschaften
erarbeitet, der eine Vereinfachung und Effizienzsteigerung bewirken soll:
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Insbesondere die Bündelung der Aktivitäten der Wirtschaftsforschung
wäre in diesem Zusammenhang ein wichtiges Ziel, da dadurch Doppel-
gleisigkeiten und nicht aufeinander abgestimmte Maßnahmen vermieden
werden könnten. Auch die Vorschläge des Wirtschaftspolitischen Beirates
und der Kärntner Landesregierung weisen ähnliche Strukturvereinfa-
chungen auf und zeigen, dass die Stoßrichtung der Konsolidierung von
Strukturen einem breiten Konsens unterliegt. Lediglich in den Details der
Ausgestaltung bestehen gewisse Differenzen, die jedoch nicht unüber-
windbar scheinen.

Der Zukunftsfonds

Der Kärntner Zukunftsfonds wurde im Jahr 2005 aus den Mitteln einer
Umtauschanleihe (oft nicht ganz korrekt als „Wandelanleihe“ bezeichnet)
der Landesholding dotiert. Die Anleihe mit einem Nennwert von 500 Mio.
Euro ist als Vorgriff auf den Börsegang der Hypo Alpe-Adria Bank zu ver-
stehen; bei einem Börsegang haben die Gläubiger die Möglichkeit, ihre
Anleihen in Aktien der Hypo umzutauschen. Nach Abzug der Spesen der
Anleihenemission waren Ende 2005 nun etwa 480 Mio. Euro für Projekte
verfügbar. Bereits nach wenigen Wochen war absehbar, dass die Mittel des
Zukunftsfonds ohne strenge Selbstbindung wegen der enormen Fülle mög-
licher Projekte bald aufgebraucht worden wären, hätte es nicht einen Kon-
sens der Sozialpartner, aller politischen Parteien und der Landesregierung



gegeben, ein Kernvermögen von 250 Mio. Euro dem Zukunftsfonds mittels
gesetzlicher Absicherung als langfristiges Kapital zu sichern.

Dieser Erfolg ist auch als Erfolg für die in diesem Jahr durch die bundes-
politischen Ereignisse besonders belastete Sozialpartnerschaft zu werten,
da diese Initiative der Sozialpartner ein Verantwortungsbewusstsein den
Kärntnerinnen und Kärntnern gegenüber beweist, das in der Tagespolitik
leider nicht oft zu beobachten ist: Anstelle der Versuchung zu erliegen, mit
den verfügbaren Mitteln langfristig wenig nachhaltige „Geschenke“ an
einzelne Interessengruppen zu finanzieren, haben die Sozialpartner die
Notwendigkeit erkannt, langfristiges Vermögen für die Zukunft zu erhal-
ten und lediglich die laufenden Erträge des Zukunftsfonds laufend in Pro-
jekte zu investieren.

Im Sinne der Nachhaltigkeit muss auch weiterhin gesichert werden, dass
die Politik den Zukunftsfonds nicht zum Stopfen kurzfristiger Budget-
löcher verwenden kann, da diese „Versuchung“ – unabhängig von den
politischen Konstellationen – langfristig besteht. Der Zukunftsfonds ist als
Sondervermögen transparent in die Struktur der Landesholding eingeglie-
dert, über Projektanträge entscheidet ein Beirat. Ziel sollte es sein, die Posi-
tion dieses Beirats langfristig zu stärken und dafür Sorge zu tragen, dass
die Mittel nach objektiven Kriterien vergeben und sinnvoll verwendet wer-
den.

Freilich gibt es noch deutlichen Verbesserungsbedarf in Bezug auf den
Zukunftsfonds: Die Veranlagung der Mittel ist nicht nur sehr intranspa-
rent, sondern nach Expertenmeinungen auch äußerst unrentabel, sodass
der öffentlichen Hand – und damit den Kärntner Unternehmen und
Beschäftigten – enorme Mittel entgehen, die in sinnvolle Projekte investiert
werden könnten. Im Zuge der Vereinbarung des Landeshauptmannes mit
den Sozialpartnern wurde auch festgelegt, dass zusätzliche Mittel aus dem
Verkauf der Hypo-Anteile dem Kernvermögen des Zukunftsfonds zuge-
schlagen werden sollen – diese Vereinbarungen werden unter dem Vorzei-
chen akuter Budgetprobleme des Landes ihre Haltbarkeit unter Beweis
stellen müssen.

Resümee

Aus Sicht der Kärntner Wirtschaft ist sicherzustellen, dass sowohl die
Struktur als auch die Instrumente der Wirtschaftsförderung transparent
und nach objektiven Kriterien funktionieren. Notwendige Förderungen
und unvermeidbare Wettbewerbsverzerrungen sind im Licht strenger
objektiver Kriterien in all ihren positiven und negativen Auswirkungen zu
prüfen und in nachvollziehbarer Weise zu dokumentieren. Kleine und
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mittlere Unternehmen sollten dabei in Zukunft einen höheren Stellenwert
einnehmen. Die Landesgesellschaften müssen in ihrer Struktur vereinfacht
und einer privatwirtschaftlich effizienten Struktur entsprechend umge-
staltet werden – bei maximaler Entkopplung der wirtschaftspolitischen
Zielvorgaben (dafür ist die Politik zuständig) von der operativen Umset-
zung (hier hat die Politik nichts verloren). Die ersten Schritte sind bereits
erfolgt – nun gilt es, bald zu einer nachhaltigen Gestaltung der Landesge-
sellschaften und der Wirtschaftsförderung zu kommen, die dann für viele
Jahre nicht mehr verändert werden muss. Dies wird für alle politischen
Kräfte und Entscheidungsträger eine Herausforderung für die nächsten
Jahre darstellen, die nur durch einen breiten Konsens des Verantwor-
tungsbewusstseins in Bezug auf die Zukunft zu bewältigen sein wird.

Anmerkungen:
1 Quelle: METIS Institut für ökonomische und politische Forschung.
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Vinzenz Jobst

Mittler zum sozialen Frieden
Zur Wiedererrichtung der Arbeiterkammer Kärnten

I. Einleitung

Die Rückbesinnung auf die Wiedererrichtung der Arbeiterkammer Kärn-
ten vor 60 Jahren bietet Anlass darauf hinzuweisen, dass diese Einrichtung
bereits mit der stürmischen, von England ausgehenden Industrialisierung
im 19. Jahrhundert ideell entstanden ist. Die kaum regulierte Wirtschaft
von damals verursachte insbesondere in den neu entstandenen Agglome-
rationszentren des europäischen Kontinents einerseits starke Arbeitsmi-
grationen, soziale Unsicherheit, im Falle von Massenarbeitslosigkeit Not
und Elend unter den wenig qualifizierten Industriearbeitern. Andererseits
entstanden wachsende soziale Spannungen, die sich schließlich gewaltsam
demonstrativ bzw. auch revolutionär entluden. 

Um das Revolutionsjahr 1848 tauchte in verschiedenen europäischen Län-
dern die Forderung nach öffentlichen Einrichtungen zur Vertretung der In-
teressen der Arbeitnehmer auf. Der Franzose Louis Blanc verlangte im
Zuge der Pariser Februar-Revolution eine „Regierungskommission für Ar-
beiter“; wenige Monate später forderte Friedrich Sanden über den „Wiener
Arbeiterverein“ die Errichtung eines Arbeiter-Parlamentes. Freilich wird
man die erstmals wirklich erhobene Forderung nach Einrichtung von Ar-
beiterkammern in Österreich mit dem Jahre 1868 ansetzen müssen, als sich
die Wirtschaft im Zuge einer neuen Staatsverfassung über die so genann-
ten Handels- und Gewerbekammern zur Durchsetzung ihrer Interessen zu
organisieren begann. Die Industrialisierung bewirkte in allen Wirtschafts-
zentren der österreichisch-ungarischen Monarchie tief greifende  Verände-
rungen in den gesellschaftlichen Strukturen und in der Stellung gesell-
schaftlicher Gruppen gegenüber dem Staat. Es verbreitete sich der wirt-
schaftliche Liberalismus; die Regierung, der u. a. auch der Kärntner Joseph
Ritter von Tschabuschnigg angehörte, schuf die so genannte Dezember-
Verfassung von 1867, das Vereinsgesetz von 1867 und das Koalitionsrecht
von 1870 und mit diesen jene Grundlagen, die zahlreiche Gewerkschafts-
gründungen, Versammlungen und öffentliche Proteste erst ermöglichten. 

Der weitere Verlauf ist bekannt: der Kampf um das allgemeine Wahlrecht
(1907); der durch Imperialismus und Nationalismus hervorgerufene Erste
Weltkrieg; die Neuordnung Europas. Die Gründung der Republik Öster-
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reich mit einer Population von ca. 6,5 Millionen Einwohnern ließ ein Ge-
meinwesen entstehen, dessen Geburtsstunde in vielen Details an das Wer-
den jener Staaten erinnert, die in der Folge des Jugoslawien-Konfliktes zu
Beginn der neunziger Jahre des 20. Jahrhunderts in unmittelbarer Nach-
barschaft Österreichs errichtet wurden. Zu Beginn dieser Ersten Republik
konnten die Gewerkschaften, die sich zunächst in ca. 50 Richtungsge-
werkschaften aufsplitterten, die Arbeiterkammern per Gesetz erwirken
und damit jene Parität mit den Unternehmern durchsetzen, die als Baustein
der Sozialpartnerschaft bis heute erhalten geblieben ist. Aus diesem Fun-
dament erhielten die österreichischen Arbeitnehmer/-innen erstmals di-
rekten Einfluss auf die Gesetzgebung bzw. die staatliche Verwaltung. Das
Arbeiterkammergesetz, vom Staatssekretär für soziale Verwaltung Ferdi-
nand Hanusch gegen Ende des Jahres 1919 vorgelegt, erhielt am 20. Februar
1920 durch die österreichische Nationalversammlung Rechtskraft und
wurde am 9. Juni 1920 wirksam. Obwohl in breiten Kreisen der Arbeiter-
schaft noch kein klares Bild über das Wirken dieser neuen Einrichtung vor-
handen war, gelang es der Institution in sämtlichen Regionen der Republik,
binnen weniger Jahre einerseits über demokratische Wahlen den vorgese-
henen Legalitätsanspruch und andererseits über beständige Aufbauarbeit
scharfe Konturen im zivilen Rechtsbeistand, im Bildungswesen und in der
Grundlagenarbeit für die Arbeiterbewegung zu erreichen.   

Im Bundesland Kärnten begründeten, bedingt durch den Kärntner Frei-
heitskampf und die darauf folgende Volksabstimmung, die Arbeiterkam-
merwahlen im Jänner 1922 das demokratische Leben dieser Institution. Be-
reits 1924 verfügten die Arbeiter und Angestellten mit der Arbeiterkammer
in Klagenfurt über ein repräsentatives Bildungs-, Beratungs- und Ver-
sammlungszentrum. Nach wechselvollen Jahren harter politischer Aus-
einandersetzungen, nach einer Phase des Bürgerkrieges, autoritärer Herr-
schaft und der Auflösung der Kammer durch die nationalsozialistischen
Machthaber versank das Gebäude nach den Bombenangriffen auf Klagen-
furt in Schutt und Asche. Die physischen Voraussetzungen der Kammer für
Arbeiter und Angestellte für Kärnten im Mai 1945 existierten nicht mehr;
erst der Wille des Gesetzgebers und der Fleiß der Kärntner Arbeitnehmer-
schaft machten den neuerlichen Aufbau möglich.

II. 8. Mai 1945

Dem ersten Tätigkeitsbericht der Kärntner Arbeiterkammer, der den unmit-
telbaren Übergang von den Verhältnissen der NS-Diktatur zum Nach-
kriegsösterreich zusammenfasst, entnehmen wir die damaligen Grundstim-
mungen. Der Faschismus habe systematisch und mit der ihm eigenen Bru-
talität alles vernichtet, was den Arbeitern und Angestellten nur die kleinste
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Möglichkeit gegeben hätte, in sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Fra-
gen mitzureden oder gar mitzubestimmen. Die Gewerkschaften, Arbeiter-
kammern und sonstigen Organisationen wurden aufgelöst, ihre Führer und
Vertrauensleute verhaftet, in die Kerker und Konzentrationslager geworfen.
Jede freie Meinung wurde mit rücksichtslosem Terror unterdrückt. 

Nach den dramatischen Stunden des Machtwechsels wurde im Mai 1945
sichtbar, welche materiellen und auch seelischen Zerstörungen durch die-
sen neuerlichen Krieg in Kärnten entstanden waren. Wie in den meisten an-
deren Bundesländern gab es ein trostloses Bild verheerender Kriegsfolgen
insbesondere im Kärntner Zentralraum: bombenzerstörte Häuser in Kla-
genfurt und Villach, vernichtete Industrieanlagen, beschädigte Betriebe
und Verkehrswege, fehlende Nahrungsmittel usf. 

Ab 16. Jänner 1944 war der Kärntner Zentralraum zu einem der meistbe-
troffenen Gebiete des alliierten Bombenkrieges gegen Deutschland gewor-
den, und dieser blieb in Kärnten von Beginn an nicht auf militärische Ziele
und Verkehrseinrichtungen beschränkt, sondern zog auch reine Wohnge-
biete schwer in Mitleidenschaft. In 51 Luftangriffen wurden 1845 Tonnen
Bomben auf Klagenfurt abgeworfen; mehr als 50 Prozent aller Gebäude
wurden schwer beschädigt; 526 Zivilisten fanden den Tod. In Villach wur-
den  über 90 Prozent aller Gebäude beschädigt; 4500 Personen vollkommen
obdachlos. In 40 Angriffen warfen die Alliierten über 12.000 Bomben auf
Villach ab, 272 Personen fielen hier den Luftangriffen zum Opfer. Im Fe-
bruar und März 1945 war Kärnten fast täglich von alliierten Luftangriffen
betroffen. Durch den Abwurf Tausender Brandbomben sind im März in Vil-
lach ganze Stadtviertel zerstört, in Klagenfurt das unmittelbare Stadtzen-
trum ungeheuer verwüstet worden. 

Die Bilder aus den letzten Tagen der NS-Herrschaft in Kärnten, vom Ein-
marsch der jugoslawischen Volksarmee bzw. des britischen Militärs, lassen
eine unglaubliche Dramatik und Spannung erkennen, die Anfang Mai 1945
in unserer Heimat vorherrschte. Hans Herke, der ÖGB-Vorsitzende ab
1946, spielte als Mitglied der provisorischen Kärntner Landesregierung,
die noch während der Herrschaft der Nationalsozialisten gebildet wurde
und Gauleiter Rainer zur Übergabe der Regierungsgeschäfte veranlasste,
als „Mann der ersten Stunde“ gemeinsam mit den anderen Regierungs-
mitgliedern eine bedeutsame Rolle. Das britische Militär übernahm am 8.
Mai 1945 in Klagenfurt nicht von den Nationalsozialisten die Regierungs-
gewalt, sondern die Engländer wurden bereits von einer frei gebildeten,
aus Vertretern der alten demokratischen Kräfte bestehenden Landesregie-
rung empfangen. 

Ungeachtet der überaus ernsten politischen Unsicherheiten, die für Kärn-
ten aus dem neuerlichen Machtwechsel entstanden, setzte sich die Kons-
truktion des ÖGB wegen der konzentrierten Gestaltungskraft bis in den lo-
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kalen Raum rasch durch. Tatsächlich aber lag während der unmittelbaren
Nachkriegszeit nicht nur die Klagenfurter Arbeiterkammer – bis 1934
Heimstätte aller freien und demokratischen Arbeitnehmerorganisationen –
in Schutt und Asche, sondern auch die Gewerkschaftsorganisation, die nun
im Rahmen neuer Strukturen aufzubauen war. Die allgemeinen Bedingun-
gen am Übergang von der Diktatur zur Befreiung lassen sich aus den Schil-
derungen des ersten Landeshauptmannes von Kärnten, Hans Piesch (1945
bis 1947), gut nachvollziehen, wenn er sich u. a. folgend erinnert:

„(...) Die Exekutive ist zusammengebrochen und muß neu aufgestellt wer-
den, viele Gendarmerieposten sind ohne einen Mann. Die britischen Ar-
meestellen unterbinden jeden Telephon-, Brief- und Autoverkehr, der Ei-
senbahnverkehr ist eingestellt, die 10-km-Sperre wird eingeführt. Jeder Teil
des Landes ist auf sich selbst angewiesen. Alle Schulen sind geschlossen.
Am 10. Mai beginnen die Titopartisanen mit der Ausstellung von Bezug-
scheinen auf bewirtschaftete Artikel und erzwingen die Herausgabe von
Waren und Getränken mit vorgehaltenen Pistolen. Am 12. Mai 1945 trifft
endlich die britische Militärregierung ein. Nach vielen Besprechungen und
Unterredungen wird die provisorische Landesregierung von der Militär-
regierung ihrer Befugnisse entkleidet und zu einem Konsultativrat ge-
macht. Den einzelnen Abteilungen der Landesregierung werden britische
Offiziere vorgesetzt. Etliche Wochen müssen verstreichen, dann sieht die
Militärregierung ein, daß ihre Art zu regieren nicht opportun ist. Am 24.
Juli wird der Konsultativrat zur provisorischen Landesregierung ernannt,
die die Rechte mit der Militärregierung teilen muß. Erst die Wahlen im No-
vember 1945 geben der Landesregierung ihre verfassungsmäßigen Rechte
wieder, obgleich das Einspruchsrecht der zivilen Militärverwaltung erhal-
ten geblieben ist. Jetzt erst konnte mit dem Aufbau begonnen werden.“ 

In den ersten Jahren nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges lebten infolge
der Vertreibung eines Großteils der deutschen Bevölkerung aus der Tsche-
choslowakei, aus Ungarn, Polen, Jugoslawien und Rumänien rund eine
halbe Million Menschen in österreichischen Lagersiedlungen. Von diesen
siedelten sich längerfristig rund 300.000 Heimatvertriebene in Österreich
an. Hinzugerechnet werden müssen noch ca. 65.000 Personen, die auf-
grund der Veränderungen in ihrem Herkunftsland nicht mehr heimkehren
konnten oder wollten, ehemalige Zwangsarbeiter, Verschleppte, KZ-Ent-
lassene etc. Der aus dem Wiederaufbau und der Neugestaltung der öster-
reichischen  Industrie erforderliche zusätzliche Arbeitskräftebedarf im ers-
ten Nachkriegsjahrzehnt wurde durch die zuvor angeführte Flüchtlings-
population, die in Österreich eine neue Heimat gefunden hatte, weitge-
hend gedeckt. Viele neue Arbeiter in Industrie und Gewerbe kamen
überdies aus der Landwirtschaft, in der noch 1951 ca. ein Drittel aller öster-
reichischen Erwerbstätigen beschäftigt war.   
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Die Wirtschaft im Bundesland Kärnten war auch angesichts zerstörter Fa-
brikshallen und unterbrochener Verkehrswege im Mai 1945 wesentlich ef-
fektiver charakterisiert als noch beispielsweise während der zwanziger
Jahre. Die auf die restlose Ausnützung aller vorhandenen wirtschaftlichen
Kapazitäten und die Entwicklung neuer Fertigungstechniken ausgerich-
tete Rüstungsindustrie des Dritten Reiches bewirkte einen Modernisie-
rungsschub, der allerdings stets vor dem Hintergrund des bedingungslos
geführten Krieges gesehen werden muss. Die Kriegsführung erforderte
nicht nur hohe logistische Anforderungen, sondern begünstigte  auch den
Aus- und Aufbau von Großunternehmen.  Diese Voraussetzungen prägten
im Nachkriegskärnten die gesamte Industriestruktur und jene des produ-
zierenden Gewerbes, zumal die Betriebe meist exportorientiert operierten
und damit zu Impulsgebern der Wirtschaftspolitik wurden. Der erforder-
liche Ausbau des Straßen- und Schienennetzes, die Sicherstellung der 
Energieversorgung, der Aufbau des Kommunikationswesens usw. schufen
eine Investitionskulisse mit Konjunktur belebenden Impulsen. 

Aber die Bevölkerung in den österreichischen Städten fristete in der ersten
Nachkriegszeit ein kümmerliches Dasein. Es fehlten Nahrungsmittel, Beklei-
dung und Schuhe, Kohle und Strom und viele andere unentbehrliche Dinge
des täglichen Bedarfes. Was in großem Maßstab für Wien galt, kann zumin-
dest auch auf Klagenfurt und Villach – die von Kriegsschäden am stärksten
betroffenen Kärntner Regionen – umgelegt werden. Der Stadtteil St. Ruprecht
bei Klagenfurt, eine gewachsene Arbeiterregion, hatte durch die Bombenan-
griffe seine gesamte Bausubstanz verloren; die Bewohner mussten sich in den
Vorfeldgemeinden der Stadt Wohnung und Unterkunft suchen.

Die katastrophale Ernährungs- und Versorgungslage erfordere eine inten-
sive Zusammenarbeit aller hiefür verantwortlichen Stellen, um durch ei-
nen planmäßigen Einsatz der Arbeitskräfte, der vorhandenen Produkti-
onsmittel, Rohstoffe und Transportmittel den größtmöglichen Erfolg in der
Verteilung zu erzielen, forderten 1945 heimische Arbeitnehmervertreter
und schlugen der Kärntner Landesregierung vor, so genannte Versor-
gungsausschüsse einzurichten und unverzüglich zu aktivieren. Auf dem
Gebiet der Ernährung sei Kärnten nur in der Lage, seinen Bedarf an Kar-
toffeln, Fleisch und Milch zu decken, alle übrigen Lebensmittel müssten
eingeführt werden. 

Am schwersten litt die Kärntner Industrie unter dem Mangel an Energie
und Kohle, insbesondere an Steinkohle und Koks, da von diesen keine ein-
zige Fundstätte im Lande verfügbar war und der gesamte Bedarf aus dem
Ausland gedeckt werden musste. Aber auch die Braunkohlenförderung
deckte den heimischen Bedarf nur zum Teil, denn rund 154.000 in Kärnten
geförderten Tonnen standen allein in der Industrie rund 200.000 Tonnen
Braunkohle- und rund 35.000 Steinkohlebedarf gegenüber; die Bundes-
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bahnen als wichtigste Transporteinrichtung unmittelbar nach dem Krieg
waren hier noch nicht berücksichtigt. 

Den Arbeitnehmern und Betriebsräten, insbesondere aber den Gewerk-
schaften gelang es binnen kurzer Zeit, gesellschaftliche Anerkennung zu
erringen. Ihre Aufbauleistung in der allgemeinen Trümmerstimmung ver-
schaffte ihnen mehr Einfluss in den Betrieben, als dies das alte Betriebsrä-
tegesetz von 1919 jemals ermöglicht hätte. Zu den ersten Maßnahmen der
gewerkschaftlichen Vertrauensleute zählte insbesondere auch die Säube-
rung der Betriebe von nationalsozialistischen Elementen. Als Grundlage
dazu erließ die provisorische Staatsregierung am 10. Mai 1945 das Gesetz
über die Bestellung von öffentlichen Verwaltern für die herrenlosen und im
Besitz der Nationalsozialisten gewesenen Betriebe und Unternehmen.
Zwischen der öffentlichen Verwaltung und den Betriebsräten entwickelte
sich zumeist eine vorbildliche Zusammenarbeit, die eine für den Wieder-
aufbau wertvolle Grundlage schuf. Auch aus der zeitlichen Distanz von 60
Jahren ist die Rolle jener Betriebsräte erkennbar, die in der Aufbauzeit über
viele Jahre fleißig, konstruktiv, verantwortungsvoll und engagiert in Er-
scheinung getreten sind und damit die Gründung der beiden Arbeitneh-
merorganisationen von ihrer ideellen Gestalt in die politische Praxis erst er-
möglicht haben.

III. Wiedererrichtung im Juni 1946

Nur behelfsmäßig zunächst in den Räumen der Burg in Klagenfurt, später
im Gebäude der BBU in der Radetzkystraße untergebracht, entfaltete die
Kärntner Arbeiterkammer insbesondere im sozialpolitischen und volks-
wirtschaftlichen Bereich von Beginn an eine profunde und allseits aner-
kannte Tätigkeit. Ihre Konstituierung erfuhr die wieder errichtete Institu-
tion am 15. Juni 1946 im Sitzungssaal des Klagenfurter Rathauses. Im Rah-
men der II. Vollversammlung, die am Samstag, den 14. September 1946
wiederum im Großen Sitzungssaal des Klagenfurter Rathauses abgehalten
wurde, reflektierte Präsident Julius Lukas jun. die Arbeit des ersten Quar-
tals folgend: „Drei Monate sind seit der Konstituierung der Arbeiterkam-
mer vergangen, innerhalb dieser kurzen Zeit wurde von ihr jedoch eine
sehr rege Tätigkeit entfaltet. (...) In geduldigen, unermüdlichen Verhand-
lungen wurde endlich von den drei demokratischen Parteien über die Auf-
teilung der zu besetzenden Kammermandate eine Vereinbarung erzielt,
wonach von den Sitzen die SPÖ 41, die KPÖ 17 und die ÖVP 14 Sitze er-
hielten. (...) Durch die Schaffung der Versorgungsausschüsse, die anläßlich
zweier Vorsprachen bei der Landesregierung und bei der britischen Mi-
litärregierung gefordert wurden, ist den berechtigten Wünschen der Ar-
beiter und Angestellten von Kärnten entsprochen worden. Sie haben be-
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reits ihre Arbeiten begonnen und es ist zu hoffen, daß sie ihre Aufgaben
voll und ganz erfüllen werden. (...) Auch das Lohn- und Preisproblem
wurde in einer für die Arbeiter und Angestellten von Kärnten zufrieden-
stellenden, allerdings provisorischen Lösung zugeführt. Es wurde unter
Mitwirkung der Arbeiterkammer zwischen dem Österreichischen Ge-
werkschaftsbund und der Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie
eine generelle Lohnvereinbarung erzielt, wodurch die durch die Steige-
rung der Lebenshaltungskosten sich ergebenden Härten ausgeglichen und
den Arbeitern und Angestellten rasch geholfen werden sollte.“

In derselben Veranstaltung, der auch Landeshauptmann Piesch und Lan-
deshauptmann-Stellvertreter Hans Herke beiwohnten, postulierte der aus
Wien angereiste Bundesminister für soziale Verwaltung, Karl Maisel, in ei-
nem Grundsatzreferat die politische Linie der Bundesregierung, betonte
dabei Aufgaben, Schwierigkeiten und Ziele.  Maisel vermittelte den Kärnt-
ner Betriebsräten unter anderem, dass „die Demokratie auch bei uns sehr
rasch verankert worden (ist) und sich auch sehr rasch eingelebt (hat). Aber
mit dieser demokratischen Grundlage auf dem politischen Sektor ist die
große Aufgabe des Wiederaufbaues unseres so schwer durch den Faschis-
mus und durch den Krieg hergenommenen Volkes noch nicht zu Ende ge-
führt, sondern die Schwierigkeiten sind noch nicht überwunden. (Sie) be-
stehen insbesondere auf dem Gebiete der Wirtschaft, denn die Wirtschaft
war völlig den Bedürfnissen des Krieges unterstellt und von einer Frie-
denswirtschaft weit abgeglitten. (...) Sie werden verstehen, daß die Aufgabe
eines Wiederaufbaues heute unendlich schwieriger ist als wie im Jahre
1918, wo es keine zerstörte Industrie und keine zerstörten Städte gegeben
hat, wo die Wohnstätten der Menschen in Ordnung und heil geblieben
sind, zum Unterschied von heute, wo die Industrien zerstört sind, wo die
Arbeitsplätze verloren gegangen sind, wo die Städte zum Großteil zerstört
worden sind und damit auch die eigentlichen Wurzeln jeder modernen
Kultur. Das muß alles wieder aufgebaut und in Ordnung gebracht
werden . . .“, betonte der Sozialminister.

Die Kammerräte, die in dieser zweiten Vollversammlung keine weiteren in-
teressenpolitischen Beschlüsse fassten, nahmen neben den grundlegenden
Erklärungen des Bundesministers und dem Bericht des Präsidenten einen
ausführlichen Bericht des Ersten Sekretärs der Kammer, Adolf Feik, entge-
gen. Die Vollversammlung stützte sich während der ersten beiden Jahre ih-
rer Arbeit aber insbesondere auf jene Resolution, welche die Kammer am
15. Juni 1946 anlässlich ihrer Konstituierung verabschiedet hatte. Aus ihr
wird deutlich, welche Probleme die regionale Nachkriegsgesellschaft zu
bewältigen hatte, wie Alltag und Arbeitswelt in Kärnten aussahen und zu
organisieren waren. In zwölf Punkten legte die Arbeiterkammer dem öf-
fentlichen Willensträger ihre Vorstellungen und Lösungswünsche vor, ver-
bunden mit der Absicht, sie mittelbar oder in dringenden  Fällen unmittel-
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bar verwirklicht zu sehen. Das Programm umfasste Forderungen und Ana-
lysen in der folgenden Aufzählung:

1. Ernährung und Versorgung
2. Lohn- und Preispolitik
3. Hebung der sozialen Lage der Land- und Forstarbeiter
4. Aufbau der zerstörten Häuser und Wohnungen
5. Entnazifizierungs- und Ausländerprobleme
6. Ausbildung und Erholung der Jugend 
7. Sozialpolitik
8. Sozialversicherung
9. Betriebsdemokratie und Wirtschaftsdemokratie

10. Rückgabe des beschlagnahmten Vermögens
11. Freier Verkehr, Aufhebung der Demarkationslinien
12. Zusammenarbeit 

Die Arbeiterkammer war also im Jahre 1946 unmittelbar in ihre interes-
senpolitische Funktion getreten. Auf der Grundlage der neuen Rechtsord-
nung und mit Zustimmung des Alliierten Rates vom 19. November 1945
waren die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen worden. Ihre neue so-
ziale Funktion hatte der zweimalige Begründer der österreichischen Repu-
blik, Dr. Karl Renner, bei der konstituierenden Vollversammlung der Ar-
beiterkammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland im August 1945
so formuliert:

„Welches ist nun die soziale Funktion der Arbeiterkammern? Der einzelne
Arbeiter steht hinter dem Schraubstock und hat in der Regel nicht die Ge-
legenheit und nicht die Muße, seine Ideen zu Ende zu denken, seine For-
derungen mit wissenschaftlichen Argumenten zu stützen, das Tatsachen-
material, das es stützt, zusammenzutragen und ziffernmäßig zu bearbeiten
und es in jene Form zu gießen, wie die Ideengestalt des Gesetzes an die
Volksgesamtheit herangetragen werden könnte. Er benötigt daher ein In-
stitut, mit vorgeschulten Trägern versehen, das seine Forderungen in Wor-
ten, seine einsamen Erwägungen in allgemein gültige Beweisgründe und
die Leidenschaft seines Herzens in nüchterne Paragraphen kleidet. Er
benötigt ein Institut, das von Gesetzes wegen von Gesellschaft und Staat
gehört werden muß... (...) In eben dieser Funktion sind die Arbeiterkam-
mern nicht das, was man von ihnen, auch oft von arbeiterfreundlicher Seite,
anfangs befürchtet hat, Organe des sozialen Krieges, sondern Mittler zum
sozialen Frieden.“ 

Diese Darstellungen Dr. Renners zeigen zugleich die veränderte Gestalt der
Arbeitnehmervertretungen, ihre Positionierung im neuen Österreich: Aus
der „geistigen Waffenschmiede“ im „Kampf der Proletarier“ um Teilhabe
im kapitalistischen Verteilungskampf, um gesellschaftliche Anerkennung
und soziale Rechte von vordem sollte nach dem Willen der den Staat be-
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gründenden Kräfte der „Mittler zum sozialen Frieden“ werden, eine Ein-
richtung für die Arbeitnehmer/-innen, die das demokratische Leben mit
zu gestalten hatte. 

Neuorganisation der Gewerkschaften

Mit der Befreiung Österreichs entstand, ausgehend von Wien, auch in
sämtlichen Bundesländern wieder eine freie Gewerkschaftsbewegung, die
sich im überparteilichen – nicht unpolitischen – Österreichischen Gewerk-
schaftsbund organisierte. Bereits am 16. Mai 1945 führte Julius Lukas jun.
mit den Vertretern der politischen Parteien die erste Besprechung zur Bil-
dung einer einheitlichen Gewerkschaftsbewegung im Lande Kärnten. Am
11. Juli 1945 wurden von der britischen Militärregierung Richtlinien und
Zugeständnisse für die gewerkschaftliche Versammlungs- und Werbe-
tätigkeit erlassen. Nun konnte diese auf legalem Wege fortgesetzt werden. 

Am 22. Juli 1945 fand in Klagenfurt die erste Landeskonferenz des ÖGB
statt. Hier konnten erst der persönliche Kontakt und die Verbindung von
Klagenfurt zu den Bezirken hergestellt und wertvolle Erfahrungen be-
züglich der Aufbauarbeit der Gewerkschaft gesammelt werden. Noch vor
Ablauf des Jahres 1945 wurden fast in allen Unternehmen, Betrieben und
Ämtern die Betriebsräte- und Vertrauensmännerwahlen nach den Be-
stimmungen des Betriebsrätegesetzes aus dem Jahre 1919 durchgeführt.
Die gewählten Funktionäre bildeten die Grundlage für den Aufbau der
Ortsgruppen. Noch im Jahre 1945 konnte der Aufbau der einzelnen Ge-
werkschaften vollzogen werden, und es wurden am Sitz aller größeren
Unternehmen und Betriebe Ortsgruppen der Fachgewerkschaften ge-
gründet. 

Das Fundament für den gewerkschaftlichen Aufbau wurde im Jahre 1945
gelegt. Der Mitgliederstand mit 31. Dezember 1945 betrug 28.800, davon
22.726 männliche und 5157 weibliche Mitglieder, 826 männliche Jugendli-
che unter 18 Jahren und ebenso 135 weibliche Jugendliche unter 18 Jahren.
Das Jahr 1946 stand dann im Zeichen der Schulung der Betriebsräte und
Vertrauenspersonen, aber auch der leitenden Funktionäre. Sie erwies sich
als notwendig, da in den letzten zwölf Jahren jede wirkliche gewerk-
schaftliche Tätigkeit lahmgelegt war und ein Großteil der früheren alten
Gewerkschaftsfunktionäre durch jüngere, noch unerfahrene Kollegen er-
setzt werden musste. Es wurden daher in den Monaten März bis Mai 1946
Betriebsrätekonferenzen in allen Bezirken des Landes Kärnten abgehalten,
zu denen die Betriebsräte und Vertrauensmänner geladen waren. „Das Jahr
1946 brachte die Gewerkschaftsbewegung trotz der ungeheuren Schwie-
rigkeiten, die auf allen Gebieten der Wirtschaft und des Verkehrs  entge-
genstanden, ein beachtliches Stück vorwärts. (...) Mit Abschluß des Jahres
1945 hatten wir im Lande einen Gesamtmitgliederstand von 28.800 zu ver-
zeichnen. Es ist trotz aller Schwierigkeiten gelungen, den Mitgliederstand
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mit 31. Dezember 1946 auf 41.591 zu erhöhen“, entnehmen wir dem Grün-
dungsbericht des ÖGB Kärnten. 

Was dieser allerdings nur ansatzweise zum Ausdruck bringt, ist die Rolle
jener Betriebsräte und Gewerkschafter, die in der Aufbauzeit der heimi-
schen Arbeitnehmervertretung während vieler Jahre engagiert in Erschei-
nung traten. Insbesondere die sozialdemokratischen Vertrauenspersonen,
die ab 1945 in den Betrieben arbeits- und sozialpolitisch tätig wurden, wa-
ren oftmals bereits vor 1934 gewerkschaftlich aktiv gewesen und hatten von
1934 bis 1938 und danach während der NS-Herrschaft größtenteils
schlimme Erfahrungen machen müssen. Die jüngeren Kollegen dagegen
waren entweder in NS-Jugendorganisationen oder aber im Krieg als Solda-
ten verpflichtet gewesen. Sie verfügten über nur wenige Kenntnisse im Um-
gang mit demokratischen Organisationen und mussten diesen erst erlernen.

Dem ÖGB-Präsidium mit seinem Präsidenten Johann Böhm war beim Auf-
bau Österreichs und bei der Erarbeitung einer neuen sozialen und wirt-
schaftlichen Ordnung eine wichtige Funktion zugedacht: nämlich die Rolle
der Arbeitnehmer/-innen in dieser Ordnung neu zu definieren. Mit seinen
eigenen Worten beschrieb er am 18. März 1948 diese neue Funktion: „Der
verachtete und geknechtete Arbeitsmann von damals ist zum selbstbe-
wußten und gleichberechtigten Bürger unseres Staates geworden.“ Aller-
dings stand der neu gegründete Gewerkschaftsbund zunächst vor bedeu-
tenden Schwierigkeiten in logistischer, organisatorischer und letztlich in-
haltlicher Hinsicht. 1945 musste erst einmal darum gekämpft werden, Kon-
takt zu allen Regionen der Republik herzustellen. Teilweise wurden lokale
Gewerkschaften erst später von den Behörden zugelassen, und da die
Kommunikationsverbindungen zwischen den Bundesländern teilweise
zerstört waren, ergaben sich einige Schwierigkeiten, die jedoch rasch be-
seitigt werden konnten. 

Die inhaltlichen Barrieren ergaben sich aus dem Kontakt zu den Befrei-
ungsmächten und aus der Zusammenarbeit mit den  Alliierten, die im Ge-
gensatz zu Johann Böhm und seinen Mitarbeitern andere Vorstellungen
über die Organisationsstruktur eines Gewerkschaftsbundes hatten. „Man-
che sorgenvolle Stunden hat uns zu jener Zeit, insbesondere im Gewerk-
schaftsbund, das Verhalten der Besatzungsmächte bereitet. Nicht daß sie
die Absicht gehabt hätten uns in unserer Aufbauarbeit zu behindern, sie
haben es zweifellos gut gemeint, aber jede von ihnen war der Meinung, wir
müßten unseren Gewerkschaftsbund genau nach dem gleichen Muster
aufbauen, das ihnen aus ihren eigenen Ländern vorschwebte. (...) Wir ha-
ben alle Arbeitnehmer in einem einzigen Gewerkschaftsbund zusammen-
gefaßt und wir haben auch die Zahl der Gewerkschaften in striktem Ge-
gensatz zum Willen einzelner Besatzungsmächte auf sechzehn beschrän-
ken können“, erinnerte sich Böhm, der nach den ersten freien Wahlen am
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25. November 1945 sein Regierungsamt aufgab, um sich voll auf seine
Tätigkeit als ÖGB-Präsident konzentrieren zu können. 

Die Konsolidierung des ÖGB gelang relativ rasch, sodass dieser bereits am
Ende des Jahres 1945 glaubwürdig jene Rolle ausfüllen konnte, die sich der
Gewerkschaftsbund selbst zugedacht hatte: die Wünsche der Arbeitneh-
mer/-innen auf politischer und wirtschaftlicher Ebene zu vertreten und da-
mit aktiv am Aufbau einer neuen sozialen Ordnung mitzuarbeiten. 

IV. Regeln für die Wirtschaft

„Kärntens Wirtschaft braucht keinen Vergleich mit anderen Ländern zu
scheuen und hat keine Ursache, ihr Licht unter den Scheffel zu stellen. Be-
sonders die letzten Jahre haben auf diesem Gebiete bedeutsame und merk-
liche Veränderungen hervorgerufen. In rastloser Arbeit – allen Rückschlä-
gen und drohenden Gefahren mutig die Stirn bietend – sind Kärntens Wirt-
schafter darangegangen, ihre Betriebe wieder aufzubauen; manch alte Ver-
brüderung wurde wieder angeknüpft und viel wirtschaftliches Neuland
konnte erschlossen werden.“ So erinnerte sich Landesrat Komm.-Rat Franz
Sagaischek im Jahre 1949 an die erste Phase des Wiederaufbaues in Kärn-
ten. Der Bericht würdigt in vielen weiteren Details das Engagement und
die Bemühungen der Wirtschaftstreibenden in den Kernbereichen des hei-
mischen Gewerbes und der Industrie, schildert den Aufbau der Leitbe-
triebe, die Schwierigkeiten, aber auch die rasch eintretenden Erfolge. 

Noch detaillierter reflektiert der damalige Landesamtsdirektor Karl Ne-
wole das Geschehen, wenn er die wirtschaftlichen Abläufe aus der Sicht
der provisorischen Landesregierung ab 25. Juli 1945 bzw. jene nach den
Wahlen im November 1945 wiedergibt: „Währenddessen drängten sich im-
mer noch alle staatlichen Aufgaben in der Landesregierung zusammen, es
galt, das Verkehrsnetz wieder zu bilden, Autobuslinien in Betrieb zu set-
zen, der Wirtschaft so rasch als möglich, ohne Rücksicht auf formalistische
Bedenken, das zu geben, was sie brauchte. (...) Der Wiederaufbau der Wirt-
schaft ist  nur gelungen, weil Unternehmer und Belegschaft, von Ausnah-
mefällen abgesehen, ihr Äußerstes hergegeben haben. Unmittelbar in das
Gebiet der Verwaltung gehörte der Wiederaufbau des Kulturlebens, der
Schulen, Volkshochschulen, im Landesmuseum und im Konservatorium,
das alles in einer Zeit, in der die dringendsten Tagesbedürfnisse nicht be-
friedigt werden konnten.“

In dem Rückblick des Jahres 1949 findet keine Erwähnung ein Regelwerk,
welches 1945 erprobt, inzwischen längst zur Selbstverständlichkeit gewor-
den ist. Als Abschluss ihrer Resolution in der konstituierenden Vollver-
sammlung hatte die Kärntner Arbeiterkammer folgende, bis dahin niemals
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formulierte Forderung zur „Zusammenarbeit“ der Wirtschaftskräfte erho-
ben, indem sie einheitlich die Auffassung vertrat, „daß (ihre) Forderungen
nur in einer systematischen  Zusammenarbeit der Arbeiterkammer als In-
teressenvertretung der Arbeiter und Angestellten, der Kammer für Handel,
Gewerbe und Industrie als die Vertreterin der selbständig Schaffenden und
der Bauernkammer als die berufenste Vertreterin der Land- und Forstwirt-
schaft durchgeführt werden können. Sie fordert das Präsidium der Arbei-
terkammer auf, durch die Schaffung einer ständigen Präsidentenkonferenz
der drei Kammern einen steten Gedankenaustausch zu pflegen und durch
eine gegenseitige Anerkennung der berechtigten Wünsche die gemeinsa-
men Ziele auf einem gemeinsamen Wege zu verfolgen.“ Ein deutlicheres
Signal der sozialen Partnerschaft hat es seither nie mehr gegeben. 

Die wirtschaftliche Situation des Bundeslandes nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges stellte sich als ungünstig dar. Nachteilig wirkten sich die
nunmehrige Randlage, die schlecht ausgebauten Verkehrswege, der hohe
Agraranteil und die schwache Industrie aus. Erneut aufflammende Ge-
bietsansprüche aus Jugoslawien behinderten insbesondere die wirtschaft-
liche Zukunft des Unterkärntner Raumes, zumal hier die Investitionsbe-
reitschaft kaum noch feststellbar war. Kärnten drohte bleibend zum
Schlusslicht Österreichs zu werden. Freilich hatte die Region während der
Kriegszeit einen deutlichen Industrialisierungs- und Technologieschub er-
halten. Ungeachtet der überall feststellbaren Zerstörungen infolge der alli-
ierten Luftangriffe herrschten günstigere wirtschaftliche Startbedingungen
als nach dem Ersten Weltkrieg. Im Juli 1945 nahmen die Verkehrsträger den
öffentlichen Personenverkehr wieder auf; zur selben Zeit öffneten die Post-
ämter ihre Schalter. Langsam erfolgte die Wiederherstellung der zerstörten
Straßen und Brücken. Jedoch waren die Verbindungen nach außen be-
schränkt. Für eine Fahrt von Kärnten nach Wien benötigte man in der un-
mittelbaren Nachkriegszeit ein Reisedokument; am Semmering wurden
strenge Kontrollen durchgeführt, die bis zu vier Stunden dauern konnten.

Von 1945 bis 1950 musste der Entminungsdienst in Kärnten 200.000 Spreng-
körper beseitigen. Nicht nur, dass bereits 1946 eine Naturkatastrophe die
westlichen Teile des Landes verwüstete, musste im Jänner 1947 wegen des
Energiemangels an zwei Tagen pro Woche der Strom von 7 bis 17 Uhr ab-
geschaltet werden. Im Februar 1947 wurde der Postkraftwagenverkehr auf
Grund der Benzinknappheit fast zur Gänze eingestellt. Der Mangel an
Wohnungen führte vielerorts zu unerträglichen Lebensbedingungen. 

Arbeiterkammerpräsident Dr. Paul Truppe erinnerte sich 1975 folgend an
die wirtschaftlichen Bedingungen: „Die Hauptsorge in den ersten Nach-
kriegsmonaten und -jahren galt der Versorgung mit Lebensmitteln sowie
der Beheizung. Von den Gemeinden wurden ganze Holzfällerkolonnen be-
trieben bzw. organisiert, um für den Winter das Brennholz sicherzustellen.
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Vordringlich waren der Wiederaufbau der Wohnungen – wir in Kärnten ver-
abschiedeten im Landtag gewissermaßen das erste Landeswohnbauförde-
rungsgesetz in Österreich – und die Beschaffung von Rohstoffen für die Be-
triebe. (...) Besonders schwierig war es, die Betriebsräte in ihre neuen Aufga-
ben einzuführen und die Betriebsleitungen an die Mitsprache der Interes-
senvertretungen der Arbeitnehmer zu gewöhnen. Unzählige Betriebsbesuche
waren der Beilegung von Meinungsverschiedenheiten dieser Art gewidmet.“

V. Die Lohn- und Preisabkommen

Wie in anderen Ländern Westeuropas lassen sich auch in Österreich die
Bemühungen, Preise und Löhne aneinander zu binden und dadurch öko-
nomische Stabilität zu erzeugen, bis in die ersten Nachkriegsjahre zurück-
verfolgen. Dabei ging es zunächst um die Bekämpfung einer massiven
nachkriegsbedingten offenen Inflation; später auch um die Eindämmung
eines schleichenden Währungsverfalls. In den unmittelbaren Nachkriegs-
monaten zeigte sich die amtliche österreichische Wirtschaftspolitik außer-
stande, die Inflation nach Wiedereinführung der Schillingwährung einzu-
dämmen. Exorbitante Lohn- und Preissteigerungen waren die Folge. Die
offene Inflation drohte nicht nur den eben erst begonnenen Wiederaufbau
zu ersticken, es zeichneten sich ebenso ein Verlust der angestrebten Kon-
solidierung und insbesondere auch schwere soziale Spannungen ab.  

In dieser kritischen Situation entschlossen sich die einflussreichsten Inter-
essenvertretungen in Österreich zu einer gemeinsamen Aktion. Unter dem
Patronat der Bundesregierung bildeten im Juli 1947 die Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, die Landwirtschaftskammern, der Arbeiterkam-
mertag und der ÖGB eine „Wirtschaftskommission“. Bereits 14 Tage nach
Entstehen dieses Gremiums kam es im August 1947 zu einem ersten so ge-
nannten Preis-Lohn-Abkommen. Sein Inhalt: einerseits die Festlegung von
Preisen solcher Güter und Leistungen, die in einem Arbeiterhaushalt eine
wichtige Rolle spielten wie Nahrungsmittel, Kohlen, Mieten, Verkehrsta-
rife. Andererseits wurden die wichtigsten Löhne in Übereinstimmung mit
den Lebenshaltungskosten auf drei Monate festgelegt. Die erhoffte Stabili-
sierung des ersten Preis-Lohn-Abkommens blieb jedoch aus. Die
Währungsreform hatte den Geldüberhang nicht ausreichend beschnitten;
die Fiskalpolitik leistete keinen, die Geld- und Kreditpolitik nur einen un-
zureichenden Stabilisierungsbeitrag. Die Preis-Lohn-Welle rollte weiter,
sodass man sich gezwungen sah, im Oktober 1948 ein weiteres Abkommen
abzuschließen. Es folgten drei weitere Abkommen im Juni 1949, Oktober
1950 und im Juli 1951 mit dem Ziel, die in immer rascheren Abständen auf-
tretenden Disparitäten zwischen Produktionskosten und Preisen einerseits
und Löhnen und Lebenshaltungskosten andererseits auszugleichen. 
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Freilich spürten die lokalen Gewerkschaften bereits 1947 die Wirkungen
der Lohn- und Preisabsprachen. In der 5. AK-Vollversammlung am 30. Sep-
tember 1947 referierte ihr Präsident Paul Truppe die wirtschaftliche Lage
in Österreich und insbesondere im Bundesland Kärnten. Immer noch herr-
sche „eine katastrophale Versorgungslage des Landes und (er) forderte
energische Maßnahmen, um die Ernährung und Versorgung der Bevölke-
rung mit Brennmaterial für den Winter sicherzustellen ...“. 

Tatsächlich brachte der erste Lohn- und Preispakt eine Erhöhung der Löhne
um 47 Prozent. Die Lebenshaltungskosten dagegen stiegen um 69 Prozent,
sodass allein daraus eine Disparität der Preis- und Einkommenssituation
von 22 Prozent zu Lasten der Arbeitnehmer/-innen entstanden sei. Im
zweiten Lohn-Preis-Pakt habe die Arbeiterschaft einen Reallohnverlust
von 12 Prozent hinnehmen müssen, und das dritte Lohn-Preis-Abkommen
brachte eine Steigerung der Lebenshaltungskosten um 19 Prozent. So re-
flektierte am 9. September 1949 der kommunistische Fraktionsführer in der
AK-Vollversammlung, Vizepräsident Kazianka, im Klagenfurter Rathaus
die bedeutenden verteilungspolitischen Probleme, die sich aus den Lohn-
und Preisabkommen für die Arbeitnehmer/-innen von 1947 bis 1949 erga-
ben.

Trotz dieser Kritik ist der Arbeit der „Wirtschaftskommission“, die die
Grundlagen der jeweiligen Abkommen zu erarbeiten hatte, eine herausra-
gende Bedeutung beizumessen. Einerseits wurde durch sie damit begon-
nen, eine neue, unkonventionelle währungspolitische Methode – die insti-
tutionelle Inflationssteuerung – einzusetzen, andererseits entwickelte sich
von hier aus „eine neue Form der Zusammenarbeit von Regierung und Ver-
bänden in Österreich“. Freilich entstand auch eine verfassungsrechtliche
Problematik: denn der Inhalt der jeweiligen Abkommen wurde von der
Wiener Bundesregierung in vollem Wortlaut übernommen, dann in Form
einer Regierungsvorlage dem Parlament zugeleitet und von diesem regel-
mäßig unverändert mit Gesetzeskraft ausgestattet – und dies, obwohl das
österreichische Verfassungsrecht einen derart weitgehenden Einfluss der
Interessenvertretungen  auf Regierung und Parlament nicht vorgesehen
hatte. Später wurde die „Wirtschaftskommission“ wieder aufgelöst, mit
der in den Jahren 1951/1952 gelungenen Stabilisierung war die Periode der
offenen Inflation in Österreich beendet, die Fortführung des Ausgleichs der
Interessenverbände mit der jeweiligen Bundesregierung führte dann letzt-
lich zur Errichtung der „Paritätischen Kommission für Preis- und Lohn-
fragen“ im März 1957.  

In der Finanzlage des Landes Kärnten drückten sich die Aufbaubemühun-
gen und Stabilisierungsversuche nachhaltig aus. Das Bundesland, die bis
zum Jahre 1938 und im Jahre 1946 zweithöchste belastete bzw. wirtschaft-
lich zweitschwächste österreichische Provinz, rückte im Jahre 1949 an die
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fünfte Stelle vor. Dieser von einem so genannten „armen“ Land erreichte
Erfolg war unter anderem darauf zurückzuführen, dass die öffentliche Ver-
waltung im Einvernehmen mit den Interessenverbänden zwar um eine
strenge und sparsame Ausgabenpolitik bemüht war, aber an den Wieder-
aufbauleistungen gemessen keine kleinliche Finanzpolitik betrieben hat.
So konnte Landesrat Dr. Paul Jobst, der einstige Erste Sekretär der Klagen-
furter Arbeiterkammer, 1949 rückblickend festhalten, dass „die Wunden,
die der schrecklichste aller Kriege dem Land Kärnten geschlagen hat,
... zum Teil geheilt werden (konnten), zum Teil stehen dem Lande noch
große Aufgaben bevor“. 

In der Wirtschafts- und Konsumentenpolitik setzte die Arbeiterkammer in
dieser Zeit eine Reihe von Maßnahmen, die sich insbesondere an der Be-
rechnung der Lebenshaltungskosten im Arbeiterhaushalt, an der Samm-
lung wichtiger Wirtschaftsdaten und vor allem am Aufbau von Betriebs-
ratsorganisationen orientierten. Die Arbeit in diesen Bereichen war schwie-
rig. Für die Berechnung der Lebenshaltungskosten fehlten noch die offi-
ziellen Preisunterlagen. Die Kammer war auf das Engagement  ihrer
Mitarbeiter und Spitzenfunktionäre angewiesen. Im Amt der Kärntner
Landesregierung wirkte die AK als Vertreterin der heimischen Arbeitneh-
mer/-innen in folgenden Gremien entscheidend mit:

1. in der Außenhandelsstelle
2. in der Preisbehörde
3. im Landesaufbringungsausschuss
4. im Landeswirtschaftsamt
5. im Landesernährungsamt
6. im Einstufungsausschuss beim Landesernährungsamt
7. in der Landesbaudirektion 

Es ist leicht erkennbar, dass die neue Form der überbetrieblichen Mitwir-
kung der Arbeitnehmer/-innen im Staat von der AK einen enormen Zeit-
aufwand sowie einen herausragenden fachlichen Wissensstand erforderte.
In ihrer Begutachtungskompetenz, die der Kammer vom Gesetzgeber ein-
geräumt worden war, gelang es sowohl im landesgesetzlichen als auch im
bundesgesetzlichen Bereich die Interessen der Arbeiter und Angestellten in
sozialer, wirtschaftlicher, beruflicher und kultureller Hinsicht zu sichern.   

Humanitäres Engagement

Günstig wirkt sich der allgemeine politische Ausgleich auf den huma-
nitären Bereich aus. Das Engagement der beiden Arbeitnehmervertretun-
gen AK und ÖGB einerseits in der Berufsausbildung und zum anderen in
der Jugenderholung ist vorbildlich und wirkt bis heute nach. In einem Um-
feld, das die Verwahrlosung Hunderttausender österreichischer Jugendli-
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cher bedrohlich heraufbeschwor, wurden beispielsweise seitens des ÖGB –
unterstützt vom Sozialministerium und von der Arbeiterkammer – ausge-
hend von Wien die nötigen Impulse zunächst für die Lehrlinge gesetzt. Es
sind dieselben Motive maßgebend, die das US-Kriegsministerium veran-
lassen, den Zustand der deutschen und österreichischen Jugend auf Zerrüt-
tung und Verwahrlosung durch den Schriftsteller Carl Zuckmayer hinter-
fragen zu lassen und zu analysieren. 

Die Verschickung von Kindern und Jugendlichen zur Erholung und zum
physischen Aufbau wird zum sozialen Erfordernis. Der ÖGB gründet 1946
die Jugendfürsorgeaktion; am 4. Februar werden die ersten Wiener Lehr-
linge von Ärzten der Gebietskrankenkasse reihenuntersucht. In Kärnten
entstehen in rascher Folge im Rahmen dieser Arbeit mit den Heimen in Mit-
tewald bei Villach und Cap Wörth bei Velden/WS zwei wichtige Standorte
im Bundesland, die sich im Laufe der folgenden Jahre durch ihre qua-
litätsvolle Betreuung so auszeichnen, dass beispielsweise 1950 ca. ein Drit-
tel aller angebotenen Verpflegstage in Kärnten konsumiert wurden und
auch in ganz Österreich bekannt war, dass die Jugendlichen in Mittewald
und in Velden die besten Gewichtszunahmen in ihrem Erholungsaufent-
halt erzielten.

VI.  Wahlen

Im Oktober 1949 fanden in Österreich erstmals in der Zweiten Republik Ar-
beiterkammerwahlen statt. Damit wurde ein provisorischer Zustand been-
det. Die Wahlen sollten längerfristig der gesetzlichen Vertretung der Ar-
beitnehmer/-innen in Österreich einen demokratisch legitimierten Aufbau
ermöglichen, den die Einrichtung dringend benötigte. Seit den letzten Ar-
beiterkammerwahlen waren insgesamt 22 Jahre vergangen, in denen nicht
nur im gesamten Bundesgebiet, sondern auch im regionalen Bereich ge-
waltige politische und wirtschaftliche Veränderungen stattgefunden hat-
ten.

Einerseits war die Arbeiterkammer, die nun ein Wahlverfahren abzuhalten
hatte, aus vielerlei Gründen kaum noch mit der AK des Jahres 1927 ver-
gleichbar. Andererseits wussten die Verantwortlichen durchaus, dass de-
mokratische Wahlen als wichtiger Indikator inzwischen stattgefundener
Bewusstseinsprozesse und regionaler Sonderentwicklungen auszulegen
wären. Es war auf Grund der einschneidenden Ereignisse während der
Jahre 1933/1934 und später jener nach 1938 kaum absehbar, wie die Kärnt-
ner Arbeiter/-innen und Angestellten gegenüber ihrer gesetzlichen Vertre-
tung eingestellt sein würden. Weder die Wahlbeteiligung noch das Ergeb-
nis konnten zuverlässig eingeschätzt werden. Zu viel hatte sich in der ge-
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sellschaftlichen und insbesondere der wirtschaftlichen Struktur des Bun-
deslandes verändert. 

Wies Kärnten während der zwanziger Jahre noch immer beinahe eine
Zweidrittelgesellschaft zugunsten des ländlichen Bereiches auf, so begann
sich das Verhältnis nun – wenige Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg – um-
zukehren. Dies belegen auch die von der Arbeiterkammer festgehaltenen
Zahlen:  1948 wurden im Bundesland 11.110 Betriebe mit 86.625 Beschäf-
tigten gezählt (davon 58.536 Arbeiter, 19.369 Angestellte und 8270 Lehr-
linge). Von 100 Beschäftigten sind 81 männlichen und 19 weiblichen Ge-
schlechts. Nur drei Jahre später, anlässlich der Volkszählung 1951, waren
bereits 137.018 unselbständig Beschäftigte als Arbeitnehmer gemeldet. Da-
von waren 92.647 Arbeiter, 36.415 Angestellte und 7956 Lehrlinge.

Im Herbst 1949, als mehrere Wahlen bevorstanden, zogen die Parteien po-
litische Resümees. Dabei wurde erstmals ersichtlich, welche bedeutenden
Leistungen die Kärntner Arbeiter und Angestellten bisher erbracht hatten.
Nationalratswahlen, Landtagswahlen, Arbeiterkammerwahlen – so verlief
die Reihenfolge der politischen Entscheidungen. Es bedurfte keiner inten-
siven propagandistischen Anstrengungen, um den Wählerinnen und
Wählern den Hintergrund der Wahlgänge zu erklären. Die Anforderungen
zum weiteren Aufbau des Landes, zur Beseitigung aller Kriegsfolgen, zur
Erreichung der Freiheit waren ausgehend von den Städten und endend in
der letzten Bergbauernsiedlung vollkommen klar. Man wollte die britische
Besatzungsmacht aus dem Land haben; es sollten genügend Nahrungs-
mittel vorhanden sein; man wollte endlich wieder in Ruhe arbeiten und le-
ben – an Wohlstand war noch lange nicht zu denken, wiewohl zum Beispiel
Landeshauptmann Ferdinand Wedenig (SP) bereits stolz auf jene wirt-
schaftlichen Leistungen verweisen konnte, die inzwischen erreicht worden
waren. 

Er bedankte sich im Namen der gesamten Landesregierung bei den „Ar-
beitern und Angestellten, den Bauern und den Gewerbetreibenden ..., den
Beamten und dem ganzen Kärntner Volk für seine Treue und seine hinge-
bungsvolle Arbeit ... Nicht nur materiell, sondern auch geistig hat sich un-
ser Land wieder gefunden ... Während andere Länder durch soziale Unru-
hen im Wiederaufbau gehemmt wurden, zeigte Österreich der Welt, daß
nur durch Disziplin und Arbeit die Wirtschaft gesunden könne und da-
durch eine gerechte Sozialpolitik gewährleistet ist“, spiegelte der Landes-
hauptmann das wiedergekehrte kollektive Selbstbewusstsein wider. Frei-
lich kam es im Herbst 1949 durchaus auch zu härteren Wahlauseinander-
setzungen zwischen Fraktionen und Parteien. Ein wesentliches Thema da-
bei war der Kampf gegen hohe Preise, der nicht nur während dieser
wenigen Wochen eine Rolle spielte, sondern für die regionale Arbeiter-
schaft „das Generalthema“ bis etwa Mitte der fünfziger Jahre war und letzt-
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lich im Entstehen der Konsumentenschutzorganisation im Einflussbereich
der Arbeiterkammer aufging.

Als am 22. März 1949 im Klagenfurter Rathaus die achte Vollversammlung
der AK Kärnten zusammentrat, behandelten die Kammerräte jene Belas-
tungen, die durch die Erhöhung der Kohlenpreise, der Eisenbahnpreise,
der Warenumsatzsteuer, der Gas- und Elektrizitätspreise und der vorher-
sehbaren Erhöhung der Nahrungsmittelpreise hervorgerufen wurden. Die
kommunistische Fraktion sprach von einem „Raubzug der Regierung ge-
gen die Arbeiter“ und erzeugte das Drohbild einer besorgniserregenden
Arbeitslosigkeit.    

Die sozialistischen Gewerkschafter versuchten mit dem Einsatz ihrer in-
zwischen aufgebauten, starken Betriebsorganisationen die gesamtpoliti-
sche Verantwortung herauszuarbeiten, stellten aber ebenso wie die kom-
munistische Fraktion den Kampf der Arbeitnehmer/-innen gegen den
Preiswucher und für Einkommenszuwächse in den Vordergrund.

Erstmals nach dem Zweiten Weltkrieg zeigten die Fraktionen innerhalb der
Kärntner Arbeiterschaft jene Konturen, die dem Wähler Zuordnungen er-
möglichten. Mit mustergültiger Disziplin führten die Arbeiter und Ange-
stellten im Bundesland den Wahlkampf. Bedauerlicherweise ging vielen
Kolleginnen und Kollegen das Wahlrecht allein dadurch verloren, dass die
Wähleranlageblätter von den Unternehmern nicht im Sinne des Gesetzes
gehandhabt wurden. Die Hauptwahlkommission fasste ihre Erfahrungen
so zusammen:

„Die Wähleranlageblätter wurden im Sinne der Wahlordnung fristgerecht
den Arbeitgebern mit dem Ersuchen, die Wähleranlageblätter von den
Dienstnehmern ausfüllen zu lassen, übersandt. Gleichzeitig wurden die
Arbeitgeber ersucht, die Wählerverzeichnisse an Hand der Wähleranlage-
blätter zu erstellen und diese an die Wahlbehörde zu senden. Trotz mehr-
facher Aufrufe in den Zeitungen wurde dieser gesetzlichen Verpflichtung
zum Teil nicht entsprochen und wurde sogar festgestellt, daß verschie-
dentlich Wähleranlageblätter von den Dienstgebern vernichtet wurden.
Wenn deshalb nicht alle kammerumlagepflichtigen Dienstnehmer wählen
konnten, so liegt das Verschulden bei denjenigen Dienstgebern, die ihrer
gesetzlichen Verpflichtung nicht nachgekommen sind.“

Schließlich registrierte die Wahlbehörde insgesamt 68.433 wahlberechtigte
Arbeitnehmer/-innen, von denen 50.896 – das sind 74 Prozent – ihre
Stimme abgaben. Davon entfielen 31.706 (62 Prozent) auf die sozialistische
Gewerkschaftsfraktion, die damit 53 von insgesamt 83 Kammerräten in das
„Parlament der Arbeitnehmer“ entsenden konnte. Die Kommunisten – sie
waren bisher mit 17 Mandaten vertreten – erlitten eine bittere Niederlage,
denn die Wähler/-innen hatten ihren Mandatsstand auf vier Kammerräte
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reduziert. Die ÖVP musste ebenfalls einen deutlichen Rückgang hinneh-
men und war künftig nur noch mit acht (zuvor mit 14) Mandaten vertre-
ten. Dafür verzeichnete die Wahlpartei der Unabhängigen mit 18 Manda-
ten einen unerwarteten Erfolg, der unter anderem damit begründet wurde,
dass dieser Wahlgruppe zahlreiche ausländische Arbeitnehmer/-innen
ihre Stimme gegeben hatten, die in Dienststellen und Betrieben der briti-
schen Besatzungsmacht beschäftigt waren.

VII. Ein neues Haus für die Arbeiterbewegung

Zum vordringlichen Anliegen des Arbeiterkammervorstandes und der
ÖGB-Landesexekutive gleichermaßen zählten aber auch die Anstrengun-
gen zur Wiedererrichtung des gemeinsamen Hauses in der Klagenfurter
Bahnhofstraße. Das einst unter großen Mühen und mit vielen Ambitionen
errichtete Gebäude war 1924 fertig gestellt worden, wurde 1934 unter staat-
liche Aufsicht gestellt und 1938 zum Sitz der Deutschen Arbeitsfront und
anderer NS-Organisationen erklärt. Das Gebäude fiel ebenso wie die vis-a-
vis gelegene Wirtschaftskammer den Bombenangriffen auf Klagenfurt am
19. Februar, 20. und 25. März 1945 zum Opfer; gegen Ende des Zweiten
Weltkrieges standen hier nur noch Baufragmente und Schutthügel. Der
einstige Stolz der Kärntner Arbeiterbewegung lag sprichwörtlich in Schutt
und Trümmern. 

Der Arbeiterkammervorstand unter Präsident Paul Truppe und das ÖGB-
Präsidium mit Landesvorsitzendem Hans Herke entschlossen sich bereits
im Jahre 1947, dieses Problem zügig zu lösen. Truppe erinnerte sich in der
Sonderbeilage der „Neuen Zeit“ zur Eröffnung der Arbeiterkammer am 17.
Februar 1951 so:

„1947 reifte der Entschluß, den Werktätigen ein Heim zu errichten, in dem
sie Rat und Hilfe finden können, in dem sie sich ihr Wissen holen und ver-
vollständigen und ihre kulturellen und gesellschaftlichen Ansprüche be-
friedigen können. Haben doch seit 1934 keine einer freien, demokratischen
Arbeiterbewegung entsprechenden Schulungs- und Bildungsmöglichkei-
ten bestanden. Elf Jahre wurde jede freie Willensbildung der Arbeiter un-
möglich gemacht ...“

Der aus der AK-Vollversammlung gebildete Bauausschuss legte von Be-
ginn an Wert darauf, einerseits mit den eingesetzten Mitteln möglichst
sparsam umzugehen, andererseits eine neue „Heimstätte der Arbeit“ im
„Geiste des Rechts und der Freiheit für Kärntens Arbeiter und Angestellte“
zu errichten. So wurde das neue „Amts-, Schulungs- und Kulturgebäude
der Arbeiterkammer in Klagenfurt und des Österreichischen Gewerk-
schaftsbundes“ schließlich nach ca. zweijährigen Vorarbeiten in Angriff ge-
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nommen. In der für einen so großen, differenzierten Bau kurzen Zeit von
ca. weiteren zwei Jahren wuchs nun anstelle der bombenzerstörten alten
AK in der Bahnhofstraße der neue Zweckbau empor. Die architektonische
Lösung lieferte Dipl.-Arch. Ing. Willi Mohr; zahlreiche heimische Firmen
erhielten Aufträge; mit großem Eifer schafften ihre Arbeiter im Bauhaupt-
und Baunebengewerbe die Errichtung, offenbar in dem Bewusstsein, dass
sie nicht nur irgendeinen Zweckbau hochzogen, sondern dass sie hier ihr
eigenes Haus, das neue Haus der Kärntner Arbeiterschaft, entstehen ließen.

In zunächst zähen Verhandlungen war es der Kammer gelungen, den ÖGB
als Miteigentümer und als zweiten Bauherrn zu gewinnen. Keine leichte
Aufgabe, wenn man weiß, dass hier die lokale Geschäftsführung stets die
Zustimmung des Wiener Präsidiums einzuholen hatte. Ging es doch auch
um die Mitfinanzierung des Vorhabens, in welches die Gewerkschaft je-
weils die Hälfte einzubringen hatte. Der Neubau verursachte bis zu den
letzten Abrechnungen im Jahre 1954 ca. 13 Millionen Schilling Kosten. Als
unermüdlicher Verbindungsmann vor Ort entwickelte sich der langjährige
Landessekretär des ÖGB Kärnten, Hans Pawlik, dessen Zuverlässigkeit
und Kooperationsbereitschaft hoch geschätzt wurden und ihrerseits sehr
zum Gelingen der Wiedererrichtung beitrugen. Einmal wegweisend ent-
wickelt, initiierte Pawlik noch weitere, bis heute bestehende Projekte. Der
allgemein feststellbare Mangel an Lehrplätzen führte unter anderem zur
Gründung der ÖGB-Lehrwerkstätte, die zunächst in den Räumen des
Schlosses Tanzenberg und nach Festigung der Idee, Jugendliche einer qua-
litativ hochwertigen Ausbildung zuzuführen, in der neu errichteten Lehr-
werkstätte in Krumpendorf eingerichtet wurde. 

Das Gesamtkonzept des AK-ÖGB-Hauses orientierte sich auch vor allem
am Verkehrsfluss der Arbeiter und Angestellten im Kärntner Zentralraum.
Es ist die Zeit, in der der Klagenfurter Bahnhof ebenfalls als Zweckbau wie-
der errichtet wird, und es sind jene Monate, in denen sich Kunst und Kul-
tur zum Aufreger der Massen steigern. Die Bahnhofsfresken des jungen
Künstlers Giselbert Hoke malt dieser nur wenige Meter von der Arbeiter-
kammer entfernt auf den frischen Putz der Bahnhofshalle; in der ebenfalls
wieder aufgebauten Handelskammer malt Arnold Clementschitsch – bil-
det bei dieser Gelegenheit die Jüngeren wie Franz Kaplenig aus; sobald die
Räume vorhanden sind, holt Arbeiterkammerpräsident Paul Truppe seinen
nicht verwandten Namensvetter Prof. Karl Truppe, den „Viktringer
Truppe“, in die AK. Der Vorstand beauftragt ihn mit der malerischen Aus-
gestaltung des Großen Festsaales; als Auftragswerk entstehen vier monu-
mentale Berufsdarstellungen in Öl auf Funderplatte. Prof. Truppe unter-
richtet ebenfalls die Jungen – im Rahmen der Klagenfurter Volkshoch-
schule, die ein anderer hoch angesehener Pädagoge, Professor Dr. Manfred
Lorenz, wieder begründet hat. Der in der Tradition der alten Meister aner-
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kannte Maler lehrt sie Porträtkunst, und er findet seine Anhänger. Es ent-
stehen aber auch massive Auseinandersetzungen zwischen Tradition und
Moderne. Es gibt Streit und Provokation um ein neues Kulturbild der
Kärntner Gesellschaft. Allein Hokes Malerei – in Freskotechnik überaus
haltbar ausgeführt – wird man durchaus als wichtigen Beitrag zur öster-
reichischen Kunst auf dem Weg in die Moderne bewerten müssen. Den tie-
feren Grund sieht Hoke selbst weniger „im Aufstand der Massen gegen
meine Fresken“, sondern darin, dass „zum 1. Mal seit Generationen jeder
ungestraft an einem öffentlichen Ort (wie es der Bahnhof ist) seine Peini-
ger – die Mächtigen des Staates –, ja den Staat als solchen verfluchen
(konnte). Niemand wurde verhaftet, und ich erinnere mich keiner Polizis-
ten in diesem Menschengewühl des Saales. Die sich ablösenden Diktatu-
ren hatten bei höchsten Idealen im 1. und 2. Weltkrieg unermeßliches Leid
erzwungen, Menschen wie Sand am Meer geopfert, geschunden,
mißbraucht und zu Tode gequält oder zum Fanatismus verführt. In der
Halle fühlte sich zum 1. Mal jeder als kompetent und frei ...“  Großartige
Künstler/-innen wie Maria Lassnig (Malerei), Michael Guttenbrunner (Li-
teratur), Werner Berg (Malerei), Giselbert Hoke (Malerei), Arnold Cle-
mentschitsch (Malerei), Herbert Boeckl (Malerei), Ingeborg Bachmann (Li-
teratur), später auch Peter Handke (Literatur), um nur einige zu nennen,
eilen in dieser Zeit über die Straßen der Landeshauptstadt, benützen die
damals üblichen Verkehrsmittel im Umfeld der Arbeiterkammer: Zug,
Straßenbahn und Autobus, dessen Haltestellen in der Gabelsbergerstraße
in improvisierten Holzunterständen aufgereiht sind.

Einen in der gebildeten Öffentlichkeit stark beachteten Mittelpunkt im
neuen Haus bildete aber die Bücherei mit der an sie angeschlossenen So-
zialwissenschaftlichen Studienbücherei. Über sie berichtete die damals äl-
teste Kärntner Zeitung, die liberale „Klagenfurter Zeitung“, in ihrer Sams-
tagbeilage so:

„Die allgemeine Arbeiterkammerbücherei unter der Leitung von Frau Sa-
blatnig und mit dem stadt- und landbekannten Georg Bucher als Biblio-
thekar wird auch in den neuen Räumen an der Bahnhofstraße in der ge-
wohnten Weise weiterarbeiten. Mit ihren fast 60.000 Büchern ist sie schon
heute nach Wien die größte Bücherei ihrer Art. Platz für Neuanschaffun-
gen ist auf Jahre vorhanden: 200.000 Bände könnten untergebracht werden.
Man kann nur hoffen, daß darunter ein hoher Prozentsatz deutschsprachi-
ger Autoren sein wird. Zur Zeit steht allerdings die Übersetzungsliteratur
im Vordergrund des Publikumsinteresses: von Cronin bis Deeping, von
Hemingway bis Maugham.“

So gesehen gestaltete sich auch der Eröffnungsakt dieses AK-ÖGB-Hauses
zu einem Großereignis der Landeshauptstadt. Keine bösen Zeitungskom-
mentare – wie sie beispielsweise im Jahre 1924 auf der Tagesordnung stan-
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den – kritisierten das Vorhaben. Im Gegenteil: die Wiedererrichtung wurde
einerseits als wichtige Leistung zur Beseitigung der allgegenwärtigen
Kriegsfolgen gesehen; andererseits bewirkte der rasch durchgeführte Auf-
bau Hoffnungen und Visionen für eine bessere Welt nach all den Entbeh-
rungen, die die Menschen über viele Jahre wie eine schwere Bürde zu tra-
gen hatten.

Die feierliche Eröffnung am 17. Februar 1951 versammelte mehrere hun-
dert Gewerkschafter, Vertrauenspersonen und Betriebsräte aus ganz Kärn-
ten sowie die Repräsentanten der Behörden und öffentlichen Körperschaf-
ten, der Glaubensgemeinschaften, des Wissenschafts- und Kunstlebens.
Mit Festreden würdigten Sozialminister Maisel, ÖGB-Präsident Böhm,
Kammertagspräsident Mantler und Landeshauptmann Wedenig das Werk
der Kärntner Arbeiterschaft.

Nachhaltigen Eindruck hinterließen die Worte des ÖGB-Präsidenten, des-
sen öffentliches Wirken bekanntlich stets der Versöhnung und dem ge-
meinsamen Aufbau gewidmet war. Präsident Böhm verfolgte gesell-
schaftspolitische Zusammenarbeit nicht nur nach außen, sondern wusste
ganz besonders um deren innere Wirkung Bescheid. Er empfahl den Kärnt-
ner Arbeitnehmern: „Und alle habt ihr am Ende die Heimat in diesem
Haus! (...) Wir wollen daran die Feststellung knüpfen, daß der ÖGB, der
zur Hälfte zu den erforderlichen Baumitteln des Hauses beigetragen hat,
mit den Arbeiterkammern eine geistige Einheit bildet. Durch diese Einheit
hat sich die österreichische Arbeiter- und Angestelltenschaft eine Waffe von
größtmöglicher Wirkung bei der Erringung des weiteren wirtschaftlichen
und sozialen Fortschritts der Arbeitenden geschaffen. (...) Je mehr Arbeiter
und Angestellte dieses Haus, diesen Hort der freien Arbeit, in Anspruch
nehmen, desto besser für ihre wirtschaftliche und soziale Aufwärtsent-
wicklung!“
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SCHWERPUNKTTHEMA

KÄRNTEN UND EUROPA





Michael Jungwirth

Wie Kärnten in Brüssel wahrgenommen wird

Kärnten spielt in Brüssel eine untergeordnete Rolle. Diese Feststellung ent-
springt nicht einer verächtlichen Geringschätzung unseres südlichen Bun-
deslandes, sondern hat ihre Ursache in den Brüsseler Machtverhältnissen.
In der EU liegt die Macht bei drei Schlüsselinstitutionen: beim Rat, dem die
Vertreter der nationalen Regierungen angehören, bei der Europäischen
Kommission und beim Europäischen Parlament. Europas Regionen sind
nicht Teil des Machtdreiecks.

Kärnten ergeht es nicht viel anders als Baden-Württemberg, dem Elsass,
Piemont oder Andalusien. Seit 1994 existiert zwar der „Ausschuss der
Regionen“. Er wurde auf Betreiben des damaligen deutschen Bundes-
kanzlers Helmut Kohl in Maastricht durchgesetzt und vertraglich fixiert.
Tagungsort ist Brüssel. Die EU sollte endlich dem föderalen Charakter
mancher Mitgliedsstaaten Rechnung tragen, das  Schlagwort „Europa der
Regionen“ machte Anfang der Neunzigerjahre längst die Runde.

Um dem Ausschuss ein politisches Gewicht zu verleihen, sollte er hoch-
karätig besetzt werden. Jede der Regionen sollte durch den jeweiligen Gou-
verneur, Landeshauptmann, Ministerpräsidenten oder Regionalpräsiden-
ten in dem Gremium vertreten werden.

Doch der Ausschuss hielt nicht, was er versprach. In den letzten Jahren ist
das Gremium zur Bedeutungslosigkeit verkommen, zu einem skurrilen
Treffen von Regionalfürsten. Sofern diese überhaupt die weite Reise nach
Brüssel antreten.

Der Ausschuss der Regionen besitzt lediglich beratenden Charakter. Er
muss in einer Reihe von Gesetzesvorhaben angehört werden. Viele seiner
Stellungnahmen fließen sogar in Verordnungen oder Richtlinien ein. Dass
Gesetzesvorhaben umgeschrieben werden, diese Macht besitzt das Gre-
mium – im Unterschied zu dem in Österreich weithin unterschätzten
Europäischen Parlament – aber nicht. Das erklärt die völlige Marginalisie-
rung des Regionalausschusses im Brüssel-Kräftefeld.

So ist es nicht verwunderlich, dass Kärntens Landeshauptleute nur sehr
sporadisch an den sechsmal jährlich stattfindenden Sitzungen des Aus-
schusses der Regionen teilnehmen.  Das war schon bei Christof Zernatto
und Peter Ambrozy der Fall, und es gilt heute auch für Jörg Haider. Auch
andere Landesfürsten machen sich in Brüssel sehr rar, mögen sie Edmund
Stoiber, Erwin Pröll oder Michael Häupl heißen.
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Wollen die Regionen in Europa etwas bewegen, so setzen sie den Hebel
zuallererst bei den jeweiligen nationalen Regierungen an. Diese können in
Brüssel ungleich mehr bewirken als der Ausschuss der Regionen. Oder die
Regionen gehen gleich zum Lobbying in der EU-Kommission über, die ja
auf europäischer Ebene das Vorschlagsmonopol in allen legislativen Fra-
gen besitzt.

Für Kärntens Lobbying wurde in Brüssel ein Verbindungsbüro eingerich-
tet, das derzeit von Martina Rattinger geleitet wird. Mehr als 200 solcher
Regionalbüros existieren in der Zwischenzeit in Brüssel, die größte Vertre-
tung unterhält Bayern mit über 30 Beamten und Sekretärinnen. Kärnten
kommt mit zwei Fixangestellten sowie ein, zwei Praktikanten aus.

Die Büros verstehen sich als informelles Bindeglied zwischen der Hei-
matregion und den EU-Institutionen. Das Verbindungsbüro Kärnten ist
jährlich mit Hunderten Anfragen aus der Heimat konfrontiert. Nicht nur
die Politik bedient sich dieses Büros, auch die Verwaltung, die Interessen-
vertretungen, die Wirtschaft, Schulen und Privatpersonen klopfen in Brüs-
sel mit oft sehr konkreten Bitten und Wünschen an.

Umgekehrt hält das Verbindungsbüro die regionalen Entscheidungsträger
über jene EU-Tätigkeiten, die von regionaler Bedeutung sind, auf dem Lau-
fenden. Dazu wurde ein Newsletter eingerichtet.

In Aktion ist das Verbindungsbüro etwa getreten, als es darum ging, das
Kärntner Gentechnik-Vorsorgegesetz EU-kompatibel auszuformulieren.
Selbiges gilt für die Breitbandoffensive oder für andere Beihilfenfälle. Über
das Büro wurde auch so manche regionalpolitische oder landwirtschaftli-
che EU-Förderung abgewickelt.

In den EU-Institutionen dürften, so Rattingers Schätzung, rund 80 Kärnt-
ner tätig sein. Viermal jährlich trifft man sich zum Kärnten-Stammtisch
oder bei Vernissagen, Präsentationen (Landesausstellung „Kärnten Was-
serreich“, Infineon) oder sonstigen gesellschaftlichen Anlässen.

Für internationale Schlagzeilen sorgte Kärnten im März 1999, als Jörg Hai-
der aus den Landtagswahlen als Sieger hervorging. In Brüssel wurde die
Entwicklung in Kärnten besonders aufmerksam verfolgt, wirken sich doch
politische Verwerfungen durch die enge Verzahnung der Innenpolitik mit
der EU-Politik notgedrungen bis nach Brüssel aus.

Wer politischen Spürsinn besitzt, konnte damals bereits erahnen, dass die
Einbindung der FPÖ unter Jörg Haider in eine Bundesregierung von den
Europäern nicht nur mit Schulterzucken quittiert werden würde. Vor allem
in Frankreich und in Belgien gingen bereits nach den Landtagswahlen die
Wogen hoch, der Schulterschluss mit Haider wurde als Tabubruch aufge-
nommen. Die Sanktionen, die im Zuge der Bildung der schwarz-blauen
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Koalition am 30. Jänner 2000 gegen Österreich angekündigt wurden, fielen
nicht aus heiterem Himmel.

Bereits die durch Neo-Landeshauptmann Haider vorgenommene Eröff-
nung des neuen Verbindungsbüros des Landes Kärnten im Dezember 1999
sorgte in Brüssel für einen riesigen Wirbel. Um Sitzblockaden oder gewalt-
tätige Demonstrationen zu verhindern, musste das Viertel von der Brüsse-
ler Polizei mit den für Belgien typischen spanischen Reitern großräumig
abgesperrt werden. Für einen Eklat sorgte der damalige österreichische
EU-Kommissar Franz Fischler, der in seiner Begrüßungsrede Haider fron-
tal attackierte: „Wer Ausgrenzung und Ausländerfeindlichkeit zum Prin-
zip erhebt, der hat den europäischen Gedanken nicht verstanden und wird
darum auch in Europa nicht verstanden.“

Haider stand damals als Synonym für Kärnten. Eine Pressekonferenz des
Kärntner Landeshauptmanns am Rande des Ausschusses der Regionen
(AdR) im April 2000 endete in einem Riesenwirbel. TV-Teams aus ganz
Europa hatten sich dazu eingefunden, ein französisches AdR-Mitglied ver-
schaffte sich Zutritt zum Saal und beschimpfte Haider als Nazi, worauf die-
ser die Flucht ergriff.

Mit dem Ende der Sanktionen im Herbst 2000, spätestens aber mit der ver-
nichtenden Wahlniederlage der FPÖ auf Bundesebene im November 2002
änderte sich die Situation beinahe schlagartig. Es kehrte wieder Normalität
ein, vorbei waren die Zeiten, in denen Kärnten nur noch auf Haider redu-
ziert wurde.

Die EU-Institutionen hatten sich ohnehin nie den Sanktionen angeschlos-
sen. Auffälligstes Beispiel für die weitgehende Normalisierung kann wohl
der zweimalige Besuch von Landeshauptmann Haider beim damaligen
EU-Regionalkommissar Michel Barnier gewertet werden. Der Franzose
Barnier, einer der engsten Verbündeten von Frankreichs Staatspräsident
Jacques Chirac, empfing Haider zweimal in seinem Brüsseler Büro. Kleiner
Schönheitsfehler dabei: Fotografen waren zu dem Termin nicht zugelassen.

In der Zwischenzeit herrscht wieder Normalität. In EU-Kreisen wird Kärn-
ten heute mit drei Dingen assoziiert: mit Haider, der aber nicht mehr als
Schreckgespenst wahrgenommen wird, mit Urlaub (nicht wenige „Euro-
kraten“ kennen Kärnten aus dem Sommer- oder Winterurlaub) und mit
dem informellen EU-Gipfel in Oktober 1998 in Pörtschach. Am Wörthersee
traf damals nicht nur Jasir Arafat mit den EU-Regierungschefs zusammen,
in Pörtschach fiel auch der Startschuss zur europäischen Verteidigungspo-
litik.
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Johannes Maier

Die Mitgliedschaft Österreichs in der
Europäischen Union – Nutznießer Kärnten
Das Bundesland Kärnten und seine Bevölkerung zählen zu den bedeu-
tendsten „Nutznießern“ des Beitritts Österreichs zur Europäischen Union.
Die Mitgliedschaft hat das „Land an der Grenze“ hinter dem Alpenhaupt-
kamm von seinem Image als Randregion mit hauptsächlich „Fremdenver-
kehr“ befreit und an die pulsierenden Märkte in Europa herangeführt.
Wirtschaftlich profitiert das Land von den großen Freiheiten des Binnen-
marktes und den EU-Förderungen. Die Teilnahme am „gemeinsamen
Europa“ hat auch dazu beigetragen, geistige Schranken in den Köpfen und
die als unüberwindlich geltende Karawankengrenze zu beseitigen.

Österreichs Wirtschaft erhielt gleichberechtigten Zugang
zum EU-Binnenmarkt

Knapp zwölf Jahre liegt der Beitritt Österreichs zur Europäischen Union
bereits zurück. In Erinnerung blieb das berühmte Busserl des damaligen
Außenministers Dr. Alois Mock an seine Staatssekretärin Mag. Brigitte
Ederer nach durchverhandelter Nacht. Ebenso das angeblich uneingelöste
Versprechen der mittlerweile in Wirtschaftskreisen zur bedeutendsten Frau
in der Wirtschaft aufgestiegenen Ederer, jeder Haushalt erspare sich 1000
Schilling jährlich1. Wie immer liegt die Wahrheit in der Mitte. Viele, vor
allem elektronische Waren, wurden z. T. deutlich billiger. Leider nicht die
alltäglichen und kleinen Waren und Dienstleistungen, zu deren Teuerung
findige Händler und Unternehmer die Umstellung auf den Euro geschickt
nutzten. Neueste Modellberechnungen2 haben gezeigt, dass das durch-
schnittliche Nettohaushaltseinkommen der Österreicher kumuliert auf
zehn Jahre einen Gewinn von 1090 Euro gemacht habe. Man könnte daher
nach dieser Berechnung zehn Jahre nach dem EU-Beitritt sogar von einem
Tausender in Euro sprechen, der allein seine Grundlage in der deutlich
geringeren Inflation (wäre im Falle eines Nicht-Beitritts durchschnittlich
um 0,32 Prozent pro Jahr höher gewesen) hätte.

Unabhängig von diesem allgemein verbreiteten „geldwerten Scharmützel“
bedeuteten der Wegfall der Zollkontrollen und der gleichberechtigte
Zugang zu den Märkten der EU-Mitgliedstaaten infolge der Waren- und
Dienstleistungsfreiheit für die überwiegend exportorientierte österreichi-
sche Wirtschaft den Entfall von Grenzformalitäten und nicht kalkulierba-
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rer Wartezeiten. Die Einrichtung von Auslieferungslagern (z. B. der Fa.
Pago, Klagenfurt, im Ausland) und die damit verbundenen Kosten entfie-
len. Diese Kosten machten insgesamt ca. 2 bis 5 Prozent des Warenwertes
aus. Um diesen Betrag wurde grundsätzlich die Wettbewerbsfähigkeit der
exportierenden Betriebe (rund 65 Prozent der österreichischen Produktion)
gestärkt. Dies galt auch für die fälschlich immer sehr touristiklastig einge-
schätzte Kärntner Wirtschaft.

Mit der Einführung der gemeinsamen Währung (Euro) mit 1. Jänner 1999
entfiel auch das bis dahin bestehende Wechselkursrisiko für die heimische
Wirtschaft gegenüber elf – ab 2007 zusätzlich Slowenien – weiteren EU-
Staaten.

Problembereiche über Arbeitsstiftungen aufgefangen
Das Speditionsgewerbe und die eher kleinstrukturierte, zuvor allein auf
den heimischen Markt ausgerichtete Nahrungs- und Genussmittelindus-
trie hatten Anpassungsprobleme, die nur mit grundsätzlichen strukturel-
len Änderungen gemeistert werden konnten. Die Beschäftigten, die ihren
Arbeitsplatz verloren hatten, wurden über zwei Arbeitsstiftungen umge-
schult und ausgebildet und weitestgehend in den Arbeitsprozess inte-
griert.

Rückwirkend betrachtet kann man durchaus sagen, dass dabei überwie-
gend Bereiche neu organisiert und generell für die neuen Herausforderun-
gen umstrukturiert wurden, die ohnehin vor Veränderungen standen. Der
Beitritt zur EU war, wie z. B. bei den Kärntner Molkereien, der Auslöser für
dringend notwendige Reformen.

Gleichzeitig wurde für den Arbeitsmarkt das Instrument „Arbeitsstiftung“
erfunden, das vorher in dieser Form nicht zur Anwendung gelangte. Jeden-
falls fanden das Auffangen von ganzen Gruppen von Arbeitnehmern/
-innen und die branchenspezifische Umschulung in Kärnten erstmals für
die vom EU-Beitritt betroffenen Personen statt. Selbst für die eigene
Gruppe der Zollwachebeamten wurden zufriedenstellende Lösungen
gefunden.

Umstrukturierung in der Landwirtschaft
ohne größeren Markt und ohne Unterstützung
aus „Gemeinsamer Agrarpolitik“ dramatischer
Die landwirtschaftliche Produktion und die nachgelagerte Industrie waren
vor dem Beitritt allein auf den österreichischen Markt ausgerichtet. Das
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Freihandelsabkommen mit der EG hat für Nahrungs- und Genussmittel
nicht gegolten, der österreichische Markt war daher abgeschottet. Länger-
fristig wären die Überkapazitäten der heimischen Produktion (Kärnten
allein produziert etwa doppelt so viel Rindfleisch bzw. Rinder, als in Kärn-
ten unter Berücksichtigung des Tourismus verzehrt werden) auf dem
Heimmarkt nicht absetzbar gewesen. Unweigerlich hätte ohne Marktöff-
nung (360 Mio. neue Konsumenten) eine viel stärkere Strukturbereinigung
im Landwirtschaftssektor Platz gegriffen. Die Schweiz gilt hierfür als Bei-
spiel, wo landwirtschaftliche Produkte unter enormem Preisdruck stehen.

Gleichzeitig konnten mit gewaltiger Unterstützung der EU (siehe unten)
die Preissenkungen – Anpassung der Erzeugerpreise auf EU-Niveau – wei-
testgehend aufgefangen und das System der Direktzahlungen für die hei-
mische Landwirtschaft kräftig ausgebaut werden. Insgesamt steuerte die
EU in den nunmehr zwei Planungsperioden jährlich zwischen 60 und 82
Mio. Euro allein in Kärnten für die Ausgleichszahlungen3 bei. 

Die Wirtschaft Österreichs ist gewaltig internationaler
geworden

Die (Netto-)Direktinvestitionen von ausländischen Unternehmen in Öster-
reich belaufen sich seit dem EU-Beitritt auf rund 37 Mrd. Euro. Während
diese vor dem EU-Beitritt jährlich rund 1,3 Mrd. Euro ausmachten, stiegen
sie seit dem Beitritt auf durchschnittlich 4,2 Mrd. Euro jährlich. Die aus-
ländischen Investitionen haben sich damit mehr als verdreifacht4 und
wesentlich zur Internationalisierung der Wirtschaft Österreichs beigetra-
gen. Sie stammten zu rund 80 Prozent aus der EU. 

Auch die österreichischen Investitionen im Ausland sind deutlich, wenn
auch geringer als die Direktinvestitionen in Österreich, gestiegen. Vor dem
Beitritt waren es rund 1,1 Mrd. Euro, die auf durchschnittlich 3,5 Mrd. Euro
jährlich gestiegen sind. Insgesamt waren es seit dem Beitritt 31 Mrd. Euro.

Dazu kommen Engagements und Joint Ventures heimischer Firmen und
Dienstleister. Da ist Kärnten nicht ausgenommen. Aushängeschild ist die
Hypo Alpe-Adria-Bank mit Sitz in Klagenfurt, die ihre Auslandsaktivitä-
ten im Zuge der Erweiterung nach Italien, Slowenien, Kroatien und darü-
ber hinaus im Südosten Europas ausgedehnt hat und mittlerweile den
Großteil ihres Gewinns dort macht. Das besonders Erfreuliche dabei ist die
Tatsache, dass trotz des Angebots an günstigen Fachkräften der Mitarbei-
terstab in der Konzernzentrale nicht nur gehalten, sondern in etwa ver-
dreifacht, nämlich von etwas über 300 Mitarbeiter/-innen auf über 900,
wurde. 

128



Die Hypo Alpe-Adria-Bank als fortschrittliches Wirtschaftsunternehmen
sieht natürlich weit in die Zukunft und nahm und nimmt daher die pros-
perierende Entwicklung im Südosten Europas und am Westbalkan vor-
weg. Damit öffnet sie auch ein Stück geistige Grenzen, wo Menschen mit-
einander tätig werden, sich kennen lernen und auch – trotz unterschiedli-
cher Kulturen und Verhaltensweisen – Verständnis finden. So weichen
auch Grenzen im Kopf.

Die Arbeitsgemeinschaft Alpen-Adria fungiert
als „Klein-EU“ für Kärnten

Es sind sicher nicht nur Marketinggründe, wenn dieselbe Bank hergeht
und ihre offizielle Bezeichnung erweitert. Um eine gemeinsame Identität
zu finden oder zumindest zu fördern, wurde die Bezeichnung „Alpe-
Adria“ ergänzend in den offiziellen Firmennamen aufgenommen. Die
Straße bzw. der Platz des zentralen Gebäudes ist mittlerweile der Alpe-
Adria-Platz und das angeschlossene Konferenzzentrum darf sich ebenfalls
so nennen. 

Damit wird Anleihe an der seit knapp 30 Jahren bestehenden ARGE Alpen-
Adria genommen, die einst über ideologische und Systemgrenzen hinweg
die Zusammenarbeit für Kärnten über seine engeren Grenzen hinweg auf-
gebaut hat und erfolgreich grenzüberschreitend und friedensstiftend
agiert. Ihr positives Image wird allgemein für die Völkerverständigung
und gleichzeitig bereits für ein „Gefühl der Zugehörigkeit“ zu einer Region
in Europa zwischen den grünen Alpen und der blauen Adria – beides in
Halbtagesentfernung mittlerweile gegenseitig erreich- und erlebbar – emp-
funden. Für den Einzelnen ist ein „kleineres Europa“ auch leichter und
früher fassbar und wahrscheinlich auch überschaubarer. Die Menschen
merken in Kärnten – einige bewusst, viele noch unbewusst –, dass das Land
in seinen eigenen Grenzen zu klein ist, um sich allein als „Freistaat“
behaupten oder anderen gegenüber beweisen zu müssen. Die Europäische
Union mit ihrer rasanten geographischen Ausdehnung in den letzten Jah-
ren ist vielen noch nicht ans Herz gewachsen. Als Antwort und eine Art
Standortbestimmung innerhalb der „neuen, mehrere Ebenen umfassenden
Identität“ und wegen der ebenfalls nicht konkretisierbaren Globalisierung
ist es erklärbar, dass eine Art größere Heimat in einer grenzenlosen „Klein-
EU“, der Alpen-Adria Region, gesucht wird.

Wohl jene Institution, die schlechthin als Vorbild gilt, ging den gleichen
Weg. Die einstige Universität für Bildungswissenschaften nennt sich seit
2004 „Alpen-Adria-Universität Klagenfurt“. 
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Neben der Tatsache, dass ca. 300 Unternehmen aus Kärnten laufend eng
wirtschaftlich mit Unternehmen allein in Slowenien zusammenarbeiten,
verwenden viele Organisationen Anleihen von Alpen-Adria oder EU-bezo-
genen Bezeichnungen. Damit dokumentiert sich die „Öffnung Kärntens“
klar in der Öffentlichkeit und ist indirekt eine positive Folge der EU-Mit-
gliedschaft Österreichs.

Mittlerweile ungehinderte Personenfreizügigkeit
für Österreicher als EU-Bürger
Mit der Verwirklichung des Binnenmarkts und mit dem 1997 umgesetzten
Schengen-Abkommen wurde auch die Freiheit des Personenverkehrs für
die Österreicher Realität. Dies bedeutet den ungehinderten Übertritt an
den Grenzen zu den EU-Staaten. Lange Wartezeiten an Grenzübertrittstel-
len (Walserberg, Thörl-Maglern) oder umfangreiche Pass-Einreisekontrol-
len im Luftverkehr entfallen.

Ohne jede administrative Behinderung dürfen Österreicher sich in der
gesamten EU mittlerweile bis zu sechs Monate aufhalten, um sich um einen
Arbeitsplatz umzusehen. Sie können selbstverständlich auch einen Job
annehmen und zu diesem Zweck den dauernden Aufenthalt nehmen.
Rund 230.000 Österreicher nützen mit ihren Familien diese Chance und
haben einen Arbeitsplatz in einem anderen EU-Mitgliedstaat.

Demgegenüber stieg die Zahl der beschäftigten EU-Bürger aus den ande-
ren Mitgliedstaaten nicht signifikant an. Der starke Zuzug „ausländischer“
Arbeitnehmer nach Österreich resultiert aus den kriegs- und krisenbe-
dingten Zuwanderungen vor allem aus Ex-Jugoslawien in den Neunziger-
jahren, d. h. fast ausschließlich aus Nicht-EU-Staaten. 

Für die EU-Erweiterung 2004 wurde die Arbeitnehmerfreizügigkeit auf die
Dauer von sieben Jahren für acht neue Mitgliedstaaten eingeschränkt.
Demzufolge gibt es in zeitlichen Abständen fachliche Bewertungen5 der
Notwendigkeit dieser Einschränkung, jedoch obliegt es dem einzelnen
Mitgliedstaat, etwa Österreich selbst, ob er den Zugang zu seinem Arbeits-
markt lockert oder gar aufhebt. Österreich hat mit der Begründung der
nach wie vor schwierigen Situation am Arbeitsmarkt vorerst eine Aufhe-
bung oder Änderung abgelehnt. Allerdings ist mit dem Bedarf von Pflege-
diensten für die Heimpflege die Diskussion um eine teilweise Erleichte-
rung des Zugangs von qualifizierten Arbeitnehmer/-innen aus den
benachbarten neuen EU-Staaten aktuell geworden. Generell wurde von der
Kommission6 festgestellt, dass die Mobilität von Arbeitnehmer/-innen in
Europa maßgeblich von Angebot und Nachfrage und weniger von (teil-
weise noch bestehenden) Beschränkungen abhängt. Insofern ist es erklär-
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lich, dass das wirtschaftlich boomende Irland den größten Zuzug an
Arbeitnehmer/-innen aus den neuen Mitgliedstaaten bezogen auf die
Bevölkerung aufweist. Irland nimmt allerdings auch die Übergangsrege-
lung der Beitrittsverträge nicht in Anspruch.

Uneingeschränkte und verstärkte
Bildungs- und Forschungsmobilität 
Innerhalb der EU ist der Zugang zu Universitäten und Hochschulen für
Studierende geöffnet. Die Studenten/-innen können an allen Universitäten
innerhalb der EU studieren. Die Hochschulabschlüsse werden gegenseitig
anerkannt. Gleichzeitig unterstützt die EU vornehmlich über das Pro-
gramm ERASMUS die Mobilität der Studenten/-innen durch eine Mitfi-
nanzierung des Auslandsaufenthaltes. Seitdem das Förderprogramm für
Österreich geöffnet wurde (war bereits 1992 möglich, zunächst mit natio-
nalen Mitteln bezuschusst), ist die Zahl der „Erasmus-Studenten“ von 900
auf über 35007 jährlich angestiegen, wobei das Interesse den angebotenen
Förderumfang mittlerweile deutlich übersteigt. Ebenso sind die Möglich-
keiten für Forschungsstipendien und der Absolvierung von Forschungs-
aufenthalten in anderen EU-Staaten erleichtert worden und stark angestie-
gen.

Weiters ist der Austausch und die Zusammenarbeit von Schülern und
Jugendlichen über die Grenzen gewaltig intensiviert worden. Dazu tragen
die EU-Bildungsprogramme Sokrates und Leonardo und das Programm
Jugend wesentlich bei. Rund ein Drittel aller Kärntner Schulen8 (das sind
rund 500) waren mittlerweile aktiv und zum Teil wiederholt in ein
Schulaustauschprojekt, das mit EU-Mitteln unterstützt wird, eingebunden.

Verdoppelung des Forschungsvolumens seit EU-Beitritt
Über die Förderungen der EU für die Forschung (4., 5. und derzeit 6. Rah-
menprogramm für Forschung) konnten die von Österreich geleisteten For-
schungsausgaben mehr als verdoppelt werden. Folglich erhöhte sich auch
das Gesamtvolumen der Forschungsmaßnahmen und Projekte in etwa in
diesem Ausmaß. Insgesamt gibt es bisher ca. 4800 erfolgreiche Beteiligun-
gen an Projekten von Partnern aus Wirtschaft, Universitäten, Forschungs-
einrichtungen und Sonstigen in Österreich, die zusätzlich insgesamt
512 Mio. Euro an Forschungsgeldern aus Brüssel lukriert haben. Allein
über das 6. Rahmenprogramm für Forschung und Entwicklung konnten
österreichische Institutionen bis Herbst 2005 249 Mio. Euro an EU-Geldern
einsetzen9. In Europa standen rund 14.000 Partner gegenüber. Der Mehr-
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wert dieser Forschungsförderung besteht zudem in der längerfristigen ver-
traglichen Vernetzung mit einem bedeutenden Know-how-Zufluss aus
ganz Europa.

Kärnten ist aufgrund seiner Struktur mit wenigen großen Unternehmen
und dem Fehlen von großen öffentlichen und privaten Forschungseinrich-
tungen in einer ungünstigeren Situation. Wegen dieser Gründe konnte
Kärnten nur unterdurchschnittlich an den EU-Forschungsprogrammen
teilnehmen. Allerdings wird Kärnten und Kärntner Unternehmen attes-
tiert, sich besonders stark im thematischen Teilprogramm IST (Information
Society Technologies – Technologien für die Informationsgesellschaft) zu
beteiligen10.

EU-Mitgliedschaft sicherte Standortvorteile
bei Ostöffnung und EU-Erweiterung

Ohne die EU-Mitgliedschaft – etwa nur mit dem „Schweizer-Status“ – hätte
Österreich seine günstige geographische Lage bei der Ostöffnung und den
Vorbereitungen der größten EU-Erweiterung nicht nützen können. Die
österreichischen Exporte in die wichtigsten ehemaligen Beitrittsländer
haben sich mehr als vervierfacht. 2002 und 2003 konnte erstmals ein
Exportüberschuss von 2,5 bzw. 3,4 Mrd. Euro mit diesen Staaten erzielt
werden. Damit konnte Österreich erstmals insgesamt auch eine positive
Handelsbilanz erreichen11. Den wirtschaftlichen „EU-Vorposten Öster-
reich“ nutzten vor allem technologieorientierte, skillintensive und qua-
litätsorientierte Branchen12. Bei den Finanz- und Dienstleistungsunterneh-
men sowie der Nahrungsmittel-, Maschinen- und Bauindustrie sind auch
die Kärntner Unternehmen maßgeblich beteiligt. 

Mittlerweile kommen jährlich rund 800.000 Touristen allein aus Polen,
Tschechien und Ungarn nach Österreich und konsumieren Güter und
Dienstleistungen im Wert von 250 Mio. Euro. Es konnten daher diese
Unternehmen ihren Standort in Kärnten und Österreich festigen und zum
Teil zusätzliche Arbeitsplätze (70.000) schaffen. Das Wirtschaftswachstum
wurde damit zwischen 0,5 und 0,8 Prozent zusätzlich jährlich vor allem in
den späten Neunzigerjahren angekurbelt.

Selbstverständlich wuchsen auch die „Exporte“ innerhalb der EU, insbe-
sondere mit den wichtigsten Handelspartnern Deutschland und Italien. In
einem Vergleich der EU-Staaten stiegen die österreichischen Warenexporte
jährlich durchschnittlich um 10,5 Prozent. Damit belegt Österreich den
zweiten Platz hinter Irland (plus 11,2 Prozent) im EU-Vergleich.
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Im Vergleich zur Schweiz war das durchschnittliche reale Wachstum Öster-
reichs immer etwa doppelt so hoch (sogar in Periode 2001 bis 2003: 0,5 Pro-
zent in der Schweiz zu 1,0 Prozent in Österreich)13.

Niedrigste Inflationsrate in der Geschichte der Republik
Während die jährliche Inflationsrate vor dem EU-Beitritt zwischen 3,0 und
4,1 Prozent betrug, sank sie mit dem EU-Beitritt unter 2 Prozent. Einzig
2000 und 2001 – also noch vor der Bargeldeinführung des Euro – lag sie
knapp darüber (Gründe waren gestiegene Ölpreise und die Anhebung
öffentlicher Gebühren). In einigen Jahren lag sie sogar unter 1 Prozent.
Gemäß Modellberechnungen des WIFO wäre die Inflationsrate ohne EU-
Mitgliedschaft um etwa durchschnittlich 0,32 Prozent jährlich höher gele-
gen14. Dies hätte jährlich Mehrausgaben der privaten Haushalte von durch-
schnittlich 109 Euro bedeutet.

Staatsbudget konsolidiert und Staatsverschuldung
verringert
Mit der Vorbereitung der Wirtschafts- und Währungsunion und somit der
Einführung des Euro mussten die sogenannten Maastricht-Kriterien erfüllt
werden. Dies zwang die Verantwortlichen, die öffentlichen Haushalte zu
konsolidieren. So betrug das öffentliche Defizit (die zusätzlichen Mehr-
ausgaben) 1993 bis 1995 noch zwischen 4,2 und 5,2 Prozent des Bruttoin-
landsproduktes (BIP). Es senkte sich zwischen 1997 und 2000 auf Prozent-
sätze zwischen 2,4 und 1,5. 2001 konnte sogar erstmals ein minimaler Über-
schuss erwirtschaftet werden. Insgesamt konnte damit zumindest ein
leichter Abbau der Staatsverschuldung von 69 auf 65 Prozent des BIP
erreicht werden.

Nettozahler Österreich – Nettoempfänger Kärnten
als wirtschaftsschwächere Region 
Als einer der reichsten Staaten der EU trägt Österreich mehr zum EU-Haus-
halt bei, als es in Form von Förderungen rückerstattet bekommt. Österreich
kommt für etwa 2 Prozent – schwankt jährlich zwischen 1,8 und 2,2 Pro-
zent – der tatsächlich getätigten EU-Ausgaben auf. Das waren anfänglich
1,4 Mrd. Euro und sind 2004 rund 2,2 Mrd. Euro15.

Demgegenüber nimmt Österreich an den Gemeinschaftspolitiken teil und
stehen Österreich die verschiedenen Förderprogramme offen. Der größte
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Anteil an Rückflüssen erfolgt über die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP)
und die EU-Förderprogramme für den Ausgleich der natürlichen Nachteile
der Berglandwirtschaft, die Österreich aufgrund des hohen Grades an Öko-
logie wie kein anderer Mitgliedsstaat nützt.

Beruhend auf dem Prinzip der Solidarität, gewährt die EU wirtschafts-
schwachen Regionen Beiträge für Infrastrukturen und Maßnahmen zur
regionalen Entwicklung. Auch Kärnten als wirtschaftsschwächere Region
kann davon profitieren und erhielt z. B. in der Strukturfondsperiode 2000
bis 2006 rund 141 Mio. Euro an EU-Mitteln16.

Des Weiteren gibt es zahlreiche „EU-Aktionsprogramme“ (z. B. für For-
schung oder Bildung, Kultur etc.), an denen österreichische Partner teil-
nehmen und EU-Mittel für ihre Projekte lukrieren.

Österreich erhielt aus all den genannten Bereichen durchschnittlich rund
0,85 Mrd. Euro jährlich aus dem EU-Haushalt zurück. Der Nettobeitrag
schwankte daher zwischen 0,55 Mrd. Euro (40 Prozent) und 1,25 Mrd. Euro
(60 Prozent). Volkswirtschaftliche Berechnungen ergeben, dass durch die
vor allem von Österreich genutzten Wirtschaftsvorteile (zusätzliche aus-
ländische Direktinvestitionen, Anstieg der Exporte, Internationalisierung,
Qualifizierung und Steigerung der Forschung etc.) und das damit indu-
zierte Wirtschaftswachstum17 (plus 0,42 Prozent jährlich) deutlich zusätzli-
che Steuereinnahmen der öffentlichen Haushalte bewirkt wurden, die den
Nettobeitrag Österreichs nicht nur kompensieren, sondern deutlich über-
treffen (Win-win-Situation).

Hingegen erhielt Kärnten einschließlich der Landwirtschaftsmittel durch-
schnittlich 104,5 Mio. Euro an Förderungen jährlich aus dem EU-Haushalt.
Über den Finanzausgleich ist ein anteiliger Beitrag jeweils der Länder und
Gemeinden am EU-Beitrag festgelegt, der für Kärnten durchschnittlich
jährlich 33,5 Mio. Euro in der Periode 2000 bis 2007 beträgt. Durch die
Umverteilungswirkungen der Gemeinschaftspolitiken in Verbindung mit
dem österreichischen Finanzausgleich wurde Kärnten damit aber zum Net-
toempfänger von jährlich rund 71 Mio. Euro18.

Österreich Teil des europäischen Friedensprojektes
Österreich und damit Kärnten profitiert außen- und sicherheitspolitisch
von einem großen stabilen Europa, das durch die europäische Integration
dem Frieden dient. Dieser wird mit seinem einzigartigen, in Europa noch
nie da gewesenen Ausgleich vor allem der unterschiedlichen wirtschaftli-
chen Interessen am „grünen Tisch“ vorweg und rechtzeitig – und nicht zu
spät am Schlachtfeld – erzielt und dauerhaft gesichert. Ein Absondern von
dieser Entwicklung und eine Verweigerung der (Mit-)Gestaltung dieses
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Friedensprojektes wäre in Anbetracht der äußerst zentralen geographi-
schen Lage Österreichs wenig opportun.

Der Süden Österreichs mit Kärnten, der Steiermark und Südburgenland
genießt den weiteren Vorteil, vom Rand des bislang „westlichen Europas“
und südöstlich des Alpenhauptkammes wieder in die Mitte Europas
gerückt zu sein. Es kann damit nicht nur wirtschaftlich wieder in einem
größeren Radius gleichberechtigt agieren und die nahen boomenden
Märkte nützen, sondern seiner geschichtlichen Brückenfunktion in kultu-
reller und gesellschaftlicher Hinsicht gerecht werden. Bei einem offenen
und positiven Verständnis der „grenzübergreifenden Zusammenarbeit“
kann Kärnten Gewaltiges zum weiteren Ausbau des Europäischen Frie-
dens- und Wohlstandprojektes beitragen. Vorrangige Nutznießer wie-
derum sind die Kärntner und Kärntnerinnen selbst.
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3 Johannes Maier, laufendes Monitoring der EU-Förderungen für Kärnten, EU-Koordinati-
onsstelle, Amt der Kärntner Landesregierung, 2006.
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Peter Hajek

Die Einstellung der Kärntner zur EU
Der vorliegende Beitrag gibt einen allgemeinen Überblick über die Ein-
stellung der Kärntner zur EU. Aufgrund der Tatsache, dass nur wenig
Datenmaterial über die Einstellung der Kärntner zur Europäischen Union
existiert, erscheint es sinnvoll, mit einem Rückblick auf die EU-Parla-
mentswahlen 2004 zu beginnen. Im zweiten Abschnitt des Textes geht es
noch einmal um die allgemeine Einstellung der Kärntner zur EU und der
EU-Erweiterung, wobei hier vor allem die wichtigsten Daten der Euroba-
rometer-Studie 2005 dargestellt und zusammengefasst werden.

1. Rückblick: Wahlen zum Europäischen Parlament

Die Wahlen zum Europäischen Parlament am 13. Juni 2004 waren von meh-
reren Faktoren geprägt: Sechs Wochen vor dieser Wahl fand in Österreich
die Wahl zum Bundespräsidenten statt, was sicher die europäische Wahl-
müdigkeit der Österreicher1 unterstützte. Die grundsätzlich schon sehr EU-
kritischen Österreicher konnten sich für die Wahlen zum Europäischen
Parlament nicht begeistern, und so kam es zu einer für österreichische Ver-
hältnisse noch nie da gewesenen niedrigen Wahlbeteiligung (Abbildung 1). 
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Abbildung 1: Wahlbeteiligung bei den Wahlen zum Europäischen
Parlament 2004

Prozent

Burgenland 58,3

Niederösterreich 54,8

Oberösterreich 45,2

Österreich 42,4

Salzburg 38,7

Steiermark 37,2

Vorarlberg 36,2

Wien 36,9

Kärnten 36,0

Tirol 34,0

Quelle: Bundesministerium für Inneres (BMI).



Auffallend ist das Ost-West-Gefälle bei dieser Wahl. Während im Burgen-
land immerhin 58,3 Prozent der Wähler zur Wahl gingen, waren es in Tirol
nur mehr 34,0 Prozent. Dies dürfte auch kein Zufall sein, hat doch das Bur-
genland von seinem Ziel-1-Status in der EU ausgesprochen profitiert,
während sich die Tiroler aufgrund des Tansitverkehrs als Hinterhof Euro-
pas fühlen. Kärnten belegt mit 36,0 Prozent den vorletzten Platz in der
Wahlstatistik, was auch auf ein sehr kritisches Potenzial in der Wähler-
schaft hinweist.

Dieses Potenzial an Skeptikern zeigte sich aber nicht in der Wahltagsbefra-
gung für den ORF (OGM, 2004). Die Kärntner liegen bezüglich ihrer Ein-
stellung zur EU („Mitgliedschaft bringt Vorteile für Österreich“) im öster-
reichischen Durchschnitt (Abbildung 2). Dieses Ergebnis zeigt aber auch
die ambivalente Haltung der Österreicher im Allgemeinen. Die Österrei-
cher stehen der EU insgesamt sehr kritisch gegenüber (siehe Kapitel 2),
sehen aber tendenziell mehr Vorteile in der EU-Mitgliedschaft.
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Abbildung 2: Einstellung zur Europäischen Union

EU-Mitgliedschaft bringt Vorteile für Österreich Prozent

Vorarlberg* 59

Niederösterreich 51

Oberösterreich 51

Wien 50

Österreich 49

Kärnten 49

Steiermark 49

Salzburg 47

Burgenland* 45

Tirol 36

* Sehr geringe Fallzahl = hohe Schwankungsbreite.
Quelle: OGM (2004). Wahltagsbefragung im Auftrag des ORF/Zeit im Bild am 13. Juni 2004.

Die EU-Wahlen waren zudem besonders geprägt von der Kandidatur
Hans-Peter Martins (HPM) und seiner Mitstreiterin Karin Resetarits. Die
ORF-Journalistin trennte sich bereits kurz nach der Wahl von Martin und
schloss sich den Liberalen im EU-Parlament an. Im Wahlkampf selbst pro-
fitierten Hans-Peter Martin und sein Team von zwei Faktoren: der Zustim-
mung der Wähler zum klassischen FPÖ-Thema Missstände und deren
Kontrolle und der starken medialen Unterstützung der Kronen-Zeitung.
Mit Hilfe seiner Aufdecker-Geschichten über die nur wenig transparenten
Spesenabrechnungen seiner Kollegen im EU-Parlament errang Martin



mediale Präsenz als auch die Sympathie und Aufmerksamkeit zahlreicher
EU-kritischer Österreicher.
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Abbildung 3: Wahlergebnis der Wahlen zum Europäischen Parlament 2004

Österreich Kärnten

SPÖ 33,3 36,3

ÖVP 32,7 22,3

FPÖ 6,3 19,3

Grüne 12,9 9,0

LINKE 0,8 0,6

HPM 14,0 12,6

Quelle: Bundesministerium für Inneres (BMI).

Hans-Peter Martin errang sowohl bundesweit als auch in Kärnten ein mehr
als beachtliches Wahlergebnis (Abbildung 3). Während er im Bund die –
mittlerweile zur Europapartei mutierten – Grünen auf Platz 4 verweisen
konnte, musste er sich in Kärnten dem im gleichen Wählerbecken fischenden
Jörg Haider geschlagen geben. Die Kärntner FPÖ konnte zwar im Vergleich
zu den anderen FPÖ-Landesparteien ein ausgesprochen gutes Wahlergebnis
einfahren, das tatsächliche Wählerpotenzial – 42 Prozent im März 2004 bei
der Landtagswahl – wurde aber bei weitem nicht ausgeschöpft. Dies hängt
auch mit dem Antreten von Hans-Peter Martin zusammen.

Andererseits dürfte der FPÖ der Vorzugsstimmenwahlkampf von Andreas
Mölzer, der auf Platz 3 der FPÖ-Liste kandidierte, doch einen Stimmen-
polster gegenüber Hans-Peter Martin verschafft haben. Mölzer konnte
ganz besonders in Kärnten Stimmen an sich binden und somit den Hans
Kronberger vom ersten Listenplatz verdrängen (Abbildung 4).

Abbildung 4: Vorzugsstimmenergebnisse der FPÖ in den Wahlen
zum Europäischen Parlament 2004 nach Bundesländern

Kandidat Kärnten Österreich Kärnten-Ateil in %

Andreas Mölzer 6.317 21.980 28,7

Hans Kronberger 1.037 8.965 11,6

Franz Grossmann 869 1.040 83,6

Quelle: Bundesministerium für Inneres (BMI).

Fasst man nun die Wahlergebnisse von FPÖ und der Liste HPM in Kärn-
ten zusammen, so kommt man auf ein EU-kritisches Wählerpotenzial von
rund einem Drittel der Wahlbeteiligten (31,9 Prozent), während man in



Gesamt-Österreich nur auf 20,3 Prozent kommt. Nun spielt natürlich in
Kärnten der Faktor Landeshauptmann Haider eine besondere Rolle. Trotz-
dem zeigt sich eine kritische Masse an EU-Skeptikern. 

Die FPÖ in Kärnten konnte aber – wie auch die Bundespartei – ihre Wähler
nur schwer mobilisieren. Ausgehend davon, dass Nichtwähler auch beson-
ders EU-kritisch sind, macht es Sinn, die Motive dieser Gruppe zu beleuch-
ten (Abbildung 5).
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Abbildung 5: Nichtwähler-Motive bei den Wahlen
zum Europäischen Parlament 2004

Österreich Ost Mitte Süd West

Bin enttäuscht von EU 76 72 75 83 79

Parteien und Kandidaten
sprechen mich nicht an 61 62 59 69 49

Meine Stimme hat keinen Einfluss 60 56 61 63 66

Habe zu wenig Information 42 48 38 45 31

Desinteresse an Wahl 39 37 48 35 35

Bin persönlich verhindert 29 38 31 17 17

Angaben in Prozent. Jedes Wahlmotiv wurde bezüglich Zustimmung bzw. Nicht-Zustim-
mung einzeln abgefragt.

Als Regionen wurden Ost (Wien, Niederösterreich, Burgenland), Mitte (Oberösterreich, Salz-
burg), Süd (Steiermark, Kärnten) und West (Tirol, Vorarlberg) definiert.

Quelle: OGM (2004). Wahltagsbefragung im Auftrag des ORF/Zeit im Bild am 13. Juni 2004.

Die Enttäuschung über die Europäische Union ist bei den steirischen und
Kärntner Nichtwählern im Vergleich zur restlichen Bevölkerung besonders
ausgeprägt. Ebenso bezeichnend ist auch der höchste Wert aller Wähler-
gruppen im Segment „Parteien und Kandidaten sprechen mich nicht an“.
Im Süden Österreichs herrscht ein sehr hohes Frustpotenzial. Als alleinigen
Schuldigen dafür die EU anzuprangern, wäre aber zu kurz gegriffen. Die
lokale Politik trägt ihren Teil zum Frustpotenzial bei.

Der FPÖ Kärnten war diese Ausgangslage bewusst, dementsprechend
scharf wurden auch die politischen Kontrahenten angegriffen. Jörg Haider
machte deshalb zum Wahlkampfauftritt die EU-Sanktionszeit aus dem Jahr
2000 zum Thema und griff die SPÖ und ihren Fraktionsführer im europäi-
schen Parlament, Hannes Swoboda, frontal an (Filzmaier/Hajek, 2004a).
Die Wirkung war aber enden wollend. In Kärnten spielte dieses Thema –
ebenso wie in Österreich – nur eine untergeordnete Rolle (Abbildung 6).

Haider geißelte den SPÖ-Spitzenkandidaten als „Vaterlandsverräter“2, die
ÖVP distanzierte sich erst knapp vor der Wahl von ihrem Regierungspart-
ner, worauf sich ein SPÖ-Nationalratsabgeordneter bemüßigt fühlte, den



Regierungsparteien vorzuwerfen, sie trauern dem Nationalsozialismus
nach3. 
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Abbildung 6: Wahlmotive bei den Wahlen
zum Europäischen Parlament 2004

Österreich Kärnten

Kontrolle von Missständen 85 83

Meine Partei vertritt die Interessen Österreichs
in der EU am besten 78 79

Meine Partei ist europakritisch eingestellt 60 58

Bin Stammwähler 58 43

Bin gegen den EU-Beitritt der Türkei 54 54

Meine Partei ist Pro-Europa eingestellt 54 45

Rolle der SPÖ bei den EU-Sanktionen 36 26

Aus Protest gegen die Politik der Bundesregierung 26 39

Josef Broukals Aussage 24 28

Angaben in Prozent. Jedes Wahlmotiv wurde bezüglich Zustimmung bzw. Nicht-Zustim-
mung einzeln abgefragt.

Quelle: OGM (2004). Wahltagsbefragung im Auftrag des ORF/Zeit im Bild am 13. Juni 2004.

Auch die Aussage Broukals war den Wählern nicht wichtig genug. Wich-
tig war den Österreichern „die Kontrolle von Missständen“ sowie „die gute
Vertretung österreichischer Interessen in Brüssel“, beides Themen, die von
Hans-Peter Martin besetzt waren. 

Interessant ist, dass die Vertretung durch eine europakritische Partei in
Kärnten signifikant wichtiger war als die Vertretung durch eine pro-
europäische Partei. Da Kärnten jedoch für ÖVP und Grüne – zwei europa-
freundliche Parteien – ein eher schweres Terrain ist, ist diese Einstellung
der Kärntner leicht nachzuvollziehen.

2. Zwei Jahre danach: Die Einstellung der Kärntner zur EU
2.1 Grundsätzliche Einstellung zur EU

Wie die Wahlen zum Europäischen Parlament 2004 gezeigt haben, ist ein
erhebliches Potenzial an EU-kritischer Stimmung bei den Wählern vor-
handen. So ist auch zu erklären, warum Hans-Peter Martin ausgerechnet
in jenem Bundesland, wo Jörg Haider Landeshauptmann ist, einen solchen
Erfolg feiern konnte. Wie die Wählerstromanalysen zeigen, konnte Martin
besonders viele FPÖ-Wähler für sich gewinnen. Es liegt also der Schluss



nahe, dass Martins Erfolg in Kärnten noch weit größer gewesen wäre, hätte
Andreas Mölzer nicht einen Vorzugsstimmenwahlkampf geführt und hätte
es nicht die – damalige – Haider-FPÖ gegeben.

Die politische Einstellung der Kärntner ist daher im nationalen als auch
europäischen Vergleich nicht verwunderlich: Auf einer Skala von 1 (sehr
links) bis 10 (sehr rechts) verorten sich die Kärntner mit einem Mittelwert
von 5,27 rechts der Mitte, nur geschlagen von den Niederösterreichern
(5,33) und knapp vor den Steirern (5,07). Die Burgenländer hingegen sind
mit einem Wert von 3,71 eher im linken Spektrum zu finden (Abbildung 7).
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Abbildung 7: Links-Rechts-Verortung der Österreicher
nach Bundesländern

Mittelwert auf Skala 1 bis 10

Burgenland* 3,7

Vorarlberg* 4,4

Wien 4,7

Salzburg 4,8

Österreich 4,9

Oberösterreich 5,0

Tirol 5,0

Steiermark 5,1

Kärnten 5,3

Niederösterreich 5,3

* Sehr geringe Fallzahl = hohe Schwankungsbreite.

Quelle: Eurobarometer (Herbst 2005). TNS Opinion & Social, Nationaler Bericht Österreich.

Im europäischen Vergleich liegt Kärnten damit relativ in der Mitte. Der EU-
Durchschnitt liegt bei 5,1. Ganz rechts stehen zum Beispiel Polen und Lett-
land (6,0), ganz links hingegen Spanien und Ostdeutschland mit 4,5 (Euro-
barometer, 2005).
Allgemein ist zu sagen, dass die Kärntner gegenüber der EU alles in allem
eher positiv eingestellt sind. Das Vertrauen in die EU liegt in Kärnten über
dem Österreich-Schnitt, ganz im Gegensatz zu den bisherigen EU-Fans aus
dem Burgenland (Abbildung 8). Dort liegt das Vertrauen in die EU unter
dem österreichischen als auch EU-Durchschnitt. Ein erstaunliches Ergeb-
nis, das vielleicht mit dem drohenden Verlust des Ziel-1-Status im Burgen-
land zusammenhängt.
Nur 27 Prozent der Österreicher glauben allerdings, dass Österreichs
Stimme in der EU etwas zählt. Die Kärntner sind hier aber keineswegs
negativ eingestellt und liegen im Österreich-Durchschnitt. Ganz im Gegen-
satz zu ihren Landsleuten im Burgenland (87 Prozent glauben an einen sehr



geringen Einfluss), Wien (76 Prozent) und Salzburg (71 Prozent). Interes-
sant ist, dass sogar Kroaten und Türken mehr davon überzeugt sind, Ein-
fluss auf die Vorgänge in der EU nehmen zu können, als die Österreicher
(37 Prozent bzw. 35 Prozent).

Grundsätzlich wird die EU-Mitgliedschaft in Österreich sehr kritisch
beleuchtet. Nur 32 Prozent der österreichischen Bevölkerung hält die EU-
Mitgliedschaft für eine gute Sache. Die Analysen dazu sind mannigfach,
doch hat man bis heute keine schlüssige Erklärung dafür gefunden, warum
die Österreicher gar so skeptisch gegenüber der EU-Mitgliedschaft einge-
stellt sind. In Salzburg, Tirol, Vorarlberg, Niederösterreich und Kärnten
halten relative Mehrheiten die EU für eine gute Sache, in Wien halten sich
Befürworter und Gegner die Waage, im Rest von Österreich ist die Stim-
mung tendenziell negativ (Eurobarometer, 2005).

2.2 EU-Themen

Die EU-Präsidentschaft 2006 wurde im Großen und Ganzen von den Öster-
reichern als kulturelles und gesellschaftspolitisches Event wahrgenom-
men. Zwar waren die Österreicher durchaus stolz auf ihre Vorsitzführung,
doch die politische Komponente blieb deutlich im Hintergrund. In Kärn-
ten verhält es sich nicht viel anders. Im Vorfeld der Präsidentschaft hatten
71 Prozent der Österreicher vom EU-Vorsitz gehört, jedoch nur 29 Prozent
der Kärntner war dies bekannt. Das höchste Wissen diesbezüglich fand sich
in Tirol (95 Prozent) und in Wien (82 Prozent).
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Abbildung 8: Vertrauen in die EU

Prozent

Salzburg 56

Vorarlberg* 53

Kärnten 51

Tirol 46

EU gesamt 45

Oberösterreich 43

Österreich 41

Niederösterreich 40

Wien 38

Burgenland* 30

Steiermark 26

* Sehr geringe Fallzahl = hohe Schwankungsbreite.
Quelle: Eurobarometer (Herbst 2005). TNS Opinion & Social, Nationaler Bericht Österreich.



Nicht viel anders verhält es sich mit der Einstellung der Österreicher zur
Wichtigkeit des Vorsitzes aus österreichischer Sicht (Abbildung 9).
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Abbildung 9: Einstellung zum EU-Vorsitz

Prozent

Sehr wichtig 31

Wichtig 41

Nicht sehr wichtig 14

Überhaupt nicht wichtig 6

Weiß nicht/keine Angabe 7

Quelle: Eurobarometer (Herbst 2005). TNS Opinion & Social, Nationaler Bericht Österreich.

Die EU-Präsidentschaft wurde nur von knapp einem Drittel der Befragten
als sehr wichtig eingestuft. Ein ernüchternder Wert, wenn man die mediale
und politische Reichweite einer EU-Präsidentschaft bedenkt. Auch hier lie-
gen die Tiroler deutlich in Front (46 Prozent sehr wichtig), Schlusslicht ist
auch hier Kärnten mit nur 11 Prozent, die dem Vorsitz eine sehr wichtige
Rolle einräumen.

Die Kärntner haben aber trotz des geringen Interesses gegenüber der öster-
reichischen EU-Präsidentschaft einige spezielle Wünsche, die sich deutlich
vom Österreich-Durchschnitt unterscheiden (Eurobarometer, 2005):

• mehr Qualitätsgarantien für Nahrungsmittel;

• die Sicherstellung der Rechte des Einzelnen und der Wahrung der demo-
kratischen Prinzipien in Europa;

• die weltweite Durchsetzung der politischen und diplomatischen Bedeu-
tung der EU;

• Konsumentenschutz und Qualitätsgarantie für andere Produkte.

Damit unterscheiden sich die Kärntner deutlich vom Rest Österreichs.
Zwar ist der Kärntner Bevölkerung auch die Bekämpfung der Armut und
der Arbeitslosigkeit, illegale Einwanderung und organisierte Kriminalität
und Drogenhandel wichtig, aber die oben genannten Anliegen zeigen den
ausgeprägten regionalen Fokus der Kärntner Bevölkerung.

Ganz klar ist jedoch die Ablehnung der Kärntner gegenüber einer erneu-
ten EU-Erweiterung (Abbildung 10). Hier unterscheiden sie sich jedoch
nicht großartig von ihren österreichischen Landsleuten. In Österreich leh-
nen rund 60 Prozent der Menschen eine nächste Erweiterungsrunde ab. Im
EU-Durchschnitt sind jedoch 49 Prozent für eine zusätzliche Erweiterung
um Länder wie Ukraine, Türkei, Kroatien oder Mazedonien.



Allgemein ist zu sagen, dass die Einstellung der Österreicher gegenüber
der EU-Erweiterung eine sehr kritische ist. Nur in Salzburg findet sich eine
– geringe – Zustimmung, in Tirol halten sich Gegner und Befürworter die
Waage. Im Rest von Österreich ist man klar dagegen. Die größten Gegner
finden sich in Niederösterreich, was auf die längste Außengrenze aller Bun-
desländer speziell mit den neuen Beitrittsländern zurückzuführen ist.
Kärnten und die Steiermark liegen deutlich unter dem österreichischen
Durchschnitt. Es ist zu vermuten, dass in Kärnten nach wie vor der alte
(Grenz-)Konflikt mit dem ehemaligen Jugoslawien eine Rolle spielt.

3. Zusammenfassung
Die Einstellung der Kärntner zur EU kann als durchwachsen bezeichnet
werden. Die Wahl zum Europäischen Parlament 2004 hat aber deutlich
gezeigt, dass es in Kärnten ein großes Potenzial an EU-kritischen Bürgern
gibt. Vor allem Hans-Peter Martin nutzte dieses Potenzial und konnte mit
den klassischen FPÖ-Themen wie Spesenrittertum und Korruptions-
bekämpfung viele Wähler an sich binden.

Die Einstellung der Kärntner zur Europäischen Union zeigte vor allem in
der Eurobarometer-Studie aus dem Herbst 2005, die zweimal jährlich von
der EU in allen Mitgliedstaaten durchgeführt wird, dass die grundsätzli-
che Einstellung der Kärntner gegenüber der EU gar nicht so schlecht ist.
Die Kärntner haben durchaus Vertrauen in die EU und ihre Institutionen
und halten die EU im Großen und Ganzen für eine gute Sache.

Besonders kritisch sind die Kärntner aber gegenüber einer neuerlichen EU-
Erweiterung in den nächsten Jahren. In ihrer Ablehnung unterscheiden sie

145

Abbildung 10: Einstellung zu zukünftiger EU-Erweiterung

Für Erweiterung Gegen Erweiterung Saldo

Salzburg 51 41 +10

Tirol 47 48 – 1

Vorarlberg 41 52 –11

Burgenland 35 59 –24

Oberösterreich 30 57 –27

Wien 30 59 –29

Österreich Gesamt 29 60 –31

Steiermark 20 63 –43

Kärnten 17 62 –45

Niederösterreich 19 72 –53

Quelle: Eurobarometer (Herbst 2005). TNS Opinion & Social, Nationaler Bericht Österreich.



sich gemeinsam mit den Niederösterreichern und Steirern recht deutlich
vom restlichen Österreich. 

Abschließend ist aber zu sagen, dass alle Bundesländer ihre EU-Eigenhei-
ten aufweisen: Die Oberösterreicher haben den Temelin-Konflikt mit Tsche-
chien, die Tiroler den Transit und die Burgenländer die abfließende finan-
zielle Unterstützung nach Ungarn und – ab 2007/08 – nach Bulgarien und
Rumänien.

Die Kärntner Bevölkerung fällt also nicht mit besonderer EU-Kritik auf, die
skeptische und ablehnende Haltung gegenüber der Europäischen Union ist
mit Sicherheit als ein gesamtösterreichisches Phänomen zu sehen.

Anmerkungen:
1 Alle auf Personengruppen bezogenen Formulierungen verstehen sich in der geschlechts-

neutralen Form.

2 Nachzulesen u.a. in http://kaernten.orf.at, 27. Mai 2004.

3 Parlamentsrede von Josef Broukal am 4. Juni 2004.
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Wolfgang Platzer

Kärntner Lobbying in Brüssel 
Lobbyismus ist eine Form der Interessenvertretung in der Politik, bei der Regie-
rungsmitglieder, Beamte und gewählte Volksvertreter durch Interessengruppen –
die Lobbys – im direkten Kontakt gezielt angesprochen werden und indirekt die
öffentliche Meinung über die Medien beeinflusst wird (Wikipedia).

Brüssel ist – neben Washington D. C. – die Welthauptstadt des Lobbyings.
Ohne Lobbying läuft gar nichts. So lapidar lässt sich die politische Realität
in Brüssel beschreiben – im politischen Zentrum Europas, wo Wirtschaft
und Politik engste Verbindungen eingehen. Nirgendwo versuchen mehr
Gruppen Einfluss auf politische Entscheidungen zu gewinnen. Keine
Region, keine nennenswerte Interessenvertretung, kein großer Konzern
kann es sich in der heutigen Zeit noch leisten, in Brüssel nicht präsent zu
sein. Die großen Lobbyistverbände sind Stammgäste beim Europäischen
Rat und bei der EU-Kommission, von der Öffentlichkeit aber werden sie
kaum wahrgenommen. Fast niemand weiß, wer sie sind, welche Ziele sie
verfolgen und welche Mittel sie dabei einsetzen. Alle aber wissen: EU-Ent-
scheidungen beeinflussen unser tägliches Umfeld in vielfacher Weise.

Am 1. Jänner 1995 erfolgte der EU-Beitritt Österreichs, im gleichen Jahr
eröffnete das Land Kärnten sein Verbindungsbüro in Brüssel. Dieses wurde
bis 1999 von Mag. Renate Assam-Haustratte geleitet, seit 1999 ist die Lei-
terin Mag. Martina Rattinger. Bevor hier näher auf die Aufgaben und Tätig-
keiten des Verbindungsbüros eingegangen wird, noch einige allgemeine
Bemerkungen zum Thema Lobbying und die damit verbundenen Ent-
wicklungen. Der in Österreich teilweise negativ behaftete Ausdruck des
Lobbyismus könnte auch durch den Begriff Networking bzw. in Netz-
werken tätig sein gleichgesetzt werden.

1. Brüssel – Europäische Hauptstadt der Lobbyisten

Brüssel hat sich als europäische Hauptstadt des Lobbyings etabliert, Kärn-
ten ist vor Ort seit 1995 mit einem eigenen Büro vertreten. Etwa 15.000 Lob-
byistInnen gibt es in Brüssel, unter ihnen einige hundert, etwa 1000, die für
österreichische Unternehmen, Verbände, Länder und den Bund oder sons-
tige Organisationen tätig sind.

Die hohe Zahl der LobbyistInnen in Brüssel ist alles andere als ein Zufall.
Die kaum noch überschaubaren europäischen Legislativvorhaben bedin-
gen ein präzises Monitoring, um genau einschätzen zu können, welche die-
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ser Vorhaben für die vertretenen Interessen welche Konsequenzen mit sich
bringen, und um gegebenenfalls  durch gezieltes Lobbying diese noch
abfangen oder zumindest abmildern zu können. Die politischen Rahmen-
bedingungen müssen stimmen, und diese werden in Brüssel vorgegeben. 

Die Frage ist also, wie Interessen in Brüssel tatsächlich erfolgreich vertre-
ten werden können. Zunächst gilt es dreierlei festzustellen:

1. Die ganz überwiegende Mehrheit der LobbyistInnen ist fachlich her-
vorragend qualifiziert, der Politik in den europäischen Institutionen mit
ihrer Expertise beratend zur Seite zu stehen. 

2. Die Ansicht, „Politik muss beraten werden“, hat sich in der europäi-
schen Hauptstadt inzwischen durchgesetzt. LobbyistInnen sind in vie-
len Brüsseler Büros grundsätzlich durchaus gern gesehene Gäste. 

3. Dennoch fällt es vielen InteressenvertreterInnen außerordentlich
schwer, ihre Anliegen im politischen Entscheidungsprozess erfolgreich
zu platzieren. 

Die Ursachen für diese Diskrepanz sind vielschichtig: Die hervorragenden
Kenntnisse in einzelnen europäischen Politikbereichen genügen noch
lange nicht, um in Brüssel erfolgreich zu sein.

Ein großer Fehler vieler Organisationen, Unternehmen oder Verbände ist
es, ausschließlich hoch qualifizierte Fachleute aus den Zentralen nach Brüs-
sel zu delegieren. Wer das komplizierte Brüsseler Procedere nur aus theo-
retischer und nicht aus praktischer Tätigkeit kennt, steht zumindest zu
Beginn auf verlorenem Posten. Darüber hinaus ist die Tätigkeit ohne ein
umfassendes Netzwerk in Brüssel außerordentlich schwierig. 

Neue Repräsentanten von Organisationen, also zukünftige LobbyistInnen,
stehen zunächst vor der Schwierigkeit, „in die entsprechenden Verteiler“
aufgenommen zu werden. Gemeint sind mit diesen „Verteilern“ nicht nur
die obligatorischen Einladungslisten zu den Veranstaltungen, von denen es
in Brüssel eine Vielzahl gibt, sondern insbesondere die kurzen Gespräche
in der Kantine oder bei Empfängen, die Telefonate, SMS, E-Mails oder Faxe,
mit denen (noch) vertrauliche Informationen vorab verbreitet werden.
Wem der Zugang zu solchen informellen Nachrichten fehlt, der wird als
LobbyistIn niemals wirklich erfolgreich tätig sein können. 

2. EU trägt Funktion der Lobbying-Büros in Brüssel
Rechnung

Die beiden negativen Referenden über die Annahme des EU-Verfassungs-
vertrages in Frankreich und den Niederlanden 2005 haben auch dazu bei-

148



getragen, dass von Seiten der offiziellen Stellen der Europäischen Union,
insbesondere der Europäischen Kommission, der Arbeit der Vertretungs-
büros und anderer Lobbying-Einrichtungen vermehrt Aufmerksamkeit
geschenkt wird. Immer mehr werden vor allem die Verbindungsbüros der
verschiedenen Länder und Regionen als direkter Kontaktpunkt zum
europäischen Bürger angesehen. 

Dies äußert sich vor allem in der von der im Jahre 2006 von Kommissions-
vizepräsident und Verwaltungs- und Betrugsbekämpfungskommissar
Siim Kallas initiierten und mittels Grünbuches im Mai 2006 von der
Europäischen Kommission angenommenen europäischen Transparenz-
initiative. Diese beinhaltet als einen der Hauptschwerpunkte  die Thema-
tik: mehr Transparenz durch Sensibilisierung (die weiteren Schwerpunkte
sind: mehr Informationen über Endbegünstigte von EU-Mitteln, Betrugs-
bekämpfung durch Sensibilisierung, Stärkung des berufsethischen Rah-
mens der EU-Entscheidungsträger).

Bei der Veröffentlichung seines Grünbuches über eine Europäische Trans-
parenzinitiative gestand Kommissionsvizepräsident Siim Kallas ein, dass
während seiner Amtszeit keine durchgreifenden regulierenden Maßnah-
men zur Erhöhung der Transparenz des Lobbyings zu erwarten seien.

„Wir werden mit freiwilligen Maßnahmen starten“, sagte Kallas und fügte
hinzu, dass verbindliche Maßnahmen erst dann folgen würden, wenn die
freiwillige Regulierung scheitern würde, und Maßnahmen auch dann erst
am Ende der Amtszeit dieser Kommission erfolgen würden, da die Gesetz-
gebungsverfahren ihre Zeit bräuchten.

In dem Grünbuch schließt die Kommission eine verbindliche Registrierung
von Lobbyisten mit der Begründung aus, dass ein strengeres System der
Selbstregulierung angebrachter erscheine. Für die weitere Entwicklung
werden in dem Grünbuch folgende Vorschläge gemacht:

• Registrierungssystem auf freiwilliger Basis, „das für Lobbyisten Anreize
zur Registrierung bietet. Die Lobbyisten könnten beispielsweise jedes
Mal informiert werden, wenn eine Konsultation zu ihren Interessen-
schwerpunkten vorgesehen ist.”

• Gemeinsamer Verhaltenskodex für alle Lobbyisten: „Der Kodex sollte
von den in der Lobbyarbeit tätigen Personen entwickelt werden, wobei
nach Möglichkeit bestehende Kodizes konsolidiert oder verbessert wer-
den sollten.“ 

• Überwachungs- und Sanktionssystem, „das bei unrechtmäßiger Regis-
trierung und/oder Verstoß gegen den Verhaltenskodex angewendet
wird“.
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Seit der Ankündigung im März 2005 ist die Transparenzinitiative insbe-
sondere über die Frage gestolpert, wie man das Lobbying regulieren
könnte: Die Hauptproblematik lag bei der Definition von:

• Was ist Lobbying: Im Grünbuch werden alle Tätigkeiten als Lobbyarbeit
bezeichnet, „mit denen auf die Politikgestaltung und den Entschei-
dungsprozess der europäischen Organe und Einrichtungen Einfluss
genommen werden soll“. 

• Welche Personen sind Lobbyisten: Im Grünbuch werden mit „‚Lobbyisten’
Personen gemeint, die Lobbyarbeit betreiben und die in einer der zahl-
reichen Organisationen tätig sind, z. B. in Beraterorganisationen für
öffentliche Angelegenheiten, Anwaltskanzleien, Nichtregierungsorgani-
sationen, Denkfabriken, Wirtschaftsverbänden oder Unternehmenslob-
bys (,In-house-Vertreter‘)“.

Diese Definitionen machen die Sache allerdings nicht einfacher, da sie eine
Vielfalt an verschiedenen Aktivitäten, Personen und Berufen umfassen.
Am problematischsten wird sich die Selbstregulierung von Anwaltskanz-
leien darstellen, da diese gesetzlich dazu verpflichtet sind, die Namen ihrer
Klienten geheim zu halten.

Eine andere wichtige Frage in der Debatte über mehr Transparenz beim
Lobbying ist Geld. In dem Grünbuch heißt es, dass es bei Lobbygruppen,
welche versuchen, die EU-Politik zu beeinflussen, klar sein muss, „wen sie
vertreten, welches ihre Aufgaben sind und wie sie finanziert werden“.

Daraus ist ersichtlich, dass das Thema Lobbying und die Diskussion um
die damit verbundenen Regulierungen noch nicht beendet ist, aber auch
den Stellenwert, den die Kommission mittlerweile den Lobbyisten bei-
misst. 

3. Aufgaben und Tätigkeiten des Verbindungsbüros
des Landes Kärnten in Brüssel

Das Verbindungsbüro des Landes Kärnten in Brüssel (im Weiteren VBB
Kärnten) wurde 1995 in Brüssel eröffnet und versteht sich als Informati-
onsdrehscheibe zwischen Brüssel und Kärnten. Eine der Hauptaufgaben
des Verbindungsbüros besteht in der Beschaffung und Übermittlung von
Informationen, die für Kärnten von Bedeutung sind. Die Vertretung Kärn-
tens hat durch die Präsenz in Brüssel die Möglichkeit, unmittelbar auf Vor-
haben auf europäischer Ebene zu reagieren. So macht das Verbindungs-
büro einerseits das Land Kärnten auf geplante Akte der Europäischen
Union aufmerksam, bei denen Berührungspunkte mit Kärntner Interessen
bestehen, z. B. Transit, Umwelt u. a., andererseits versucht das Verbin-
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dungsbüro durch Lobbying, also die Kontaktpflege zu den Entschei-
dungsträgerInnen in Brüssel, die Interessen Kärntens zu wahren und ein-
zubringen. 

Durch den Aufbau von Kontakten und die Suche nach PartnerInnen für
Projekte in anderen Mitgliedstaaten sowie nach geeigneten Ansprechper-
sonen für Kärnten in den europäischen Institutionen leistet das Verbin-
dungsbüro einen wesentlichen Beitrag zur Beschleunigung und Förderung
des Informationsflusses. 

Weiters fungiert das Kärntner Verbindungsbüro als Informations- und Ser-
vicestelle und informiert interessierte BürgerInnen über aktuelle Europa-
themen. Durch umfassende Information soll jeder Einzelne Gelegenheit
haben, sich ein objektives Bild zu wichtigen Europathemen machen zu kön-
nen. Als Servicestelle unterstützt das Verbindungsbüro auch Antragstel-
lerInnen bei Förderanträgen.

Das Kärntner Verbindungsbüro ist auch Kontaktstelle für Kärnten in den
europäischen Institutionen. Dazu gehören auch Organisationen von
Arbeitsgesprächen und Informationsbesuchen und die Betreuung ver-
schiedenster Kärntner Besuchergruppen in Brüssel. 

Über den wöchentlich in Eigenregie erscheinenden Newsletter informiert
das VBB Kärnten über aktuelle Entwicklungen, Ereignisse und Förder-
möglichkeiten einen ausgewählten Adressatenkreis, der im Wesentlichen
in Kärnten beheimatet ist. Zu seinen Empfängern zählen die Landesregie-
rung und die Verwaltung, Gemeinden, politische Parteien, Sozialpartner,
Bildungs- und Tourismuseinrichtungen, Medien, Förderstellen, Wirt-
schaftsvertreterInnen sowie interessierte Privatpersonen.

Außerdem unterstützt das Verbindungsbüro das Kärntner Mitglied im
Ausschuss der Regionen, Landeshauptmann Dr. Jörg Haider, bzw. seinen
Vertreter, EU-Landesrat Dr. Josef Martinz, bei der Arbeit. Ebenso koordi-
niert das Verbindungsbüro die Brüsselbesuche aller politischen Vertrete-
rInnen Kärntens und vermittelt für sie Gesprächsthemen in den europäi-
schen Institutionen.

Kärnten beschritt 2005 einen wichtigen Weg im Sinne eines Europa der
Regionen und der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, indem
gemeinsam mit der benachbarten italienischen Region Friaul-Julisch Vene-
tien ein gemeinsames Haus der Regionen bezogen wurde. Die bereits seit
vielen Jahren bestehende intensive Zusammenarbeit der beiden Regionen
wurde somit intensiviert und die Möglichkeiten eines gemeinsamen Lob-
byings verstärkt. Im Sinne der von Landeshauptmann Dr. Jörg Haider und
Präsident Riccardo Illy vertretenen Idee einer gemeinsamen Euregio im
Kerngebiet des Alpen-Adria-Raumes befindet sich im gemeinsamen Haus
bereits ein Vertretungsbüro der kroatischen Gespanschaft Istrien und wer-
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den weitere Büroräumlichkeiten für Veneto, Rijeka und – vorbehaltlich
einer föderalen Neustrukturierung – slowenische Regionen freigehalten.
Mit vereinten Kräften soll so die Nachbarschaftspolitik gelebt werden.
Gemeinsam wird dafür gesorgt, dass die Union dort am stärksten ist, wo
sie ihren BürgerInnen  am nächsten ist: in den Regionen Europas. 

Seit 2000 befindet sich das Verbindungsbüro des Landes Kärnten bereits in
einer Bürogemeinschaft mit der Brüsseler Repräsentanz der Hypo Alpe-
Adria-Bank. Diese erfolgreiche Zusammenarbeit wird auch im neuen Haus
der Regionen fortgesetzt. 

Traditionell bietet das VBB Kärnten auch jungen KärntnerInnen die Mög-
lichkeit eines Praktikums in Brüssel. Diese Praktika dauern bis zu drei
Monate und bieten JungakademikerInnen die Möglichkeit, die Arbeits-
weise der Europäischen Union sowie des VBB-Verbindungsbüros kennen
zu lernen. Mittlerweile haben mehr als 80 junge Leute ein derartiges Prak-
tikum absolviert und sind mittlerweile in führenden wichtigen Positionen
in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Sektor im In- und Ausland tätig.

Beispielhaft sind folgende Beispiele für die erfolgreiche Arbeit des VBB
Kärnten angeführt: 

a) Lobbying in Brüssel

– 1. Gentechnikvorsorge-Gesetz in der EU (2003/2004)
Ziel: Koexistenz gentechnisch veränderter und gentechnisch freier
Produkte

– Business Lunch: Infineon Technologies
Ziel: Vorstellung der Automotive Industry Infineon/Standort Kärnten
(2004)

– Grenzlandförderung: Unterzeichnung des Positionspapiers mit LR Dr.
Josef Martinz, den österreichischen Landeshauptleuten Erwin Pröll, Wal-
traud Klasnic, Landesrat Viktor Sigl (OÖ) sowie Bayerns Europaminister
Eberhard Sinner und dem Präsidenten der Autonomen Provinz Friaul-
Julisch Venetien, Riccardo Illy; Übergabe des unterzeichneten Positions-
papiers an Kommissar Peter Balász (2004)

– Beeinflussung des Verordnungsentwurfs zu ELER im Sinne Kärntens;
Treffen mit Generaldirektor-Stellvertreter Dirk Ahner, EK/GD Land-
wirtschaft (2004 und 2005)

– Notifizierung von regionalen Beihilfen bei der Europäischen Kommis-
sion (EU-Beihilfenrecht; beispielsweise Kärnten-Breitbandinitiative)
(2005) 
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– „Mitgestaltung“ der EU-Wettbewerbsregeln im Sinne Kärntens (sog.
Regionalleitlinie); Zusammenkunft LH Dr. Jörg Haider mit Wettbe-
werbskommissarin Neelie Kroes 

– EU-regionales Lobbying mit Friaul-Julisch Venetien und Istrien zu regio-
nalpolitischen Themen 

b) Netzwerke

– VBB Kärnten nimmt aktiv bei regional europäischen Netzwerktreffen in
Brüssel teil, beispielsweise EPRO (Environmental Platform of Regional
Offices), EUREGHA (Gesundheitsplattform) und GMO-Netzwerk (Gen-
technisch veränderte Organismen) 

c) Präsentation der eigenen Region in Brüssel

– Kärnten Wasserreich: Großveranstaltung im Europäischen Parlament in
Zusammenarbeit mit Kärnten Werbung (2003)

– Open Days: Teilnahme an der EU-Veranstaltung, die über 100 Seminare,
Workshops und Meetings innerhalb von drei Tagen in Brüssel vorzu-
weisen hat. Ebenso viele Regionen tragen ihren Teil zum aktiven Input
über aktuelle EU-Themen bei. Kärnten war im Konglomerat „Networ-
king for Lisbon“ vertreten (2005)

– Regionentag:  alle neun österreichischen Bundesländer zzgl. des öster-
reichischen Gemeindebundes haben sich im Rahmen der österreichi-
schen EU-Ratspräsidentschaft gegenüber den EU-Institutionen und den
250 EU-Regionen präsentiert (2006)

– Vernissage „8 + 1“: Ausstellung verschiedener Exponate (Skulpturen
und Bilder) von neun Kärntner Künstlern (2006) im VBB Kärnten 

d) Medienarbeit im VBB Kärnten in Brüssel

– Organisation von Pressekonferenzen für Mitglieder der Kärntner Lan-
desregierung 

e) EU-Information aus Brüssel nach Kärnten

– Enquete in Klagenfurt – neue Strukturfondsverordnung nach 2006 (Refe-
rent aus der Europäischen Kommission/GD Regionalpolitik) (2004)

– Workshop „Förderung von EU-Städtepartnerschaften“. Das VBB Kärn-
ten zeichnete für die Teilnahme des EK-Referenten Marc Jorna aus der
GD Bildung und Kultur verantwortlich (2006) 
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– EUREGIO in Kärnten – Referentin Ulla Ropponen (EK/GD Regionalpo-
litik) informierte auf Initiative des VBB Kärnten über die Voraussetzun-
gen der Förderung für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit (2006)

4. Resümee
Eingangs wurden einige Grundprinzipien für ein erfolgreiches Lobbying
in Brüssel skizziert. Das VBB Kärnten erfüllt alle Kriterien, um erfolgreich
für unser Bundesland auf dem schwierigen, zeit- und arbeitsaufwendigen
Brüsseler Parkett tätig zu sein. Die angeführten Beispiele belegen auch die
Wichtigkeit einer Vertretung der eigenen Region in Brüssel. Mit wenigen
Ausnahmen sind sämtliche Regionen der Mitgliedstaaten und der Bei-
trittskandidaten mit eigenen Vertretungen in Brüssel präsent. Insgesamt
gibt es derzeit ca. 300 Verbindungsbüros bei den europäischen Institutio-
nen von Ländern und Regionen, dazu kommen noch die Lobbying-Büros
der Interessenvertretungen und der Wirtschaft. Im Sinne eines direkteren
und schnelleren Kontakts mit den europäischen BürgerInnen wurde auch
von der Kommission 2006 ein Grünbuch über die Europäische Transpa-
renzinitiative angenommen, die der wichtigen Rolle des Lobbyings Rech-
nung trägt. 

Die Arbeit der Lobbyingbüros wird vor allem noch durch die Lobbyingar-
beit der Politiker verstärkt, wie z. B. der Besuch von Landeshauptmann Dr.
Jörg Haider bei der Wettbewerbskommissarin Neelie Kroes oder von EU-
Landesrat Dr. Josef Martinz in seiner Funktion als Vorstandsmitglied der
Versammlung der Regionen Europas bei der Landwirtschaftskommissarin
Mariann Fischer-Boel. Die Interessen unseres Bundeslandes werden auf
europäischer Ebene von den Landespolitikern weiters im Ausschuss der
Regionen (Landeshauptmann Haider und Landesrat Martinz), der Ver-
sammlung der Regionen Europas (Landesrat Martinz), dem Kongress der
Regionen und Gemeinden und Regionen Europas (Landesrat Rohr) sowie
beim RegLeg (Europäische Regionen mit gesetzgebender Kraft) (Land-
tagspräsident Freunschlag) vertreten. 

Im Europa der 25, das bald zum Europa der 27 wird, gilt umso mehr, was
bereits im Europa der 15 von essenzieller Bedeutung war und treffend von
Gregor Woschnagg, Österreichs ständigem Vertreter bei der EU, formuliert
wurde: „In der Europäischen Union werden nicht die Kleinen von den
Großen gefressen, sondern die Langsamen von den Schnellen.“ Dies ist
wohl auch als  die erfolgreich angewendete Grundphilosophie des Kärnt-
ner Lobbyings bei den europäischen Institutionen zu verstehen.
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Literatur: 
Tätigkeitsbericht der Verbindungsbüros in Brüssel 2004, Hrsgb. VBB Kärnten in Brüssel (Brüs-
sel 2005).

http://www.vbb-kaernten.com  (Über diese Adresse kann auch der Newsletter des VBB be-
zogen werden.)

http://www.europa.eu.int

http://www.europa-digital.de/aktuell/dossier/lobby

http://www.unsereuropa.at/2367.html

http://www.euractiv.com/de/pa/kommission-laesst-eu-lobbyisten-freie-hand/article-
154967

Grünbuch der Europäischen Kommission über die Europäische Transparenzinitiative auf:

http//ec.europa.eu/commission_barroso/kallas/doc/com2006_0194_4_de.pdf

http://de.wikipedia.org/wiki/Lobbying

Weiters dienten als Quellen für den vorliegenden Beitrag ein Gespräch mit der Leiterin des
VBB Brüssel, Mag. Martina Rattinger, im September 2006 sowie die eigenen Erfahrungen des
Autors im Rahmen seiner Tätigkeiten bei der Europäischen Kommission und beim Land
Kärnten.
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Karl Hren

Europäische
„Territoriale Kooperation 2007–2013“
am Beispiel Österreich – Slowenien

1. Ausgangslage
Unter den unzähligen Förderprogrammen und Fördermaßnahmen, die mit
EU-Mitteln finanziert werden, ist wohl gerade die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit im Rahmen des Programms Interreg einer jener Bereiche,
die von der Öffentlichkeit am stärksten wahrgenommen werden. Der
Grundgedanke des Programms – mit finanziellen Unterstützungen grenz-
überschreitende Kooperationen zu fördern – ist wohl zutiefst europäisch.
So reichen auch die Wurzeln des Programms Interreg in jene entscheidende
Periode der europäischen Integration am Ende der Achtziger- und Beginn
der Neunzigerjahre zurück, als der europäische Binnenmarkt geschaffen
und die Wirtschafts- und  Währungsunion vereinbart worden sind. Im
Jahre 1990 wurde nämlich die Gemeinschaftsinitiative Interreg geboren,
die gemeinsam mit der so genannten „Regen-Initiative“ grenzüberschrei-
tende Kooperationen fördern sollte. Im Jahre 1994 wurden beide Initiativen
zur Gemeinschaftsinitiative Interreg II zusammengezogen, welcher ihrer-
seits für die Programmperiode 2000–2006 das Programm Interreg III folgte.
Das Programm Interreg III, das auf der Grundlage der Agenda 2000 als eine
von ganz wenigen Gemeinschaftsinitiativen fortgesetzt wurde, teilte sich
auf drei Schienen, und zwar Interreg IIIA: grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit, Interreg IIIB: transnationale Zusammenarbeit und Interreg IIIC:
interregionale Zusammenarbeit, auf.       

Österreich war seit seinem EU-Beitritt natürlich voll in die diversen Inter-
reg-Programme eingebunden und setzte die Zielsetzungen von Interreg im
Rahmen einzelner, konkreter Programme um1.  So gab es etwa in der nun
zu Ende gehenden Finanzperiode im Bereich von Interreg IIIA insgesamt
sieben Einzelprogramme Österreichs mit seinen Nachbarländern2.    

Neben der transnationalen und interregionalen Schiene im Rahmen von
Interreg IIIB und Interreg IIIC waren natürlich für Kärnten die grenzüber-
schreitenden Interreg-IIIA-Programme Österreich – Slowenien und Öster-
reich – Italien besonders wichtig. Allein im Bereich des Programms Öster-
reich – Slowenien standen für Kärnten EU-Mittel in der Höhe von rund 13
Millionen Euro zur Verfügung. Bis Ende 2005 wurden 83 Einzelprojekte
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genehmigt, bei denen der Projektträger aus Kärnten kam. Weitere Projekte
folgten noch im Jahre 2006. Die geförderten Projekte umfassen ein breites
inhaltliches Spektrum, reichend von Wirtschaft und Landwirtschaft über
Tourismus, Regionalentwicklung und Kultur bis zu Umweltprojekten3. 

2. Die Programmperiode 2007–2013 und die
Rahmenbedingungen auf europäischer Ebene   
Die Entstehung der relevanten EU-Rechtsakte

Wie bereits in der Vergangenheit, gingen auch der künftigen Programm-
periode 2007–2013 langwierige Verhandlungen zwischen Kommission, Rat
(Mitgliedstaaten) und EU-Parlament voraus, die in einer Vielzahl an
Rechtsakten mündeten. 

Bereits 2004 legte die Europäische Kommission Verordnungsentwürfe für
die kommende Finanzperiode vor. Dazu zählte auch eine allgemeine Ver-
ordnung zu den Strukturfonds sowie eine spezielle Verordnung für den
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE). Im Bereich der
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit kam es dabei zu einer bedeutsa-
men Verschiebung, da diese nunmehr nicht unter dem Namen „Interreg“
als Gemeinschaftsinitiative fortgeführt werden sollte, sondern als „Territo-
riale Kooperation“ das Ziel 3 der europäischen Strukturpolitik bilden
sollte. Neben der „Territorialen Kooperation“ bildete die „Konvergenz“
das Ziel 1 und die „Regionale Konkurrenz und Beschäftigung“ das Ziel 2
der europäischen Strukturpolitik. Während die Mitgliedstaaten dem Kom-
missionsvorschlag nach einer derartigen Einteilung der Strukturpolitik
folgten, gab es hinsichtlich der finanziellen Dotierung der Strukturpolitik
im Allgemeinen und seiner einzelnen Ziele im Besonderen langfristige Ver-
handlungen. Der Kommissionsvorschlag sah ein Gesamtvolumen von
336,1 Mrd. Euro für die EU-Strukturpolitik im Zeitraum 2007 bis 2013 vor.
Schließlich einigte sich der Rat unter britischem Vorsitz im Dezember 2005
auf ein Gesamtvolumen von 307,6 Mrd. Euro, das im Rahmen der folgen-
den Verhandlungen mit dem Europäischen Parlament geringfügig auf ins-
gesamt 308,14 Mrd. Euro aufgestockt wurde und nunmehr als Teil der
interinstitutionellen Vereinbarung die Grundlage für die EU-Strukturpoli-
tik im Zeitraum 2007 bis 2013 bildet 4.       

Besonders interessant am Entstehen der künftigen Finanzperiode sind
auch die finanziellen Dotierungen und somit die Bedeutung, die der „Ter-
ritorialen Kooperation“ und innerhalb dieser der grenzüberschreitenden
Kooperation beigemessen wurde. Wie bereits im Rahmen der Programm-
periode 2000–2006, als das Programm Interreg auf die Programmschienen
A, B und C aufgeteilt wurde, behielt die Kommission auch für die kom-
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mende Finanzperiode diese grundsätzliche Dreiteilung bei. Das künftige
Ziel 3, „Territoriale Kooperation“, wird sich unterteilen in eine grenzüber-
schreitende Ausrichtung, die der Kooperation unmittelbar aneinander
angrenzender Länder gewidmet ist, sowie eine Ausrichtung für transna-
tionale Zusammenarbeit (mehrere Länder gemeinsam) und eine Ausrich-
tung für interregionale Kooperationen. Für das Ziel 3, „Territoriale Koope-
ration“, sah der Kommissionsvorschlag einen bedeutenden Mittelzuwachs
vor, da dafür 3,94 Prozent der EU-Strukturpolitik-Mittel veranschlagt wur-
den. Insgesamt wären dadurch für die „Territoriale Kooperation“ 13,2 Mrd.
Euro zur Verfügung gestanden. Da die Mitgliedstaaten, wie bereits
erwähnt, die allgemeinen Mittel für die Strukturpolitik kürzten und
zusätzlich jenen Anteil, der der „Territorialen Kooperation“ gewidmet war,
von 3,94 Prozent auf 2,44 Prozent kürzten, stünden laut dem Ratsbeschluss
von Dezember 2005 für die „Territoriale Kooperation“ Mittel in der Höhe
von 7,5 Mrd. Euro zur Verfügung. Auf Betreiben des Europäischen Parla-
ments wurde dieser Ansatz leicht angehoben und schließlich stehen 2,52
Prozent oder 7,75 Mrd. Euro für die „Territoriale Kooperation“ zur Verfü-
gung. Innerhalb der „Territorialen Kooperation“ sind die Mittel auf die drei
Ausrichtungen sehr ungleichmäßig aufgeteilt. Während die Kommission
noch eine Teilung von jeweils 47,73 Prozent auf grenzüberschreitende und
transnationale Kooperation und von 4,54 Prozent auf interregionale
Zusammenarbeit befürwortete, legten die Mitgliedstaaten den deutlichen
Schwerpunkt auf grenzüberschreitende Zusammenarbeit und setzten vor
allem bei der transnationalen Kooperation den Sparstift an. Laut Ratsbe-
schluss vom Dezember 2005 sollten von den Mitteln, die für „Territoriale
Kooperation“ zur Verfügung stehen, 77,6 Prozent für grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit, 18,5 Prozent für transnationale Zusammenarbeit
und 3,9  Prozent für interregionale Zusammenarbeit verwendet werden.
Auch hier setzte das Europäische Parlament einige geringfügige Ände-
rungen durch, indem nunmehr für die grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit 73,86 Prozent oder 5,576 Mrd. Euro, für die transnationale Zusam-
menarbeit 20,95 Prozent oder 1,582 Mrd. Euro und für die interregionale
Zusammenarbeit 5,19 Prozent oder 392 Mio. Euro zur Verfügung stehen.
Vergleicht man die letztlich festgelegten Zahlen mit dem ursprünglichen
Kommissionsvorschlag, so sieht man, dass die Mittelreduktion, die die
Mitgliedstaaten im Bereich der „Territorialen Kooperation“ durchsetzten,
vor allem den Bereich der transnationalen Kooperation traf (–4,7 Mrd.
Euro) und den Bereich der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit weit-
gehend ungeschoren ließ (–0,72 Mrd. Euro).  

Während bei den Mittelzuweisungen bis zuletzt zwischen den EU-Mit-
gliedstaaten und den EU-Institutionen hart gerungen wurde, folgte man im
Bereich der inhaltlichen Programmgestaltung weitgehend den Vorschlä-
gen der Kommission, und Ende Juli 2006 wurden im Amtsblatt der
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Europäischen Union auch die allgemeine Verordnung zu den Struktur-
fonds5 und die Verordnung zum EFRE6 veröffentlicht. Beide Rechtsakte
beinhalten die Leitlinien für die künftige „Territoriale Kooperation“, und
auf der Grundlage dieser Leitlinien müssen konkrete operative Pro-
gramme von den beteiligten Mitgliedstaaten erarbeitet werden.  

Inhaltliche Leitlinien

Die zentralen EU-Bestimmungen zur inhaltlichen Ausrichtung der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit in der Finanzperiode 2007–2013 finden
sich im Artikel 6 der EFRE-Verordnung. Dort wird im Absatz 1 zunächst
allgemein erwähnt, dass durch den EFRE grenzübergreifende wirtschaftli-
che, soziale und ökologische Tätigkeiten gefördert werden sollen, wobei
dazu im Einzelnen folgende Punkte aufgezählt werden: 

a) Förderung der unternehmerischen Initiative und insbesondere der Entwicklung
der KMU, des Fremdenverkehrs, kultureller Tätigkeiten und des grenzüber-
schreitenden Handels;

b) Förderung und Verbesserung des gemeinsamen Schutzes und der Bewirtschaf-
tung der natürlichen und kulturellen Ressourcen sowie der Vermeidung von
naturbedingten und technologischen Risken;

c) Stärkung der Verbindung zwischen städtischen und ländlichen Gebieten;

d) Verringerung der Isolation durch einen besseren Zugang zu Verkehrs-, Infor-
mations- und Kommunikationsnetzen und -diensten sowie zu grenzübergrei-
fenden Wasser-, Abfallsentsorgungs- und Energiesystemen und entsprechen-
den Anlagen;

e) Ausbau der Zusammenarbeit, der Kapazitäten und der gemeinsamen Nutzung
von Infrastrukturen insbesondere in Bereichen wie Gesundheit, Kultur, Touris-
mus und Bildung7.

Neben diesen einzeln aufgezählten Punkten können vom EFRE im Bereich
der grenzübergreifenden Kooperation auch die Zusammenarbeit von
Justiz- und Verwaltungsbehörden sowie Maßnahmen auf dem Gebiet der
grenzüberschreitenden Integration des Arbeitsmarktes, lokale Beschäfti-
gungsinitiativen, Aktivitäten zur Gleichstellung von Frauen und Männern
und zur Chancengleichheit sowie Maßnahmen zur gemeinsamen Nutzung
von Humanressourcen und Einrichtungen für die FTE finanziert werden.    

Strukturelle Leitlinien

Hinsichtlich der strukturellen Gestaltung der grenzübergreifenden Koope-
ration  bzw. der „Territorialen Kooperation“ sieht die Europäische Union
für die einzelnen operativen Programme folgende Strukturen vor:
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Die an einem operativen Programm beteiligten Mitgliedstaaten nennen für
das jeweilige Programm eine einzige Verwaltungsbehörde, eine einzige
Bescheinigungsbehörde und eine einzige Prüfungsbehörde8. Durch die
Schaffung einer derartigen einzigen Struktur zur Programmbetreuung und
Programmkontrolle sollen Doppelgleisigkeiten vermieden und die
Gesamtheit des Programms unabhängig von nationalen Grenzen betont
werden. Dabei ist natürlich das Benennen von derartigen einheitlichen
Strukturen bei den einzelnen operativen Programmen nicht immer einfach,
zumal man sich auf eine konkrete Behörde in einem der Programmstaaten
einigen muss. 

Die zentrale Rolle bei der Programmumsetzung spielt die Verwaltungs-
behörde. Auf der Grundlage des Artikels 60 der allgemeinen Struktur-
fondsverordnung kommt ihr unter anderem folgende Aufgabe zu9:   

„sicherzustellen, dass die zu finanzierenden Vorhaben nach den für das operatio-
nelle Programm geltenden Kriterien ausgewählt werden und während ihrer
Durchführung stets den geltenden gemeinschaftlichen und einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften entsprechen“.

Daneben kommen der Verwaltungsbehörde viele weitere Aufgaben zu, wie
etwa sicherzustellen, dass die Bescheinigungsbehörde alle relevanten
Informationen erhält und die Publizitätsvorschriften eingehalten werden.
Außerdem muss die Verwaltungsbehörde den Begleitausschuss bei seiner
Arbeit beraten und ihm Unterlagen übermitteln sowie zahlreichen Infor-
mations- und Berichtspflichten nachkommen.

Zur Unterstützung bei der Umsetzung dieser umfassenden Aufgaben hat
die Verwaltungsbehörde nach Anhörung der im Programmgebiet vertrete-
nen Mitgliedstaaten ein gemeinsames technisches Sekretariat einzurichten.

Die so genannte Bescheinigungsbehörde nimmt die Zahlungen der Kom-
mission betreffend die einzelnen Umsetzungsvorhaben entgegen und leis-
tet grundsätzlich die Zahlungen an den federführend Begünstigten.

Das umfassende Prüfsystem zu den einzelnen operativen Programmen im
Rahmen der „Territorialen Kooperation“ besteht einerseits aus der so
genannten Prüfbehörde, die für das jeweilige operative Programm zustän-
dig ist, und andererseits aus dem Prüfsystem, das von den einzelnen Mit-
gliedstaaten eingerichtet wird und dessen Aufgabe die Überprüfung der
Erbringung und Richtigkeit der kofinanzierten Wirtschaftsgüter und
Dienstleistungen ist. Von den einzelnen Prüfern sind natürlich auch die
Ausgaben auf ihre Vereinbarkeit mit den gemeinschaftlichen und nationa-
len Rechtsvorschriften zu überprüfen. Die einzelnen Prüfer, die in einem
solchen Prüfsystem zu einem operativen Programm mitarbeiten, sind von
den Mitgliedstaaten zu benennen. 
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Zu jedem operativen Programm wird ein „Begleitausschuss“ eingerichtet,
über dessen Zusammensetzung die am operativen Programm beteiligten
Mitgliedstaaten und die Verwaltungsbehörde entscheiden10. Zentrale
Bedeutung kommt dem Begleitausschuss hinsichtlich des Formulierens
von Kriterien zur Selektion von zu finanzierenden Vorhaben sowie hin-
sichtlich der Kontrolle der Programmentwicklung im Allgemeinen und der
Arbeit der Verwaltungsbehörde im Besonderen zu.        

Das „Lead-Partner-Prinzip“ und andere Besonderheiten

Bereits in den vergangenen Interreg-Programmperioden musste man im Rah-
men der grenzübergreifenden Zusammenarbeit zumindest auch einen Part-
ner jenseits der Grenze namhaft machen, der in der einen oder anderen Form
am Zustandekommen und an der Umsetzung des Projektes beteiligt war. De
facto war allerdings die Projektbeteiligung diverser Partner jenseits der
Grenze in der Regel recht gering. Auch im Falle des Interreg-IIIA-Programmes
Österreich und Slowenien musste natürlich im Zuge der Projekteinreichung
ein Partner aus dem Nachbarland angeführt werden. Die EU-Mittel waren
klar in einen slowenischen und einen österreichischen Anteil aufgeteilt, aus
denen jeweils Projekte finanziert werden sollten, die in dem betreffenden Mit-
gliedsland stattfanden. Das bedeutet, dass einerseits bei einem einzelnen Pro-
jekt zwar eine möglichst intensive grenzüberschreitende Kooperation gefor-
dert wurde, gleichzeitig die genehmigten Mittel aber nur in einem Mitglieds-
land, also nur auf einer Seite der Grenze, eingesetzt werden konnten. Dadurch
reduzierte sich die eigentliche grenzüberschreitende Kooperation oft nur auf
Exkursionen bzw. Gastvorträge und Ähnliches. Eine intensivere grenzüber-
schreitende Kooperation konnte nur erreicht werden, wenn beide Partner
jeweils in ihrem eigenen Land dasselbe Projekt (gemeinsames Projekt) oder ein
ähnliches Projekt (Spiegelprojekt) einreichten. Aufgrund der unterschiedli-
chen Projektselektion in Österreich und Slowenien kam es nur selten zu der-
artigen „gemeinsamen“ oder Spiegelprojekten. 

Derartiger Unzulänglichkeiten war sich bei der Planung der kommenden
„Territorialen Kooperation“ auch die Europäische Kommission bewusst
und sie führte auch für den Bereich der grenzübergreifenden Kooperatio-
nen das so genannte „Lead-Partner-Prinzip“ ein, das bereits in der Ver-
gangenheit für den Bereich der transnationalen (Interreg IIIB) und interre-
gionalen Kooperation (Interreg IIIC) galt. Das „Lead-Partner-Prinzip“
führt zu einer sehr engen Verschränkung der einzelnen Projektpartner und
setzt eine intensivere Kooperation und auch hohe Projektmanagement-
qualitäten voraus. Die einzelnen Partner, die ein Projekt umsetzen wollen,
haben einen federführenden Partner – also den „Lead-Partner“ – festzule-
gen. Dieser Partner ist gegenüber der Förderstelle für die Umsetzung des
gesamten Projektes verantwortlich. Seinerseits muss er sich hinsichtlich
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einer korrekten Projektumsetzung mit den einzelnen anderen Partnern
genau absprechen und mit ihnen entsprechende Vereinbarungen ab-
schließen11.  Bei der Projektabrechnung muss er sich vergewissern, dass jene
Aktivitäten, die von den Projektpartnern gemeldet worden sind, zur
Durchführung des Projektes getätigt worden sind und sich auf Inhalte
beziehen, die zwischen ihm – dem „Lead-Partner“ – und den anderen Part-
nern vereinbart worden sind. Außerdem hat er sich zu vergewissern, dass
die Ausgaben, die von den Partnern gemeldet worden sind, auch entspre-
chend den Richtlinien geprüft worden sind. Nachdem der „Lead-Partner“
für die vorgelegten und genehmigten Rechnungen Zahlungen seitens des
Fördergebers erhält, hat er diese entsprechend den erbrachten Leistungen
an die einzelnen Projektpartner dies- und jenseits der Grenze auszuzahlen. 

Die engere Verschränkung der einzelnen Projektpartner kommt neben der
Einführung des „Lead-Partner-Prinzips“ auch darin zum Ausdruck, dass
die EU im Rahmen der einzelnen zu fördernden Projekte die Einhaltung
von zumindest zwei der folgenden Kooperationsformen verlangt: gemein-
same Ausarbeitung, gemeinsame Durchführung, gemeinsames Personal,
gemeinsame Finanzierung12.        

Die EU stellt in der EFRE-Verordnung13 auch ganz deutlich klar, dass die
EFRE-Mittel für das jeweilige grenzüberschreitende, operative Programm
an ein einziges Konto ohne nationale Unterkonten zu zahlen sind. Die EU
geht also aufgrund der Einführung des „Lead-Partner-Prinzips“ und auf-
grund der einheitlichen Organisationsstruktur (eine einzige Verwaltungs-
behörde etc.) davon aus, dass es für das jeweilige operative Programm
einen einzigen „Finanztopf“ gibt, aus dem die diversen Projekte finanziert
werden, und dabei grundsätzlich unerheblich bleibt, auf welcher Seite der
Grenze die Mittel zum Einsatz kommen. 

Eine derartige Gestaltung der künftigen territorialen Kooperation wird
allerdings aufgrund der sich stellenden Haftungsfragen wohl nicht funk-
tionieren bzw. ist bereits aufgrund der klaren nationalen Durchkalkulie-
rung der zur Verfügung stehenden Mittel bereits im Vorfeld des Pro-
grammstarts de facto unmöglich. Dabei ist in der Tat ein möglichst starkes
Engagement der nationalen Behörden neben den eigentlichen Programm-
strukturen (gemeinsame Verwaltungsbehörde etc.) gefordert, zumal für
den Fall, dass die ausgezahlten Mittel bei Unregelmäßigkeiten beim Be-
günstigten nicht eingezogen werden können, jener Mitgliedstaat haftet, auf
dessen Hoheitsgebiet der Begünstigte seinen Sitz hat14.                        

Die operationellen Programme

Wie bereits erwähnt, sind auf europäischer Ebene lediglich die Leitlinien
für die künftige „Territoriale Kooperation“ festgelegt worden. Innerhalb
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dieser inhaltlichen und strukturellen Leitlinien sind konkrete operationelle
Programme zu erarbeiten, die dann die Grundlage für konkrete Förder-
maßnahmen darstellen. Da die einzelnen operationellen Programme im
Bereich der grenzübergreifenden Kooperation natürlich die Entwicklung
der jeweiligen Grenzregionen betreffen, ist es die Aufgabe der jeweils
betroffenen Mitgliedstaaten, ein derartiges operationelles Programm fest-
zulegen. Neben den bereits dargestellten inhaltlichen und strukturellen
Leitlinien sind seitens der Mitgliedstaaten bei der Erstellung der operatio-
nellen Programme zahlreiche weitere Dinge zu berücksichtigen. So muss
ein operationelles Programm jedenfalls eine Analyse der Situation im
betroffenen Kooperationsraum in Bezug auf Schwächen und Stärken bein-
halten. Der Kooperationsraum, also jener Raum, in welchem die Förderun-
gen zum Einsatz kommen müssen, muss fixiert werden. Dabei stellt die EU
auf die NUTS-III-Ebene ab und geht davon aus, dass in die einzelnen ope-
rationellen Programme im Rahmen der grenzübergreifenden Zusammen-
arbeit jene NUTS-III-Regionen einzubeziehen sind, die an einer nationalen
Grenze liegen15. Gemeinsam mit den Grenzregionen des Nachbarlandes bil-
den sie den Kooperationsraum bzw. das jeweilige Programmgebiet für das
operationelle Programm. Eine Flexibilität ist dabei insoweit möglich, als 20
Prozent der EFRE-Mittel, die für das jeweilige operationelle Programm vor-
gesehen sind, auch in Regionen zum Einsatz kommen können, die zwar
nicht an einer nationalen Grenze liegen, aber an eine Grenzregion angren-
zen16.  Ein derartiger Mitteleinsatz muss allerdings begründet werden.   

Auf der Grundlage der inhaltlichen Vorgaben der EU haben die operatio-
nellen Programme Prioritäten festzulegen, die die inhaltlichen Schwer-
punkte des operationellen Programms bilden. Dabei sind neben den
eigentlichen Leitlinien der EU auch die jeweiligen nationalen strategischen
Rahmenpläne zu berücksichtigen17. Den Prioritäten sind einzelne Ziele
zuzuordnen, in denen die inhaltlichen Schwerpunkte des Programms kon-
kretisiert werden.

Das operationelle Programm muss weiters zwei Tabellen beinhalten, wobei
in der ersten der jährlich vorgesehene Betrag der EFRE-Beteiligung ange-
führt wird und in der zweiten für den gesamten Programmplanungszeit-
raum, für das operationelle Programm und für jede Prioritätsachse der
Betrag der EFRE-Beteiligung und der Betrag der nationalen Beteiligung
aufscheinen. 

Hinsichtlich der institutionellen Struktur des operationellen Programms
sind sämtliche Behörden zu benennen, die von den strukturellen Leitlinien
der EU vorgesehen sind (Verwaltungsbehörde etc.). Schließlich muss das
operationelle Programm klar darlegen, wie die Begleit- und Bewertungs-
systeme gestaltet sind, sowie die Verfahren hinsichtlich Zahlungen bzw.
Weiterleitung von Finanzmitteln festlegen.    
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3. Das operationelle Programm Österreich – Slowenien

Das Entstehen des operationellen Programms Österreich – Slowenien

Auf der Grundlage der von der Europäischen Kommission veröffentlich-
ten Verordnungen hatten für den Bereich der grenzübergreifenden Zusam-
menarbeit Österreich und Slowenien ein gemeinsames operationelles Pro-
gramm für die kommende Programmperiode 2007–2013 zu erarbeiten.
Erste informelle Gespräche zu einem derartigen Programm gab es wahr-
scheinlich schon recht bald nach Veröffentlichung der Kommissionsent-
würfe. Die eigentlichen Verhandlungen aber begannen, nachdem im
Wesentlichen klar war, dass auch Rat und Parlament in inhaltlicher Hin-
sicht den Kommissionsvorschlägen folgen werden, im Herbst 2005. Es
wurde eine so genannte „Programming Group“, die sich bilateral aus öster-
reichischen und slowenischen Experten zusammensetzte und in der Folge
in der Regel monatlich zusammenkam, gebildet. Aufgrund der föderalen
Strukturiertheit Österreichs nahmen für die österreichische Seite neben
dem Bundeskanzleramt vor allem auch Vertreter der Länder Steiermark,
Kärnten und Burgenland an den Sitzungen der „Programming Group“ teil,
wobei das Burgenland neu hinzukam, da es vorher – trotz einer kurzen
gemeinsamen Grenze mit Slowenien – am Interreg-Programm Österreich –
Slowenien noch nicht teilgenommen hatte18. Während die Vertretung des
Burgenlandes von der Regionalmanagement Burgenland GmbH wahrge-
nommen wurde, vertrat die Steiermark die zuständige Abteilung der Lan-
desregierung. Kärnten wurde gemeinsam von zwei Institutionen vertreten,
und zwar vom KWF und von der Abteilung 20 der Landesregierung.
Obwohl dadurch natürlich eine zusätzliche Abstimmung der Positionen
auf Kärntner Ebene notwendig war, wurde eine derartige Aufgabenteilung
damit gerechtfertigt, dass beide Institutionen in der Vergangenheit sehr gut
ihre Aufgaben im Bereich des EU-Förderwesens wahrgenommen hatten19.
Dabei ist auch vorgesehen, dass in Zukunft der KWF den wirtschaftlichen
Teil und die Abteilung 20 den nichtwirtschaftlichen Teil des operationellen
Programms betreuen werden. Auf slowenischer Seite wurden die Ver-
handlungen zunächst von der Nationalen Agentur für Regionalentwick-
lung geführt. Diese wurde Ende 2005 als selbstständige Agentur aufgelöst
und in das Regierungsamt für Regionalentwicklung und lokale Selbstver-
waltung integriert. 

Im Rahmen zahlreicher Sitzungen der „Programming Group“ (allein bis
zum Sommer 2006 wurden insgesamt 13 Sitzungen durchgeführt) wurde
versucht, alle teilnehmenden Regionen auf einen Nenner zu bringen.
Während in einigen Bereichen bald Konsens herrschte, musste in weiten
Bereichen des künftigen operationellen Programms um einen Kompromiss
hart gerungen werden, und zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses für
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dieses Buch waren viele Fragen noch offen. Die in den folgenden zwei
Abschnitten dargelegten Verhandlungsergebnisse sind daher als vorläufig
anzusehen und decken nur jenen Bereich ab, bei welchem grundsätzlich
Übereinstimmung herrschte.       

Die inhaltliche Ausrichtung des operationellen Programms
Österreich –Slowenien

Neben den bereits dargestellten inhaltlichen Leitlinien, die in der EFRE-
Verordnung für die „Territoriale Kooperation“ festgelegt sind, entstanden
so genannte „einzelstaatliche strategische Rahmenpläne“20.  In Österreich
wurde der „Einzelstaatliche strategische Rahmenplan für Österreich –
strat.at 2007–13“ im Rahmen der Österreichischen Raumordnungskonfe-
renz erarbeit und bildet die Grundlage für sämtliche operationellen Pro-
gramme der EU-Strukturpolitik in Österreich. Gemeinsam mit den Strate-
gischen Kohäsionsleitlinien der EU bilden sie vor allem für das Ziel 1 (Pha-
sing out: Burgenland) und das Ziel 2 der EU-Strukturpolitik: „Regionale
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ die maßgebliche inhaltliche
Grundlage. Obwohl es im Bereich der „Territorialen Kooperation“ zwar
bereits auf der Grundlage der EFRE-Verordnung recht klare inhaltliche
Leitlinien gibt, ist aber der „Einzelstaatliche strategische Rahmenplan für
Österreich“ auch bei der Erstellung des operationellen Programms Öster-
reich – Slowenien zu beachten, zumal bei den diversen zu fördernden Pro-
jekten auch nationale Mittel zum Einsatz kommen. Auf der Grundlage der
europäischen und nationalen Leitlinien wurde auf Kärntner Ebene auf
Beschluss der Landesregierung vom KWF auch eine „Integrierte Regional-
strategie Kärnten für die neue Strukturfondsperiode“ erarbeitet. Ähnliches
geschah auch in Slowenien, wo ebenfalls sowohl auf nationaler Ebene als
auch auf regionaler Ebene Regionalentwicklungspläne und raumordneri-
sche Entwicklungsstrategien erarbeitet wurden, die die Grundlage für kon-
krete operationelle Programme sein sollen. 

Auf der Grundlage all dieser inhaltlichen Vorgaben (EU-Ebene, Österreich,
Slowenien), die zu einem erheblichen Teil in der Tat auf den Beschlüssen
des Europäischen Rates von Lissabon (Innovation) und Göteborg (Nach-
haltigkeit) fußen, musste nun ein gemeinsames operationelles Programm
Österreich – Slowenien gezimmert werden. Bei den diversen Sitzungen der
„Programming Group“ gingen dabei die Ansichten nicht selten erheblich
auseinander. Recht rasch aber wurde klar, dass man grundsätzlich auch
beim operationellen Programm von einer Zweiteilung Lissabon/Göteborg
bzw. wirtschaftlicher Teil/nichtwirtschaftlicher Teil ausgehen sollte21.
Dabei sollte der wirtschaftliche Teil vor allem im Lichte von Innovation ste-
hen, wobei in diesem Zusammenhang neben klassischen Forschungs- und
Entwicklungskooperationen vor allem auch Netzwerkbildungen, Touris-
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mus und KMUs im Vordergrund stehen sollten. Daneben könnten in die-
sem Bereich aber auch landwirtschaftliche Produktentwicklung und Pro-
duktvermarktung gefördert werden22. Neben diesem wirtschaftlichen Teil,
der die Priorität 1 des künftigen operationellen Programms Österreich –
Slowenien ausmacht, gibt es die Priorität 2, die, inhaltlich breit gefächert,
grenzüberschreitende Kooperationen in Bereichen wie Umwelt, Kultur,
Regionalentwicklung oder Bildung abdecken soll23.  Auf der Grundlage der
bisherigen Erfahrungen mit dem Programm Interreg und auch der inhalt-
lich breiten Vorgaben der EFRE-Verordnung erscheint eine derartige Ein-
beziehung vielfältiger Kooperationsbereiche in das Programm Interreg als
durchaus notwendig und richtig24. Beide Prioritäten sollen durch konkrete
Ziele im operationellen Programm konkretisiert werden.

Zur Umsetzung der diversen Ziele im Rahmen der Priorität 1 und der Pri-
orität 2 stehen allein auf Kärntner Seite für die gesamte Periode von 2007
bis 2013 insgesamt mehr als 15 Mio. Euro an EFRE-Mitteln zur Verfügung.
Damit ist das künftige operationelle Programm Österreich – Slowenien
finanziell etwas besser dotiert als das bisherige Interreg-IIIA-Programm
Österreich – Slowenien (13 Millionen Euro). Sogar etwas mehr steht auf
österreichischer Seite an der Grenze der Steiermark bzw. des Burgenlandes
zu Slowenien zur Verfügung. Auf slowenischer Seite stehen insgesamt
ebenfalls – gerechnet auf die gesamte Grenze zur Republik Österreich –
rund 32 Millionen Euro an EU-Mitteln zur Verfügung. Die Aufteilung der
Mittel auf die beiden Prioritäten ist zwar noch nicht fixiert, doch wird
davon  ausgegangen, dass in Kärnten jeder Priorität rund 50 Prozent der
Mittel zugewiesen werden25. Voraussichtlich wird es auch eine De-facto-
Zuweisung von Mitteln innerhalb der beiden Prioritäten zu den einzelnen
Zielen geben, um gewisse Orientierungen und Schwerpunkte setzen zu
können26.  Aufgrund der Vorgaben seitens der EU werden aber natürlich
Mittelumschichtungen innerhalb der Prioritäten jedenfalls problemlos
sein.        

Die strukturelle Ausrichtung des operationellen Programms
Österreich – Slowenien

Einer der zentralen Knackpunkte der Gespräche und Verhandlungen in der
bilateralen „Programming Group“ war die Bestimmung der einheitlichen
Strukturen, wie sie in der EFRE-Verordnung vorgesehen sind. Schwierig-
keiten gab es dabei vor allem natürlich bei der Bestimmung der gemeinsa-
men Verwaltungsbehörde, die das operative Herzstück des künftigen Pro-
gramms Österreich – Slowenien darstellt. Sowohl Klagenfurt als auch
Ljubljana bewarben sich, die Agenden einer derartigen gemeinsamen Ver-
waltungsbehörde zu übernehmen; doch bis zum Redaktionsschluss für
dieses Buch lag eine entsprechende Entscheidung noch nicht vor27. 
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Klarere Umrisse gewinnt mittlerweile allerdings das eigentliche System
der Projekteinreichung bzw. Projektselektion. Da nunmehr das „Lead-Part-
ner-Prinzip“ gilt, ist es unbedingt erforderlich, das System der Projektein-
reichung und Projektselektion auf beiden Seiten zu vereinheitlichen. In der
derzeit laufenden Interreg-Periode gab es hier nämlich große Unterschiede.
Während man in Kärnten laufend Projekte einreichen konnte und diese
dann von verschiedenen, inhaltlich zuständigen Beamten bewertet wur-
den, gab es in Slowenien ein „Call-System“, bei welchem zeitlich begrenzte
Projektaufrufe durchgeführt wurden und die eingereichten Projekte dann
von externen Experten bewertet wurden. Während das slowenische
System besonders starr war und mit erheblichem operativem Aufwand für
die Projekteinreichenden verbunden war, bleiben beim österreichischen
System Fragen vor allem hinsichtlich der Unabhängigkeit der verschiede-
nen bewertenden Beamten bzw. hinsichtlich politischer Einflussmöglich-
keiten. Da in der künftigen Periode neben dem eigentlichen „Lead-Partner-
Prinzip“ auch die gestärkte grenzüberschreitende Kooperation eine bereits
sehr frühzeitig ansetzende Projektselektion bzw. Projekterarbeitung vor-
aussetzt, wird es in Zukunft voraussichtlich auf der Grundlage des neuen
operationellen Programms einen Projektaufruf zum Einbringen konkreter
Projekte geben. Dabei sollen vor allem die inhaltlichen und finanziellen
Grundzüge von Projekten eingereicht werden28. Der Projektaufruf soll ent-
weder für die gesamte Periode offen sein oder in regelmäßigen Abständen
wiederholt werden29. Die eingereichten Projektgrundzüge werden dann
vorselektiert werden, da man jene Ideen, die nicht weiter verfolgenswert
erscheinen, frühzeitig und ohne zu großen operativen Aufwand für den
potenziellen Projektträger ausscheiden möchte. Die bestätigten Projekte
sollen weiter verfolgt und konkretisiert werden. Voraussichtlich werden
die Vorauswahl und die folgende Konkretisierung des Projektes im Rah-
men thematisch gebundener, bilateraler Arbeitsgruppen von österreichi-
schen und slowenischen Experten erfolgen30. Letztlich soll über die zu för-
dernden Projekte eine gemeinsame, sich bilateral zusammensetzende
Instanz (Begleitausschuss) entscheiden.         

Schlussbemerkungen

Wie bereits dargestellt wurde, sind zahlreiche Fragen zum operationellen
Programm Österreich – Slowenien derzeit noch offen. Neben den Ent-
scheidungen zur Verwaltungsbehörde sind die konkreten inhaltlichen
Ziele zu den beiden Prioritäten auszuformulieren, sind die operativen
Abläufe endgültig zu klären, sind Fragen zur Anrechenbarkeit von Kosten
abzusprechen etc. In den nächsten Wochen und Monaten sollen allerdings
auch diese Fragen geklärt werden, und bis Februar 2007 könnte das ope-
rationelle Programm Österreich – Slowenien stehen. Danach muss dieses
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Programm der Europäischen Kommission vorgelegt werden, die es dann
auf seine Konformität mit den EU-Leitlinien überprüft. Die formelle
Bestätigung des Programms seitens der Kommission ist dann erst für Som-
mer/Herbst 2007 zu erwarten. Damit keine allzu große „Programmlücke“
entsteht bzw. sofort nach Genehmigung des Programms mit der Finanzie-
rung konkreter Projekte begonnen werden kann, wird geplant, sofort nach
der Einreichung des operationellen Programms (Frühjahr 2007) mit der
Vorbereitung konkreter Projekte zu beginnen31.  

Wie bereits in der Vergangenheit mit dem Programm „Interreg“, so sollen
auch in Zukunft mit der „Territorialen Kooperation“ gute Ideen im Bereich
der grenzüberschreitenden Kooperation unterstützt werden und diverse
Strukturen zu grenzüberschreitender Kooperation angeregt werden. Hin-
sichtlich dieser grundsätzlichen und für die Entwicklung der Europäischen
Union zentralen Zielsetzung ist der neuen „Territorialen Kooperation“ und
ihren einzelnen operationellen Programmen zu wünschen, dass sie sowohl
in quantitativer Hinsicht (Einbindung möglichst vieler Menschen und
Strukturen) als auch in qualitativer Hinsicht (Output) den vom Programm
Interreg eingeschlagenen Weg fortsetzen und in diesem Bereich zusätzlich
neue Maßstäbe setzen.        

Anmerkungen:
1 Siehe auch: www.interreg.at.

2 Österreich – Bayern; Österreich – Tschechische Republik; Österreich – Slowakei; Österreich
– Ungarn; Österreich – Slowenien; Österreich – Italien und Österreich – Alpenrhein, Bo-
densee und Hochrhein.

3 Interview mit Landesrat Dr. Josef Martinz am 29. August 2006.

4 Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und
der Europäischen Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche Haus-
haltsführung (2006/C 139/01).

5 Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen Bestimmun-
gen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, des Europäischen Sozial-
fonds und den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999.
Im weiteren Text zitiert als: Verordnung (EG) Nr. 1083/2006.

6 Verordnung (EG) Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli
2006 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1783/1999. Im weiteren Text zitiert als: Verordnung (EG) Nr. 1080/2006.

7 Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006.

8 Artikel 14 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006.

9 Artikel 60 der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006.
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19 Interview mit Landesrat Dr. Josef Martinz am 29. August 2006.
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nen Mitgliedstaaten „Einzelstaatliche strategische Rahmenpläne“ zu erarbeiten. Gemein-
sam mit den „Strategischen Kohäsionsleitlinien“, die von der EU festgelegt werden, bil-
den sie das so genannte „Strategische Kohäsionskonzept“, das den inhaltlichen Rahmen
für die operationellen Programme der EU-Strukturpolitik bildet. 

21 Interview mit Mag. Reinhard Schinner am 18. Juli 2006.

22 Interview mit Mag. Armin Schabus (Amt der Ktn. Landesregierung, Abt. 20) am 22.  Au-
gust 2006.
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Klaus Weyerstraß/Reinhard Neck

Slowenien vor dem Eintritt in die Eurozone:
Eine makroökonomische Analyse*

1. Problemstellung

Mit Beginn des Jahres 2007 wird Slowenien die eigene Währung Tolar auf-
geben und den Euro als Landeswährung übernehmen. Es handelt sich
dabei um die erste Erweiterung der Eurozone seit der Einführung des Euro
als Bargeld und um die erste Erweiterung der Eurozone um ein Land, das
mit 1. Mai 2004 (im Zuge der so genannten „Osterweiterung“ der EU) der
EU beigetreten ist. Slowenien wird damit das 13. Mitgliedsland der Euro-
zone und das erste Transitionsland, das voll in die Europäische Wirtschafts-
und Währungsunion (EWWU) integriert ist. Obwohl alle Mitglieder der
EU einschließlich der zum 1. Mai 2004 beigetretenen Länder bereits Mit-
glieder der EWWU sind, konnten und können sie nicht sofort den Euro als
Währung einführen. Zuvor müssen die neuen EU-Mitgliedsländer die im
Vertrag von Maastricht festgelegten Konvergenzkriterien erfüllen und ins-
besondere die Mitgliedschaft im Europäischen Wechselkursmechanismus
erfüllen. Slowenien war bisher das einzige Land, das mit Zustimmung
sowohl der Europäischen Kommission wie der Europäischen Zentralbank
als reif für die Eurozone beurteilt wurde; tatsächlich erfüllt es sämtliche
Maastricht-Kriterien, was für die bereits bestehenden Mitglieder der Euro-
zone nicht durchwegs (nicht einmal mehrheitlich) der Fall ist.

Die Mitgliedschaft in der Eurozone wird auf die slowenische Volkswirt-
schaft voraussichtlich beträchtliche Auswirkungen haben. Einerseits sind
positive Wirkungen einer stärkeren wirtschaftlichen Integration zu erwar-
ten, insbesondere im Bereich der Intensivierung der Handelsbeziehungen,
wobei allerdings diese bereits mit der sukzessiven Verminderung der Han-
delsbarrieren während des Vorbereitungsprozesses zur Mitgliedschaft in
der EU und seit dem Beitritt zur EU 2004 realisiert wurden. Trotzdem ist
zu erwarten, dass die Einführung der gemeinsamen europäischen
Währung weitere Effekte in Hinblick auf eine Erleichterung des interna-
tionalen Handels zwischen Slowenien und den anderen Mitgliedsländern
der Eurozone haben wird.
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Neben den Vorteilen sind jedoch auch andererseits Kosten eines Beitritts zur
Eurozone für die slowenische Volkswirtschaft zu erwarten. Die Kosten der
Aufgabe der eigenen Währung zugunsten des Euro hängen mit der Tatsa-
che zusammen, dass dadurch die Möglichkeit einer unabhängigen Geldpo-
litik aufgegeben werden muss. Im Zuge des Übergangsprozesses von einer
ehemals kommunistisch gelenkten Planwirtschaft zu einer Marktwirtschaft
erfolgten in Slowenien wie auch in anderen Transitionsländern ein rasches
Wachstum der Produktivität und eine reale Aufwertung der inländischen
Währung, weshalb eine gewisse Flexibilität des nominellen Wechselkurses
wünschenswert sein kann. Dies wird durch die Einbindung in die Eurozone
unmöglich gemacht. Überdies ist eine eigene Geldpolitik ein wichtiges
Instrument, um asymmetrischen Schocks, die auf die slowenische Volks-
wirtschaft wirken, zu begegnen, solange der Konjunkturzyklus des Landes
noch nicht voll mit jenem der anderen Mitgliedsländer der Eurozone syn-
chronisiert ist. Diese Überlegungen stammen aus der Theorie der optima-
len Währungsgebiete (Mundell 1961), wonach eine gemeinsame Währung
vor allem für Länder mit ähnlicher Konjunkturentwicklung und einem
hohen Grad an Offenheit in Hinblick auf die Handelsströme und insbeson-
dere die Produktionsfaktoren wünschenswert ist. Im Fall von Slowenien
sind die letzteren Kriterien zwar nur teilweise erfüllt, doch ist der Kon-
junkturzyklus der slowenischen Volkswirtschaft in einem beträchtlichen
Ausmaß mit jenem der anderen Mitgliedsländer der EWWU synchronisiert,
sodass diesbezüglich geringere Probleme zu erwarten sind. Nichtsdesto-
weniger bedeutet die Übernahme des Euro als eigene Währung den unwi-
derruflichen Verzicht auf die Möglichkeit einer eigenständigen Geldpolitik
für Slowenien; und dies kann durchaus als Nachteil angesehen werden.

Zu den erwarteten Vorteilen eines Beitritts Sloweniens zur Eurozone
zählen einige Aspekte, die im Allgemeinen der Angebotsseite zugerechnet
werden und primär mikroökonomisch analysiert werden können. Dazu
gehört insbesondere der Wegfall der Transaktionskosten, die mit dem
Umwechseln der eigenen in fremde Währungen verbunden sind, und der
Notwendigkeit der Absicherung gegen Wechselkursrisiken. Für eine kleine
offene Volkswirtschaft wie Slowenien, die gerade zwei Millionen Einwoh-
ner und einen (gemessen durch das Verhältnis der Summe von Exporten
und Importen von Gütern und Dienstleistungen zum BIP) Offenheitsgrad
von 130 Prozent hat, ist diese Auswirkung von großer Bedeutung. Zusätz-
lich zu der Einsparung von Transaktionskosten wird der Beitritt zur Euro-
zone zu einem Sinken der langfristigen Zinssätze in Slowenien führen, da
dadurch die restliche länderspezifische Risikoprämie zum Verschwinden
gebracht wird. Überdies wird das Wegfallen der Wechselkursunsicherheit
den Außenhandel mit den gegenwärtigen Mitgliedsländern der Eurozone
fördern. Weitere Vorteile des Beitritts zur Eurozone hängen zusammen mit
der Verstärkung des Wettbewerbs infolge höherer Preistransparenz und
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mit der importierten Preisstabilität infolge der Übernahme der niedrigeren
Inflationsraten der Länder der Eurozone. Niedrigere und stabilere Inflati-
onsraten machen künftige erwartete Erlöse aus Investitionsprojekten siche-
rer, und da die Kapitalbildung durch Preis- und Kostenunsicherheit nega-
tiv beeinflusst wird, wird die Verminderung der Inflation zu erhöhter Kapi-
talbildung in Slowenien führen.

In dieser Arbeit setzen wir uns zum Ziel, die makroökonomischen (gesamt-
wirtschaftlichen) Auswirkungen der vor- und nachteiligen Effekte des Bei-
tritts zur Eurozone auf die slowenische Volkswirtschaft abzuschätzen. Zu
diesem Zweck führen wir Simulationen mit dem makroökonometrischen
Modell der slowenischen Volkswirtschaft SLOPOL6 durch. Insbesondere
stellen wir Simulationen mit einer Modellvariante mit flexiblen und einer
mit fixierten Wechselkursen einander gegenüber. Wir berücksichtigen auch
die sich im Mikrobereich vollziehenden Änderungen durch erwartete Aus-
wirkungen auf die Faktorproduktivität und das Wirtschaftswachstum. Die
Arbeit ist folgendermaßen gegliedert: Im Abschnitt 2 diskutieren wir kurz
die möglichen Auswirkungen der Mitgliedschaft Sloweniens in der Euro-
zone aufgrund theoretischer Überlegungen. Abschnitt 3 beschreibt kurz
das Modell SLOPOL6, das für die Simulationen verwendet wird. Abschnitt
4 hat die Abschätzung der makroökonomischen Auswirkungen des Bei-
tritts zur Eurozone mithilfe von Simulationen des Modells SLOPOL6 zum
Gegenstand. Abschnitt 5 fasst die wesentlichen Ergebnisse zusammen und
zieht einige Schlussfolgerungen.

2. Auswirkungen eines Beitritts zur Eurozone

Die wohl augenfälligste Veränderung infolge eines Beitritts zur Eurozone
resultiert aus der Aufgabe der Möglichkeit einer unabhängigen Geldpoli-
tik und damit aus dem Verzicht auf ein wirtschaftspolitisches Instrument
durch das beitretende Land. Im Eurosystem wird die Geldpolitik durch das
Europäische System der Zentralbanken und insbesondere die Europäische
Zentralbank (EZB) durchgeführt. Die Geldpolitik und die Wechselkurspo-
litik können durch die Mitgliedsländer nicht mehr für interne Ziele der Sta-
bilisierungspolitik eingesetzt werden. Die Kosten eines Beitritts zur Euro-
zone können mithilfe der Theorie der optimalen Währungsgebiete, die auf
die grundlegende Arbeit von Mundell (1961) zurückgeführt wird, abge-
schätzt werden. Entsprechend dieser Theorie ist eine gemeinsame
Währung für Länder nützlich, wenn die Faktormobilität zwischen den
beteiligten Ländern hoch und wenn die Einwirkung asymmetrischer
Schocks gering ist. Wenn ein Land in einem beträchtlichen Ausmaß asym-
metrischen Schocks ausgesetzt ist, kann der Verlust einer unabhängigen
Geldpolitik zu größerer Variabilität des Outputs führen. 
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Neuere Ansätze (Frankel und Rose 1998) weisen allerdings darauf hin, dass
die Kriterien für ein optimales Währungsgebiet nicht von vornherein gege-
ben sind, sondern sich endogen entwickeln können. Diese Sicht ist in einem
gewissen Ausmaß auch der ursprünglichen Studie der Europäischen Kom-
mission zur EWWU (Emerson et al. 1992) zugrunde gelegen. Dementspre-
chend führt die durch die Währungsunion bewirkte stärkere Handelsinte-
gration zu einer höheren Synchronisation der Konjunkturzyklen. Wenn
daher Länder eine Währungsunion bilden, steigt die Wahrscheinlichkeit
der Erfüllung der Kriterien des optimalen Währungsgebietes. Dieses Argu-
ment beruht auf der Annahme, dass der Handel zwischen den europäi-
schen Ländern typischerweise intraindustrieller Handel ist, also sich inner-
halb bestimmter Branchen vollzieht, und im Wesentlichen auf Skalenerträ-
gen und unvollkommener Konkurrenz beruht. Daher bedeutet die Bildung
einer Währungsunion nicht notwendigerweise stärkere Spezialisierung
der einzelnen Länder; ein höheres Ausmaß an sektoraler Spezialisierung
würde ein Land gegenüber asymmetrischen sektorspezifischen Schocks
stärker ausgesetzt erscheinen lassen. Die vorhandene Literatur für die
Transitionsländer (z. B. Fidrmuc 2004, Schweickert 2001) erlaubt keine kla-
ren Schlussfolgerungen in Hinblick auf die Erfüllung der Kriterien des
optimalen Währungsgebiets. Im Allgemeinen zeigen die Ergebnisse für
Slowenien, Ungarn, die Tschechische Republik und Estland, dass struktu-
relle Konvergenz zu den Mitgliedern der gegenwärtigen Eurozone bereits
weit fortgeschritten ist. Daher scheint in diesen Ländern die Wahrschein-
lichkeit asymmetrischer Schocks gering zu sein; deshalb dürften die Kosten
des Verlusts eines unabhängigen geldpolitischen Instruments geringer sein
als die Vorteile durch die Verstärkung des Handels und die zu erwartende
künftige Synchronisation der Konjunkturzyklen.

Ein Beitritt Sloweniens zur Eurozone ist nicht zuletzt deswegen vorteilhaft,
weil Transaktionskosten eingespart werden, da die bilateralen Wechsel-
kurse mit den zwölf bestehenden Mitgliedern der Eurozone verschwinden.
Dies bewirkt die Eliminierung von Wechselkursunsicherheit und damit
eine Expansion des Handels mit diesen Ländern und eine Reduktion der
länderspezifischen Risikoprämie in den Zinssätzen. Dieser Effekt ist für
Slowenien wie für andere Länder, die in Hinkunft der Eurozone beitreten
werden, zu erwarten.

Zusätzlich sind für Slowenien noch einige weitere Aspekte eines Beitritts
zur Eurozone zu erwarten: Viele der bestehenden Mitgliedsländer der
Eurozone, insbesondere die Bundesrepublik Deutschland und die anderen
„Kernländer“ der EWWU, haben eine lange Tradition der Inflationsaver-
sion und damit der geldpolitischen Disziplin (Alesina et al. 2003). Slowe-
nien wird daher in ähnlicher Weise vom „Import“ niedriger Inflationsraten
aus diesen Ländern profitieren, wie es für einige der „Peripherieländer“
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der EWWU (aber auch für das „Hartwährungspolitikland“ Österreich) in
den 1980er- und 1990er-Jahren der Fall war. Ferner ist zu erwarten, dass
höhere Preistransparenz infolge des Verschwindens der Wechselkurse den
Wettbewerb in Slowenien ankurbelt (Calmfors Commission 1997). Dies gilt
insbesondere für eine kleine offene Volkswirtschaft wie Slowenien. Über-
dies hat Slowenien wie die meisten anderen im Mai 2004 der EU beigetre-
tenen Länder noch wenig entwickelte Kapitalmärkte. Die durch die geld-
politische Integration erfolgte Intensivierung der Kapitalmarktintegration
im Euroraum wird daher voraussichtlich beträchtliche Effizienzgewinne in
diesem Bereich ermöglichen (vgl. dazu Baldwin 1991). Durch das Ver-
schwinden der Transaktionskosten, die internationalen Investoren aufer-
legt sind, bewirkt eine Währungsunion eine verbesserte Kapitalallokation
und damit effizientere Preisbildung bei Finanzaktiva. Überdies bringt die
Übernahme des Euro das Risiko einer Währungskrise zum Verschwinden.
Allerdings ist die Wahrscheinlichkeit einer Währungskrise bereits bisher in
Slowenien äußerst gering; nichtsdestoweniger sind durch die Übernahme
des Euro stärkere Zuflüsse von Direktinvestitionen und Portefeuille-Inves-
titionen zu erwarten (Aiyagari und Gertler 1991).

Einige der genannten makroökonomischen Auswirkungen des sloweni-
schen Beitritts zur Eurozone können mithilfe von Modellsimulationen
näher untersucht werden. Dabei sind insbesondere die genannten Wir-
kungen zu quantifizieren und in entsprechende Modelleingaben zu über-
setzen. Wenn man die Ergebnisse einer Modellsimulation für die sloweni-
sche Volkswirtschaft unter flexiblen Wechselkursen mit jenen Ergebnissen
vergleicht, die man bei fixierten Wechselkursen erhält, kann man die
Kosten, die mit der Aufgabe einer unabhängigen Geldpolitik in Zusam-
menhang stehen, abschätzen.

Die Vorteile und Kosten einer Teilnahme Sloweniens am Euroraum werden
in dieser Arbeit auch durch ihre Auswirkungen auf das langfristige Wachs-
tumspotenzial der slowenischen Volkswirtschaft bewertet. Dabei sind
überdies noch mögliche Auswirkungen auf die Produktionsmöglichkeits-
grenze in Betracht zu ziehen, die sich unter anderem aus der Einsparung
von Transaktionskosten, aus der Verminderung der länderspezifischen
Risikoprämie in den Zinssätzen und aus Produktivitätseffekten infolge der
zu erwartenden Verstärkung der internationalen Handels- und Investiti-
onsströme ergeben.

Durch den Beitritt Sloweniens zur Eurozone verschwinden die bilateralen
Wechselkurse Sloweniens gegenüber den gegenwärtigen Mitgliedstaaten
der Eurozone. Dadurch werden Transaktionskosten für den privaten Sek-
tor eingespart. Zu diesen Kosten gehören einerseits jene, die private Haus-
halte und Unternehmungen zu bewältigen haben, wenn sie die inländische
in ausländische Währungen umwechseln und vice versa, andererseits auch
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Kosten der Versicherung gegen Wechselkursrisiken. Diese treten insbeson-
dere dann auf, wenn sich die Wechselkurse in der Zeitperiode zwischen
dem Abschluss und der Erfüllung eines Vertrages, der in ausländischer
Währung notiert ist, ändern. Ferner sind Transaktionskosten für Unter-
nehmungen bei der Existenz bilateraler Wechselkurse durch das Erforder-
nis zusätzlicher Buchhaltungsaktivitäten, Kosten der Durchführung von
Devisenoperationen sowie Überweisungskosten zwischen verschiedenen
Währungen zu erwarten. Wenn diese Kosten eingespart werden, kommt es
zu einer Verschiebung der Produktionsfunktion nach oben. Die gesamte
Faktorproduktivität erhöht sich durch das Verschwinden der Transakti-
onskosten und die damit verbundenen Effizienzgewinne für den Einsatz
der Produktionsfaktoren in der Wirtschaft. Durch dadurch bewirktes höhe-
res Sparen kann zusätzliche Kapitalbildung finanziert und damit die
Wachstumsrate der Volkswirtschaft erhöht werden. Insgesamt kann so ein
einmaliger Produktivitätsschub durch die Senkung der Transaktionskos-
ten zu dynamischen Produktivitätsgewinnen führen.

Eine weitere wichtige Auswirkung der Teilnahme Sloweniens an der Euro-
zone ist die zu erwartende Senkung der Wechselkurs-Risikoprämie in Hin-
blick auf den Zinssatz. In einer kleinen offenen Volkswirtschaft wie Slowe-
nien werden die inländischen Preise weitgehend durch die Preise auf den
Weltmärkten bestimmt. Dies gilt nicht nur für die Preise von Gütern und
Dienstleistungen, die auf internationalen Märkten gehandelt werden, son-
dern auch für importierte Rohstoffe und Zwischenprodukte. Aus diesem
Grund ist der Wechselkurs eine wichtige Bestimmungsgröße der Preise in
lokaler Währung. Wenn die Unsicherheit bezüglich des Wechselkurses aus-
geschaltet wird, verringert sich damit die Unsicherheit über zukünftige
Preise. Zukünftige Output-Preise werden weniger volatil, und die zukünf-
tigen Erlöse aus Investitionsprojekten verlieren ebenfalls an Unsicherheit.
Bei risikoaversen Investoren bedeutet diese Verminderung der Preisunsi-
cherheit die Möglichkeit höherer Investitionen. Die Unsicherheit zukünfti-
ger Einnahmen aus Investitionsprojekten, die sich durch Unsicherheit
bezüglich der Wechselkurse ergibt, schlägt sich üblicherweise in einem
höheren langfristigen Zinssatz nieder. Diese Risikoprämie, die als Diffe-
renz zwischen den langfristigen Zinssätzen in Slowenien und der Euro-
zone definiert werden kann, kann folgendermaßen abgeschätzt werden:
2005 war der Durchschnittszinssatz von 10-Jahres-Staatsanleihen in Slo-
wenien 3,81 Prozent, während er in der Eurozone im Durchschnitt 3,42 Pro-
zent betrug (bei einer Variation von 3,33 Prozent in Irland bis 3,59 Prozent
in Griechenland innerhalb der zwölf Länder der Eurozone). Ein Beitritt Slo-
weniens zur Eurozone würde die langfristigen Zinssätze in Slowenien
reduzieren und dadurch eine positive Auswirkung auf die Kapitalbildung
haben. Zusätzlich wird die Eliminierung der Wechselkursunsicherheit eine
Beschränkung für die ausländischen Direktinvestitionen reduzieren. Kapi-
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talbildung ist eine wichtige Quelle langfristigen Wirtschaftswachstums;
daher ist zu erwarten, dass über diesen Kanal des langfristigen Zinssatzes
die Einführung des Euro in Slowenien den Potenzial-Output und die
gesamte Faktorproduktivität in diesem Land erhöhen würde.

Ein weiterer Kanal, über den die gesamte Faktorproduktivität durch den
Beitritt zur Eurozone erhöht werden könnte, ist der erwartete Zuwachs des
Außenhandels und der ausländischen Direktinvestitionen. Wechselkurs-
unsicherheit, die sich aus möglichen Variationen des Wechselkurses zwi-
schen dem Abschluss und der Erfüllung eines Vertrages ergibt, kann zu
einer erhöhten Unsicherheit der Gewinne aus internationalem Handel
führen. Die Beseitigung dieser Wechselkursunsicherheit ist daher für den
internationalen Handel ein günstiger Faktor. Überdies bedeutet die Teil-
nahme an einer Währungsunion mehr als die bloße Fixierung des Wech-
selkurses zwischen zwei Währungen. Daher ist zu erwarten, dass der Han-
del zwischen den Mitgliedern der Eurozone nicht nur von der Eliminie-
rung der Wechselkursunsicherheit positive Impulse erhält, sondern noch
zusätzlich von der Teilnahme an einer gemeinsamen Währung. Solche
Effekte sind durch empirische Studien (Rose und van Wincoop 2001, Bun
und Klaassen 2002) auch nachgewiesen worden.

Einschränkend muss man allerdings sagen, dass die Auswirkungen von
Währungsunionen sich nicht auf die Handelsschaffung zwischen den Mit-
gliedstaaten beschränken. Handelsumleitung kann ebenfalls eine wichtige
Rolle spielen. Ein Teil des Handels, der zwischen Slowenien und anderen
Ländern außerhalb der Eurozone stattgefunden hat, könnte in die Euro-
zone umgeleitet werden. In dem entsprechenden Ausmaß handelt es sich
nicht um neu geschaffenen Außenhandel. Dies ist zu berücksichtigen, da
für das zusätzliche Wirtschaftswachstum nicht der gesamte, sondern nur
der neu geschaffene Außenhandel relevant ist.

Nach der neueren Außenhandelstheorie beschränken sich die Wachstums-
effekte des Außenhandels nicht auf jene der internationalen Spezialisie-
rung infolge von komparativen Vorteilen und Skaleneffekten. Zusätzlich
und wahrscheinlich noch wichtiger ist die Tatsache, dass Außenhandel
Spillover-Effekte bezüglich technologischen Wissens durch Güterströme
von technologisch fortschrittlicheren zu rückständigeren Volkswirtschaf-
ten induziert. Solche Spillover-Effekte können als Motor für das Wachstum
der gesamten Faktorproduktivität wirksam werden (vgl. Edwards 1998,
Grossman und Helpman 1999).

Um diese Effekte empirisch zu untersuchen, müssen die Auswirkungen
auf die gesamte Faktorproduktivität quantifiziert werden. Wieweit dies
möglich ist, ist in der Literatur stark umstritten; Obstfeld (1997) etwa hält
eine derartige Messung für zumindest sehr schwierig, wenn nicht für
unmöglich. In den Simulationen in der hier vorliegenden Arbeit wurde
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angenommen, dass ein Beitritt Sloweniens zur Eurozone die gesamte Fak-
torproduktivität um ein Prozent einmalig erhöht, wobei das Niveau der
gesamten Faktorproduktivität dann auf dem erhöhten Niveau verbleibt.
Dies entspricht in etwa den Schätzungen, die die Europäische Kommission
zur Begründung der Währungsunion erstellt hat (Emerson et al. 1992). Man
kann sie auch dadurch rechtfertigen, dass, wie wir in einer anderen Studie
(Weyerstraß et al. 2006) gezeigt haben, Verminderungen der Aufschläge auf
die Preise infolge von strukturellen Reformen in den Güter- und Faktor-
märkten die gesamte Faktorproduktivität in der Eurozone insgesamt um
etwa ein halbes Prozent erhöhen, wobei der maximale Effekt bei einzelnen
Mitgliedsländern mit 0,75 Prozent geschätzt wurde. Die Auswirkung der
Einführung des Euro in Slowenien kann mit der Wirkung der Reformen auf
den Güter- und Faktormärkten verglichen werden. Da Slowenien noch
immer etwas hinter den bisherigen Ländern der Eurozone in Hinblick auf
den Kapitalstock hinterherhinkt, ist ein Potenzial für einen etwas höheren
Produktivitätsgewinn vorhanden. Mit einem Prozent wurde hier eine sol-
che etwas höhere Auswirkung auf die gesamte Faktorproduktivität ange-
nommen.

3. Das makroökonometrische Modell SLOPOL6

Das Modell SLOPOL (für SLOwenisches POLitisches Modell) ist ein
makroökonometrisches Modell von mittlerer Größe für die kleine offene
Volkswirtschaft Sloweniens. Die gegenwärtige Version SLOPOL6 besteht
aus 51 Gleichungen, von denen 20 geschätzte Verhaltensgleichungen und
31 Identitäten sind. Die Ersteren wurden mithilfe der gewöhnlichen
Methode der kleinsten Quadrate (OLS) aus Quartalsdaten für die Periode
1995:1 bis 2005:4 geschätzt. Die slowenischen Daten wurden durch das Slo-
wenische Statistische Amt, das Institut für Makroökonomische Analysen
und Entwicklung (IMAD) und durch die Slowenische Notenbank bereit-
gestellt. Daten für die Eurozone wurden der Datenbasis von Eurostat ent-
nommen; die Daten für den kurzfristigen Zinssatz aus der Eurozone stam-
men aus der Datenbank der Deutschen Bundesbank.

Das Modell vereinigt keynesianische und neoklassische Elemente. Die
Ersteren bestimmen das kurz- und mittelfristige Verhalten des Modells in
dem Sinn, dass das Modell nachfragegesteuert ist und dauerhafte
Ungleichgewichte auf den Güter- und Arbeitsmärkten möglich sind. Die
Angebotsseite beinhaltet stärker neoklassische Charakteristika. Fast alle
Verhaltensgleichungen sind in Fehlerkorrekturform geschätzt, wobei die
entsprechenden Kointegrationsuntersuchungen auf diese Funktionalform
hinweisen; Ausnahmen stellen lediglich die Gleichungen für den Wechsel-
kurs, die Zinssätze und die Veränderungen in der Lagerhaltung dar. Hier
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werden die Verhaltensgleichungen nur sehr kurz dargestellt. Eine detail-
liertere Darstellung einer früheren Version des Modells findet man in Wey-
erstraß et al. (2001); die Version SLOPOL6 wird in Weyerstraß und Neck
(2006) ausführlicher beschrieben.

Der Konsum der privaten Haushalte wird durch das persönlich verfügbare
Einkommen und durch den realen langfristigen Zinssatz bestimmt, wobei
der Letztere auch für Vermögenseffekte steht. Die Investitionen werden aus
der Gewinnmaximierung der Unternehmungen abgeleitet. Die reale Brut-
tokapitalbildung wird daher durch die gesamte Endnachfrage und durch
die Kapitalkosten (realer langfristiger Zinssatz und Abschreibungssatz des
Kapitalstocks) bestimmt. Die realen Exporte von Gütern und Dienstleis-
tungen sind eine Funktion des realen Wechselkurses und der ausländi-
schen Nachfrage nach slowenischen Gütern und Dienstleistungen. Da die
gesamte Eurozone bei weitem der größte Handelspartner Sloweniens ist
und etwa 60 Prozent des slowenischen Außenhandels beinhaltet, wird die
Eurozone im Modell als Annäherung für den Rest der Welt herangezogen.
Daher wird die ausländische Nachfrage durch das reale BIP der Eurozone
gemessen, und der Wechselkurs zwischen dem slowenischen Tolar und
dem Euro ist der einzige, der explizit berücksichtigt wird. Die realen
Importe von Gütern und Dienstleistungen in Slowenien hängen von der
inländischen Endnachfrage und vom realen Wechselkurs ab.

Die Geldnachfrage hängt vom realen BIP und vom kurzfristigen Zinssatz
ab. Der langfristige Zinssatz ist mit dem kurzfristigen Zinssatz in einer
Gleichung für die Fristigkeitsstruktur verbunden. Zusätzlich hängt der
langfristige Zinssatz für Slowenien von seinem Gegenstück aus der Euro-
zone ab, womit die Integration Sloweniens in die europäischen Kapital-
märkte (auch ohne die Teilnahme an der Eurozone) reflektiert wird. Die
Gleichung für den Wechselkurs beinhaltet einerseits Überlegungen aus der
ungedeckten Zinsparität, andererseits solche aus der Theorie der Kauf-
kraftparität. Daher hängt der nominelle Wechselkurs zwischen dem slo-
wenischen Tolar und dem Euro vom Zinssatzdifferenzial zwischen Slowe-
nien und der Eurozone und vom Verhältnis der Preisniveaus beider Regio-
nen ab.

Die Arbeitsnachfrage, die mit der tatsächlichen Beschäftigung gleichge-
setzt wird, wird durch das reale BIP und durch die Lohnstückkosten
bestimmt, wobei die Letzteren als Verhältnis des nominellen Bruttolohns
zur Arbeitsproduktivität definiert sind. Die Arbeitsproduktivität wird
bestimmt als reales BIP pro unselbständig Beschäftigten. Das Arbeitsange-
bot der privaten Haushalte hängt vom realen Nettolohn und vom realen
BIP ab. Die letztere Abhängigkeit ist gedacht als Ausdruck des „Effekts des
entmutigten Arbeiters“ („discouraged worker effect“): Im wirtschaftlichen
Abschwung entmutigt die steigende Arbeitslosigkeit die Menschen, aktiv
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weiter Beschäftigung zu suchen; im Aufschwung verbessern andererseits
die Arbeitsmarktbedingungen die Chance der Leute, in den Arbeitsmarkt
einzutreten. Der Lohnsatz wird durch das Preisniveau bestimmt, ferner
durch die Arbeitslosenquote, die Arbeitsproduktivität und den Steuerkeil
auf das Arbeitseinkommen, wobei der Letztere definiert ist als die Summe
der Einkommensteuern und der Sozialversicherungsbeiträge der Arbeit-
nehmer. Der negative Einfluss der Arbeitslosenquote auf die Löhne bedeu-
tet, dass implizit eine Phillips-Kurve in dem Modell vorhanden ist. Die Ver-
braucherpreise hängen von inländischen und internationalen Größen ab.
Die Ersteren werden insbesondere durch die Arbeitskosten und die Kapa-
zitätsauslastungsrate repräsentiert, die Letzteren, die die importierte Infla-
tion beinhalten, werden durch den nominellen Wechselkurs des sloweni-
schen Tolar gegenüber dem Euro approximiert. Diese Spezifikation soll der
Tatsache Rechnung tragen, dass eine Abwertung der inländischen
Währung die Importpreise erhöht. Der BIP-Deflator hängt direkt vom Ver-
braucherpreisindex ab.

Der Potenzial-Output wird durch eine Cobb-Douglas-Produktionsfunk-
tion mit konstanten Skalenerträgen bestimmt. Er hängt von der Trendbe-
schäftigung, dem Kapitalstock und dem autonomen technischen Fort-
schritt ab. Die Trendbeschäftigung wird definiert als Arbeitskräftepoten-
zial minus natürlicher Arbeitslosigkeit. Die natürliche (inflationsstabile)
Arbeitslosenquote wird durch Herausfilterung des Trends aus der
tatsächlichen Arbeitslosenquote bestimmt. Die Schätzung, die nicht pro-
blemlos ist, liefert einen Schätzwert des Wachstums des technischen Fort-
schritts (der der Wachstumsrate der gesamten Faktorproduktivität ent-
spricht) von 1,8 Prozent pro Jahr. Obwohl dieser Wert vergleichsweise
gering erscheint, ist er nicht völlig unplausibel, wenn man berücksichtigt,
dass technischer Fortschritt auch in den Produktionsfaktoren Arbeit und
Kapital enthalten sein kann und insbesondere das Humankapital als Trä-
ger des technischen Fortschritts nicht in dieser Schätzung enthalten ist.
Bei den Simulationen nehmen wir an, dass der Eintritt in die Eurozone
eine Erhöhung des Niveaus der gesamten Faktorproduktivität um ein
Prozent bewirkt, was durch exogene Erhöhung des technischen Fort-
schritts simuliert wird.

Staatsausgaben und -einnahmen werden mit den wirtschaftspolitischen
Instrumenten und mit der wirtschaftlichen Situation in Slowenien in Bezie-
hung gesetzt. Die Einkünfte aus persönlichen Einkommensteuern und
aus Sozialversicherungsbeiträgen der Arbeitnehmer werden dadurch
bestimmt, dass der Steuersatz bzw. der Sozialversicherungsbeitrag mit der
Anzahl der Beschäftigten bzw. mit dem durchschnittlichen Bruttolohn pro
Beschäftigten multipliziert wird. In einer Verhaltensgleichung werden die
Unternehmenssteuern durch das BIP erklärt. Zinszahlungen auf die Staats-
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schulden werden durch die Höhe der Staatsschulden und durch den lang-
fristigen Zinssatz bestimmt. Die Differenz zwischen den verbleibenden
staatlichen Einnahmen und den Ausgaben wird durch die vergangene Ent-
wicklung des Staatsschuldenniveaus erklärt. Diese Spezifikation kann als
eine Annäherung an eine fiskalpolitische Regelbindung interpretiert wer-
den: Wenn der Staat ein Defizit betreibt, d. h., wenn das Schuldenniveau
des Staates steigt, wird dies in der folgenden Periode teilweise durch stei-
gende Nettoeinnahmen kompensiert. Der öffentliche Konsum und die
öffentlichen Investitionen sowie die Transfers an private Haushalte werden
als wirtschaftspolitische Instrumente betrachtet. Daher sind sie in den
Simulationen exogen. Das Budgetdefizit ergibt sich als Differenz aus den
gesamten Staatsausgaben und Staatseinnahmen.

Mit der Einführung des Euro als Währung in Slowenien verschwindet der
Wechselkurs zwischen dem slowenischen Tolar und dem Euro. Im Rahmen
des Modells bedeutet dies die unwiderrufliche Fixierung des Wechselkur-
ses. Um die makroökonomischen Auswirkungen dieses Vorgangs zu unter-
suchen, wurden eine Modellversion mit flexiblen Wechselkursen und eine
Modellversion mit fixierten Wechselkursen konstruiert. In der Version mit
flexiblem Wechselkurs ist der kurzfristige Zinssatz als aktives geldpoliti-
sches Instrument zur inländischen Stabilisierung verfügbar. In diesem Fall
wird der kurzfristige Zinssatz in einer Gleichung bestimmt, die einer Tay-
lor-Regel entspricht, d. h. er hängt von der Inflation und von der Differenz
zwischen tatsächlichem und potenziellem BIP-Wachstum ab. In dem
Regime fixierter Wechselkurse muss der Zinssatz angepasst werden, um
den Wechselkurs zu fixieren, und daher ist die Geldpolitik nicht mehr als
aktives Instrument verfügbar. In der Version des Modells mit fixen Wech-
selkursen wird daher der kurzfristige Zinssatz gänzlich durch den 3-
Monats-Zinssatz in der Eurozone und durch die Abwertungsrate des slo-
wenischen Tolar bestimmt. Von dem Jahr an, in dem der Tolar in Bezug auf
den Euro völlig fixiert ist (als Denomination des Euro eigentlich ver-
schwindet), passt sich der kurzfristige Zinssatz in Slowenien graduell an
jenen in der Eurozone an.

4. Simulationsergebnisse

In diesem Abschnitt werden die möglichen Auswirkungen eines Beitritts
Sloweniens zur Eurozone auf die slowenische Volkswirtschaft quantifi-
ziert. Diese Auswirkungen wurden durch Simulationen mit dem Modell
SLOPOL6 geschätzt. Die Simulationen liefen über die Periode 2006 bis
2010.
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Bezüglich der wichtigsten exogenen Variablen ist festzuhalten, dass das
reale BIP in der Eurozone mit einer Wachstumsrate von 2,25 Prozent pro
Jahr über den Simulationszeitraum angenommen wurde. Die durch den
Verbraucherpreisindex gemessene Inflation in der Eurozone wird mit der
(von der EZB anvisierten) Rate von 2 Prozent pro Jahr angenommen. Der
dreimonatige EURIBOR-Zinssatz wird als graduell steigend von seinem
2005-Durchschnittswert von 2,2 auf 3,6 Prozent 2010 angenommen. Dem-
entsprechend steigt der Ertrag zehnjähriger Staatsanleihen von 3,4 Pro-
zent 2005 auf 4,7 Prozent 2010. Bezüglich der fiskalpolitischen Instru-
mente, die in den Modellsimulationen ebenfalls als exogen betrachtet
werden, wird angenommen, dass sowohl der öffentliche Konsum wie die
Transfers an die privaten Haushalte (beide in laufenden Preisen) um 8
Prozent pro Jahr steigen. Angesichts der Tatsache, dass Slowenien in Hin-
blick auf seinen Infrastrukturkapitalstock noch im Vergleich zu den EU-
15-Ländern etwas rückständig ist, werden die öffentlichen Investitionen
mit der etwas höheren Rate von 10 Prozent pro Jahr über den Simulati-
onszeitraum erhöht.

Die numerischen Simulationsergebnisse werden in den Tabellen 1 bis 4 dar-
gestellt. Zunächst wurde eine Basissimulation (Kontrolllösung) ohne Bei-
tritt zur Eurozone durchgeführt (Tabelle 1). Tabelle 1 beinhaltet auch die
tatsächlichen Zahlen des Jahres 2005, um die Ausgangsposition der slowe-
nischen Volkswirtschaft darzustellen.

Tabelle 2 zeigt die isolierten Effekte einer Ersetzung der unabhängigen
Geldpolitik in Slowenien (bei flexiblen Wechselkursen) durch die gemein-
same Geldpolitik der EZB (völlig fixierte Wechselkurse). Die isolierten
Effekte, die sich aus höherer gesamter Faktorproduktivität, aber bei fle-
xiblen Wechselkursen wie in der Basislösung ergeben würden, werden in
Tabelle 3 dargestellt. Die Kombination beider Effekte, die als Ausdruck der
Auswirkungen des Beitritts zur Eurozone interpretiert werden kann, wird
in Tabelle 4 dargestellt.

In der Basissimulation (Tabelle 1) erreicht das Wachstum des realen Brut-
toinlandsprodukts im Durchschnitt 3,2 Prozent. Es reduziert sich von
2006 bis 2007 etwas und steigt dann im letzten Jahr wieder etwas an. Die
Inflationsrate beträgt im Durchschnitt 4,7 Prozent. Über die gesamte 5-
Jahres-Periode wird die Arbeitslosenquote nahezu halbiert. Dies erfolgt
durch eine Erhöhung der Beschäftigung um netto etwa 35.400 Beschäf-
tigte bis 2010. Das Budget des öffentlichen Sektors befindet sich 2006 in
leichtem Überschuss und hat ab 2007 ein langsam steigendes Defizit. Die
Leistungsbilanz weist von 2006 bis 2008 ein abnehmendes Defizit aus und
dreht sich am Ende der Simulationsperiode in einen geringen Über-
schuss.
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Die isolierten Auswirkungen der Übernahme der gemeinsamen Geldpoli-
tik der EZB in Slowenien (dargestellt als Fixierung des Wechselkurses zwi-
schen slowenischem Tolar und Euro) werden in Tabelle 2 dargestellt. Der
wichtigste Effekt, der hier zum Tragen kommt, ist die Konvergenz der
kurzfristigen und langfristigen Zinssätze zu dem Niveau der Eurozone.
Die positiven Auswirkungen der Reduktion der nominellen und realen
Zinssätze haben weitaus stärkeres Gewicht als die negativen Effekte, die
durch den Verzicht auf ein wirtschaftspolitisches Instrument zustande
kommen. Im Jahr 2010 übersteigt das reale BIP das Niveau der Basislösung
um 1,6 Prozent. Das Wachstum des realen BIP beträgt im Durchschnitt 3,5
Prozent im Vergleich zu 3,2 Prozent in der Basissimulation. Die Beschäfti-
gung ist um 17.600 Arbeitnehmer höher als in der Basislösung. Außer im
letzten Jahr ist die Inflation beträchtlich geringer als in der Status-quo-
Simulation. Im Gegensatz dazu gibt es negative Auswirkungen auf die
öffentlichen Finanzen und die Leistungsbilanz.

Die isolierten Auswirkungen einer Erhöhung der gesamten Faktorproduk-
tivität um ein Prozent ab dem Jahr 2007 sind deutlich schwächer als jene
der Übernahme der gemeinsamen EZB-Geldpolitik. Die Resultate sind aus
Tabelle 3 ersichtlich. Nahezu alle Effekte setzen erst im Jahr 2008 ein, d. h.
nach dem Beitritt Sloweniens zur Eurozone. Das reale BIP wächst um etwa
0,2 Prozentpunkte stärker als in der Basislösung und liegt im Jahr 2010 um
etwa 0,6 Prozent über jenem der Basislösung. Die Auswärtsverschiebung
der gesamtwirtschaftlichen Produktionsmöglichkeitskurve bedingt, dass
die Inflation etwas geringer ist als im Fall der Basissimulation. Zusätzliche
Beschäftigung im Ausmaß von einigen Tausend Personen wird jährlich
geschaffen, wodurch die Arbeitslosenquote (im Jahr 2010 um 0,6 Prozent-
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Tabelle 1: Simulation: Basislösung

2005 2006 2007 2008 2009 2010

BIP zu konstanten Preisen (Mrd. SIT) 3516,2 3672,5 3796,7 3894,2 3995,2 4119,9

Wachstumsrate des realen BIP 3,9 4,5 3,4 2,6 2,6 3,1

VPI-Inflation 2,5 2,2 5,4 8,4 4,3 3,0

Arbeitslosenquote 10,2 7,2 5,5 7,2 5,4 5,3

Beschäftigung (1000 Personen) 813,1 826,2 836,1 839,9 841,0 848,6

Budgetsaldo des öffentlichen Sektors
(Prozent des BIP) 0,4 0,1 –0,2 –0,5 –0,7 –1,0

Staatsschulden (Prozent des BIP) 25,5 24,1 22,3 20,0 19,2 19,4

Leistungsbilanz (Prozent des BIP) –0,3 –2,8 –1,7 0,0 0,8 1,4

2005: tatsächliche Werte

Quelle: eigene Berechnungen



punkte) niedriger ist als in der Basislösung. Auch hier sind die Auswir-
kungen auf die öffentlichen Finanzen und auf die Leistungsbilanz negativ,
was insbesondere bei den Staatsschulden zu einer Erhöhung (im Vergleich
zur Basislösung) um über einen Prozentpunkt des BIP führt; dabei liegt die
Staatsverschuldung im Jahr 2010 aber immer noch unter jener des Jahres
2006.
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Tabelle 2: Isolierte Auswirkungen der Abschaffung
der eigenen Geldpolitik

2006 2007 2008 2009 2010

BIP zu konstanten Preisen 0,0 0,2 1,2 1,8 1,6

Wachstumsrate des realen BIP 0,0 0,2 1,0 0,6 –0,2

VPI-Inflation 0,0 –1,2 –3,2 –1,2 0,7

Arbeitslosenquote 0,0 0,1 –0,2 –1,4 –1,6

Beschäftigung (1000 Personen) 0,0 0,6 4,7 13,4 17,6

Budgetsaldo des öffentlichen Sektors
(Prozent des BIP) 0,0 –0,1 –0,3 –0,4 –0,1

Staatsschulden (Prozent des BIP) 0,0 0,3 1,2 1,7 1,4

Leistungsbilanz (Prozent des BIP) 0,0 –0,8 –4,2 –6,3 –4,9

Abweichungen von der Basislösung in Prozentpunkten
(BIP: Prozent, Beschäftigung: 1000 Beschäftigte)

Quelle: eigene Berechnungen

Tabelle 3: Isolierte Auswirkungen der Erhöhung
der gesamten Faktorproduktivität

2006 2007 2008 2009 2010

BIP zu konstanten Preisen 0,0 0,0 0,2 0,4 0,6

Wachstumsrate des realen BIP 0,0 0,0 0,2 0,2 0,2

VPI-Inflation 0,0 0,0 –1,0 –1,3 –0,9

Arbeitslosenquote 0,0 0,0 0,0 –0,2 –0,6

Beschäftigung (1000 Personen) 0,0 0,0 0,5 2,4 5,6

Budgetsaldo des öffentlichen Sektors
(Prozent des BIP) 0,0 0,0 –0,1 –0,2 –0,3

Staatsschulden (Prozent des BIP) 0,0 0,0 0,2 0,7 1,1

Leistungsbilanz (Prozent des BIP) 0,0 –0,1 –0,5 –0,8 –1,0

Abweichungen von der Basislösung in Prozentpunkten
(BIP: Prozent, Beschäftigung: 1000 Beschäftigte)

Quelle: eigene Berechnungen



Der Beitritt Sloweniens zur Eurozone wird sowohl die wirtschaftspolitisch-
nachfrageseitigen Auswirkungen des Verschwindens des eigenständigen
geldpolitischen Instruments wie die angebotsseitigen Auswirkungen des
Wegfallens von Transaktionskosten und Wechselkursrisiken beinhalten.
Dementsprechend ist damit zu rechnen, dass sich die Gesamteffekte als
Kombination der beiden in den Tabellen 2 und 3 dargestellten isolierten
Wirkungen ergeben. In Tabelle 4 werden die kombinierten Auswirkungen
einer Abschaffung der unabhängigen Geldpolitik und der Auswärtsver-
schiebung der gesamtwirtschaftlichen Faktorproduktivitätskurve darge-
stellt. Diese beinhalten positive Wachstumseffekte, die dazu führen, dass
im letzten Jahr des hier betrachteten Zeithorizonts (2010) das reale BIP jenes
der Basislösung um 1,8 Prozent übersteigt. Die durch den Verbraucher-
preisindex gemessene Inflation ist, insbesondere in den Jahren 2008 und
2009, deutlich geringer als in der Basislösung. Bis 2010 werden fast 20.000
zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen, was eine Verringerung der Arbeitslo-
senquote um 1,7 Prozentpunkte im Vergleich zur Basislösung bedeutet. 
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Tabelle 4: Gesamte makroökonomische Auswirkungen des Beitritts
zur Eurozone

2006 2007 2008 2009 2010

BIP zu konstanten Preisen 0,0 0,2 1,2 1,8 1,7

Wachstumsrate des realen BIP 0,0 0,2 1,0 0,6 –0,1

VPI-Inflation 0,0 –1,2 –3,8 –1,9 0,2

Arbeitslosenquote 0,0 0,1 –0,1 –1,5 –1,8

Beschäftigung (1000 Personen) 0,0 0,6 4,8 14,0 19,6

Budgetsaldo des öffentlichen Sektors
(Prozent des BIP) 0,0 –0,1 –0,4 –0,5 –0,3

Staatsschulden (Prozent des BIP) 0,0 0,3 1,3 2,2 2,2

Leistungsbilanz (Prozent des BIP) 0,0 –0,8 –4,2 –5,8 –4,5

Abweichungen von der Basislösung in Prozentpunkten
(BIP: Prozent, Beschäftigung: 1000 Beschäftigte)

Quelle: eigene Berechnungen

Auch hier ergeben sich negative Effekte auf die Staatsfinanzen, die zu einer
Erhöhung des Staatsschuldenniveaus um 2,2 Prozent des BIP im Jahr 2010
führen, sowie auf die Leistungsbilanz, die sich im Vergleich zur Basislö-
sung um 4,5 Prozent des BIP verschlechtert. Der negative Effekt auf die
öffentlichen Finanzen kann dadurch erklärt werden, dass die meisten
Größen der Staatsfinanzen direkt von nominellen Variablen (dem nomi-
nellen BIP und seinen Teilaggregaten) abhängen. Die nominellen Größen
gehen aber im Vergleich zur Basislösung zurück, da die Inflationssenkung



stärker wirkt als die reale Output-Steigerung. Aus diesem Grund kommt
es zu leichten Rückgängen der Staatseinnahmen und dadurch entspre-
chenden Anstiegen des Budgetdefizits (jeweils im Vergleich zur Basislö-
sung). Der negative Effekt auf die Leistungsbilanz erklärt sich daraus, dass
die höhere Inlandsnachfrage die Importe erhöht, während zugleich die in
der Basislösung durch die Abwertung des Tolar (nominell um bis zu 12 Pro-
zent) bewirkte Steigerung der Exporte infolge der Aufgabe der eigenen
Währung nicht mehr möglich ist. Im Gegenteil kommt es zu einer realen
Aufwertung in Slowenien, da der nominelle Wechselkurs fixiert ist (bzw.
nicht mehr existiert), während die Inflationsrate in Slowenien immer noch
höher ist als in der Eurozone. Diese reale Aufwertung wirkt sich förderlich
auf die Importe und hinderlich auf die Exporte aus, sodass auch von der
Preisseite ein Druck auf eine Passivierung der Leistungsbilanz durch den
Beitritt Sloweniens zur Eurozone erfolgt.

Im Ergebnis sieht man also, dass ein Beitritt Sloweniens zur Eurozone tem-
porär höheres reales BIP-Wachstum, ein dauerhaft höheres BIP-Niveau,
mehr Beschäftigung, vorübergehend eine niedrigere Inflation und ein dau-
ernd niedrigeres Preisniveau bewirken wird. Andererseits gibt es negative
Effekte in Hinblick auf die Staatsfinanzen und auf die Wettbewerbsfähig-
keit der slowenischen Wirtschaft, Letztere ausgedrückt durch die Auswir-
kungen auf die Leistungsbilanz.

5. Schlussfolgerungen

In dieser Arbeit haben wir durch Simulationen mit dem makroökonome-
trischen Modell der slowenischen Volkswirtschaft SLOPOL6 untersucht,
wie die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen eines Beitritts Sloweniens
zur Eurozone quantitativ verlaufen könnten. Dieser Beitritt, der mit 1. Jän-
ner 2007 erfolgen wird, hat sowohl Vor- wie Nachteile bzw. Nutzen und
Kosten für die slowenische Volkswirtschaft. Wir konnten zeigen, dass die
häufig angeführten Kosten eines Aufgebens eines eigenständigen geldpo-
litischen Instruments relativ gering sind, was nicht zuletzt dadurch intui-
tiv klar ist, dass sich Slowenien bereits seit einiger Zeit im „Wartesaal“ der
Eurozone, im Europäischen Wechselkursmechanismus WKM-II befindet.
Das in Slowenien im Vergleich zur Eurozone raschere Produktivitäts-
wachstum und die reale Aufwertung der slowenischen Währung würden
zwar die Flexibilität der nominellen Wechselkurse wünschenswert erschei-
nen lassen, doch kann dieser außenwirtschaftliche Effekt durch die Reduk-
tion und das Verschwinden des Zinssatzdifferenzials zwischen Slowenien
und der Eurozone mehr als wettgemacht werden. Auch das Erfordernis
einer Reaktion auf asymmetrische Schocks ist gering, da die slowenische
Volkswirtschaft bereits seit längerer Zeit sehr stark mit den Volkswirt-
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schaften der anderen Eurozone-Mitgliedsländer integriert ist. Andererseits
sind positive Auswirkungen auf die Produktionsmöglichkeitsgrenze
infolge des Wegfalls von Transaktionskosten, der Reduktion der Länderri-
sikoprämie in den Zinssätzen und der Produktivitätseffekte, die von der
Verstärkung des internationalen Handels und der ausländischen Direktin-
vestitionen ausgehen, zu erwarten. 

Fasst man die Simulationsergebnisse zusammen, so sieht man, dass die
Mitgliedschaft Sloweniens in der Eurozone temporär höheres reales Wirt-
schaftswachstum, ein dauerhaft höheres Niveau des BIP, mehr Beschäfti-
gung, eine vorübergehend niedrigere Inflationsrate und ein dauerhaft
niedrigeres Preisniveau bewirkt, als dies ohne den Beitritt Sloweniens zu
der Eurozone der Fall wäre, wobei jeweils der Extremfall von relativ freien
Wechselkursentwicklungen als Alternative angenommen wurde. Negative
Effekte werden auf die Staatsfinanzen und auf die Leistungsbilanz aus-
geübt, doch halten sich diese in Grenzen. Zu beachten ist, dass in einem
makroökonometrischen Modell wie SLOPOL6 strukturelle Ungleichge-
wichte zwischen Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage nicht erfasst wer-
den können und dass bestimmte Auswirkungen mikroökonomischer
Natur nur sehr summarisch und mit großer Unsicherheit abgeschätzt wer-
den können. Überdies ist natürlich gegen eine Analyse wie die hier vorge-
legte das Argument der Lucas-Kritik ein möglicher Einwand. Die Auswir-
kungen des Beitritts Sloweniens auf die Erwartungen der privaten Wirt-
schaftssubjekte, die mit der Einführung eines neuen wirtschaftspolitischen
Regimes verbunden sind, konnten hier nicht berücksichtigt werden. Ange-
sichts der kurzen Zeitreihe der slowenischen Daten ist allerdings eine wei-
tere Untersuchung, ob strukturelle Brüche vorliegen und ob hier Erwar-
tungseffekte quantifiziert werden können, nicht ohne weiteres möglich.
Wir hoffen jedoch, gewisse Hinweise darauf geliefert zu haben, wie sich die
Teilnahme eines Transitionslandes an der geldpolitischen Integration in
Europa auswirkt.
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SCHWERPUNKTTHEMA

SOZIAL- UND

GESUNDHEITSPOLITIK IN KÄRNTEN





Herbert Janig

Akademisierung und
Professionalisierung nichtärztlicher
Gesundheitsberufe
Stets wiederkehrende, emotional aufgeladene Pflegediskussionen lösen in
uns eine tief liegende Angst aus, die in den Fragen gipfelt, wer uns im Fall
der Hilfs- oder Pflegebedürftigkeit betreuen oder pflegen wird und ob wir
uns diese Dienste auch werden leisten können. Die Suche nach qualifizier-
tem Personal für diese Pflege- und Betreuungsdienste, die clevere, effizi-
ente und menschliche Steuerung der zur Verfügung stehenden Ressourcen
und die Bewältigung der damit zusammenhängenden Probleme werden in
Zukunft große Bedeutung gewinnen.

Die OECD (2006) zeigt in ihrer jüngsten „Education at a Glance“-Studie auf,
dass die Akademikerquote in Österreich im Vergleich zu anderen europäi-
schen Ländern gering ist. Was hat das mit den Pflegeberufen und den ande-
ren nichtärztlichen Gesundheitsberufen zu tun? Zu einem gewissen Teil
liegt die niedrige Akademikerquote in Österreich daran, dass in anderen
Ländern nichtärztliche Gesundheitsberufe ebenfalls auf Hochschulniveau
ausgebildet werden, in Österreich aber an berufsbildenden mittleren Schu-
len oder an Akademien.

Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, warum es überhaupt zu die-
sen Bestrebungen nach Akademisierung der genannten Berufsgruppen
gekommen ist und welche Effekte durch die Akademisierung und Verwis-
senschaftlichung zu erwarten sind.

Warum Akademisierung und Professionalisierung?

„In Österreich besteht ein hoher Druck zur Forcierung von akademischen
Ausbildungen im Bereich Gesundheit und Pflege“, lautet eine der zentra-
len Aussagen einer Studie von Gruber & Kastner (2005, S. 15). Im Speziel-
len bestehen Bestrebungen zur Akademisierung der medizinisch-techni-
schen Berufe, die schon sehr weit gediehen sind, auf die im vorliegenden
Beitrag nicht näher Bezug genommen wird. Die Bemühungen um die Aka-
demisierung und Professionalisierung des Gesundheits- und Krankenpfle-
geberufs stehen noch am Anfang. Diese Entwicklung kommt nicht von
ungefähr, da Österreich neben Deutschland und Luxemburg dasjenige
Land in der Europäischen Union (und den meisten anderen entwickelten
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Staaten) ist, in dem z. B. für die Grundausbildung zur allgemeinen Gesund-
heits- und Krankenpflege nicht die allgemeine Hochschulreife oder eine
vergleichbare Vorbildung erforderlich ist.  

Worin besteht eigentlich die „Akademisierung“ und „Professionalisie-
rung“ der in Frage stehenden Pflege- und Gesundheitsberufe? Beide
Aspekte stehen in einem engen Zusammenhang miteinander, wobei die
Professionalisierung gewöhnlich eine akademische Ausbildung des betref-
fenden Berufes zur Voraussetzung hat. Akademische Ausbildung als sol-
che bewirkt noch lange keine Verbesserung der Berufsqualität, viele Fak-
toren müssen dabei berücksichtigt werden, um eine bessere Passung zwi-
schen Ausbildung und Praxisanforderung zustande zu bringen. Unter
„Akademisierung der Pflege“ wird heute vielfach die Qualifizierung für
gehobene Management-Positionen, die LehrerInnenausbildung für
Gesundheits- und Krankenpflegeschulen und für wissenschaftliche Besi-
cherung der Pflegeberufe verstanden (vgl. Raidl 2005). „Akademisierung
der Pflege“ ist auch gleichbedeutend mit der Anhebung aller Pflegeberufe
auf postsekundäres Bildungsniveau, für Österreich wird ein Zielwert von
8 bis 10 Prozent AkademikerInnen in den Pflegeberufen diskutiert (Raidl,
2005). Allerdings erfordern viele der genannten Umstände eine immer län-
gere und vor allem bessere – eben wissenschaftlich fundierte – Ausbildung. 

Im Wesentlichen sind es drei Entwicklungslinien, die zur intensiven Dis-
kussion um die Akademisierung und Professionalisierung nichtärztlicher
Gesundheitsberufe – hier am Beispiel der Gesundheits- und Krankenpflege
– geführt haben: die Bestrebungen um die Kompatibilität der Bildungsab-
schlüsse in einem zusammenwachsenden Europa, ökonomisch-demogra-
fische Aspekte und steigende Anforderungen im beruflichen Alltag.

Kompatibilität der Bildungsabschlüsse
Innerhalb der EU hat sich die Überzeugung durchgesetzt, dass die Har-
monisierung von Bildungsmaßnahmen – allgemeine und berufliche Bil-
dung und Weiterbildung – eine besonders wichtige Voraussetzung für
zukünftiges gemeinsames Handeln ist. Die Bildungsstrukturen in den ein-
zelnen Mitgliedsstaaten sollen möglichst miteinander vergleichbar sein.
Eine Reihe von Maßnahmen (Austauschprogramme, Richtlinien . . .) soll
dies gewährleisten. 

Dazu Stöcker: „Die seit den 70er Jahren geltenden sektoralen (berufsbezo-
genen) Richtlinien enthalten Mindestnormen zur Harmonisierung der
Ausbildung (Zugangsvoraussetzungen, Ausbildungsdauer, -inhalt und
Berufsbezeichnung) sowie Regeln zur automatischen Anerkennung von
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Gesundheits- und Krankenpfleger/-innen (general nursing – allgemeine
Pflege). Diese Richtlinien sind verpflichtend . . . in das jeweilige nationale
Recht einzubinden. . . . Für viele weitere Qualifikationen gelten (sic!) seit
Anfang der 90er Jahre das zweigliedrige horizontale (allgemeine) Richtli-
niensystem. Dieses System gliedert alle Berufsabschlüsse ohne Harmoni-
sierung der Ausbildungsinhalte nach der Zugangsvoraussetzung, einem
Hochschulabschluss unter drei Jahren bzw. einem dreijährigen Berufsab-
schluss (EU-Richtlinie 1992), so z. B. für die Gesundheits- und Kranken-
pfleger/-innen. Die Anerkennung erfolgt dezentral in den Mitgliedsstaa-
ten nach dem Prinzip der Gleichartigkeit“ (Stöcker, 2004, o. S.; vgl. auch
Pflegeausbildung im Wandel, 2005).

In vielen Staaten haben diese Richtlinien zu einer Verbesserung und Aka-
demisierung der Gesundheits- und Krankenpflegeausbildung geführt und
ein fast einheitliches System dieser Ausbildungen in Europa entstehen las-
sen. Österreich, Luxemburg und Deutschland sind es, die diese Entwick-
lungen der europäischen Staaten in wesentlichen Punkten nicht mitge-
macht haben, obwohl sie sich 1997 verpflichtet haben, die Zulassungsvor-
aussetzungen zur Grundausbildung der allgemeinen Gesundheits- und
Krankenpflege auf Hochschulniveau anzuheben (vgl. Europäische Kom-
mission, 1997). Hier klafft die österreichische mit der übrigen europäischen
Entwicklung entschieden auseinander. 

In allen EU-Ländern ist für den Eintritt in die Grundausbildung für die all-
gemeine Gesundheits- und Krankenpflege eine zwölfjährige Schulausbil-
dung erforderlich, was zumeist der Hochschulreife entspricht, Ausnahmen
bilden Deutschland, Luxemburg und Österreich. Durch die Verpflichtung
zur zwölfjährigen Schulausbildung entfällt auch zumeist die Angabe eines
Mindestalters für den Eintritt in die Grundausbildung. In fast allen Län-
dern erfolgt die Grundausbildung zur allgemeinen Gesundheits- und
Krankenpflege an Fachhochschulen oder Universitäten, die Auszubilden-
den haben dementsprechend meist den Status von Studierenden, nicht
aber in Österreich. Hier kann man bereits nach zehn Schuljahren, ohne
Nachweis der Hochschulreife, allerdings als Schüler oder Schülerin, eine
Schule für Gesundheits- und Krankenpflege besuchen. Die Dauer der Pfle-
geerstausbildung, so Stöcker,  „variiert zwischen 3, 31/2 und 4 Jahren. . . . Die
Mehrheit der Qualifikationsabschlüsse in den Ländern führen zum Bache-
lor of Nursing, in Belgien, England und Niederlande (sic!) zum Bachelor of
Nursing oder Berufsdiplom und in Deutschland, Frankreich, Luxemburg
und Österreich zum Berufsdiplom in Gesundheits- und Krankenpflege“
(Stöcker, 2004 o. S., vgl. auch Janig, 2000; FH Technikum Kärnten, 2004;
Technikum Kärnten, 2000).

Erst seit wenigen Jahren wird die Diskussion zur Akademisierung der
nichtärztlichen Gesundheitsberufe in Österreich breit und ernsthaft
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geführt. Als interessante Nebenbemerkung sei erwähnt, dass – regional
sicher unterschiedlich – zwei Drittel der Schülerinnen und Schüler an
Gesundheits- und Krankenpflegeschulen beim Eintritt in die Schule 18
Jahre und älter sind und ein Viertel bereits eine AHS- oder BHS-Matura
vorweisen können (Regitschnig, 2002).

In der Bologna-Erklärung (1999) haben sich die europäischen Bildungsmi-
nister verpflichtet, in ihren Ländern Maßnahmen zu ergreifen, die geeignet
sind, einen europäischen Hochschulraum zu schaffen und die europäi-
schen Hochschulen weltweit attraktiv zu machen. Maßnahmen dazu sind
die Schaffung einheitlicher Studienabschlüsse, um arbeitsmarktrelevante
Qualifikationen und Wettbewerbsfähigkeit zu fördern. Das Ausbildungs-
system ist in zwei Zyklen geteilt: den zumindest drei Jahre dauernden
undergraduate-Abschluss (Bachelor) – er vermittelt eine für den europäi-
schen Arbeitsmarkt relevante Qualifikation – und den graduate-Abschluss
(Master und/oder Promotion). Zudem soll die Einführung des Leistungs-
punktesystems (z. B. ECTS) die Mobilität der Studierenden fördern, auch
sollen Punkte durch Leistungen außerhalb der Hochschulen, durch lebens-
langes Lernen, erworben werden können. In weiterer Folge sind auch Maß-
nahmen vorgesehen, welche die Zusammenarbeit bei der Qualitätssiche-
rung, der Curriculum-Entwicklung und Mobilitätsprojekten fördern.

Die im österreichischen Fachhochschul-Studiengesetz (FHStG 1993; Hau-
ser, 2004, S. 37) festgehaltenen „Ziele und leitenden Grundsätze von Fach-
hochschul-Studiengängen“ besagen, dass es sich dabei um „Studiengänge
auf Hochschulniveau, die einer wissenschaftlich fundierten Berufsausbil-
dung dienen (handelt). Die wesentlichen Ziele sind: 1. die Gewährleistung
einer praxisbezogenen Ausbildung auf Hochschulniveau; 2. die Vermitt-
lung der Fähigkeit, die Aufgaben des jeweiligen Berufsfeldes dem Stand
der Wissenschaft und den Anforderungen der Praxis entsprechend zu
lösen; 3. die Förderung der Durchlässigkeit des Bildungssystems und der
beruflichen Flexibilität der Absolventen“ (Hauser, 2004, S. 37). Diese Defi-
nition entspricht punktgenau den Anforderungen, die an die Ausbildung
des gehobenen Dienstes in der Gesundheits- und Krankenpflege bzw. der
medizinisch-technischen Dienste, aber auch anderer nichtärztlicher
Gesundheitsberufe gestellt werden. 

Ökonomisch-demografische Aspekte

Die menschliche Lebenserwartung ist zwischen 1900 und 2000 um mehr als
30 Jahre auf durchschnittlich über 75 Jahre angestiegen und sie wird vor-
aussichtlich in den kommenden Jahren weiter ansteigen. Es ist dies eine
Folge einer einzigartigen gesamtkulturellen Leistung, die medizinische,
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soziale, ökonomische, psychologische und technologische Entwicklungen
umfasst (Baltes, 1997). Die Bevölkerungspyramide glich vor einem Jahr-
hundert tatsächlich einer Pyramide, in wenigen Jahrzehnten wird sie eine
fast pilzförmige Gestalt annehmen, die Bevölkerung wird also einen nie
gekannten überproportional hohen Anteil an älteren Menschen aufweisen
(vgl. Statistik Austria, 2006, S. 49). Dadurch wird nach Baltes unsere
Zukunft durch zwei wesentliche Themen bestimmt werden: erstens durch
„. . . die Frage, ob und wie es der Kultur gelingen wird, die körperlichen
Verluste des Alters zu überlisten oder auszugleichen . . .“ und zweitens
„. . . ob die Menschheit sich entschließen wird, die grundsätzliche Unvoll-
endetheit der biologischen Architektur im Verlauf der Lebensspanne durch
genetische Intervention zu verändern“ (Baltes, 1997, S. 206). Die verlän-
gerte Lebenserwartung geht auch mit einem differenzierten Krankheits-
spektrum und einer größeren Zahl an möglichen medizinischen Diagno-
sen einher. Multimorbidität ist ein gängiges Schlagwort, um die gesund-
heitliche Situation älterer und alter Menschen zu charakterisieren. Vor die-
sem Hintergrund stellen sich auch für die nichtärztlichen Gesundheitsbe-
rufe anspruchsvolle Herausforderungen, die nur im Kontext einer gedie-
genen Ausbildung gelöst werden können.

Der vorwiegend von der Kostenseite her motivierte Veränderungsprozess
im Gesundheitswesen hat zu verschiedenen Entwicklungen geführt, zu
einem verstärkten Kostenbewusstsein bei allen Beteiligten, zu leistungsbe-
zogenen Abrechnungssystemen, zur verringerten Verweildauer in den
Krankenhäusern, zu einer beginnenden Umschichtung vom intra- in den
extramuralen Bereich und vielen anderen. Die Erwartungshaltungen von
Patienten an gesundheitsbezogene Leistungen haben sich geändert: Immer
mehr Patienten erleben sich als mündig, fordern ihre Rechte ein, informie-
ren sich über pflegerische und medizinische Behandlungsmöglichkeiten
und schließen sich zu Selbsthilfegruppen zusammen (Janig, 1999). Häufi-
ger werden bei Ärzten und Angehörigen anderer Gesundheitsberufe Scha-
denersatzforderungen für tatsächliche oder vermeintliche Schädigungen
durch Behandlungsfehler eingeklagt. Das führt zu nicht unerheblichen
Belastungen und Irritationen in der Beziehung zwischen Patienten und den
Angehörigen der Gesundheitsberufe, die nur mit viel Aufwand korrigiert
werden können.

Exkurs: Florence Nightingale

Florence Nightingale wird als Begründerin der modernen Krankenpflege
und Krankenpflegeausbildung angesehen1. Eine Betrachtung ihrer Persön-
lichkeit und ihrer Tätigkeiten vermittelt uns einen Eindruck davon, wes-
halb in England die Krankenpflegeausbildung und die universitäre Ein-
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bindung der Pflege anders verlaufen sind als in Österreich und in Deutsch-
land.

Aus den Berichten über sie entsteht das Bild einer eindrucksvollen, aber
durchaus widersprüchlichen Persönlichkeit. Sie hat eine ausgezeichnete
Schulbildung erhalten, mehrere längere Auslandsreisen unternommen,
mehrere Sprachen fließend beherrscht und wird insgesamt als eine sehr
dynamische und kreative, intellektuell hochstehende, aber auch empfind-
same und praktisch veranlagte Frau beschrieben. Während ihrer Jugend
erlebte Nightingale einen für viele junge Mädchen aus höheren Schichten
in der damaligen Zeit üblichen Konflikt zwischen dem, was für eine pflicht-
bewusste Tochter in der öffentlichen Sicht als erlaubt und angemessen
gegolten hat, und dem Anspruch ihrer kreativen und engagierten Persön-
lichkeit. Sie war voll von Selbstzweifeln, Selbstherabsetzung und Schuld-
gefühlen, bezeichnete sich als scheu und meinte, ihr größter Wunsch sei,
nicht bemerkt zu werden. Ganz im Gegensatz dazu standen aber ihr öffent-
liches Auftreten und ihr soziales Leben. Dieses war von vielen Kontrover-
sen gekennzeichnet, die sie zumeist selbst heraufbeschworen und ihr eine
lange Liste von persönlichen Feindschaften eingetragen hat.

Sie war aber auch, was viele nicht wissen, eine hervorragende Wissen-
schaftlerin und Statistikerin. Sie hat Bücher zur Pflegetheorie und Kran-
kenhausorganisation geschrieben. Und sie erkannte die Möglichkeit, mit
Hilfe statistisch-wissenschaftlichen Vorgehens ihre Kampagnen zur
Reform des Krankenhauswesens einzusetzen. 

„Während der ersten sieben Monate des Krimkrieges erreichte die Sterbe-
rate allein aufgrund von Krankheiten die unglaubliche Höhe von 60 Pro-
zent. Sie leitete daraus ab, dass die Armee, wenn sie sich so im Felde ver-
hält, wahrscheinlich zu Hause in den Kasernen auch nicht besser verfährt.
Nachdem sie die Zahlen einmal überprüft hatte, fand sie dann in der Tat
eine Sterberate von Soldaten im Alter von 25 bis 35 Jahren heraus, die dop-
pelt so groß war wie diejenige, welche man bei einer vergleichbaren
Gruppe von Zivilisten erwarten konnte“ (Kennedy, 1985,  S. 60). 

Ihre Überlegungen aufgrund solcher statistischen Beweisführungen hat sie
auch in zahlreichen, direkten und durchaus uncharmanten Briefen an
Abgeordnete, Minister und andere hochgestellte Persönlichkeiten
geschrieben. Ein Beispiel aus einem Brief an Sir John McNeal: „Wenn die
Sterblichkeitsrate im Zivilleben nur 11 pro Tausend beträgt, ist eine Sterb-
lichkeitsrate von (. . .) 20 pro Tausend bei den Linientruppen (. . .) genauso
kriminell, als führte man 1100 Mann auf die Salesbury Plan und erschösse
sie dort“ (Kennedy, 1985, S. 60). „Das Kriegsministerium verfügt über die
besten Statistiken der Welt. Was kommt dabei heraus? Wenig oder gar
nichts. Warum? Weil die Großkopferten nicht wissen, was sie mit ihnen
anfangen sollen“ (Kennedy, 1985, S. 62).
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Sie war eine ausgezeichnete Organisatorin. Das lässt sich anhand ihres Ein-
satzes im Krimkrieg zeigen. England, Frankreich und die Türkei führten ab
1854 Krieg gegen Russland. Über einen Zeitungskorrespondenten gelang-
ten Meldungen über die grauenvollen Verhältnisse in den englischen Laza-
retten nach England. Während auf französischer Seite die Barmherzigen
Schwestern Dienst in den Lazaretten verrichteten, versahen auf englischer
Seite keine Krankenschwestern Dienst. Der damalige Kriegsminister, ein
Freund der Familie Nightingale, bat sie, nach Istanbul zu den Lazaretten
zu reisen, was sie auch mit 38 Schwestern tat.  Dort angekommen, musste
sie die hygienische, ernährungsmäßige, pflegerische und medizinische
Unterversorgung der Soldaten verbessern. Innerhalb kurzer Zeit des Ein-
satzes der Schwestern sank z. B. die Sterblichkeitsrate von 42 auf 2 Prozent
(Möller & Hesselbarth, 1994, S. 76). Angeregt von diesem fast zweijährigen
Einsatz in Istanbul und dann selbst auf der Krim, auf dem eigentlichen
Kriegsschauplatz, begann sie sogleich auch das gesamte britische Heeres-
sänitätswesen zu reformieren.  

Vom Krimkrieg zurückgekommen, erhielt sie einen ansehnlichen Geldbe-
trag für eine Stiftung. Damit richtete sie eine Ausbildungsstätte für Kran-
kenschwestern ein. In dieser erhielten die Krankenschwestern erstmals
eine gediegene praktische und theoretische Ausbildung in einer Schule, die
selbständig war und ihr Ausbildungsziel unabhängig vom Spitalserhalter
verfolgen konnte. Die Ausbildung war auf einem soliden wissenschaftli-
chen und gesellschaftspolitischen Fundament gegründet und die Absol-
ventinnen hatten mit dieser Ausbildung einen anerkannten, bezahlten
Frauenberuf erlernt, der ihnen Status und Prestige zusprach.

Die Schule unterschied sich in wesentlichen Merkmalen ganz entschieden
von den Ausbildungen – sofern es sie überhaupt gab – auf dem Kontinent,
vor allem im deutschsprachigen Raum.  Hier war es zur gleichen Zeit, also
Mitte bis Ende des 19. Jahrhunderts, selbstverständlich, dass Kranken-
schwester zu sein als „selbstlose Liebestätigkeit“ gesehen wurde, für die
eine Bezahlung entwürdigend gewesen wäre. Man hatte auch biologische
Argumente dafür angeführt, warum gerade Frauen sich besonders für den
Krankenpflegeberuf eignen würden, weil sie eben ausdauernder, zäher als
die Männer seien und auch weniger Schlaf bräuchten als die Männer und
keine so gehaltvollen und regelmäßigen Mahlzeiten benötigen würden
(Bischoff, 1994).

Während in den angloamerikanischen Ländern nicht nur der humanitäre
und hygienische Ansatz Nightingales, sondern auch ihr wissenschaftlicher
Ansatz in der Krankenpflege und Prävention Beachtung gefunden hat und
sich so eine wissenschaftliche und Forschungsunterstützung der Pflege
entwickeln konnte, unterblieb in Deutschland und Österreich die Fort-
führung dieser pflegewissenschaftlichen Schiene; die Ausbildungsstätten
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in Österreich und Deutschland sahen auch keinerlei theoretische oder gar
wissenschaftliche Ausbildung vor.

Um dies zu verstehen, muss man auch einen Blick auf die Universitäten der
damaligen Zeit richten: Während man in Deutschland und in Österreich
gegen Ende des 19. Jahrhunderts im Allgemeinen noch der Ansicht war,
dass die „Mädchen heiraten und ihre Bildung in der Ehe gewinnen“ soll-
ten (Röhrs, 1987, S. 304), durften sie in den USA schon Mitte des 19. Jahr-
hunderts an den Universitäten studieren; in der Schweiz schon seit 1864
und in England seit 1878. In Italien war die universitäre Entwicklung über-
haupt schon weiter vorangeschritten: Hier gab es schon im 17. und 18. Jahr-
hundert Frauen als Professorinnen, sogar und vor allem in naturwissen-
schaftlichen Fächern (Röhrs, 1987). Erst zu Beginn dieses Jahrhunderts
durften Frauen an den deutschen und österreichischen Universitäten stu-
dieren (Baus, 1994, Onnen-Isemann & Oßwald, 1991). Aber schon 1907
wird eine Frau als Professorin für Krankenhausökonomie (hospital eco-
nomy) an die Columbia University berufen (Wolff & Wolff, 1994).

An der Universität von Minnesota wird 1910 der erste Studiengang für
Pflege eingeführt, der nach fünf Jahren Studium zum Abschluss mit dem
Bachelor-degree geführt hat. 1924 bietet die Columbia University eine Aus-
bildung bis zum Doktorgrad speziell für Krankenschwestern an.

Vor allem in Berlin erkannten die Ärzte gegen Ende des 19. Jahrhunderts
ganz die Krankenpflege als wissenschaftliches Betätigungsfeld. Dr. Martin
Mendelsohn habilitierte sich 1895 mit einer Abhandlung über „Kranken-
pflege und spezifische Therapie“ zum Privatdozenten für innere Medizin.
Krankenpflege wurde hier ein eigenständiger, allerdings ärztlich-wissen-
schaftlicher Forschungszweig (Wolff und Wolff 1994).

Steigende Anforderungen im beruflichen Alltag

Mit dem 1997 erlassenen Gesundheits- und Krankenpflegegesetz (GuKG,
1997) hat Österreich ein zukunftsweisendes Gesetz erhalten, das eine wich-
tige Voraussetzung bildet, um den Herausforderungen im gegenwärtigen
Gesundheitssystem entsprechend begegnen zu können. In diesem Gesetz
sind die Bedingungen formuliert, die der Berufsgruppe der Gesundheits-
und Krankenpflegeberufe den Übergang vom Heil-Hilfsberuf zu einem
selbständigen Gesundheitsberuf ermöglichen. Die Bestimmungen dieses
Gesetzes stellen eine wichtige Voraussetzung für die Professionalisie-
rungsbestrebungen der Pflege dar. In ihm werden u. a. das Berufsbild fest-
gelegt, das eigenverantwortliche, mitverantwortliche und interdisziplinäre
Arbeitsbereiche vorsieht; Berufspflichten und -rechte; Berufsberechtigung
und -ausübung und die Regelung der verpflichtenden Fortbildung (vgl.
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Chrysanthos u. a., 1999; Janig & Süssenbacher, 2002). Dieses Gesetz kann
als „Meilenstein“ in der Geschichte der österreichischen Gesundheits- und
Krankenpflege bezeichnet werden. So werden in der Grundausbildung
nunmehr Grundlagen der Pflegewissenschaft und Pflegeforschung unter-
richtet, gedacht als Voraussetzung dafür, dass Angehörige dieses Berufes
ihre Pflegetätigkeiten nach einer wissenschaftlich anerkannten Pflegetheo-
rie ausführen und somit zur Weiterentwicklung der Pflegepraxis durch for-
schungsorientiertes Denken befähigt werden können (vgl. Kriegl, 1999,
S. 271). Dies alles aber nach nur zehn Jahren schulischer Vorbildung und
ohne ausreichend mit Propädeutik vertraut zu sein.

Was die verstärkten Anforderungen im Berufsfeld der Gesundheits- und
Krankenpflege betrifft, so ist immer wieder darauf hingewiesen worden,
wie hoch die Belastungen der Angehörigen dieser Berufsgruppe sind. Hof-
mann gibt dazu schon 1989 einen umfassenden Überblick: es sind dies phy-
sikalische Belastungen (Heben, Tragen, Umlagern von Patienten, Arbeiten
in Zwangshaltung), biologische (mikrobielle Expositionen, Viren, Würmer,
Bakterien, Pilze), chemische (Chemikalienexposition, z. B. Formaldehyd,
Narkosegase, Zytostatika, zahlreiche Arzneimittel) und psychische (durch
Pflege von Schwerkranken und Sterbenden, Nacht- und Schichtarbeit).

Um die berufsbedingten psychomentalen Belastungen des Pflegepersonals
herabzusetzen, sind nach Widmer (1988) insbesondere vier präventive
Maßnahmen erfolgreich:

• Auswahl, Schulung und Weiterbildung der Vorgesetzten auf allen Hier-
archiestufen verbessern ihre Qualifikation und die Arbeitszufriedenheit;

• größere fachliche und persönliche Sicherheit zu erwerben reduziert die
Unzufriedenheit. MitarbeiterInnen mit geringer Ausbildung resignieren
eher als solche, die eine bessere Aus- und Weiterbildung genießen;

• die Klärung des Verhältnisses zwischen dem Krankenpflegepersonal
und den Ärzten. Der größte Stressfaktor – ärztliche und pflegerische Vor-
stellung über die Behandlung klaffen auseinander – wird geringer, wenn
es zu einer einvernehmlichen, nicht ausschließlich von naturwissen-
schaftlich-technisch-symptomorientierten Betrachtungsweise des Pati-
enten und seiner Krankheit kommt;

• auf der politischen Ebene geht es darum, diese drei Forderungen mate-
riell und ideell zu unterstützen (Widmer, 1988).

Mögliche Auswirkungen der Akademisierung
Gruber & Kastner (2005) stellen in ihrer aufschlussreichen Untersuchung
fest, dass 
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• eine zukunftsfähige akademische Ausbildung im Gesundheits- und
Pflegebereich nur an Fachhochschulen und Universitäten sinnvoll
erscheint;

• praxisorientierte akademische Ausbildungen im Gesundheits- und Pfle-
gebereich an Fachhochschulen und wissenschaftlich-disziplinorientierte
Ausbildungen an Universitäten  angesiedelt werden sollten;

• die Akademisierung des Berufsfeldes Gesundheit und Pflege tief grei-
fende Strukturänderungen des bestehenden Ausbildungssystems erfor-
dert und 

• eine nachhaltige Professionalisierung des Berufsfeldes ohne Einbindung
der Grundausbildung für den gehobenen Dienst für Gesundheits- und
Krankenpflege in die Akademisierung nicht gelingen kann (Gruber &
Kastner, 2005, S. 15 f).

Um die Frage der möglichen Wirkungen einer akademischen Ausbildung
für Pflegeberufe und medizinisch-technische Berufe beantworten zu kön-
nen, empfiehlt es sich zu überlegen, ob es diesen Berufsgruppen grundsätz-
lich möglich ist, Forschungskompetenz, aber auch Managementkompe-
tenz zu erwerben und sie zu fördern. In mehreren Studien sind Janig und
Süssenbacher dieser Frage nachgegangen, da ihre Beantwortung doch
einen wichtigen Bestandteil jener Information darstellt, die vor der Forde-
rung nach und Planung von akademischen Ausbildungen gegeben sein
muss.

Für die Gesundheits- und Krankenpflege gilt, dass die Mitarbeiter in
hohem Ausmaß persönliche, emotionale und empathische Kompetenz
gleichsam als Voraussetzung für ihre Arbeit mitbringen müssen. Hier ist
die gegenwärtige Ausbildung von Schwestern und Pflegern zu bedenken,
die ja nicht auf akademischem Niveau ausgerichtet ist, sondern die Schü-
lerInnen sind angehalten, innerhalb eines sehr breiten und detaillierten
Ausbildungskonzepts die Ideale von Verantwortung und Altruismus
umzusetzen. Trotz ihrer Bereitschaft zu verantwortlichem, Beziehung stif-
tendem und fachlich hoch qualifiziertem Handeln leiden sie häufig unter
den Gefühlen von Ungeschütztsein (vgl. Janig & Süssenbacher, 1999).

Studierende in postsekundären, universitären Bildungsangeboten, die aus
den Pflegeberufen und aus psychosozialen Berufen kommen, können posi-
tive persönlichkeitsstützende und auf wissenschaftliches Denken vorbe-
reitende Erfahrungen machen. Sie haben z. B. auf die Erwartung verzich-
ten gelernt, sie könnten „Rezepte“ für ihren professionellen Bedarf erhal-
ten. Stattdessen zeigen sie verstärkt internale Kontrollüberzeugungen mit
erhöhter Autonomie und aktiver Handlungsorientierung: Insbesondere
Studierende mit hoher Internalität – das sind jene, die sich in ihren Hand-
lungsvollzügen als selbstbestimmt empfinden und leistungsorientiert sind
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– profitieren vom Erwerb wissenschaftlicher Fertigkeiten (vgl. Janig & Süs-
senbacher, 2002).

Die Studierenden akzeptieren während des Lehrgangs zunehmend die
Bedeutung und den Sinn wissenschaftlichen Vorgehens und eignen sich
die Techniken des wissenschaftlichen Arbeitens an (vgl. Süssenbacher &
Janig, 1998). Der Schritt von der Triade Alltagswissen – Protowissenschaft
– technisches Wissen wird den betroffenen Pflegefachkräften möglich,
wenn neben den kognitiven Erwerbungen auch die emotionale Bereitschaft
geweckt wird, sich auf die Anstrengung wissenschaftlicher Tätigkeit ein-
zulassen. Die Ziele „wissenschaftlicher“ Ausbildung von Führungskräften
scheinen nach diesen Erfahrungen erreichbar.

Die TeilnehmerInnen haben während des Lehrgangs sehr rasch jene Tech-
niken des wissenschaftlichen Arbeitens erworben, die es ihnen ermögli-
chen, wissenschaftliche Arbeiten systematisch und kritisch durchzuarbei-
ten, zu prüfen und die Ergebnisse gegebenenfalls in ihrem Beruf umzuset-
zen. Diese Veränderungen der Lernstrategien gestalten sich ähnlich jener
von regulär an einer Universität Studierenden (vgl. Moschner, 2000). Auch
verändern sich die Einstellungen zum Wissenschaftsbetrieb im Laufe des
Lehrgangs: Wissenschaftliche Tätigkeiten werden zunehmend bejaht und
anfängliche Zweifel, ob Wissenschaft etwas Positives leistet oder Fort-
schritt bringt, nehmen ab.

Die Stärkung ihrer Managementqualitäten zeigt sich u. a. durch größere
Kontaktsicherheit durch Leistungsorientierung und klare Vorstellungen
von der Berufstätigkeit sowie der ihnen zukommenden Rolle dabei. Letz-
tere ist ja gekoppelt mit hohem Verantwortungsbewusstsein und Hilfsbe-
reitschaft. Die TeilnehmerInnen entwickeln im Verlauf von vier Semestern
starke Managerqualitäten – vergleichbar mit jenen von Managern in der
Wirtschaft (Kasper, 1985; Lepold & Böhret, 1987; Mörth & Söller, 2006;
Sigrist, Hüffer & Laege, 2005). Wenngleich sie starke ManagerInnenqua-
litäten entwickeln, zeichnen sie dennoch jene sozialen Merkmale ihres
Berufes aus, die als wichtige Voraussetzungen für eine erfolgreiche Berufs-
bewältigung im pflegerischen Bereich gelten – hohe Verantwortung und
große Hilfsbereitschaft. Akademische Ausbildung verhindert nicht, son-
dern im Gegenteil bestärkt sie in ihren stabilen Merkmalen (vgl. Süssenba-
cher & Janig, 1998). 

Obwohl TeilnehmerInnen an solchen berufsbegleitend organisierten Stu-
diengängen objektiv gesehen – samt den oft ungewohnten Lern- und Prü-
fungsbedingungen – zusätzlich zu ihrer Berufsarbeit verstärkt Stressbe-
dingungen ausgesetzt waren, erlebten sie dennoch eine höhere subjektive
Arbeitszufriedenheit und bewältigten die berufliche und Studienbelastung
leichter; außerdem berichteten sie zu Ende des Lehrgangs über ein positi-
veres Betriebsklima an ihrer Arbeitsstelle.
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Anordnungen und Wünsche ihrer Vorgesetzten sehen sie mit zunehmen-
der Lehrgangsdauer kritischer, sie erleben häufiger als vor Beginn des
Lehrgangs Inkonsistenzen, Unsicherheiten und Widersprüche. Zugleich
aber legen sie viel weniger Wert auf Zuwendungen und Anerkennungen
seitens ihrer Vorgesetzten und Mitarbeiter: sie sind selbständiger, unab-
hängiger und sicherer in ihrem Urteil und ihren Entscheidungen geworden
(Süssenbacher & Janig, 1999).

Mit der – gegenwärtig schon stattfindenden – Akademisierung der medi-
zinisch-technischen Berufe und in Zukunft möglicherweise auch des geho-
benen Dienstes in der Gesundheits- und Krankenpflege werden verschie-
dene Effekte verbunden sein:

Neben den schon angedeuteten Auswirkungen, dass sich die betroffenen
Berufsangehörigen selbstbewusster zeigen können, da sie sich in ihren
praktischen Tätigkeiten durch eine wissenschaftliche Fundierung ihres
Berufes „geschützt“ fühlen können, werden sie sich wahrscheinlich auch
als selbstwirksamer erleben. Zudem ist zu erwarten, dass ihre Bereitschaft,
zu kooperieren und dabei sachliche Auseinandersetzungen zu führen,
gegeben ist, ohne dabei ihre Grundhaltung, verantwortlich zu handeln und
hilfsbereit zu sein, zu verlieren.

Es wird durch eine zunehmende Akademisierung zwangsläufig in mehr-
facher Hinsicht ein Wettbewerbsmoment in diese Berufsgruppen einkeh-
ren. Studierende werden von den Fachhochschulen – an denen die berufs-
praktischen Studien absolviert werden können – nicht nur aus dem eige-
nen Bundesland angeworben werden, sondern aus allen und auch aus dem
Ausland. Der freie Wettbewerb wird nicht nur für die Fachhochschulen als
Ausbildungsstätten gelten, er wird auch für die Dienstgeber gelten. Diese
werden sich aus dem Angebot der AbsolventInnen die ihnen geeigneten
aussuchen (können). Das bedeutet aber auch für die AbsolventInnen, dass
sie sich am „Markt“ bewähren müssen und eine größere Flexibilität in
Bezug  auf ihren Dienst- und Wohnort aufweisen werden müssen. Es fin-
det eine noch größere Trennung zwischen Dienstgeber und Ausbildner
statt.

Schon während der Umstellung sind einige schwierige Situationen zu
bewältigen. Gruber und Kastner (2005) sprechen davon, dass die Akade-
misierung tief greifende Strukturänderungen des bestehenden Ausbil-
dungssystems erfordern werden. Das betrifft nicht nur die curriculare
Gestaltung mit all den an Schulen unüblichen Merkmalen wie Leistungs-
punkte (ECTS), modularen Darstellungen, externen Qualitätskontrollen
u. a. Es gilt auch die pädagogischen und akademischen (Nach-)Qualifika-
tionen der Lehrenden sicherzustellen, um Ansprüche der Fachhochschul-
Standards zu erfüllen.
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Innerhalb der Fachhochschulen werden viele Fragen auftauchen, die sich
mit der Überführung etwa der medizinisch-technischen Akademien in die
hochschulische Organisation und Kultur ergeben. Möglicherweise kann es
zu einem „Kulturschock“ kommen, wenn Mitarbeiter und Studierende aus
gesundheitsbezogenen Lehrgängen, die unter Landesverwaltung organi-
siert waren, plötzlich auf eine wirtschafts- und technikdominante Fach-
hochschule treffen, die weitgehend selbst organisiert, innerhalb des Rah-
mens des Fachhochschulstudiengesetzes autonom Lehre und Forschung
betreibt. Technische Berufe, die auf die freie Marktwirtschaft vorbereitet
werden, treffen auf gesetzlich regulierte Berufsfelder. Viele Entschei-
dungsbefugnisse (Anrechnungsfragen, Lehrveranstaltungsgestaltung,
Forschungsinitiativen, organisatorische und Verwaltungsangelegenheiten
u. a. m.) sind innerhalb des Studiengangs bzw. innerhalb der Hochschule
angesiedelt. 

Bauer u. a. (2003) sprechen davon, dass durch die Umstellung der medizi-
nisch-technischen Akademien in Fachhochschul-Studiengänge es zu einem
deutlichen Qualitätsvorsprung in der Ausbildungsqualität gegenüber
„hausgemachter“ Ausbildung kommen wird, bedingt durch die externe,
normierte Qualitätssicherung und Benchmarking mit anderen Ausbil-
dungsstätten (vgl. Bauer u. a., 2003, S. 62).

Resümee

Im beruflichen Umfeld der Gesundheits- und Krankenpflege hat es schon
mehrere Initiativen gegeben, um die Grundausbildung im Sinne der Bil-
dungspyramide anzuheben. Dies ist bislang nicht gelungen. Eine der letz-
ten war die des Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen zur Aus-
bildungsreform für Pflegeberufe im Jahr 2005. Andererseits haben sich
hochschulische und universitäre Ausbildungen in den „Randbereichen“
bereits etabliert. 1995 hat die Universität Klagenfurt – als zweite öster-
reichische Universität – einen interdisziplinären Universitätslehrgang für
leitende Fachkräfte im Gesundheitswesen eingerichtet. In diesem wurden
nicht nur Angehörige des Gesundheits- und Krankenpflegeberufs im Sinne
der Sonderausbildungsverordnung für Führungsaufgaben ausgebildet,
sondern es haben auch Ärzte, Verwaltungsbedienstete der Krankenhäuser
und Angehörige der medizinisch-technischen Berufe daran teilgenommen:
ein Novum im Hinblick auf die Kooperation der Berufsgruppen in den
Krankenhäusern.

Bald danach – 1998 – hat die Fachhochschule Kärnten den Antrag auf Ein-
richtung eines Fachhochschulstudiengangs für „Gesundheits- und Pfle-
gemanagement“ eingereicht, der 2001 genehmigt wurde; der Studienbe-
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trieb wurde 2002 aufgenommen. Die Fachhochschule Kärnten war damit
die Vorreiterin für hochschulische Ausbildungen im Gesundheitsmanage-
ment, die erste österreichische Fachhochschule, die einen derartigen Stu-
diengang für Gesundheitsmanagement eingereicht hatte. Auch dieser Stu-
diengang, den es in der Zwischenzeit als Vollzeit-Studiengang und als
berufsbegleitenden Studiengang gibt, ist vom BMGF in der entsprechen-
den Verordnung als gleich gehaltener Studiengang gem. § 72 des GuKG
anerkannt. Das bedeutet, die für Führungsaufgaben in Krankenanstalten
und Pflegeheimen gesetzlich vorgeschriebene Sonderausbildung kann
auch an der Hochschule abgelegt werden.

Auch an den Universitäten Graz, Wien und Innsbruck gibt es in der Zwi-
schenzeit Studiengänge für Pflegewissenschaft; hier wird allerdings noch
die Zukunft weisen müssen, in welche Richtung die Ausbildungsziele
gerichtet werden. Sinnvollerweise wird man wohl, wie Gruber & Kastner
(2005) festhalten, die berufspraktische Ausbildung an den Fachhochschu-
len und die wissenschaftlich-disziplinären Fächer an den Universitäten
einrichten. Hier sind noch viele koordinierende, konzeptuelle, organisato-
rische u. a. Fragen zu klären. Die Erfahrungen mit der Umstellung der
medizinisch-technischen Akademien und Hebammen-Akademien in
Bachelor-Studiengänge, die seit kurzem möglich ist und in einigen Bun-
desländern bereits umgesetzt wird, werden richtungweisend sein, ob und
wie es zu einer grundlegenden Ausbildungsreform der Gesundheits- und
Krankenpflegeberufe in Österreich und somit auch in Kärnten kommen
wird.

Anmerkung:

1 Vgl. zu den folgenden Ausführungen Rajabally (1994).
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Bringfriede Scheu/Otger Autrata

Gestaltung des Sozialen und die soziale
Kommunalpolitik1

Meistens wird die Zuständigkeit und Verantwortlichkeit für eine Gestal-
tung der sozialen Situation in Kommunen, wenn sie denn überhaupt für
möglich gehalten wird, bei der Politik gesehen. Begrifflich gibt es dabei
sowohl die Wendung der „sozialen Kommunalpolitik“ wie der „kommu-
nalen Sozialpolitik“. Leicht unterschiedlich ist dabei die Akzentsetzung:
Der Begriff der sozialen Kommunalpolitik betont die soziale Dimension
der gesamten Kommunalpolitik, also beispielsweise auch soziale Implika-
tionen der Wohnungsbau- und Verkehrspolitik; kommunale Sozialpolitik
bezieht sich – an sich – auf den engeren Bereich der Sozialpolitik. Diese
Unterscheidung ist allerdings nicht durchgängig. Es finden sich auch sehr
breite Auffassungen des Begriffs der kommunalen Sozialpolitik: „Kom-
munale Sozialpolitik ist ein Politikfeld, das nachhaltig durch Prozesse des
politischen und sozialen Wandels geprägt wird. Sie ist somit zugleich ein
Betätigungsfeld für sozial und politisch motivierte BürgerInnen, ein
Gegenstand sozialpolitischer Kontroversen und eine Institution zur
Erbringung öffentlicher Sozialaufgaben.“2

Kommunale Sozialpolitik muss oder kann also nicht ausschließlich Auf-
gabe von (Sozial-)PolitikerInnen sein, sie verlangt gerade angesichts gesell-
schaftlicher Wandlungsprozesse, von gravierenden und ungeklärten sozia-
len Problemen und einer eingeschränkten Handlungsfähigkeit klassischer
Sozialpolitik durch mangelnde finanzielle Möglichkeiten nach neuen
Handlungsträgern und neuen Realisierungsformen. Klarzustellen ist, dass
mit dem Hinweis auf neue Notwendigkeiten die schon eingeführten Auf-
gaben nicht überflüssig geworden sind: Soziale Sicherung durch finanzi-
elle und personelle Unterstützungsleistungen bleibt eine Notwendigkeit.
Finanzielle und personelle Unterstützung in Notlagen kann aber nur die
Notlagen lindern, sie erreicht nicht eine umfassendere (Neu-)Gestaltung
des Sozialen.

Gestaltung des Sozialen und die Soziale Arbeit
Eine vorausschauende, auch geplante Gestaltung des Sozialen findet frei-
lich selten statt. Auch die Soziale Arbeit, aus deren Horizont der vorlie-
gende Beitrag stammt, hat sich in ihrer geschichtlichen Entwicklung auf die
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Hilfe in sozialen Notlagen konzentriert. Der Blick auf die Entstehung die-
ser Notlagen oder die Orientierung hin auf die Gesamtheit der sozialen
Situation fehlt der Sozialen Arbeit meist. In einem Modellprojekt, das von
2004 bis 2006 in Kärnten realisiert wurde, wurde die Überlegung, wie
Soziale Arbeit sozial gestalten könnte, theoretisch und praktisch verdich-
tet. Das Projekt trug den Titel „Soziale Arbeit und die Gestaltung des Sozia-
len“ und wurde aus Mitteln von Interreg IIIA gefördert. Zwei Projektpart-
ner haben das Projekt in Kärnten gemeinsam durchgeführt: der Studien-
gang Soziale Arbeit der Fachhochschule Technikum Kärnten und das Rot-
tenburg-Feldkirchner Institut für subjektwissenschaftliche Sozialfor-
schung (RISS).

Ein erster Schritt in der Durchführung des Modellprojekts war die kon-
zeptionelle Fixierung eines erweiterten Paradigmas für die Soziale Arbeit,
das auch den Bereich der Gestaltung des Sozialen einbezieht. Die Soziale
Arbeit setzt in ihrer gebräuchlichen Form mit einem fachlich entwickelten
und professionellen Hilfsangebot an. Sie hat Problemlagen typisiert und
Strategien entfaltet, wie damit umzugehen ist. Damit kann Soziale Arbeit
ein breites Repertoire an Handlungsformen einsetzen, das sich auf indivi-
duelle Problemlagen bezieht. Um es am Feld der Jugendwohlfahrt deutlich
zu machen: Soziale Arbeit kann hier in Abwägung der Problemlage mit
Beratung oder mit Heimerziehung reagieren. Möglicherweise werden
diese oder andere Formen der Jugendwohlfahrt auch miteinander kombi-
niert. Ein entscheidender Nachteil von Sozialer Arbeit, wenn sie so auf Pro-
bleme reagiert, ist der, dass sie jeweils erst nach dem Entstehen des Pro-
blems ins Spiel kommt. Die Schwierigkeiten eines Jugendlichen oder einer
anderen Person sind schon so weit gediehen, dass sie weder allein noch mit
der Unterstützung ihrer Lebenswelt damit umgehen können. Aufgabe
Sozialer Arbeit ist es dann, solche Problemlagen wieder zu beheben. Zu
unterstreichen ist, dass eine solche Aufgabenstellung gesellschaftlich und
individuell wichtig ist. Es ist eine soziale Errungenschaft, dass bei eintre-
tenden Problemen der Lebensführung neben Sozialer Sicherung auch
Soziale Dienste Unterstützung geben.

Es ist aber auch der Nachteil zu beachten, dass soziale und individuelle
Probleme erst dann erkannt und bearbeitet werden, wenn sie sich schon
ausgebildet haben und auffällig geworden sind. Es wird nicht oder höchs-
tens auf Subjekte bezogen reflektiert, warum bestimmte Probleme entste-
hen. Es wird nicht darauf abgehoben, den sozialen Kontext ausführlich zu
beleuchten, aus dem heraus solche Probleme entstehen. Soziale Arbeit
bleibt dann weitgehend reaktiv.

Anhand zweier sich ergänzender Merkmale kann Soziale Arbeit sich in
eine grundsätzlich andere Position bringen. Einmal ist das die sozialräum-
liche Gestaltung und zweitens ist das die Förderung von verallgemeiner-
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ter Partizipation. Erreicht wird damit ein anderer Zugang zum individuel-
len und sozialen Leben. Es ist davon auszugehen, gerade auch angesichts
krisenhafter gesellschaftlicher Entwicklungen und ihrer Auswirkungen
auf individuelle Existenzen, dass die Lebensführung und Lebensbewälti-
gung von Menschen problembehaftet ist. Die Realität ist weit von sozialen
Utopien entfernt. Die Situiertheit des Sozialen ist dazuhin weitgehend
einem gestaltenden Verständigungsdiskurs entzogen, ergibt sich als unge-
plantes Abfallprodukt anderer gesellschaftlicher Entwicklungen. Konse-
quenz daraus ist, dem entgegenzusteuern, um eine gesellschaftlich-nach-
haltige Entwicklung zu erreichen: Soziale und individuelle Lebensmög-
lichkeiten sollen einen solchen Status erreichen, dass sowohl aktuell wie
auch zukünftig humane Lebensqualität erreicht wird. Nachhaltigkeit und
Lebensqualität sind dabei als Begriffe aufzufassen, die nicht abschließend
definierbar sind, deren Bedeutung dadurch aber nicht geschmälert ist. Sie
verlangen den sozialen Diskurs, um ihre Bedeutung mit Inhalt zu füllen.

Um einer solchen gesellschaftlich-nachhaltigen Entwicklung näherkom-
men zu können, wird eine Paradigmenerweiterung der Sozialen Arbeit
vorgeschlagen. Der erste Ansatzpunkt dabei ist die Gestaltung des Sozial-
raums. Soziale Arbeit aus dieser Warte beschäftigt sich nicht mit dem
Ergebnis von Fehlentwicklungen des Sozialraums, sondern wirkt auf die
Entwicklung selbst korrigierend ein. Gegenstände wie Gewalt, Ausgren-
zung oder Entwurzelung werden als auf Ursachen basierend aufgefasst.
Nicht individuelles Abweichen vom Gesellschaftlich-Normalen bildet den
Gegenstand Sozialer Arbeit, vielmehr ist die gesellschaftliche Situiertheit
und ihre Auswirkungen auf individuelles Leben insgesamt Thema. Dies
wird im Horizont des überschaubaren Sozialraums angegangen, ohne
natürlich den Blick auf größere Zusammenhänge zu verlieren. Insofern
wird hier dem Prinzip der Lokalen Agenda 21 gefolgt, die globale Pro-
blemstellungen sieht, die aber über lokale Prozesse zu bearbeiten sind. Die
angestrebte sozialräumliche Gestaltung geht dabei großenteils andere
Wege als die konventionelle Kommunalpolitik, die ja auf Formen parla-
mentarisch-repräsentativer Demokratie basiert. Weitergeführt wird damit
die Vorstellung, durch eine Bündelung und Versammlung gesellschaftli-
cher Kräfte einen gesellschaftlichen Diskurs herzustellen. Die Gestaltung
des Sozialraums, wie sie hier vorgeschlagen wird, schöpft wesentlich aus
den Quellen der Wissenschaftlichkeit und Fachlichkeit. Aus diesem Grund
wird auch der Sozialwissenschaft, hier als Sammelbegriff für die Diszipli-
nen Psychologie, Soziologie, Politologie, Erziehungswissenschaft, (Empi-
rische) Kulturwissenschaft und andere mehr verwendet, und der Sozialen
Arbeit eine wesentliche Position zugedacht: Sie werden als wichtige Mög-
lichkeiten gesehen, Erkenntnisse über den Sozialraum zu gewinnen und
den Gestaltungsprozess als Kooperationsvorhaben von Fachleuten und
BürgerInnen zu organisieren.
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Der zweite Ansatzpunkt ist der über die Förderung von verallgemeinerter
Partizipation. Das geht wiederum davon aus, dass menschliches Handeln
als sozial und gesellschaftlich zu verstehen ist. Der Ausschluss von der Par-
tizipation am sozialen und gesellschaftlichen Leben führt zu Einbußen an
Lebensqualität, häufig auch zu problematischen Reaktionen der Betroffe-
nen. Die Förderung von Partizipation setzt damit an der grundsätzlichen
Konstituiertheit individuellen und gesellschaftlichen Lebens an: Der
Zusammenhang zwischen Gesellschaftlichkeit und Individualität steht auf
dem Prüfstand. Wo dieser Zusammenhang unzureichend ist, eine produk-
tive Bezugnahme von Subjekten auf die Gesellschaft nicht möglich ist, tre-
ten Ausschlussprozesse und Probleme auf. Die Förderung von Partizipa-
tion greift aber primär nicht entstandene Problemlagen auf, sondern arbei-
tet an der Passung von Subjekten und Gesellschaft als solcher. Partizipa-
tion wird dabei in ihrer theoretisch eingeführten Form der verallgemei-
nerten, damit solidarischen Partizipation gemeint: Nicht eine partikulare
Partizipationsförderung, die Einzelnen die Durchsetzung ihrer Interessen
über die Partizipation an gesellschaftlichen Möglichkeiten gestattet, son-
dern eine Partizipation, die eine gemeinsame Verbesserung von Lebens-
qualität anstrebt, wird dabei verfolgt. 

Über die Arbeit an den beiden Elementen der sozialräumlichen Gestaltung
und der Förderung verallgemeinerter Partizipation verlagert Soziale
Arbeit ihren Schwerpunkt. Sie behält den Bereich der Sozialen Arbeit als
Unterstützungsleistung, die für die Bearbeitung sozialer Probleme zustän-
dig ist, bei. Sie übernimmt aber auch ein zusätzliches Arbeitsgebiet, auf
dem sie dann auch andere Kompetenzen einsetzen muss. Im Bereich der
Auseinandersetzung mit der Beschaffenheit des sozialen und gesellschaft-
lichen Lebens insgesamt wird sie zur erkenntnisvermittelnden und orga-
nisierenden Instanz. In der Tendenz rückt sie damit auch von den gesell-
schaftlichen Rändern, in denen es um Absturz und seine Verhinderung
geht, zur gesellschaftlichen Mitte vor, die die Organisation der Zugehörig-
keit und ihrer Formen regelt.

Diese neue Aufgabenstellung Sozialer Arbeit wäre schon in der Vergan-
genheit und Gegenwart eine notwendige gewesen. Es ist aber sehr plausi-
bel, dass in der Zukunft die Dimension der Partizipation und der Gestal-
tung des Sozialraums von großer Bedeutung sein wird und gleichzeitig vor
großen Schwierigkeiten steht. Die gesellschaftliche Analyse zeigt, dass die
Positionierung der Subjekte offener geworden ist: Eine Biografisierung
individueller Entwicklung ist üblich geworden. Damit wird aber Positio-
nierung und sich daraus ableitende Partizipationsmöglichkeiten zur
Bewältigungsaufgabe einzelner Menschen, die sich auch weniger auf tra-
ditionelle Vorgaben und Instanzen stützen können. Die Auseinanderset-
zung mit Partizipation betrifft so nicht (mehr) vorwiegend absturzbe-
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drohte Menschen am gesellschaftlichen Rand. Partizipation und ihre Orga-
nisation wird zum Thema im gesellschaftlichen Mainstream. Partizipation
in enttraditionalisierter Form ist also offener in ihrer Ausformung, eine
lebensweltliche Organisation wird dadurch schwieriger: Daraus ergeben
sich Notwendigkeiten, diesen Prozess durch eine externe Einrichtung zu
begleiten und zu stützen: Wenn die Entfaltung von Partizipation durch die
Subjekte allein und auch mit Unterstützung ihrer Lebenswelten nur unzu-
reichend herzustellen ist, werden institutionalisierte Förderformen wich-
tig.

Auch die sozialräumliche Gestaltungskraft hat nachgelassen: Die Fähigkeit
der Sozialräume, sich selbst zu gestalten und mit gesellschaftlichen Verän-
derungen auseinanderzusetzen, ist im Rückgang. Die Bindungskraft tradi-
tioneller Organisationen wie der Vereine lässt nach, und wenn sie noch Mit-
glieder haben, sehen die die Organisation eher als Serviceeinrichtung. Sozi-
alräumliche Gestaltung wird auch unter dem Gesichtspunkt der staatli-
chen Deregulierung sozialer Probleme infolge mangelnder finanzieller
Kapazitäten problematisch. Der Gestaltungsanspruch geht zurück, der
Verwaltungsanspruch, dem Leitstern niedriger Kosten nachfolgend,
nimmt zu. Vorhandenes BürgerInnenengagement tut sich noch schwer,
entsprechende Funktionen zu übernehmen. Auch hier zeichnet sich eine
Situation ab, die fachliche Unterstützung verlangt.

Das könnte eine Soziale Arbeit sein, die verallgemeinerte Partizipation för-
dert und in der Gestaltung des Sozialraums umsetzt. Sie kann nicht ver-
sprechen, alle Menschheitsprobleme zu lösen. Sie kann allerdings ein
Instrumentarium und eine Kompetenz anbieten, die angesichts einer
schwierigen gesellschaftlichen Situation von hoher Bedeutung sind.

Strukturprinzipien des Modellprojekts

Die grundlegenden Überlegungen, wie eine Soziale Arbeit zu konzipieren
ist, die das Soziale gestaltet und dabei auch verallgemeinerte Partizipation
von BürgerInnen fördert, wurden vorstehend dargestellt. Diese Überle-
gungen wurden für das Projekt „Soziale Arbeit und die Gestaltung des
Sozialen“ zu drei grundlegenden Strukturprinzipien verdichtet.

Den Ausgangspunkt bilden sozialwissenschaftliche, sozialräumliche Ana-
lysen. Wie für andere Bereiche – zu nennen sind beispielhaft die Stadtpla-
nung und -entwicklung –, ist es für eine langfristig gedachte, zukunftsori-
entierte Soziale Arbeit unabweisbar, dass sie als Grundlage für ihr Handeln
sozialräumliche Analysen braucht. Um die Hintergründe sozialer Pro-
bleme erkennen zu können, damit auch über die Entstehung dieser Pro-
bleme Bescheid zu wissen, benötigt die Soziale Arbeit regionale und sozi-
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alräumlich orientierte Analysen. Dass regionalisierte, kleinräumige sozial-
wissenschaftliche Studien notwendig sind, ergibt sich aus der regionalen
Spezifik sozialer Gegebenheiten: Die Jugendsituation in Wien oder im
Lesachtal unterscheidet sich doch beträchtlich, die soziale Situation ist in
Feldkirchen in Kärnten, einem der Standorte des Projekts „Soziale Arbeit
und die Gestaltung des Sozialen“, anders als in Kärntens Landeshauptstadt
Klagenfurt. Man kann nicht einfach auf große Jugendstudien wie das öster-
reichische Jugendradar3 oder andere sozialwissenschaftliche Analysen
zurückgreifen und davon ausgehen, damit sei die regionale oder lokale
Situation ausreichend abgeklärt. Für eine Gestaltung des Sozialen werden
präzisere und kleinräumigere Informationen benötigt, die erst durch ihre
regionale Begrenztheit adäquate regionale Perspektiven erkennen lassen. 

Weiterhin sind solche regionalen sozialwissenschaftlichen Studien auch
sozialräumlich anzulegen. Eine politisch-rechtliche oder geografische
Raumdefinition muss sich nicht mit sozialen und subjektiven Raumdefini-
tionen decken. Die Aneignung von Räumen durch Menschen folgt ande-
ren Kriterien, kann bezüglich eines politisch-rechtlich definierten Raums
wie einer Stadt auch nur ausschnitthaft erfolgen, wie das beispielsweise
das Inselmodell von Zeiher vorsieht4. Es ist auch der Sozialraum mit seinen
komplexen Strukturen und funktionalen Verflechtungen, in dessen Kon-
text sich soziale Probleme, aber auch Stärken entfalten. Die Kenntnis über
die Entstehung von Problemen in diesem zusammenhängenden System
verleiht der Sozialen Arbeit die Möglichkeit, gezielter mit auftretenden
Problemen umgehen zu können; die analytische Aufarbeitung des Sozial-
raums gibt der Sozialen Arbeit aber auch die Möglichkeit, präventiv zu
arbeiten und so Probleme gar nicht erst entstehen zu lassen.

Wie ist tatsächlich die regionale sozialräumliche Situation beschaffen, das
gilt es abzuklären. Hierbei ist durchaus auch eine Abwägung zwischen vor-
findbaren Idyllisierungen und Krisenbeschwörungen vorzunehmen und
zum sächlichen Gehalt vorzustoßen. Gegebenheiten werden nicht behaup-
tet, sondern über entsprechende Methoden belegt. Damit bildet gerade die
sozialwissenschaftlich geprägte Situationsauffassung eine Folie, die die
Auseinandersetzung der Subjekte im Sozialraum mit sich selbst, mit seiner
Beschaffenheit, anstoßen kann. Die sozialwissenschaftliche Situationsauf-
fassung hat damit die Aufgabe, den sozialräumlichen Diskurs zu forcieren,
aber auch zu qualifizieren.

Die Feststellung der Notwendigkeit regionaler, sozialraumorientierter und
sozialwissenschaftlicher Analysen ist keine Behauptung, die lediglich ein
Arbeitsbeschaffungsprogramm für die Soziale Arbeit begründet. Richtig
ist, dass sozialwissenschaftliche Analysen zeit- und ressourcenaufwändig
sind. Doch sie sind tatsächlich auch notwendig, um Klarheit über die
soziale Ausgangssituation zu schaffen. Häufig wird die Debatte über
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Bedürfnisse und Bedarfe im sozialen Raum auf der Basis von Alltagswis-
sen und ungeklärten Vormeinungen geführt. Das führt aber auch wie-
derum zu Verzeichnungen und der Förderung von Einrichtungen, die
wenig sachgerecht sind. Damit werden langfristig personelle und finanzi-
elle Ressourcen gebunden, die wenig oder nichts mit dem tatsächlichen
Bedarf zu tun haben. Zudem wird auch das Bewertungsmuster gefördert,
politische Maßnahmen orientierten sich nicht an wirklich vorhandenen
Problemlagen und Wünschen der BürgerInnen, sondern hätten sich von
solcher Rationalität gelöst.

Diese allgemein vorgetragenen Überlegungen zu den Chancen einer
sozialwissenschaftlichen Situationsaufschlüsselung als einer Form der
Informationsgewinnung mit besonderer Dignität, da durch die Wissen-
schaftlichkeit Abgesichertheit in den Verfahren und Ergebnissen gegeben
ist, lässt sich an einem Beispiel illustrieren: In der angeführten Jugendstu-
die wurde der Wunsch nach zusätzlichen sportlichen Angeboten am häu-
figsten genannt5. Dieses Ergebnis erntete in der kommunalen Rezeption
viel Widerspruch: Angeführt wurde, dass in Feldkirchen ein großes
Sportangebot der Vereine zur Verfügung steht und die Stadtgemeinde
Sport mit nicht unerheblichen Mitteln fördert. Im Rahmen einer anderen
Studie konnte aufgeklärt werden, dass das Alterssegment der Jugendlichen
in den Sportvereinen Feldkirchens fast gar nicht vertreten ist6. So kann man
als Ergebnis der Situationsanalysen zusammenfassen, dass in Feldkirchen
zwar ein breites Angebot der Sportvereine vorhanden ist, es erreicht aller-
dings das Segment der Jugendlichen kaum. Der Wunsch der Jugendlichen
nach mehr sportlichen Möglichkeiten richtet sich nach anderen Sport- oder
Bewegungsformen, die unter den Vorzeichen der Kommunikation und der
individuellen Gestaltbarkeit stehen. Ein Ausbau der Sportförderung der
Vereine in ihrer bisherigen Struktur und Angebotsform kann zu einer Ver-
änderung der Situation nichts beitragen.

Selbstredend ist die Abklärung einer sozialen Situation nicht immer ein-
fach, da auch subjektive Bewertungen und Orientierungsmuster Einfluss
auf die soziale Situation haben. Die subjektive Ausformung ist aber auch
integraler Bestandteil des Sozialen. Eine soziale Situation ist eben nicht
allein durch bestimmte Kennwerte zu erfassen wie die Zahl der Kinder-
gartenplätze, die Arbeitslosenquote oder die Kriminalitätsbelastung. Das
Soziale konstituiert sich wesentlich dadurch, wie BürgerInnen mit den
Bedingungen und Bedeutungen umgehen, die sie vorfinden, und wie sie –
im Sinne verallgemeinerter Handlungsfähigkeit – Bedingungen und
Bedeutungen umgestalten und verändern können. Das führt zu der weite-
ren Qualität von sozialräumlichen Analysen, dass sie nämlich auch soziale
Diskurse stiften sollen. Es geht dabei einmal um die Bewertung des Ist-
Zustandes, aber auch um die Formulierung von Perspektiven. Wenn Bür-
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gerInnen bei der Gestaltung und Veränderung ihrer sozialen Lebenssitua-
tion beteiligt sein sollen, was ja das Ziel des Projekts „Soziale Arbeit und
die Gestaltung des Sozialen“ ist, müssen sie auch an der Analyse und an
der Festlegung von Zielen beteiligt sein. Die Soziale Arbeit hat dabei eine
begleitende und qualifizierende Funktion: Die sozialräumlichen-sozial-
wissenschaftlichen Analysen bilden hier einen nicht hintergehbaren Aus-
gangspunkt. 

Ein systematisch zweiter Schritt und damit auch ein zweites Strukturprin-
zip des Projekts sind modellhafte Praxisvorhaben. Sie setzen in unter-
schiedlicher Art und Weise die Grundidee um, über Soziale Arbeit sozial-
räumlich zu gestalten und Partizipation zu ermöglichen. Die modellhaften
Praxisvorhaben leiten sich aus den im ersten Schritt erstellten sozialwis-
senschaftlichen Analysen ab, sind nicht beliebige Setzungen. Bei der
genaueren Festlegung, welche Vorhaben in einer modellhaften Praxis
umgesetzt werden sollen, ist die Partizipation von BürgerInnen zentrales
Element. Das leitet sich auch her aus empirischen Ergebnissen der Enga-
gement- oder Partizipationsforschung: BürgerInnen nur in die Ausführung
von Projekten zu integrieren, deren Inhalte und Ziele an anderer Stelle
beschlossen wurden, reduziert die Engagementbereitschaft. Auf die Diffe-
renz zwischen Engagementbereitschaft und tatsächlichem Engagement
weist zum Beispiel eine große Jugendstudie hin: „Interessant ist aber, daß
zwischen der Befürwortung bestimmter politischer Aktivitäten und ihrer
tatsächlichen Ausübung nur eine sehr geringe Korrelation besteht. Die vor-
handene und gar nicht so geringe Befürwortung von gesellschaftlichem
Engagement läßt sich offenbar nicht ohne weiteres in konkretes Handeln
umsetzen. Jugendliche sind zwar durchaus engagementbereit. Aber die
Strukturen und Akteure des politischen Systems sowie die darin gegebe-
nen Möglichkeiten scheinen ihnen offenkundig nicht geeignet, um ein für
sie befriedigendes Ergebnis erwarten zu lassen.“7

Die Vorstellung der Beteiligung von BürgerInnen an modellhaften Maß-
nahmen, die das Soziale gestalten sollen, trifft zwar auf Beteiligungsbe-
reitschaft, muss aber sensibel mit Bedingungen und Bedeutungszuschrei-
bungen der Beteiligung umgehen. Darin gehen frühere Erfahrungen mit
Beteiligung ein, die offensichtlich nicht immer nur positiv waren. Freilich
ist die Soziale Arbeit dabei auch in bestimmtem Sinn im Vorteil: Beteiligung
an Maßnahmen oder Projekten zur sozialen Gestaltung wurde bisher kaum
aus dem Kontext der Sozialen Arbeit angeregt; negative Vorerfahrungen
betreffen also eher gesellschaftliche Felder wie die Politik. Trotzdem sollte
die Soziale Arbeit nicht den Fehler wiederholen und Beteiligungsbereit-
schaft von BürgerInnen leichtfertig ausnutzen. Vielmehr ist die Organisa-
tion von modellhaften Maßnahmen zur Gestaltung des Sozialen verant-
wortungsbewusst vorzunehmen. Die Engagementbereitschaft von Bür-
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gerInnen scheint nämlich eng verwoben zu sein mit Vorstellungen, wie sich
ein solches Engagement darstellen sollte. Engagement als BürgerInnen-
pflicht ist hier wohl nicht abrufbar; dagegen könnte ein bürgerschaftliches
Engagement, das die gestaltenden Möglichkeiten der BürgerInnen zum
Tragen bringt, eher als angemessene und handhabbare Engagementform
akzeptiert werden. 

Deutlich ist sicher auch die Notwendigkeit des dritten Strukturprinzips des
Modellprojekts: Eine umfangreiche Projektevaluation und Begleitfor-
schung. Das erste angesprochene Element zur Abklärung der erzielten Pro-
jektergebnisse ist das der Evaluation. Evaluation als angewandte Form der
empirischen Sozialforschung beschäftigt sich mit der Feststellung von
Erfolg (oder Misserfolg) von Maßnahmen oder Projekten: Es ist – nicht nur
für die Soziale Arbeit – wichtig zu wissen, ob das auch erreicht wird, was
angedacht ist. Das spricht den summativen Aspekt von Evaluation an,
nämlich summierend festzustellen, ob beziehungsweise in welchem Aus-
maß die angestrebten Ziele erreicht werden. Evaluation hatte im Kontext
von „Soziale Arbeit und die Gestaltung des Sozialen“ aber auch formativ
auf das Projekt zurückzuwirken: Teilergebnisse der Evaluation und
Begleitforschung setzten wiederum wichtige Impulse für die Projektsteue-
rung. Man kann formative Evaluation aber auch als wiederholte summa-
tive Evaluationsschritte auffassen, die dann als Information für die weitere
Steuerung von Maßnahmen und Projekten verwendet werden, so dass
letztlich die begrifflichen Unterschiede zwischen summativer und forma-
tiver Evaluation gering sind. Untersuchungen im Horizont der Evaluation
beziehen sich immanent auf die Bemessung des Zusammenhangs zwi-
schen Zielen und Erfolg. Sie können noch nichts dazu aussagen, wie sich
Projektmaßnahmen und ihr möglicher Erfolg zum umgebenden (Sozial-)
Raum verhalten. 

Dies führt zum zweiten angesprochenen Aspekt der wissenschaftlichen
Begleitung der modellhaften Praxen: Die Begleitforschung. Ziel der
Begleitforschung ist es, die Einbettung der modellhaften Praxisprojekte in
den Sozialraum festzustellen. Bleiben sie ein Fremdkörper, gelingt es,
Akzeptanz für die Idee zu finden, dass sozialräumliche Gestaltung unter
Federführung der Sozialen Arbeit wünschenswert ist? Es wäre natürlich
ein bestimmter Projekterfolg, wenn in den Projekten allein der Erfolg sich
einstellt, der angestrebt wird; es wäre aber ein sehr marginaler Erfolg, wenn
das unbeachtet nur im Kontext von Kleingruppen bliebe. Deswegen rich-
tet sich die Begleitforschung auf Fragen der Rezeption des Modellprojekts
„Soziale Arbeit und die Gestaltung des Sozialen“ im Sozialraum. 

Beispiel: Modellhafte Maßnahmen zum Komplex „Jugend und Sport“

Eingeführt wurde die grundlegende konzeptionelle Fassung, welchen Bei-
trag Soziale Arbeit zu einer Gestaltung des Sozialen im kommunalen Hori-
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zont leisten kann. Das wurde fortgeführt durch die Darstellung von Struk-
turprinzipien, wie das in einem Modellprojekt umgesetzt wurde. Damit
vollends vorstellbar wird, zu welcher Projektpraxis das umgeformt wer-
den kann, wird exemplarisch eine modellhafte Maßnahme dargestellt, die
zum Komplex „Jugend und Sport“ in Feldkirchen durchgeführt wurde.

Nach den Ergebnissen der Jugendstudie 2004 und der Sozialraumanalyse
2005, die aus dem Projekt „Soziale Arbeit und die Gestaltung des Sozialen“
heraus realisiert wurden, konnte festgestellt werden, dass sich Feldkirch-
ner Jugendliche ein unverbindliches, individuell zuschneidbares Sportan-
gebot wünschen, wie es beispielsweise an einem nahe gelegenen See mög-
lich ist. Ein solches Sportangebot findet sich allerdings nicht in den Sport-
vereinen. Die Sportvereine, die auf Leistungs- und Wettkampfsport hin ori-
entiert sind, verlieren im Jugendalter (ab 14 Jahre) ihre Bindungskraft bei
Jugendlichen. Der Wunsch Jugendlicher nach sportlicher Betätigung ist
aber dennoch vorhanden8. Die Ableitung eines Projektvorhabens aus den
Ergebnissen der Jugendstudie wurde bei verschiedenen Jugendworkshops
gemeinsam mit den Feldkirchner Jugendlichen besprochen. Bei den
Jugendworkshops wurde die Grundidee eines sportlichen und kommuni-
kativen Innenstadttreffpunkts entwickelt: Dazu brachten die Feldkirchner
Jugendlichen bei dem ersten Jugendworkshop ihre Vorschläge ein.

In dieser Situation zwischen dem Vorliegen von Ergebnissen aus Studien,
die eine erste Richtungsbestimmung für Projekte erbringen, und der
genaueren und partizipativen Ausformung einer Projektidee wurden Hin-
tergrundgespräche geführt. Die Gespräche sollten grundsätzliche Akzep-
tanz für mögliche Projektvorhaben und damit auch potentielle Bünd-
nispartnerschaften ausloten. Die Gespräche wurden vom Projektteam und
Jugendlichen aus der Kerngruppe „Jugend und Sport“ angestoßen.
Gesprächspartner waren zwei Sportvereinsobleute. Ein vernetztes Vorge-
hen, bei dem auf Zustimmung und Unterstützung der Sportvereine zu
zählen ist, schien aussichtsreicher als eine solitäre Initiative von Jugendli-
chen. Beide Sportvereinsobleute bestätigten die Ergebnisse der Jugendstu-
die. Gründe hierfür sehen die Sportvereinsobleute in den erhöhten schuli-
schen Anforderungen, Mobilitätsproblemen, Angst vor Leistungsdruck
und Einengung durch eine Vereinsstruktur. Für die Sportvereine besteht
ein Interessenkonflikt darin, dass sie Jugendliche zum Mannschafts- bezie-
hungsweise Leistungssport bringen wollen. Ob Sportvereine tatsächlich
Breiten- oder Freizeitsport unterstützen möchten, ist unklar. Beide Sport-
vereinsobleute betonten aber ihr Interesse an einer Mitarbeit am Modell-
projekt „Jugend und Sport“ und der Implementierung von nicht vereins-
gebundenen Sportangeboten in der Innenstadt Feldkirchens. 

Nachdem die bei den Jugendworkshops im Grundsatz formulierte Idee
eines Projektvorhabens zum Thema „Jugend und Sport“ auch Zustim-
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mung bei (männlichen) Vertretern der Sportvereine gefunden hatte, wurde
sie von einer Kerngruppe zu einer konkreten Maßnahme ausgefaltet: Die
Modellmaßnahme „Jugend und Sport“ verfolgt das Ziel, einen Treffpunkt
für Jugendliche in der Innenstadt zu errichten, wo eine Mischung zwischen
Bewegung, Kommunikation und Sport für Jugendliche geboten wird. Der
Treffpunkt sollte von keiner bestimmten Sportart abhängig gemacht bezie-
hungsweise vereinsspezifisch beeinflusst werden. So ist das Projekt
„Jugend und Sport“ nicht als Konkurrenz zu den vorhandenen Sportange-
boten zu sehen, sondern als eine Erweiterung des Sport- und Freizeitange-
botes für Jugendliche. 

Beim ersten Jugendworkshop entstand die Idee, exemplarisch das Projekt-
vorhaben „Jugend und Sport“ in Form einer Snowboardparty umzusetzen.
Zur Belebung der Innenstadt im Winter wurde von den Jugendlichen
geplant, einen Snowboardsprungwettbewerb im Amthofpark in Feldkir-
chen zu organisieren. Jugendliche und ProjektmitarbeiterInnen stellten die
Schanze unter Anleitung und Unterstützung eines Snowboardclubs her.
Die Planung umfasste auch die Bewerbung des Events und des Rahmen-
programms. Etwa 200 BesucherInnen, darunter hauptsächlich Jugendliche,
konnten direkt in der Innenstadt einen Snowboardcontest, eine Feuershow
und ein anschließendes Konzert zweier Feldkirchner Jugendbands miter-
leben. Unterstützt wurde die Snowboardparty von der Stadtgemeinde
Feldkirchen und einem Snowboardclub.

Bei „Rock the Snow“ konnten Jugendliche, die das wollten, sich beim
Sprungwettbewerb beteiligen. Eine Anmeldung war nicht unbedingt
nötig. Es konnte auch direkt beim Wettbewerb eine entsprechende Ausrüs-
tung ausgeliehen werden, so dass auch kein Ausschluss für möglicher-
weise weniger langfristig planende Jugendliche gegeben war. Nun sind
Sprünge mit dem Snowboard auf einem engen Gelände und im Licht von
Scheinwerfern und Fackeln, „Rock the Snow“ fand nämlich am Abend
statt, sicher nur etwas für Geübte: Das schafft aber auch Attraktivität für
andere Jugendliche, dabei zuzuschauen. „Rock the Snow“ sollte ja nicht
nur reines Sportevent sein, sondern auch Gelegenheit für Kommunikation
unter Jugendlichen. Der Ort für diese Kommunikation war die Stadtmitte,
so dass die Gestaltung dieser Veranstaltung sehr öffentlichkeitswirksam
war.

Nach dem Snowboardevent arbeitete die Kerngruppe „Jugend und Sport“
an der Projektidee weiter, um eine langfristig bestehende Konzeption des
Projekts umzusetzen. In der Zusammenarbeit mit den Feldkirchner
Jugendlichen wurde als Standort der Projektumsetzung das Skategelände
fixiert, da auch dieser Platz in der Innenstadt liegt und die Infrastruktur
bereits vorhanden beziehungsweise ausbaufähig ist. So stellten sich die
Jugendlichen weitere sportliche Angebote wie einen Beachvolleyballplatz
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und Sitzgelegenheiten auf dem Skatepark vor. In einem Jugendworkshop
wurde ein Plan des Skateparks erstellt, der die Ideen zur Neugestaltung
des Platzes beinhaltete. Dieser neue und verbesserte Plan zur Neugestal-
tung des Skateparks wurde bei einem weiteren Gespräch dem Bürgermeis-
ter, dem Leiter des katholischen Jugendzentrums und einem Sportvereins-
obmann von den Jugendlichen präsentiert. Aufgrund der hohen Engage-
mentbereitschaft der Jugendlichen der Kerngruppe sagte der Bürgermeis-
ter zu, die baulichen Maßnahmen am Skatepark umgehend durchzuführen
sowie für zusätzliche sportliche Angebote zu sorgen. Vereinbart wurde das
Aufstellen eines Volleyballnetzes und eines Tischtennistischs sowie einer
Bankkonstellation. Die Bepflanzung des Skateparks wurde nach dem
gezeichneten Plan der Jugendlichen vom Bauamt vorgenommen. Auf-
grund der räumlichen Nähe zum Jugendzentrum können von den Jugend-
lichen Tischtennisschläger und Volleybälle dort ausgeliehen werden. Das
bestehende Skateangebot wurde von den SkaterInnen im Rahmen der
Neugestaltung nach ihren Vorstellungen umgestellt. Das Skateangebot
wurde mit einer Rail-Slide-Anlage ergänzt. 

Als Start für das neu gestaltete Skategelände wurde von den Feldkirchner
Jugendlichen ein Eröffnungsfest organisiert. Die sportlichen Höhepunkte
des Festes waren ein Volleyballturnier und ein Skatecontest. Die Banden-
verkleidung wurde unter professioneller Anleitung einer Graffitikünstle-
rin von Jugendlichen selbst besprayt. Zusätzlich sorgten zwei Feldkirchner
Jugendbands für die musikalische Umrahmung. Unterstützt wurde die
Eröffnung von der Stadtgemeinde, Feldkirchner Sportvereinen, Jugend-
zentrum und zahlreichen Sponsoren. Etwa 250 Personen, darunter
hauptsächlich Jugendliche, kamen zur Neueröffnung des Skateparks. 

Auch der Event zur Skateparkeröffnung stellte eine Mischung von sportli-
chen und kulturellen Aktivitäten mit der Möglichkeit zur Kommunikation
dar. Es sollten viele Jugendliche in die verschiedenen sportlichen Teile der
Veranstaltung (Volleyballturnier, Skaten) einbezogen sein, man konnte
auch zur Spraydose greifen und ein Graffiti selbst entwerfen, es sollte aber
auch die Möglichkeit des Zuschauens und Redens gegeben sein. Die
Mischung aus unterschiedlichen Aktivitäts- und Beteiligungsformen, auch
wieder mitten im Stadtgebiet, war auch bei dieser Veranstaltung vorhan-
den. 

Abschluss und Ausblick

Das Projektanliegen war es, „Soziale Arbeit und die Gestaltung des Sozia-
len“ nicht nur theoretisch zu antizipieren, sondern auch in exemplarischer,
modellhafter Praxis zu demonstrieren. Die Umsetzung der konzeptionel-
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len Vorstellungen in modellhafte Maßnahmen hatte dabei auch die Absicht,
im Sinne einer Gegenprobe zu sichten, ob beziehungsweise inwieweit sich
die Theoriebildung praktisch umsetzen lässt. Probleme und Widerstände
in der Praxis regen auch dazu an, Theorieüberlegungen zu reflektieren und
vielleicht auch zu modifizieren.

Es ist noch einmal hervorzuheben, dass das Projekt in den kommunalen
Sozialraum implementiert wurde; wesentliche AnsprechpartnerInnen für
das Projekt waren auf diesem Hintergrund BürgerInnen in diesem Sozial-
raum. Eine Darstellung des Projekts war deswegen gegenüber Nicht-Fach-
leuten für Soziale Arbeit zu leisten, bei denen Vorkenntnisse über Theorien
Sozialer Arbeit nicht zu erwarten waren. Es galt, die Grundidee von
„Soziale Arbeit und die Gestaltung des Sozialen“ verständlich und nach-
vollziehbar zu machen. Es galt, den folgenden Kriterienkatalog zu erfüllen:
„Soziale Arbeit muss sich in der Arena der Öffentlichkeit präsentieren,
indem sie sich
– verständlich,
– als nützlich für die die Öffentlichkeit bedrängenden Probleme,
– in ihren Leistungen ausgewiesen
– und darin als kompetent darstellt.“9

Das Projekt operierte hier mit den genannten drei Merkmalen: Studien,
modellhafte Praxis und Evaluationsforschung. Sie machten in ihrer klaren
Strukturierung das Vorgehen des Projekts transparent: Damit konnten die
Leistungsmöglichkeiten und Kompetenzen der Sozialen Arbeit für die
Öffentlichkeit abgesteckt werden. Für die Notwendigkeiten der Gestaltung
des Sozialen bietet die Soziale Arbeit ein methodisches Instrumentarium
an. Gestaltung des Sozialen ist keine amorphe, nicht leistbare Zukunfts-
aufgabe, sondern lässt sich auch methodisch definieren und kommunizie-
ren. Das machte das Projektanliegen verständlich und nachvollziehbar,
zeigte auch das Leistungsspektrum der Sozialen Arbeit im Modellprojekt
auf.

So ist zusammenzufassen, dass das Projekt „Soziale Arbeit und die Gestal-
tung des Sozialen“ evidente Erfolge erreicht hat. Evidenz ist aber nicht
gleichzusetzen mit Selbstevidenz. Um vom Modellprojekt möglicherweise
zu einer flächigeren Durchsetzung des erweiterten Paradigmas Sozialer
Arbeit zu kommen, sind auf jeden Fall noch Anstrengungen und
Bemühungen nötig. Das Anliegen, verallgemeinerte Partizipation zu för-
dern und eine andere Situierung kommunaler Sozialräume zu erreichen,
ist es auf jeden Fall wert, die Soziale Arbeit neu auszurichten: Sie kann
damit auch einen Beitrag zur Entfaltung einer kommunalen Sozialpolitik
leisten.
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Holger Penz, Olivia Kada und Herbert Janig

Capacity Building auf lokaler Ebene: 
Gesundheitsförderung in den ländlichen
Gemeinden Kärntens

1. Einleitung

Seit Ende 2002 lädt das Land Kärnten seine Gemeinden zur Teilnahme am
Gesundheitsförderungsprogramm „Gesunde Gemeinde“ ein. Der vorlie-
gende Beitrag stellt ein Forschungsprojekt des Studienganges Gesund-
heits- und Pflegemanagement der Fachhochschule Technikum Kärnten
vor, welches sich der Aufarbeitung der praktischen Erfahrungen dieses
Programms widmet. Dazu wird zunächst in die allgemeine Thematik der
„Community Capacity“ eingeführt, um anschließend deren konkrete Aus-
formung auf Kärntner Ebene vorzustellen. Schließlich werden erste Ergeb-
nisse des noch in Durchführung befindlichen Forschungsprojekts vorge-
stellt.

2. Capacity Building in Kommunen

Das Konzept von Community Capacity oder auch Capacity Building rich-
tet sich direkt an die Gemeindeebene und eignet sich deshalb als
Erklärungsmodell für Gesundheitsförderung in diesem Setting. Die Wur-
zeln dieses Ansatzes reichen in die Gemeindepsychologie der 1970er-Jahre
zurück und wurden auch sehr stark im Zusammenhang mit internationa-
len Entwicklungsprojekten konzipiert, eine Übertragung in das Feld von
Public Health und Gesundheitsförderung erfolgte insbesondere in den
letzten Jahren (Crisp, Swerissen & Duckett, 2000). Eine Definition, die diese
Entwicklung aufgreift und die nahe Verwandtschaft zu Empowerment-
ansätzen aufzeigt, liefert Schuftan (1996, S. 261):

“Capacity building can be characterised as the approach to community
development that raises people's knowledge, awareness and skills to use
their own capacity and that from available support systems, to resolve
the more underlying causes of maldevelopment; capacity building helps
them better understand the decision-making process; to communicate
more effectively at different levels; and to take decisions, eventually
instilling in them a sense of confidence to manage their own destinies.
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Capacity building strengthens the Assessment-Analysis-Action process
in the community and, therefore, leads to more sustainability.”

In dieser Definition zeigt sich der emanzipatorische Anspruch, der sich im
Konzept von Community Capacity wiederfindet. Grundsätzlich geht es
also zunächst einmal darum, dass die Mitglieder einer Gemeinde oder
Gemeinschaft sowohl persönlich als auch durch die lokal bereits vorhan-
denen Organisationen und Prozesse darin gefördert werden, ihre Belange
selbst in die Hand zu nehmen. Dabei geht die Idee von Community Capa-
city auch gleichzeitig in genau diesem Punkt über individuenzentrierte
Ansätze von Empowerment hinaus: Indem die Verwendung und Stärkung
der lokalen Systeme für Problemlösung und Interessenwahrnehmung
gestärkt werden sollen, handelt es sich um eine Kapazitätsentwicklung der
Gemeinde (bzw. Gemeinschaft, Nachbarschaft etc.) anstatt um rein indivi-
duelle Kompetenzförderung.

Chaskin (2001, S. 292) identifiziert in diesem Zusammenhang vier grund-
legende Elemente, welche sich als Gemeinsamkeit verschiedenster Defini-
tionsversuche herauskristallisieren:

– vorhandene Ressourcen in einer Gemeinde (z. B. Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten der Gemeindemitglieder, gut verankerte Organisationen,
Zugang zu finanziellen Mitteln),

– Beziehungsnetzwerke (sowohl formal-instrumentell als auch informell
und emotional),

– Leadership,

– Unterstützung von Prozessen der partizipativen Einbindung von
Gemeindemitgliedern in gemeinschaftliche Aktionen.

In der praktischen Umsetzung von Capacity Building identifizieren Crisp
et al. (2000) insgesamt vier Zugänge, die sich auf unterschiedliche System-
bereiche beziehen. Dazu gehören zwei Ansätze, die innerhalb von Organi-
sationen stattfinden können („top-down & bottom-up organizational“), als
auch zwei übergeordnete Zugangsweisen: „Partnerships“ und „Community
Organizing“. Diese beiden letzten Ansatzpunkte können dabei als wesent-
liche Kernelemente von Community Capacity betrachtet werden, wobei
eine brauchbare analytische Unterscheidung im Zugang angeboten wird.
Dabei bezieht sich der Partnership-Ansatz auf die Vernetzung von bereits
bestehenden Organisationen und Personengruppen, während Community
Organizing eher auf den Aufbau neuer, insbesondere gemeindepolitisch
orientierter Strukturen abzielt.

Capacity Building im Rahmen des Partnership-Ansatzes zielt demnach dar-
auf ab, die bereits vorhandenen organisatorischen Ressourcen in einer
Gemeinde – seien es formale Organisationen oder auch nur lose organi-
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sierte Personengruppen – über die Anknüpfung an das Thema Gesund-
heit miteinander zu vernetzen. Unter dem Anspruch, möglichst für alle
Beteiligten vorteilhafte Beziehungen zu etablieren, soll dabei gleichzeitig
eine kritische Masse zugunsten der Planung und Umsetzung von Gesund-
heitszielen bzw. -aktivitäten gewährleistet werden. Als vorteilhaft erweist
sich dabei ein schrittweises Vorgehen, bei dem die Netzwerke langsam
und sequentiell erweitert werden, anstatt gleich den Anspruch einer sofor-
tigen, umfassenden Partnerschaft durchzusetzen. Dafür scheint es im
Gegenzug sehr wohl möglich, Organisationen mit sehr unterschiedlichen
Größen und Einflussbereichen miteinander zu vernetzen, um sich ergän-
zende Interessen zueinander finden zu lassen. Der Ansatz geht dabei im
Grunde genommen davon aus, dass eine gewisse Kapazität bereits vor-
handen ist, welche durch geschickte Um- bzw. Neuorientierung zugun-
sten gesundheitlicher Belange ausgebaut werden kann. Insbesondere die
Einbindung öffentlichkeitswirksamer Organisationen und im politischen
Leben stehender Personen bzw. Funktionen scheint hierbei Erfolg ver-
sprechend. 

Community Organizing spricht hingegen die Entwicklung neuartiger Struk-
turen innerhalb einer Gemeinschaft an. Dieser – den Kern vieler Definitio-
nen von Community Capacity betreffende – Ansatz stellt sich dabei als am
vergleichsweise anspruchsvollsten dar. Zumeist handelt es sich dabei nicht
einfach nur um die Entwicklung neuer Strukturen, sondern es handelt sich
um die Entwicklung von Organisationsmöglichkeiten bzw. von Partizipa-
tionschancen für ansonsten benachteiligte und gerade deshalb nicht orga-
nisierte Personengruppen. Dabei wird der Anspruch verfolgt, zuvor pas-
sive Empfänger von Gesundheitsleistungen dazu zu bewegen, zu aktiven
Gestaltern ihres gesundheitlichen Umfeldes zu werden. Gerade dieser Pro-
zess ist jedoch weit anspruchsvoller als die Vernetzung bereits bestehender
Organisationsstrukturen.

Während also zwar nahegelegt wird, dass neue Organisationen entstehen
können, muss realistischerweise auch hier davon ausgegangen werden,
dass schon bestehende organisatorische Ressourcen als Grundvorausset-
zung bereits bestehen müssen und der Ansatz somit eigentlich eine Erwei-
terung des Parntership-Konzeptes darstellt. Dennoch scheint die Unter-
scheidung gerechtfertigt, da mit der Neubildung von Organisationsformen
für bisher unorganisierte Personengruppen die Frage nach der Kompe-
tenzentwicklung bei den betroffenen Personen gestellt werden muss. Darin
begründet sich die Forderung, dass neben aktiver Vernetzungstätigkeit vor
allem Möglichkeiten zur Entfaltung bzw. Aneignung von Kompetenzen in
den Bereichen Leadership, Entscheidungsfindung und Konfliktbewälti-
gung sowie der Entwicklung von gemeinsamen Interessen und deren
öffentlich-politischer Artikulation geschaffen werden müssen. Dieser
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umfassende Anspruch bedingt allerdings auch eine gewisse Nichtplanbar-
keit der Ereignisse, welche durch die oftmals hohen Ansprüche und Erwar-
tungen konterkariert wird, wodurch Enttäuschungen möglicherweise vor-
programmiert werden. Insbesondere hier birgt der Ansatz auch die Gefahr,
dass durch das Zusammentreffen knapper Mittel mit hohen Ergebniser-
wartungen die angesprochenen Zielgruppen negative Erfahrungen aus
Capacity-Building-Projekten ziehen und somit derartigen Ansätzen lang-
fristig der Boden entzogen wird (ibid., S. 103).

Es existieren also, wie erwähnt, zahlreiche Vorschläge dazu, was alles unter
Community Capacity verstanden werden kann. Relativ nahe an die oben
angeführten Schnittpunkte kommt ein praxisbezogener Entwurf, welcher
hier beispielhaft angeführt werden soll und der folgende Dimensionen
berücksichtigt: Leadership, Policy Making und Infrastruktur (Dressendorfer et
al., 2005).

Der Vorschlag bezieht sich dabei auf die Einführung eines Gesundheits-
förderungsprogrammes (im konkreten Fall zur Herz-Kreislauf-Thematik)
als Top-down-Zugang. Damit ist gemeint, dass Gemeinden projektbezogen
dazu bewegt werden sollen, ihre Kapazitäten zugunsten konkreter Inhalte
weiterzuentwickeln, wobei in der Anfangsphase – gemeinsam mit dem
Thema – konkrete Unterstützung von außen beigesteuert wird.

Unter Leadership verstehen die AutorInnen dabei die Entwicklung von
Führungsrollen für engagierte Einzelpersonen in einer Gemeinde, welche
als Befürworter und kontinuierliche Ansprechpartner einer Sache bzw.
eines Projektes auftreten. In der praktischen Umsetzung gehört dazu neben
der Schaffung solcher Stellen auch das aktive Unterstützen dieser Personen
in der Kommunikation mit bestehenden Organisationen und in der Öffent-
lichkeit, insbesondere zur Schaffung erster formaler Anknüpfungspunkte
für längerfristigen Beziehungsaufbau. Damit werden die Leadership-Rol-
len auch gleichzeitig zum Anknüpfungspunkt für die Vernetzung relevan-
ter Organisationen innerhalb der Gemeinden, welche im Rahmen des
Capacity Building künftig miteinander kooperieren sollen. Möglichkeiten
der formellen Kommunikation bieten dabei insbesondere öffentliche oder
auch projektbezogene Treffen, welche auch Partizipationschancen für nicht
organisierte Personen bieten können. Öffentlichkeitswirksame Elemente
von Leadership umfassen dabei aber auch das Gewinnen prominenter bzw.
gemeindebezogen wichtiger Persönlichkeiten, welche für die projektbezo-
genen Anliegen eintreten. Im Rahmen des aktiven Capacity-Building-Pro-
zesses umfasst der Bereich der Leadership-Entwicklung weiters die schritt-
weise Übertragung der durch Gesundheitsförderer lokal gestarteten Pro-
jekte an die örtlichen Personen und Organisationen. Dadurch bleibt lang-
fristig gesehen nicht nur der Aspekt von Leadership in der Gemeinde, son-
dern insbesondere auch der Aspekt von Ownership, wodurch das Anliegen,
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Gesundheitsförderung im Rahmen der eigenen Kapazitäten umzusetzen,
dauerhaft verankert werden soll. Konkrete Fähigkeiten, welche im Bereich
von künftigen „Führungspersonen“ im Zusammenhang mit Capacity Buil-
ding anzustreben sind, sind das Formulieren gemeinsamer Anliegen als
Grundlage für die Mobilisierung von Zielgruppen, das Einbinden von
Organisationen und Einzelpersonen, das Erzeugen politischen Drucks
gegenüber den politisch Verantwortlichen, mediale Präsenz, konstruktive
Konfliktlösung sowie die Fähigkeit, zwischen kooperativen und konfronta-
tiven Strategien zu wechseln (vgl. Freudenberg, 2004, S. 481). Darüber hin-
aus stellt sich die Frage, wie Personen in Führungsrollen beim Capacity
Building legitimiert werden und wen sie repräsentieren. Gerade hier zeigt
sich, dass meist nur wenige Bewohner angesprochen bzw. zur Mitwirkung
bewegt werden können, und zumeist handelt es sich dabei ohnehin um die-
jenigen, welche bereits in zahlreiche nachbarschaftliche Aktivitäten invol-
viert sind. Fraglich bleibt dabei, ob nicht gerade diese Form breiten Enga-
gements bereits eine ausreichende Legitimität darstellt (Chaskin, 2001,
S. 317).

Policy Making bezieht sich in diesem Zusammenhang auf die bewusste
Berücksichtigung politischer Prozesse im Gemeindeleben. Damit werden
Aktivitäten in den öffentlichen Raum geholt und somit auch legitimiert.
Erfolg versprechend scheint hierbei insbesondere die Einbindung von
Schlüsselpersonen des Gesundheitsbereiches mit dem Ziel, diese zu Befür-
wortern der verfolgten Ziele zu machen. Über diesen Weg soll es schließ-
lich gelingen, gesundheitsbezogene Aspekte – und insbesondere die kon-
kreten Projektinhalte – öffentlich zu vertreten und so zu breit getragenen
Policies zu entwickeln. Wie groß die Rolle von Community Leadern dabei
ist, wurde bereits erwähnt. Dennoch erscheint es sinnvoll, diesen Punkt als
eigenständig anzusehen, wenn man bedenkt, dass Capacity Building oft-
mals von außen an eine Gemeinde herangetragen wird. In diesem Sinne
handelt es sich bei Policy Making auch um einen Top-down-Zugang, mit-
tels dessen von gesamtpolitischer Ebene auf die Gemeindepolitik einge-
wirkt werden kann (vgl. Dressendorfer et al., 2005). Damit verbunden ist
die Herausforderung, die unterschiedlichen Interessenlagen in einer
Gemeinde konsensfähig zu machen. Naheliegende Interessengegensätze
finden sich etwa in der Frage von Kostenträgerschaft und Nutznießer-
schaft, Bewohnerinteressen versus Interessen lokaler Wirtschaftsbetriebe
oder aber auch – oftmals weniger offensichtlich – zwischen Laien und Pro-
fis. Hier ist insbesondere mit dem Aufeinandertreffen kurzfristiger Zielset-
zungen seitens lokaler Bewohner mit den langfristigen Zielsetzungen von
politischen oder Gesundheitsorganisationen, welche darüber hinaus oft-
mals auch viel umfassender und kostspieliger sind, zu rechnen (Chaskin,
2001, S. 317).
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Die Dimension der Infrastruktur bezieht sich auf den Transfer von Wissen
und Fähigkeiten der einzelnen Projektbeteiligten untereinander, mit dem
Zweck, ihre Vernetzung untereinander zu verstärken. Dabei wird auch das
Ziel verfolgt, dass die beteiligten Stakeholder zu dauerhaften Vertretern
gesundheitsfördernder Anliegen in der Gemeinde werden. Neben diesen
organisatorischen Aspekten bezieht sich der Punkt aber auch auf die
gezielte Einwerbung von finanziellen Mitteln durch Sponsoring, Förder-
mittelakquirierung oder Spendensammlung (Dressendorfer et al., 2005, S.
35). Mit Hinweis auf diese Aspekte von Infrastruktur wird auch klar,
warum bestehende Organisationen so wichtig für das Capacity Building
sind: Sie sind in der Regel in der Lage, all diese Ressourcen zur Verfügung
zu stellen. Dazu gehören insbesondere die teilnehmenden Personen, mit-
gebrachte Partnerschaften, finanzielle und materielle Mittel sowie das in
Organisationen vorhandene Wissen (Freudenberg, 2004, S. 482). Die Ver-
netzung von Organisationen stellt dabei eine ebenso herausfordernde
Tätigkeit dar wie die oben genannten. Sie verlangt von den Beteiligten,
organisatorische Rollen zu klären und Veranwortlichkeiten festzulegen,
den Ressourceneinsatz für alle Beteiligten zufrieden stellend zu verhan-
deln und Mechanismen der Anerkennung individueller Beiträge zu finden.
Nicht zuletzt deshalb bietet sich die projektorientierte Stärkung von Com-
munity Capacity an, da auf diesem Weg die angesprochenen Elemente ein-
deutig definiert werden können. Im Umkehrschluss bedeutet dies für Pro-
jekte im Capacity Building, dass zuallererst Organisationen angesprochen
werden sollten, welche inhaltlich zu den Projektzielen beitragen können
und auch über die entsprechenden Kapazitäten zum Ressourceneinsatz
verfügen (Chaskin, 2001, S. 315 f.).

Wie man anhand dieser Darstellung sieht, bleiben auch im Rahmen von
elaborierten Projekten die Beschreibungen für konkrete Umsetzungsmög-
lichkeiten von Capacity Building und die daraus abgeleiteten Empfehlun-
gen oftmals abstrakt. Dies liegt unter anderem daran, dass nicht nur das
Community Capacity, sondern auch die Fähigkeiten für die oben ange-
sprochenen Tätigkeiten auf Seiten der Gesundheitsförderer selbst erst lang-
fristig entwickelt werden müssen und sich kaum als Checkliste vermitteln
lassen. Dennoch erscheint auch in diesem Versuch, praxisbezogene Hin-
weise zu entwickeln, die Grundstruktur klar: Öffentlichkeit schaffen und
Unterstützung einfordern, individuelle Kompetenzen im Bereich Führung
und organisatorischer Fähigkeiten entwickeln helfen sowie vorhandene
Organisationen und Funktionsbereiche in einer Gemeinde miteinander
vernetzen.

Es wird somit deutlich, dass die aktive Förderung von Community Capa-
city und somit der Prozess des Capacity Building keine triviale Angele-
genheit darstellt. In einer Erwägung der Kernkompetenzen, über die Per-
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sonen in diesem Feld verfügen müssen, finden sich Hinweise auf insbe-
sondere folgende Fähigkeiten (Nelson, Poland, Murray & Maticka-Tyn-
dale, 2004):

– In Zusammenhang mit den angesprochenen Werthaltungen müssen Per-
sonen im Capacity Building in der Lage sein, verdeckte Erwartungen
und Einstellungen aufzeigen zu können. In Hinblick auf die eigene Wert-
haltung bedeutet dies das Verfolgen von Empowerment, Inklusion von
und Respekt gegenüber Diversität sowie soziale Gerechtigkeit. In diesem
Sinn umfasst Gesundheitsförderung gerade im Rahmen von Commu-
nity Capacity das aktive Eintreten für soziale Veränderungsprozesse
zugunsten gesundheitlich benachteiligter Gruppen.

– Das Hinterfragen gängiger Prinzipien von Wissenschaftlichkeit. Hierzu
gehört insbesondere die kritische Reflexion verschiedener Paradigmen
wissenschaftlicher Forschung und dessen, was als akzeptierbare
Erkenntnis und insbesondere als „Evidenz“ betrachtet wird. Dazu
gehört auch die Frage, wie neues Wissen aufgezeigt und bisher Verbor-
genes ans Tageslicht gebracht werden kann.

– Gerade im Gesundheitsbereich bzw. im Feld des Capacity Building ist
eine Auseinandersetzung mit dem Machtbegriff und den damit verbun-
denen Spielformen und Einsatzmöglichkeiten unumgänglich. Diese
Auseinandersetzung bildet erst die notwendige Voraussetzung für das
Erlangen von Empowerment und somit auch der Stärkung von Com-
munity Capacity. Zu dieser Auseinandersetzung gehört auch die Refle-
xion der eigenen Rolle als Gesundheitsförderer, insbesondere die Fragen
darüber, wer welche Form von Definitionsmacht besitzt, wie Macht
generell in unserer Gesellschaft verteilt ist und ob bzw. wie Forschung
unter Umständen gesellschaftliche Machtverhältnisse reproduziert. Die
benötigte Grundhaltung wäre somit, grundsätzlich auch auf Seite der
Benachteiligten zu stehen und ihre Perspektiven bzw. die von ihnen
erlebten Elemente der „Ohnmacht“ kennen zu lernen, bevor Empower-
mentprozesse in Gang gesetzt werden. 

– Neben derartig analytischen Fähigkeiten bedarf es auch einer Reihe von
Soft Skills, insbesondere kommunikativer Fähigkeiten, wie z. B. aktives
Zuhören, Teamentwicklung, Perspektivenübernahme, Anwaltschaft
usw. Dazu gehört aber auch eine realistische Grundhaltung, was die
tatsächliche Veränderbarkeit von Machtverhältnissen betrifft.

– Eine weitere geforderte Fähigkeit ist, die angesprochenen Kompetenzen
auch auf verschiedenen Ebenen gesellschaftlicher Machtbereiche den-
ken bzw. einsetzen zu können. Dazu gehört insbesondere das Verständ-
nis für systemorientierte Sichtweisen, die den Einzelnen zumindest teil-
weise aus seiner Verantwortung nimmt und somit die grundlegende
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Sicht auf überindividuelle Ansätze – wie etwa das Capacity Building –
erst ermöglicht.

– Was den Einsatz von wissenschaftlicher Forschung im Bereich der
Gesundheitsförderung betrifft, gehört demnach auch die Grundhaltung
von Aktionsforschung mit zu den Kernkompetenzen. Dies bedeutet,
dass Forschungsergebnisse nicht als Nebenprodukt oder rein zum
Zwecke der Evaluation entstehen, sondern in erster Linie der Weiterent-
wicklung des untersuchten Feldes selbst dienen. Dazu braucht es aber
auch der entsprechenden Fähigkeiten, um Forschungsergebnisse breit
und an viele Adressaten kommunizieren zu können und sie dabei in
einer Form darzustellen, welche die Ergebnisse für die angesprochenen
Personen bzw. Organisationen auch bestmöglich nutzbar macht. In
Zusammenhang damit steht die Entwicklung des Verständnisses dafür,
wie politische Prozesse funktionieren und Meinungen gebildet werden,
wie diese Prozesse im Rahmen von Capacity Building aktiv angespro-
chen werden können und wie es dabei gelingt, Eigentümerschaft
(Ownership) auf Seiten der Betroffenen bzw. Zielgruppen herstellen zu
können.

3. Gesundheitsförderung in Kärntner Gemeinden

Das vom Amt der Kärntner Landesregierung, Abteilung 12, Unterabtei-
lung Projektmanagement Gesundheitsförderung, angebotene Programm
„Gesunde Gemeinde“ kann als ein Projekt im Sinne des Capacity-Buil-
ding-Ansatzes betrachtet werden. Bis dato ist es gelungen, 58 Gemeinden
für das Konzept zu gewinnen, wobei die beiden jüngsten Beitritte auf die-
sen Sommer datiert sind. Die Teilnahme am Projekt knüpft sich auf der
einen Seite an gewisse Zugangsvoraussetzungen für die Gemeinden
(Gemeinderatsbeschluss, Einrichtung eines Arbeitskreises, Erarbeitung
eines Maßnahmenplanes), auf der anderen Seite werden die Gemeinden
durch das Land Kärnten in Form einer Projektstartfinanzierung, eines Pro-
jekthandbuchs sowie durch inhaltlich kompetente Fachkräfte unterstützt.
Des Weiteren wird den Gemeinden die Inanspruchnahme bewährter Kon-
zepte des Landes z. B. zu den Bereichen Suchtprävention, Diabetes-Vor-
sorge, Stammtisch für Pflegende Angehörige, Gesunde Küche sowie
Ernährungsberatung angeboten. Das Programm umfasst dabei eine pro-
jektorientierte Vorgehensweise, die in Anlehnung an erfolgreiche Kon-
zepte aus anderen Bundesländern übernommen wurde und auf eine
mehrjährige Vorbereitung durch Pilotprojekte auf sowohl regionaler als
auch landesweiter Ebene zurückgeht (vgl. Burgstaller & Berger, 1998;
Prehslauer, 2001).
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Innerhalb des Programms können zunächst einmal drei horizontale Ebe-
nen unterschieden werden: jene des Landes, jene der Gemeinde als admi-
nistrative Struktur und jene der Gemeindebewohner bzw. Gemeindesub-
strukturen als Zielgruppen bzw. Subsettings (vgl. Abb. 1). 
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Amt der
Kärntner Landesregierung

Gemeinderat

„Gesunde Gemeinde“

Arbeitskreis
Gesunde Gemeinde

Projektteam
des Landes Kärnten

Zielgruppen und Zielsettings:
Gemeindebevölkerung insgesamt,
Familien, Schulen, Kindergärten,

Frauen, Ältere, Wirte . . .

(Quelle: eigene Darstellung)

Abb. 1: Drei Ebenen im Aufbau des Projektes „Gesunde Gemeinde“

Die oberste Ebene im Gesamtprojekt „Gesunde Gemeinde“ stellt jene des
Landes Kärnten dar. Über die inhaltlich-funktionelle Zuordnung zum
zuständigen Landesrat (Gesundheitsreferenten) erfolgt die Legitimation
des Gesamtprojektes. Die Zuständigkeit liegt, wie erwähnt, beim Amt der
Kärntner Landesregierung, Abteilung 12. Diese Abteilung vergibt den Auf-
trag der Projektbetreuung an ein eigenes (internes) Projektteam, welches
durch freie Aufgabengestaltung die nötige Flexibilität für die Projektab-
wicklung erhält. Finanziert wird das Team jeweils für mehrere Jahre,
wodurch eine mittelfristige Budgetierung ermöglicht wird. Im Unterschied
zu anderen Bundesländern wurde die Projektbetreuung und -abwicklung
dabei nicht an eine aus der Landesverwaltung ausgegliederte private Orga-
nisation abgetreten. Das Land geht damit bewusst den Weg der politischen
Eingliederung, um Steuerungsfunktionen im weiteren Projektverlauf bes-
ser durchführen zu können.



Die mittlere Ebene betrifft die Gesunden Gemeinden selbst. Gemeint ist der
politisch-administrative Apparat innerhalb der Gemeinde, sprich Bürger-
meister, Gemeinderat und auf dieser Ebene auch der Arbeitskreis.
Zunächst einmal haben der Gemeinderat und der Bürgermeister die Gateo-
pener-Funktion, was die Initiierung des Projektes betrifft: Auf Anfrage
informiert das Landesteam den Gemeinderat über die Projektidee. Nach-
dem ein Teilnahmebeschluss seitens des Gemeinderates gefallen ist, wird
das Landesteam informiert und ein Arbeitskreis in der Gemeinde einge-
richtet. 

Von hier an liegt die Verantwortung für die Planung und Durchführung der
Aktivitäten beim Arbeitskreis. Als TeilnehmerInnen hierfür kommen
neben dem/der BürgermeisterIn und den Mitgliedern des Gemeinderats
(insbesondere die Zuständigen für Gesundheit und/oder Soziales) vor
allem VertreterInnen verschiedenster Interessen- und Zielgruppen in
Frage. Dazu gehören neben Personen mit beruflicher Tätigkeit im Gesund-
heits- und Sozialbereich vor allem auch TeilnehmerInnen aus Wirtschaft,
Vereinswesen, Bürgerinitiativen usw., aber auch VertreterInnen aus dem
öffentlichen Bereich, wie z. B. Kammern, Kirchen, Exekutive.

Mit dieser breiten Einladung zur Mitarbeit soll eine nachhaltige Veranke-
rung des Projekts in der Gemeinde sichergestellt werden. Als Besonderheit
sind aber in jedem Fall die Beteiligung von Gemeinderat und Bürgermeis-
terIn zu betrachten: Diese sind idealerweise möglichst umfassend in den
Arbeitskreis zu integrieren, ihre Teilnahme daran ist an sich aber nicht obli-
gatorisch. Unabhängig vom Ausmaß der Einbindung bleibt beiden aber
jedenfalls eine Schlüsselrolle beibehalten, da sie vor allem bei der Budge-
tierung (und, je nach Umfang der geplanten Aktivitäten, auch bei der
Umsetzung) von Maßnahmen eine wichtige Entscheidungsfunktion beibe-
halten. Diesbezüglich lautet die Empfehlung seitens der Projektverant-
wortlichen auch, dass die Gemeinde ein eigenes Budget für den Arbeits-
kreis zur Verfügung stellt, wodurch ein Spielraum für die Aktivitäten
geschaffen werden soll. Darüber hinaus gewährt das Projektteam auch
Unterstützung bei der Antragstellung für Subventionen für Einzelprojekte
des Arbeitskreises an das Land Kärnten.

Die dritte Ebene stellt schließlich jene der Zielgruppen und Zielsettings dar.
In der Grafik sind zahlreiche Möglichkeiten angedeutet, angefangen von
der allgemeinen Gemeindebevölkerung bis hin zu ausgewählten Risiko-/
Interessengruppen bzw. von der allgemeinen Infrastruktur bis hin zu aus-
gewählten Organisationen innerhalb der Gemeinde. Diese beispielhafte
Aufzählung soll zugleich darauf hinweisen, dass die Zuständigkeit des
Arbeitskreises nicht nur als personenorientiert, sondern auch als verhält-
nisorientiert (settingorientiert) zu verstehen ist.
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Die Verknüpfung der Ebenen erfolgt vor allem durch zwei Kommunikati-
onswege: Der erste ist jener zwischen Landesteam und Arbeitskreis, sym-
bolisiert durch den Doppelpfeil zwischen den entsprechenden Kästchen.
Hier erfolgt die systematische Kommunikation zwischen der zuständigen
Gebietsbetreuerin und dem/der ArbeitskreisleiterIn, wobei als Mindest-
anforderung ein jährliches Abstimmungsgespräch vorgesehen ist. Im Rah-
men der Projektinitiierung und durch das Zur-Verfügung-Stellen von
Modulen (spezielle Dienstleistungsangebote bzw. Projektmaßnahmen) ist
jedoch von einer häufigeren Kommunikation auszugehen.

Der zweite Kommunikationsweg verläuft etwas vielfältiger und auch
uneinheitlicher. In Richtung der Zielgruppen (dargestellt durch den brei-
ten Pfeil) ist es letztendlich jeder Gemeinde freigestellt, ihren eigenen
Bedürfnissen nach zu informieren: Dies kann vom Bürgermeisterbrief über
die Gemeindenachrichten bis hin zu eigenen Aussendungen des Arbeits-
kreises (oder von Projektgruppen) bis hin zu persönlicher Kommunikation
(z. B. mit Vereinen) reichen. Genauso breit ist die Palette des Informations-
rückflusses an den Arbeitskreis: Diese reicht von persönlicher Kommuni-
kation (etwa über die Verknüpfung durch die Arbeitskreisteilnahme eines
Vertreters/einer Vertreterin einer Zielgruppe/-organisation) über gezielte
Befragungen der GemeindebürgerInnen bis hin zu indirekter Kommuni-
kation über BürgermeisterIn und Gemeinderäte. 

4. Das Forschungsprojekt des Studienganges
Gesundheits- und Pflegemanagement

Bisher wurden die Kärntner Aktivitäten über die seitens des Landes durch-
geführte Dokumentation und Berichterstattung hinaus wissenschaftlich
noch nicht aufgearbeitet. Auch in Hinblick auf die Erfahrungen anderer
Bundesländer gibt es erst wenige publizierte wissenschaftliche Studien zur
Arbeit in den Gesunden Gemeinden (vgl. z. B. Kàlnoky, 1996; Kàlnoky,
Neuhold & Reis-Klingspiel, 1996; Pfaffenberger & Pöschko, 2006). Vorlie-
gende Untersuchungen verweisen jedoch auf den Bedarf an praktischer
und auch konzeptioneller Aufarbeitung der Praxis des Projektansatzes
„Gesunde Gemeinde“ (vgl. Scharinger, 1999).

Das derzeit in der Endphase befindliche Forschungsvorhaben des Studi-
enganges Gesundheits- und Pflegemanagement an der Fachhochschule
Technikum Kärnten versteht sich als praktischer Beitrag, der Feedback zur
bisher getätigten Arbeit leisten möchte. Insbesondere für die künftige Wei-
terentwicklung soll Einblick gewährt werden, welche Faktoren in der täg-
lichen Arbeit der Gesunden Gemeinden sich als besonders förderlich
erweisen und wo gegebenenfalls Veränderungen angebracht sind. Ein
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wichtiger Aspekt ist dabei die Aufarbeitung der Kooperation in den
Gemeinden und ein Feedback über den Erfolg der Zusammenarbeit an den
Schnittstellen „Land – Arbeitskreise“ bzw. „Arbeitskreise – Gemeindebür-
ger“. 

Das Projekt setzt sich zum Ziel, in einem Triangulationsdesign alle drei
Ebenen der Arbeit in der gemeindebezogenen Gesundheitsförderung
empirisch zu untersuchen und einander gegenüberzustellen:

Die erste Projektphase umfasste die Erhebung der Selbstsicht des Projekt-
teams auf Ebene der Landesverwaltung. In sechs ca. 90-minütigen Inter-
views wurden mittels Leitfadeninterview folgende Aspekte der Projektar-
beit erhoben: Aufgaben und Tätigkeitsbereich; Zusammenarbeit im Team,
mit den Arbeitskreisen sowie mit den Gemeinden; Kontakt mit der Bevöl-
kerung; politische Rahmenbedingungen. Die Auswertung der Interviews
erfolgte mittels der von Mayring (2003) beschriebenen Technik der zusam-
menfassenden Inhaltsanalyse und unter Zuhilfenahme des Softwarepro-
grammes „MAXqda2“.

Die zweite Projektphase umfasste die Erhebung der Selbstsicht der Arbeits-
kreise in den teilnehmenden Gemeinden. Dazu wurde ein standardisierter
Fragebogen entwickelt, welcher in 322 Items (Ausfülldauer ca. 30 Minuten)
folgende Themenbereiche aufgreift: Zusammensetzung; Arbeitsweise;
Zusammenarbeit mit der Gemeindeverwaltung; Zielgruppen; Zusammen-
arbeit mit dem Landesteam; Verständnis von Gesundheit & Gesundheits-
förderung. Aufgrund der zur Befragung durchgeführten Adressenerhe-
bung konnte insgesamt 492 Arbeitskreismitgliedern aus 39 von zum Erhe-
bungszeitpunkt 56 teilnehmenden „Gesunden Gemeinden“ ein Fragebo-
gen zugesandt werden. Der Rücklauf zur Befragung ist mittlerweile abge-
schlossen, die Datenanalyse befindet sich noch in Durchführung.

Ergänzend wurde mittels Dokumentenanalyse (Analyse der Dokumenta-
tionen des Landesteams zu den Aktivitäten der 56 im Frühjahr 2006 parti-
zipierenden Gemeinden, ergänzt um die Ankündigen von Veranstaltungen
in den Gesunde-Gemeinde-Zeitschriften) untersucht, welche Arten von
Maßnahmen bislang in den Gesunden Gemeinden erfolgten, wobei im
Sinne deduktiver Kategorienanwendung (Mayring, 2003) primär die Kate-
gorien „Individuumsbezug vs. Settingbezug“, „Dauer: kurzfristig, mittel-
fristig, langfristig“ und „passiv vs. aktiv“ zur Anwendung kamen. Um eine
statistische Auswertung zu ermöglichen, wurden die Daten in das Statis-
tikprogramm „SPSS“ überführt.

Als dritte Projektphase wurde eine Befragung einer Bevölkerungsstich-
probe in ganz Kärnten durchgeführt (n = 180). Dabei wurden vorwiegend
Bekanntheitsaspekte zum Projekt erhoben, um eine erste Erfolgseinschät-
zung auf Seiten der Zielgruppen zu treffen. Außerdem wurden die Teil-
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nahme an gesundheitsbezogenen Angeboten, der Wunsch nach Angeboten
und Maßnahmen, die persönliche Gesundheitseinstellung, die Einschät-
zung des eigenen Gesundheitszustandes sowie die Einstellung und Bereit-
schaft zu Partizipation erhoben. 

Somit stehen drei Ebenen (Landesteam, Arbeitskreise/Aktivitäten der
Gesunden Gemeinden und BürgerInnen der Gemeinden in Kärnten), wel-
che mit drei unterschiedlichen methodischen Zugängen erhoben wurden
(Leitfadeninterview, standardisierte Fragebögen, Dokumentenanalyse),
als Datenbasis zur Verfügung. Neben der jeweils getrennten Auswertung
jeder Ebene erfolgt als abschließender Projektschritt eine zusammenfas-
sende Analyse, um die Fragestellungen (förderliche und hinderliche Fak-
toren, theoriebezogene Rückführung) differenziert beantworten zu kön-
nen.

5. Ausgewählte Zwischenergebnisse
aus dem Forschungsprojekt
5.1 Ergebnisse aus den Interviews mit dem Landesteam

Aus der Analyse der Interviews mit dem zentralen Projektteam des Landes
zeigt sich, dass sich der Ablauf während der Startphase, welche eine neu
hinzukommende Gesunde Gemeinde durchläuft, einerseits sehr struktu-
riert und kompakt darstellt, andererseits wird dieser aber von den Betreue-
rinnen auch sehr flexibel gehandhabt. Den Kernpunkt bilden drei Arbeits-
kreissitzungen, innerhalb derer aufgrund einer Situationsanalyse (welche
in verschiedenen Varianten durchgeführt werden kann) ein angepasster
Maßnahmenplan erarbeitet wird, der auch die Voraussetzung für die Start-
förderung darstellt. Alle weiters stattfindenden Abläufe sind nur wenig
fixiert und werden sowohl an die Bedürfnisse der Gemeinden als auch an
das Selbstverständnis der jeweiligen Betreuerin angepasst. Mit anderen
Worten: Während die Elemente „Gemeinsamkeit herstellen“ – „Situations-
analyse“ – „Ideensammlung und Maßnahmenplanung“ fixiert sind, blei-
ben die Kontaktaufnahme, die Adressatenkreise für Arbeitskreisteilnahme
und Informationsübermittlung, die Abhaltung von Informations- und Auf-
taktveranstaltungen inkl. deren Zielpublikum flexibel. Diese Flexibilität
entspringt dabei sowohl den Wünschen der handelnden Personen in den
Gemeinden als auch der eingeübten Routine bzw. dem Stil der jeweiligen
Betreuerin.

Mit zunehmender Verbreitung der Gesunden Gemeinden ist es aber für das
Projektteam unverzichtbar geworden, auch beim Kernprozess Ausnahmen
zu machen. Dies betrifft vor allem Gemeinden, die unzufrieden stellende
Erfahrungen mit Arbeitskreisen gemacht haben, allen voran durch die Teil-
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nahme an alternativen Gemeindeentwicklungsprojekten. Ob dieses Über-
springen des Planungsprozesses im Sinn effizienter Ressourcenverwen-
dung gerechtfertigt ist, bleibt an dieser Stelle offen. Solange der Planungs-
prozess aber innerhalb kurzer Zeit nach dem Start von Aktivitäten nach-
geholt werden kann, scheint der Nutzen gegenüber einer anderwärtigen
Nichtteilnahme der betreffenden Gemeinde jedenfalls legitim. Aus der
Erfahrung mit nicht zufrieden stellenden, weil langwierigen Arbeitskreis-
abläufen in anderen Projekten der Gemeindeentwicklung scheint es als
Konsequenz aber auf alle Fälle sinnvoll, wenn die Betreuerinnen so wie bis-
her auch versuchen, innerhalb von drei Arbeitskreissitzungen zu einem
Maßnahmenplan zu kommen, damit rasch mit der Umsetzung von Akti-
vitäten begonnen werden kann.

Auch wenn immer wieder betont wird, wie unterschiedlich die Gemein-
den sind, so zeichnen sich doch einige Faktoren ab, die für die erfolgreiche
Arbeit ausschlaggebend sind. Eine punktuelle Zusammenfassung bzw.
thematische Gruppierung der Sollzustände ergibt folgende Hinweise: 

Arbeitskreis:

– besteht aus Personen aus möglichst unterschiedlichen Institutionen und
Organisationen,

– umfasst die Teilnahme eines Gemeindesachbearbeiters/einer Gemein-
desachbearbeiterin,

– hat den richtigen Anteil an Gemeindepolitikern und -politikerinnen und
Gemeindefunktionsträgern und -trägerinnen,

– bleibt offen für Neuzugänge und erweitert sich regelmäßig ohne stän-
dige Fluktuation,

– schafft ein positives, motivierendes Klima.

Arbeitskreisleiter:

– ist bereit zu delegieren,
– kommuniziert mit allen Beteiligten,
– motiviert die ArbeitskreisteilnehmerInnen,
– wendet Projektmanagementmethoden an (bezüglich Controlling, Orga-

nisation),
– ist in das Gemeindeleben gut integriert.

Organisation in Gemeinde bzw. Arbeitskreis:

– klare Verantwortlichkeiten sind vorhanden,
– für Schlüsselpositionen gibt es Stellvertretungen.

Informationsfluss:

– existiert innerhalb der Gemeinde zwischen verschiedenen Stellen bzw.
Organisationen,

– erfolgt selbständig vom Arbeitskreis bzw. der Gemeinde zur Betreuerin,
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– Information wird seitens des Gemeinderates eingefordert (Gemeinderat
kontrolliert Aktivität),

– Öffentlichkeitsarbeit erfolgt selbständig durch den Arbeitskreis bzw. die
Gemeinde.

Umsetzung:

– verläuft selbständig, langfristig und regelmäßig,
– es werden verschiedene Zielgruppen angesprochen,
– erfolgt in Übereinstimmung mit der Ist-Analyse (Bedarfsorientierung),
– wird von der Gemeinde unterstützt und basiert auf den richtigen Moti-

ven,
– wird sowohl von Politikern und Politikerinnen als auch der Bevölkerung

unterstützt.

Darüber hinaus verdient jener Aspekt Beachtung, der als Voraussetzung für
eine Teilnahme am Programm gesehen werden kann: die Motivation, eine
Gesunde Gemeinde zu werden.

Innerhalb dieser zeichnen sich zwei grundlegende Problemkonstellationen
ab, die als Warnsignale gelten können. Einerseits bezieht sich dies auf eine
politisch motivierte Grundhaltung, die auf kurzfristige Popularitätsge-
winne abzielt (Titel „Gesunde Gemeinde“ lukrieren, Geld für die
Gemeinde beschaffen) und in der Folge zu einem Einschlafen des Interes-
ses führt. Es gibt Hinweise darauf, dass dies oftmals gerade jene Gemein-
den sind, wo der Arbeitskreis mehr oder weniger mit dem zuständigen
Gemeinderatsausschuss identisch ist oder auch wo die Arbeitskreislei-
terInnen (welche eben oftmals mit den Ausschussvorsitzenden identisch
sind) nichts aus der Hand geben wollen. („Nichts“ im umfassenden Sinn
gedeutet, hieße in diesem Fall ja auch: potentielle Erfolge.)

Andererseits entsteht eine Problemkonstellation aus der mangelnden inhalt-
lichen Motivation: Man tut etwas, weil das immer noch besser ist, als nichts
zu tun. Diese – wohl für jeden nachvollziehbare – Grundhaltung sorgt aber
in der Folge für zahlreiche Unklarheiten: Wenn man irgendetwas tut, aber
eigentlich nicht weiß, was man will oder soll, scheinen Schwierigkeiten mit
mangelnder Zuständigkeit, Kommunikation und Information auf der
Hand zu liegen.

Bezogen auf die künftige Entwicklung des Programms „Gesunde
Gemeinde“ folgen aus den Interviews als wichtige Maßnahme zur langfris-
tigen Absicherung die Entwicklung von Qualitätskriterien und das Moni-
toring von zu erreichenden Qualitätsstandards bzw. -zielen. Als erste
Sammlung möglicher (quantitativer sowie qualitativer) Kriterien konnten
folgende Punkte entwickelt werden: 
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Bekanntheit:

– des Projekts, 
– der Projektziele,
– der Angebote,
– der Idee von Gesundheitsförderung,
. . . bei Gemeindebürgern und -bürgerinnen, ev. auch bei Gemeindepoliti-
kern und -politikerinnen.

Umsetzung durch die Gemeinden:

– Beteiligung der jeweiligen Zielgruppen in den Gemeinden (z. B. im
Arbeitskreis, bei der Maßnahmenerstellung etc.),

– Erstellen und Einhalten des Maßnahmenplans, Durchführung der Maß-
nahmen,

– Übernahme und Neuentwicklung von Angeboten (ev. nach verschiede-
nen Bereichen aufgeteilt),

– Dokumentation,
– Zusammensetzung und kontinuierliche Arbeit des Arbeitskreises,
– etablierte Kommunikationsstrukturen in der Gemeinde,
– Bedarfsorientierung und Freiheit von politischen und kommerziellen

Interessen.

Kooperation:

– Kommunikation Gemeinde – Betreuerin,
– externe KooperationspartnerInnen (Anzahl und Intensität),
– Verankerung in Politik und Strategie auf Landesebene.

5.2 Ergebnisse aus der Befragung der Arbeitskreise

Bei der schriftlichen Befragung wurde eine Ausschöpfungsquote von 31,7
Prozent (n = 156) auf Personenebene erreicht (inkl. ein Pretestergebnis).
Aggregiert auf die Ebene der Arbeitskreise liegt aus jeder angeschriebenen
Gemeinde mindestens ein verwertbarer Fragebogen vor. Hinsichtlich der
soziodemographischen Variablen Geschlecht, Alter und Bildungsgrad
sowie der Funktion Arbeitskreisleitung bzw. reguläres Arbeitskreismit-
glied zeigen sich keine Unterschiede zwischen Sofort- und Spätantwortern
(i. e. nach Erinnerung; vgl. Bortz & Döring, 2003).

Bei den befragten Personen dominieren als Berufsgruppen Gesundheits-
und Sozialberufe (21,9 Prozent) sowie Schule und Kindergarten (20,6  Pro-
zent); 18,1 Prozent sind nicht berufstätig (Hausfrauen/-männer und Pen-
sionisten/Pensionistinnen), der Rest ist in den unterschiedlichsten Berufen
tätig (n = 155). Darüber hinaus bekleidet die Hälfte (51,3 Prozent) ein Amt
bzw. eine Funktion in der Gemeindeverwaltung/-politik.
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Als wichtigste Motive für die Mitarbeit im Arbeitskreis werden genannt
(Mehrfachantworten; n = 156):

• Weil ich zur Teilnahme eingeladen wurde (39,1 Prozent).

• Weil ich mich generell gerne in der Gemeinde engagiere (34,6 Prozent).

• Weil ich in der Gemeinde politisch tätig bin (z. B. Gemeinderat/-rätin)
(34,0 Prozent).

• Weil der Arbeitskreis eine gute Möglichkeit bietet, meine Ideen umzu-
setzen (32,7 Prozent).

• Weil ich einen Beruf im Gesundheitsbereich ausübe (23,7 Prozent).

• Weil ich gerne im Team arbeite (21,8 Prozent).

• Weil ich für das Ressort zuständig bin (21,2 Prozent).

• Wegen meiner Schlüsselfunktion in der Gemeinde (17,3 Prozent).

• Weil ich im Arbeitskreis viel lernen kann (14,1 Prozent).

• Weil ich vom Thema Gesundheit/Krankheit persönlich betroffen bin
(13,5 Prozent).

• Sonstiges (9,6 Prozent).

• Weil es besser ist, als nichts zu tun (9,0 Prozent).

• Weil ich mich gerne mit den anderen treffe (6,4 Prozent).

• Weil ich glaube, dass es für mein Ansehen in der Gemeinde gut ist (3,8
Prozent).

Damit im Zusammenhang ist interessant, dass lediglich 31 Personen ange-
ben, aus Eigeninitiative zum Arbeitskreis gestoßen zu sein (darunter 25 nur
diese Angabe). Die restlichen 125 Personen geben an, ausschließlich über
Einladungen diverser Schlüsselpersonen in den Arbeitskreis gekommen zu
sein. (Ein Vierfeldertest von Eigeninitiative und der o. g. Motivation „Weil
ich eingeladen wurde“ ergibt χ2(1) = 8,76, p = ,003; d. h., dass die Befragten
tatsächlich überwiegend nur das eine oder nur das andere angeben.)

Aggregiert man die Antworten auf Gemeindeebene (ab 50 Prozent Nen-
nung seitens der Arbeitskreismitglieder einer Gemeinde), so zeigt sich,
dass bisher folgende Maßnahmen gesetzt wurden (n = 39):

• Gesundheitstage/Informationsveranstaltungen (97,4 Prozent);

• eigene Projekte, die einmalig (punktuell) stattfinden (z. B. Wandertag)
(76,9 Prozent);

• eigene Projekte, die sich über einen längeren Zeitraum erstrecken (wie-
derholte Teilnahme; z. B. Jugendgruppen etc.) (71,8 Prozent);
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• Module bzw. Serviceangebote der Abteilung 12 (Land Kärnten) (64,1
Prozent);

• Projekte, die mit baulichen Maßnahmen verbunden sind (z. B. Einrich-
tung/Umbau von Freizeiteinrichtungen) (7,7 Prozent);

• Projekte, bei denen organisatorische Veränderungen in der Gemeinde
umgesetzt werden (z. B. Einführung eines Jugendbeirates oder Jugend-
beauftragten etc.) (5,1 Prozent).

Als wichtigste Zielgruppen kommen dabei die Gemeindebevölkerung ins-
gesamt (97,4 Prozent), Jugendliche (74,4 Prozent) sowie Kinder (53,8 Pro-
zent) in Frage. Die weitere Reihung lautet: Ältere (48,7 Prozent), Überge-
wichtige (35,9 Prozent), pflegende Angehörige (35,9 Prozent), Frauen als
eigene Zielgruppe (35,9 Prozent), Diabetiker (25,6 Prozent), Männer als
eigene Zielgruppe (20,5 Prozent). Eine nur untergeordnete Rolle spielen
Berufstätige (12,8 Prozent), Gasthäuser (12,8 Prozent) sowie sonstige (2,6
Prozent) Zielgruppen.

Gefragt nach unterschiedlichen Erfolgseinschätzungen (zehnstufige Skala)
ergeben sich, aggregiert auf Gemeindebene (n = 39), folgende Mittelwerte: 

• Gesamterfolg bisheriger Maßnahmen (kein vs. sehr großer Erfolg): Mit-
telwert = 7,09 (SD = 1,35);

• Ausmaß, in dem die Zielgruppen profitiert haben (gar nicht vs. sehr):
Mittelwert = 6,96 (SD = 1,16);

• Ausmaß, in dem die Gemeinde insgesamt profitiert hat (gar nicht vs.
sehr): Mittelwert = 6,93 (SD = 1,18).

Die Ergebnisse der durchgeführten t-Tests lassen dabei keine Unterschiede
der Erfolgseinschätzungen in Abhängigkeit der Veränderungen im
Arbeitskreis und der Entscheidungskompetenz erkennen, weder auf Indi-
vidual- noch auf Aggregatdatenniveau. Nur ein minimaler Unterschied in
der Erfolgseinschätzung zeigt sich auf Individualniveau: Personen, die
angeben, dass sich die Zusammensetzung des Arbeitskreises verändert
hat, schätzen das Ausmaß, in dem die Gemeinde bislang von den Akti-
vitäten im Rahmen der Gesunden Gemeinde profitiert hat, ein klein wenig
niedriger ein als Personen, die angeben, dass die Zusammensetzung des
Arbeitskreises eher gleich geblieben ist (t [145] = –2,076, p = ,040) – auf
Aggregatdatenniveau (also auf die einzelnen Gemeinden aggregiert) zeigt
sich dieser Unterschied nicht (t [36] = 1,568, p = ,126).

5.3 Ergebnisse der Dokumentenanalyse

Die Ergebnisse der Dokumentenanalyse zeigen, dass jene Gemeinden (n =
39), die sich an der schriftlichen Befragung der Arbeitskreise beteiligten,
insgesamt aktiver sind als jene, die nicht teilnahmen: sie haben insgesamt
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mehr Maßnahmen durchgeführt (t [52,825] = –3,161, p = ,003). Bis inklusive
April 2006 liegt die Anzahl der dokumentierten Aktivitäten pro Gemeinde
im Schnitt bei 10,86 (SD = 9,27) – es liegt also eine sehr breite Streuung zwi-
schen mindestens zwei und maximal 43 dokumentierten Maßnahmen vor.
Als Quellenkritik sei an dieser Stelle angemerkt, dass nicht ausgeschlossen
ist, dass weitere Maßnahmen stattgefunden haben, die nicht in der Doku-
mentation aufscheinen. Darüber hinaus war eine Kategorienzuordnung
nicht immer möglich, da teilweise zu wenig Informationen dokumentiert
waren. Um dem weitestgehend entgegenzusteuern, wurden als zusätzliche
Quelle die Ankündigungen der Gesunde-Gemeinde-Zeitschrift herange-
zogen sowie eine ergänzende Durchsicht der Gemeindeaktivitäten mit
einer der Betreuerinnen durchgeführt. 

Betrachtet man die einzelnen Maßnahmenkategorien, so haben die an der
Befragung teilnehmenden Gemeinden mehr individuumsbezogene Maß-
nahmen (t [53,426] = –3,454, p = ,001), mehr kurzfristige (t [49,606] = –3,103,
p = ,003) und mehr mittelfristige (t [52,025] = –2,057, p = ,045), mehr passive
(t [53,047] = –3,179, p = ,002) und mehr aktivierende Maßnahmen (t [48,532]
= –2,527, p = ,015) gesetzt. Settingbezogene (M = 0,27, SD = 0,56) und lang-
fristig ausgerichtete (M = 0,32, SD = 0,66) Maßnahmen (>1 Jahr) sind ins-
gesamt eher rar gesät. Betrachtet man die drei häufigsten aller möglichen
Kategorienkombinationen, die bei den Maßnahmen möglich sind, so zeigt
sich, dass in 89,3 Prozent der Gemeinden individuumsbezogene, kurzfri-
stige, passive Maßnahmen gesetzt wurden, in 73,2 Prozent der Gemeinden
gab es individuumsbezogene, kurzfristige, aktivierende Maßnahmen (akti-
vierend bedeutet, dass die Maßnahme aktivierende Elemente enthält) und
in 48,2 Prozent der Gemeinden individuumsbezogene, mittelfristige, akti-
vierende Maßnahmen.

5.4. Ergebnisse der Bevölkerungsbefragung

Insgesamt bilden 180 retournierte Fragebögen (dies entspricht einer Rück-
laufquote von 16,0 Prozent) die Datenbasis. 85 von 130 befragten ländli-
chen Gemeinden (Villach und Klagenfurt wurden als große Städte nicht in
das Sample einbezogen) konnten somit erhoben werden (42 von 56 Gesun-
den Gemeinden, 43 von 74 „Nicht-Gesunde-Gemeinden“), wobei für die
erreichten Gemeinden mindestens ein und maximal zehn auswertbare Fra-
gebögen vorliegen. Aus Gesunden Gemeinden liegen 85 Fragebögen vor,
aus „Nicht-Gesunden-Gemeinden“ liegen 90 Fragebögen vor, fünf Frage-
bögen sind nicht zuordenbar.

Als erstes vorliegendes Ergebnis sei auf die Erhebung der Bekanntheit von
elf Anbietern (bzw. deren Logos) verwiesen, woraus sich ergibt, dass die
„Gesunde Gemeinde“ mit einer Bekanntheit von 33,8 Prozent an dritter
Stelle liegt. Das bekannteste Logo wurde von 58,7 Prozent der Befragten als
„bekannt“ identifiziert. Eindimensionale Chi-Quadrat-Tests zeigen dabei,
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dass die Plätze 2 bis 6 nicht signifikant von einer Gleichverteilung abwei-
chen, sich in der Bekanntheit also de facto nicht unterscheiden (χ2(4) = 1,93,
p >0,5, n. s.). Platz 1 wird signifikant häufiger als bekannt eingestuft als die
Plätze 2 bis 6 (χ2(5) = 27,77, p <0,5), das Logo auf Platz 7 wird signifikant
seltener als bekannt eingestuft als jene auf den Plätzen 2 bis 6 (χ2(5) = 19,87,
p <0,5). Dies bedeutet, dass sich insgesamt die Anbieter/Logos auf den
Plätzen 2 bis 6 im selben Bekanntheitsbereich bewegen und damit gemein-
sam den zweiten Platz belegen.

6. Erste Schlussfolgerungen

Von Seiten des Projektteams werden durchaus hohe Erwartungen für er-
folgreiche Arbeitskreise formuliert, wobei diese vorwiegend in Richtung
Aktivität, Stabilität, Selbständigkeit sowie Vielfalt tendieren. Daraus ergibt
sich ein breites Spektrum an Anforderungen, die sich zu Qualitätskriterien
weiterentwickeln lassen und die wertvolle Hinweise für die Erfolgsfest-
stellung in der Arbeit der Gesunden Gemeinden liefern können. Durch die
Einführung derartiger Standards kann das Projekt „Gesunde Gemeinde“
langfristig stabilisiert und weiter im Sinne von Gesundheitsförderung aus-
gebaut werden (Penz, 2005). 

Wie sich aus der ersten Analyse auf Gemeindeebene – konsistent mit einer
Studie aus Oberösterreich (Pfaffenberger & Pöschko, 2006) – zeigt, schei-
nen die gesetzten Maßnahmen bisher noch eher auf passive Gesundheits-
information bzw. auf punktuelle Aktivitäten ausgerichtet. Langfristige
Maßnahmen werden zwar ebenfalls bereits in knapp drei Viertel der
Gemeinden gesetzt, was allerdings noch fehlt, sind strukturelle Maßnah-
men auf Settingebene (im Sinne von organisatorisch-institutionellen
und/oder baulichen Maßnahmen). Eine differenziertere Betrachtung der
Dauer der Maßnahmen im Zuge der Dokumentenanalyse zeigt jedoch,
dass mittelfristige Maßnahmen (ein Monat bis ein Jahr) in 34 von 56
Gemeinden durchgeführt wurden, wirklich langfristige (über ein Jahr)
jedoch erst in 13 Gemeinden Umsetzung fanden. 

Bislang werden eher allgemeine Zielgruppen angegeben („Gemeindebe-
völkerung insgesamt“). Der hohe Anteil an den Zielgruppen Jugendliche
und Kinder scheint nicht zuletzt durch den hohen Anteil an Arbeitskreis-
mitgliedern, welche dem Bildungsbereich (Schule und Kindergarten) ent-
stammen, erklärbar zu sein, andererseits auch durch die Module des Lan-
des, die zu einem großen Teil die Zielgruppe „Kinder und Jugendliche“
fokussieren. Aufgrund dieser vorerst nur allgemeinen Ansprüche an Maß-
nahmen und Zielgruppen scheint auch die hohe Einschätzung des bisheri-
gen Erfolges plausibel. 

Personen, die sich bereit erklären, an einem Arbeitskreis teilzunehmen,
äußern überwiegend „moderne“ Gesundheitseinstellungen: Sie sehen
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Gesundheit als persönlich beeinflussbares, von individuellen Ressourcen
abhängiges Konzept und bringen somit ideale Voraussetzungen für die
Gesundheitsförderungsarbeit mit. Allerdings zeigt sich, wie wichtig es ist,
aktiv auf potentielle Mitglieder zuzugehen und diese einzuladen, da eine
rein auf Eigeninitiative zurückzuführende Teilnahme bisher kaum stattge-
funden hat – auch in einer Evaluierung der „Gesunden Gemeinden“ in
Oberösterreich konnte das Motiv „Ich wurde zur Mitarbeit aufgefordert“
als relevant identifiziert werden (vgl. Pfaffenberger & Pöschko, 2006). Für
die praktische Weiterführung und Ausweitung des Projektes „Gesunde
Gemeinde“ erweist es sich somit als besonders wichtig, aktive Akquirie-
rungsarbeit zugunsten der Arbeitskreise zu leisten. Auch in Hinblick auf
die Ansprüche, die Arbeitskreise für neue Personen offenzuhalten sowie
durch die Einbindung von Zielgruppenvertretern und -vertreterinnen
umfassende Partizipation zu ermöglichen, dürfte das direkte Ansprechen
dieser Personen die adäquate Strategie sein (Penz, Kada & Janig, 2006). 

Was die Bekanntheit des Projektes „Gesunde Gemeinde“ anbelangt, so
zeigt sich in der Bevölkerungsbefragung, dass 33,8 Prozent der Befragten
das Logo der Gesunden Gemeinde kennen, damit belegt die Gesunde
Gemeinde insgesamt den zweiten Platz (gemeinsam mit vier anderen
Anbietern). Somit kann man sagen, dass nur ein Logo bekannter ist und
immerhin fünf Logos deutlich weniger bekannt sind als jenes der Gesun-
den Gemeinde. Dies kann durchaus als Indikator für den Erfolg des Pro-
jektes angesehen werden, vor allem wenn man bedenkt, dass die Bekannt-
heit des Projektes im Rahmen des Interviewbausteins als ein Qualitätskri-
terium für den Projekterfolg identifiziert werden konnte.

In Hinblick auf die einleitend dargestellte internationale Diskussion von
Capacity Building im Bereich der Gesundheitsförderung geht das Pro-
gramm „Gesunde Gemeinde“ somit durchaus den richtigen Weg. Da das
Programm noch relativ neu ist, scheinen die bisher erzielten Erfolge durch-
aus viel versprechend. Insbesondere die hohe erreichte Bekanntheit und
die große Zahl an teilnehmenden Gemeinden können als eindeutige
Erfolge verbucht werden. Die derzeit eher kurzfristig angelegten Einzel-
maßnahmen innerhalb der Gemeinden entsprechen durchaus dem
regulären Entwicklungsprozess, da Kooperationen nur langsam aufgebaut
werden können und auch nur schrittweise erweitert werden sollen. Im
Sinne des selbständigen Aufbaus von Community Capacity durch die
Gesunden Gemeinden – also der umfangreichen organisatorischen Vernet-
zung, der Ausbildung von Leadership-Funktionen, der Verankerung einer
umfassenden Policy und der Akquirierung materieller Ressourcen für
Gesundheitsprojekte – scheinen über den derzeitigen Status hinausge-
hende Ansprüche zu hoch gegriffen. Besondere Erwähnung gebührt somit
jenen Gemeinden, die bereits langfristige Maßnahmen umsetzen.
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Franziska Cecon

Public Private Partnership
als Erfolgsmodell auch für das
Sozialwesen?

Ein Erfahrungsbericht, aufgezeigt anhand des
„Sozialen KompetenzzentRum Senioren + Wohnen“1

Öffentliche Verwaltungen sind im Umbruch. Im Zuge der Modernisie-
rungsbemühungen ist es sinnvoll und nützlich, einen Blick über den eige-
nen Aktionsradius hinaus zu werfen. Darin liegt das Potenzial, von Erfah-
rungen anderer zu lernen. Dieser Artikel möchte in einem ersten Schritt die
veränderte Situation in der öffentlichen Verwaltung darstellen, die
Lösungsansätze abseits herkömmlicher Schemata notwendig macht. Des
Weiteren werden Ausgliederungen als Folge eines kritischen Diskurses der
Rolle des Staates im engeren und weiteren Sinne thematisiert. Letzteres
führt zu Kooperationsformen wie Public Private Partnerships (PPP). Sie
sind vor allem dann eine Option, wenn die Aufgabenverantwortung im
Sinne einer Gewährleistung bei der öffentlichen Hand verbleiben sollte.
Wie die Anwendung einer PPP im Sozialbereich erfolgen kann, wird
anhand des „Sozialen KompetenzzentRum Senioren + Wohnen“ der
Marktgemeinde Rum dargestellt. Erfahrungsaustausch und Wissenstrans-
fer machen dieses Tiroler Beispiel auch für das Bundesland Kärnten wert-
voll.

Ausgangslage: Veränderungsdruck in der öffentlichen Verwaltung

Die öffentliche Verwaltung steht in Interaktion mit anderen Lebenswelten,
sowohl national als auch international. Zentral sind Politik, Wirtschaft,
Gesellschaft, Technologie und in zunehmendem Maße die Ökologie. Jeder
einzelne Bereich verfolgt individuelle Interessen und stellt spezifische
Anforderungen an die Verwaltung, für die sich daraus neue Herausforde-
rungen ergeben.

Von vielen Seiten, seien es der Bürger, die Wirtschaft oder andere Grup-
pierungen, werden Wünsche artikuliert, die sich in der Folge in einem
Anstieg der zu erbringenden Leistungen in der öffentlichen Verwaltung
widerspiegeln3. Man denke hier beispielsweise an die Entwicklungen im
Umweltbereich, im Gesundheitswesen oder in verschiedenster Hinsicht im
Sozialwesen. In Summe wäre das steigende Leistungsspektrum an sich
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noch nicht beunruhigend, würden die zur Erbringung zur Verfügung ste-
henden Mittel ebenso in gleichem Maße steigen. Dieser einfache Zusam-
menhang ist jedoch nicht immer gegeben. In Zeiten finanzieller Knappheit4,
maastrichtrelevanter Budgetpolitik5, rascher technologisch-ökonomischer,
politischer und gesellschaftlicher (Wertewandel, Bürokratie- und Poli-
tikverdrossenheit) Veränderungen führen die Entwicklungen zu Unsicher-
heit, die durch zunehmende Komplexität gekennzeichnet sind. Dazu
kommt ein globaler Wettbewerb, der an Dynamik gewinnt. Der daraus ent-
stehende Standortwettbewerb für ein Land hängt nicht unerheblich von
der Funktionalität und Effizienz seines öffentlichen Sektors ab. Letzteres
wirft Fragen der formalen Strukturen und Prozesse der öffentlichen Ver-
waltung und ihrer Leistungen auf. 

In diesem Spannungsfeld erwächst für öffentliche Verwaltungen ein Ver-
änderungs- und Handlungsdruck. Ein effizienter und effektiver Umgang
mit den Ressourcen ist also mehr denn je notwendig, um adäquate Ant-
worten auf die veränderten Rahmenbedingungen zu geben. Damit können
jene Gestaltungsspielräume geschaffen werden, die für qualitative, den
Bürgererwartungen entsprechenden Leistungen notwendig sind. Insge-
samt soll es durch entsprechende Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung
im Standortwettbewerb kommen. 
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Abbildung 1: Heuristisches Dreiecksmodell der Verwaltung2



Porter6 sieht in den gewandelten Anforderungen ein günstiges Klima für
Innovation7 und Veränderung. Ähnlich Al Gore, der es treffend ausdrückte:
„In times such as these, the most dangerous course is to do nothing. We
must have the courage to risk change.“8

Die allgemein dargestellten Veränderungen – und hier vor allem die demo-
graphischen und wirtschaftlichen Entwicklungen – gelten ebenso für die
Sozialsysteme in unserer Gesellschaft9. War bisher die Familie als primäres
soziales Netz für die Betreuung und Pflege zuständig, so sind dies heute
soziale Dienstleistungseinrichtungen. Insbesondere geänderte Rahmenbe-
dingungen, die wachsende Anzahl unterschiedlicher Träger und Institu-
tionen und die dadurch gestiegene Komplexität im „sozialen Sektor“ erfor-
dern auch für die Soziale Arbeit ein professionelles Management10. Strate-
gien sind notwendig, die das ideell Gewollte, das ökonomisch Machbare
und die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen in ein vernünftiges Ver-
hältnis zueinander setzen.

Alternative Lösungsansätze als Antwort
auf die veränderten Rahmenbedingungen

Neue, alternative Wege in der Leistungserbringung können das beste-
hende Spannungsverhältnis zwischen wachsenden (Leistungs-)An-
sprüchen an die öffentliche Verwaltung einerseits und abnehmender Res-
sourcenausstattung (Personal, Finanzen etc.) andererseits mildern oder
lösen helfen. Lösungsansätze gibt es viele, die nach Ziel- und Schwer-
punktsetzung verschieden sein können. Im Wesentlichen können, verein-
fachend ausgedrückt, Lösungsmodelle entweder bei 

– den einzusetzenden Mitteln (Kürzung/Erhöhung, Aufbringung, Quali-
fikationen etc.), 

– den Prozessen und Strukturen zur Leistungserstellung oder 

– den Leistungen selbst (Umfang, Tiefe, Anspruchsberechtigung etc.) anset-
zen.  

In der Praxis wird eine kombinierte Lösung aus mehreren Maßnahmen, die
auch eine Systembetrachtung inkludiert, eher anzutreffen sein.

Welche Lösungsansätze im Einzelfall Anwendung finden, wird aufgrund
von Analysen unter Berücksichtigung der internen und externen Stake-
holder, des Umfeldes, der Ressourcen in kurz-, mittel- und langfristiger
Perspektive usw. zu entscheiden sein. 

Zur Veranschaulichung seien hier exemplarisch einige Maßnahmen, bezo-
gen auf das Sozialwesen, angeführt. Inputseitig könnten durch niedrigere
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Steigerungsraten der Sozialleistungen (z. B. durch die Entkoppelung der
Bezüge, Löhne und Gehälter vom Preisindex) oder durch die Erhöhung der
Beiträge und Selbstbehalte für die Begünstigten Ressourcenengpässe
gemildert werden. Auf der Leistungsseite wäre eine zielgruppenspezifi-
schere Definition der Anspruchsberechtigung mittels Konzentration auf
die Bedürftigsten denkmöglich. 

Weiters zu nennen sind organisatorische Änderungen in der Leistungser-
stellung (prozessbezogen) zur Senkung der Gemeinkosten oder die voll-
ständige Restrukturierung der Organisationen. 

Bekannt ist die gesamte Palette betriebswirtschaftlicher Managementinstru-
mentarien, die an die Besonderheiten der öffentlichen Verwaltung ange-
passt werden muss und von einer umfassenden Geschäftsprozessoptimie-
rung über das Finanz- und Personalmanagement bis hin zum Qualitäts-
management reicht. Der umsichtige Einsatz von neuen Technologien eröff-
net große Potenziale zur Verwirklichung eines effizienten und effektiven
Verwaltungshandelns. 

Wichtig und sinnvoll erweist sich eine politisch getragene Aufgabenkritik11,
die die Notwendigkeit, Art und Weise, Qualität und Quantität von öffent-
lichen Leistungen hinterfragt. Hieran knüpfen Make-or-Buy-Entscheidun-
gen (mit Privatisierung und Ausgliederungen) sowie die Überlegung der
Rolle des Staates12. Für die tatsächliche Entscheidung der zu erbringenden
Staatsaufgaben können verschiedene Kriterien herangezogen werden, wie
strategische Relevanz, Kundenbedürfnisse, öffentlicher Auftrag usw. Wird
entschieden, dass die Aufgaben vom Staat übernommen werden sollen,
dann können gemäß dem abgestuften Staatsaufgabenkonzept jene unter-
schieden werden, für die der Staat nur gewährleistet, jene, die er auch
finanziert, und jene, bei denen der Staat mit seinen öffentlichen Einrich-
tungen auch als Produzent der Leistung auftritt. Ausgangspunkt ist eine
Leistungstiefenanalyse. Sie scheut den Vergleich mit anderen Organisati-
onseinheiten nicht und verfolgt das Ziel der bestmöglichen, effizientesten
und effektivsten Leistungserstellung. Zusammengefasst werden die Über-
legungen zur Aufgabenkritik in nachstehender Abbildung dargestellt. 

Im Sozialwesen handelt es sich bei den meisten Leistungen um staatliche
Gewährleistungsaufgaben, einige sind aber auch nichtöffentliche Aufga-
ben, die als Ergänzungsaufgaben oder als private Kernaufgaben eingestuft
werden können.

Ausgliederung14

Ausgehend von den steigenden Leistungsansprüchen in qualitativer und
quantitativer Hinsicht, denen beschränkte Mittel und latente Finanzie-
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rungsengpässe gegenüberstehen, ist die öffentliche Hand nicht immer der
beste Leistungserbringer. Ineffizienzen werden beklagt, die auch auf die
monopolistische Stellung der öffentlichen Verwaltung zurückzuführen
sind. Die Forderung nach weniger Staat bei gleichzeitiger Nutzung spezi-
fischer Kenntnisse privater Anbieter ist mit der Erwartung einer Steigerung
von Effizienz und Qualität verbunden. Auf der Suche nach neuen, kosten-
günstigen und wirkungsorientierten Formen der öffentlichen Leistungser-
bringung ergibt sich eine weitere Möglichkeit der Systementlastung, näm-
lich durch die Einbeziehung von Freiwilligen durch NPOs oder NGOs bzw.
durch die Einbeziehung der Privatwirtschaft in die Leistungsbereitstellung15.

Der Entscheidung über „Make or Buy“ (am privaten oder halböffentlichen
Markt) öffentlicher Leistungen bzw. der Wahl von Kooperationsvarianten
geht grundsätzlich eine Leistungstiefenanalyse16 voraus. Die bestimmen-
den Dimensionen sind wie folgt grafisch dargestellt. 

– Die strategische Bedeutung der Leistung, die im Falle des Sozialwesens
stark ausgeprägt ist. 

– Die Spezifität der einzusetzenden Faktoren trifft nur bedingt zu. 

– Die Effizienz der Leistungserstellung, die als dritte Dimension in der Ver-
waltung entscheidend ist.

Neben den Kernleistungen, z. B. der Alten- und Pflegebetreuung, sind Leis-
tungen wie die Küche, die Reinigung von Gebäuden, Wäscherei, Finanz-
und Verwaltungsleistungen usw. zu nennen. Im Sinne des New Public

248

Aufgaben

öffentliche Aufgabe mit
explizitem

Gemeinwohl-Bezug

nichtöffentliche Aufgabe
ohne expliziten

Gemeinwohl-Bezug

staatliche
Kernaufgabe

Ve
ra

nt
w

or
tu

ng
s-

ka
te

go
ri

en

staatliche
Gewähr-
leistungs-
aufgabe

staatliche
Ergänzungs-

aufgabe

private
Kernaufgabe

Gewährleistung ✓ ✓ ✓

Finanzierung ✓ ✓

Vollzug ✓ ✓ = Verantwortung bei öffentlicher Einrichtung

Abbildung 2: Aufgabentypen und Verantwortungskategorien13



Management (NPM) sollten die Nicht-Kernleistungen weitgehend ausge-
lagert werden, wenn ein Kosten- und Qualitätsvergleich zugunsten nicht-
öffentlicher Anbieter ausfällt. 

Über die Vor- und Nachteile der Auslagerung hinsichtlich der Dimensio-
nen Strategie, Qualität, Personal, Kosten und Kapitalbildung gibt die nach-
stehende Tabelle Auskunft. Die hier für das Outsourcing gelisteten Argu-
mente können ebenso auf das Contracting Out bezogen werden. Der ent-
scheidende Unterschied zwischen Outsourcing und Contracting Out liegt
in der Zielgruppe der Leistung. Während bei Ersterem für den Eigenver-
brauch der öffentlichen Verwaltung produziert wird, ist das Contracting
Out mit einer Abgabe an externe Kunden, wie beispielsweise im Falle der
Alten- und Pflegebetreuung, verbunden18.

Die Auslagerung von Tätigkeiten kann zur Ausgliederung von Betrieben
im Sinne einer Privatisierung führen. Hier sind unterschiedliche Ausprä-
gungen charakteristisch. Im Wesentlichen können zwei markante Extrem-
pole von Privatisierungen voneinander unterschieden werden. Die for-
melle Privatisierung zielt auf eine Änderung der Rechtsform ab, Eigentü-
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mer bleibt aber nach wie vor die öffentliche Hand, während bei der mate-
riellen Privatisierung die öffentlichen Aufgaben tatsächlich in den pri-
vaten Sektor verlagert werden20. Es gibt eine Reihe von weiteren Abstu-
fungen wie die Aufgabenprivatisierung, funktionelle Privatisierung,
Vermögensprivatisierung etc.21. Bei einer Finanzierungsprivatisierung
steht die Beschaffung privaten Kapitals für die Erledigung öffentlicher
Aufgaben, meist Investitionsmaßnahmen, im Vordergrund22. Diese
Form, bei der die Aufgabe als solche beim Staat verbleibt und weiterhin
von ihm erfüllt wird, ist klassischerweise die Ausgangsdefinition für
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Vorteile des Outsourcings Nachteile des Outsourcings
Strategie

Konzentration auf das Hauptgeschäft hohe irreversible Abhängigkeit

Flexibilität Kontrollverlust

Straffung der Aufbauorganisation Geheimhaltungssorgen/Datensicherheit

Risikotransfer Monopolbeziehung bei spezieller
Zusammenarbeit

partnerschaftliche Ergänzung Risiko der wirtschaftlichen Instabilität
mit dem Dienstleister des Outsourcing-Anbieters

wettbewerbspolitische Vorteile

Qualität

Transparenz über Leistungsangebot Verlust des eigenen Know-how

Kapazitäten schnell verfügbar höherer Koordinationsbedarf

Verfügbarkeit von fremdem Know-how Entfernung vom Serviceunternehmen

Teilnahme am technischen Fortschritt mangelnde Nutzerberücksichtigung

Personal

Verlagerung der Personalprobleme Personalprobleme beim Übergang

Entlastung der Fachabteilung von Motivations- und Akzeptanzprobleme
Routineaufgaben

arbeitsrechtliche Schwierigkeiten

Kosten

Economies of scale erhöhte Kommunikationskosten

gesteigerte Kostentransparenz zusätzliche Transaktionskosten

verändertes Kostenbewusstsein höhere Einmalkosten

Kapitalbindung

Reduzierung der Kapitalbindung

Flexibilisierung der Kosten

Tabelle 1: Gegenüberstellung der Vor- und Nachteile des Outsourcings19



PPP-Modelle23. PPP als Abkürzung für Public Private Partnership stellt
den Fokus der Zusammenarbeit zwischen öffentlichen und privaten
Akteuren in den Vordergrund.

Public Private Partnership (PPP) – Kooperationen der
öffentlichen Hand mit Privaten

Wie in einer arbeitsteiligen Gesellschaft nicht anders zu erwarten, gab es
schon immer Kooperationen zwischen öffentlicher Verwaltung und Priva-
ten, man denke hier z. B. an Bleistifte, die schon immer auf dem Markt
gekauft wurden. Es ist daher schwierig, eindeutig zu bestimmen, wo und
unter welchen Voraussetzungen PPP24 tatsächlich genau beginnt25. 

Ähnlich verhält es sich auch mit einer eindeutigen, allgemein gültigen Defi-
nition, die weder in der Praxis noch in der Literatur zu finden ist26. Viel-
mehr handelt es sich um einen Sammelbegriff für verschiedenste Koope-
rationsformen zwischen öffentlichen Körperschaften und privaten Akteu-
ren, bei denen – anders als bei „klassischen Ausgliederungen“ – die Letzt-
verantwortung für die Leistung bei der öffentlichen Hand verbleibt.27

Im Wesentlichen entzieht sich die Hoheitsverwaltung der Möglichkeit, pri-
vate Partner zur Leistungserbringung heranzuziehen. Alle anderen Betäti-
gungsfelder staatlichen Handelns, insbesondere die Leistungsverwaltung
(z. B. Bildung, Umweltschutz, Gesundheits- und Sozialwesen, Städtebau,
Ver- und Entsorgung, Verkehrsinfrastruktur usw.), sind für PPP grundsätz-
lich geeignet, wenn Einfluss-, Kontroll-, Fortführungs- und Steuerungs-
möglichkeiten gewahrt bleiben.28

Für das Verständnis in dieser Darstellung werden folgende Merkmale als
zentral und charakteristisch angeführt: Die institutionalisierte, zeitlich
befristete Zusammenarbeit durch vertragliche Vereinbarungen29 mündet in
eine Verantwortungs-, Aufgaben- und Risikoteilung zwischen (halb-)
öffentlichen und privaten Partnern zur Erreichung gemeinsamer Ziele.
Ohne die Partnerschaft könnten die verfolgten Zielsetzungen nicht in glei-
chem Maße realisiert werden, wobei eine effiziente und effektive Leis-
tungserbringung im Vordergrund steht. Aus der Bündelung der Stärken
und Ressourcen der Partner (Know-how, Kapital, Erfahrung, Personal etc.)
werden Synergieeffekte nutzbar, die zu einer Win-win-Situation führen.
Eine ausgewogene Partnerschaft ist ein wesentlicher Abgrenzungsaspekt
zu Privatisierungen30 und Ausgliederungen31. Kontroll- und Einflussmög-
lichkeiten sowie die Gewährleistung durch die öffentliche Hand bleiben
erhalten. Die Möglichkeiten der Ausgestaltung einer Zusammenarbeit, die
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gegenseitigen Rechte und Pflichten sind vielfältig und hängen im Einzel-
fall von den Verhandlungen ab32.  

Warum öffentliche und private Akteure sich in einer gemeinsamen Part-
nerschaft zusammenschließen, hat unterschiedliche Gründe. Die Motive
decken sich mit den erwarteten Vorteilen.

Die Körperschaften öffentlichen Rechts und ausgelagerte Rechtsträger sehen in
den neuen Finanzierungsmöglichkeiten sowie in der Schließung möglicher
Kompetenz- und Kapazitätslücken in qualitativer und quantitativer Hin-
sicht die entscheidenden Potenziale für eine Zusammenarbeit. Weitere
Interessen liegen in der Teilung des Risikos, der oftmals schnelleren Reali-
sierung von Projekten (z. B. weil politische Mitentscheidung in operativen
Angelegenheiten reduziert wird), der Reduktion des eigenen (Planungs-)
Aufwandes, der Erwartung nach höherer Kosten- und Terminsicherheit,
der Wahrung von Einflussmöglichkeiten sowie Qualitätsverbesserungen
der Leistung, aufgrund der Expertise und Spezialisierungsvorteile des pri-
vaten Partners. Darüber hinaus sind ein Imagegewinn für die öffentliche
Hand und die Beziehungspflege zur Privatwirtschaft als einflussreiche
Interessengruppe von Bedeutung33. 

Für private Unternehmen steht in öffentlichen Partnerschaften wie bei allen
unternehmerischen Tätigkeiten die Gewinnerzielung im Vordergrund. Die
bisher allein vom öffentlichen Sektor bearbeiteten Märkte sind von großem
Interesse, da meist mit einer relativ stabilen Nachfrage gerechnet werden
kann. Zudem ist die öffentliche Verwaltung ein bonitätsstarker Partner, der
mit einem langfristigen Vertrag ein sicheres Investment darstellt. Neben
der Risikominderung ist das Image, „Partner der öffentlichen Hand“ zu
sein, vorteilhaft34. 

Organisationsformen des PPP

Da ein PPP-Modell in der Regel an das jeweilige Projekt angepasst wird,
werden fünf Basismodelle exemplarisch vorgestellt. Selbstverständlich
gibt es weitere Modelle, Abstufungen und Mischformen, da die Ausgestal-
tung vom individuellen Projekt, den Rahmenbedingungen und Zielset-
zungen abhängig ist35.

Die folgende Abbildung unterscheidet die Organisationsformen nach
Beteiligungsgrad, Umfang der privaten Aufgabenerfüllung und dem Grad
der öffentlichen Einflussnahme bzw. des öffentlichen Risikos.

Betreibermodelle dienen der laufenden Betriebsführung. Die gesamte Leis-
tungserbringung (oder, vertraglich festgelegt, Teile daraus) wird im
Anschluss an eine Ausschreibung unter Gesichtspunkten der Wirtschaft-
lichkeit an den Privaten ausgelagert, d. h., dieser wird Betreiber. Die öffent-
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liche Hand hat aber weiterhin Kontrollrechte und somit gesicherte Einflus-
smöglichkeiten. Wer Eigentümer der Anlage ist und wer gegenüber dem
Bürger auftritt, hängt von der Ausgestaltung ab. Die öffentliche Beteiligung
ist gering und auch das Risiko ist auf den privaten Partner übertragen.

In einem Konzessionsmodell verpflichtet sich der private Auftragnehmer,
eine bestimmte Leistung unmittelbar für den Bürger zu erbringen. Im
Gegenzug dazu erhält er das Recht (die Konzession) zur eigenständigen
Refinanzierung, indem er vom Nutzer zu entrichtende Gebühren oder Ent-
gelte einhebt. Die laufende Betriebsführung übernimmt also der Private
(Betreiber).

Der private und der öffentliche Partner gründen bei einem Kooperations-
modell eine Gesellschaft zum Zweck der öffentlichen Aufgabenerfüllung.
Anders als bei Betreibermodellen wird hier ein gemischtwirtschaftliches
Unternehmen gemeinsam gegründet, an dem die Gebietskörperschaft
maßgeblich (in der Regel mindestens 51 Prozent der Anteile) beteiligt ist
und ihre Einfluss- und Kontrollmöglichkeiten in allen Projektphasen
gewährleistet bleiben37. Die Aufgaben werden in eigener Verantwortung
und ohne öffentliche Finanzierung aus dem Haushalt vom privaten Akteur
erfüllt. Zwischen Kooperationsgesellschaft und Privatem besteht ein
Betriebsführungsvertrag, während zwischen Kooperationsgesellschaft
und öffentlicher Hand ein Vertrag über die zu erbringenden Leistungen
geschlossen wird. Anlagen gehören zum Eigentum der gemeinsamen
Gesellschaft38.
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In einem Betriebsüberlassungsmodell überlässt die öffentliche Hand dem
privaten Partner die Anlagen durch einen Leasing- oder Pachtvertrag.
Betrieb und Instandhaltung erfolgen im Namen und auf Rechnung des pri-
vaten Akteurs, d. h., die Nutzer der Anlage stehen in direkter vertraglicher
Verbindung mit dem Betreiber und nicht mit der öffentlichen Hand39.  In
diesem Modell bleiben die Einflussmöglichkeiten seitens der öffentlichen
Hand sichergestellt. Hinsichtlich der Risikoteilung geht das wirtschaftliche
Risiko auf den privaten Partner über, das Risiko der Aufgabenerfüllung
verbleibt bei der öffentlichen Hand.

Betriebsführungsmodelle (oder Managementmodelle) übergeben die
Betriebsführung (inklusive Zurverfügungstellung von Personal und
Betriebsmitteln) an den privaten Partner, der dafür eine Vergütung (pau-
schale oder ergebnisorientierte Managementgebühr)40 erhält. Die Verträge
haben üblicherweise eine Laufzeit zwischen drei und fünf Jahren. Der Pri-
vate handelt im Namen und auf Rechnung der öffentlichen Hand, womit
der Nutzer in keiner direkten Vertragsbeziehung zum Privaten steht. Die
Anlagen bleiben im öffentlichen Eigentum. Allerdings sorgt der öffentli-
che Akteur durch Beiträge und Gebühren für die Finanzierung. In dieser
PPP-Form bleibt die öffentliche Hand selbst Betreiberin und trägt das
Risiko41.

Unabhängig davon, welches Modell vereinbart wird, gibt es für den öffent-
lichen Auftraggeber einige Punkte zu beachten:
– Vereinbarung von Zielvorgaben und Mindeststandards,
– inhaltliche Leistungsvereinbarungen,
– Sicherstellung entsprechender Steuerungs- und Kontrollmöglichkeiten

durch den Auftraggeber,
– keine qualitative/quantitative Verschlechterung der Bürger,
– Sicherstellung der Dauerhaftigkeit des Leistungsangebotes.

Für den privaten Auftragnehmer liegen die Herausforderungen in:
– der Schaffung eines Klimas für einen homogenen Übergang,
– der Würdigung der bisher geleisteten Arbeit, 
– der Vermittlung der Ziele und Perspektiven für die Zukunft,
– klaren Informations- und Kommunikationsflüssen,
– klaren Vorgaben der Rahmenbedingungen an die Systempartner42.

Die Aufzählung ist nicht erschöpfend, verdeutlicht aber, dass neben finan-
ziellen und wirtschaftlichen Überlegungen auch informelle und kulturelle
Aspekte Bedeutung für eine gedeihliche Zusammenarbeit haben.

Die wichtigsten Vor- und Nachteile von PPP, die teilweise bereits im Ver-
lauf der Ausführungen angesprochen wurden, sind in nachfolgender
Tabelle übersichtlich zusammengefasst. 
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Vorteile Nachteile

Zugang zu Ressourcen des privaten Akteurs
(Erfahrung, Know-how, Finanzen etc.)

Auswahl des privaten Partners

Finanzmittel, über die die öffentliche Ver-
waltung nicht verfügt, stehen zur Verfü-
gung

Der Aufwand für PPP ist erheblich: Ent-
scheidung für PPP ja/nein, Vorbereitung,
Durchführung

Beschleunigungseffekt: frühzeitige Maß-
nahmenrealisierung

Die Handlungslogik der Akteure ist ver-
schieden: Gemeinwohlorientierung vs. Ge-
winnerzielungsabsicht

Haushaltsentlastung bei Investitionsmit-
teln, Betriebs- und Erhaltungskosten

Auswirkungen bei Vertragsstörungen (bis
hin zur Insolvenz) des Privaten für die öf-
fentliche Verwaltung kann erhebliche Kos-
ten verursachen

Nutzerfinanzierung Bei kleinen Projektvolumen kann es vor-
kommen, dass keine sinnvolle Form der
Kooperation mit Privaten gefunden wer-
den kann

Fehlende Kompetenzen der öffentlichen
Verwaltung können akquiriert werden,
ohne zusätzliches Personal

Noch relativ geringe gesicherte Erfahrung
mit Kooperationen, die teilweise auch juris-
tisches Neuland betreten

Regionalwirtschaftliche Auswirkungen
hinsichtlich Infrastruktur und Arbeitsplatz-
schaffung

Berechnungen der Wirtschaftlichkeit kön-
nen teilweise nicht vollumfänglich durch-
geführt werden (z. B. aus Mangel an Erfah-
rungswerten)

Politische Einflussnahme beschränkt auf
strategische Steuerung bzw. Kontrolle, bei
gleichzeitigem Rückzug aus dem operati-
ven Tagesgeschäft ➛ Flexibilisierung, Dy-
namisierung

Folgekosten z. B. bei arbeitsrechtlichen Re-
striktionen

Risikoverteilung zwischen öffentlichem
und privatem Partner ➛ Ausgleich durch
Gewinnerwartungen

Interner Wettbewerb z. B. bei Public-Public-
Partnerships kann zu kontraproduktivem
Handeln führen

Ausdehnung hin zu Public-Public-Part-
nerships möglich

Uneinheitliche Wahrnehmung der Verwal-
tung nach außen

Erweiterung des Erfahrungs- und Lernho-
rizonts der öffentlichen Verwaltung

Geringere Einfluss- und Kontrollmöglich-
keiten trotz staatlicher Letztverantwort-
lichkeit der Aufgabenerfüllung

Kontakte mit Privaten erleichtern die Vor-
bereitung von Folgeprojekten Abhängigkeit vom privaten Partner

Synergieeffekte für beide Partner

Zielorientierte Verteilung der Aufgaben
und Funktionen der Partner ➛ Effizienz-
steigerung

Stärkere Kundenorientierung

Mögliche Kosteneinsparungen

Tabelle 2: Vor- und Nachteile des PPP43



Kooperationen zwischen öffentlichen und privaten Institutionen mit wech-
selseitigen Synergieeffekten im Sinne von PPPs sind überwiegend aus Ver-
kehrs- oder Infrastrukturmaßnahmen insbesondere im Hochbau bekannt.
PPP sind aber auch rund um Bildung, Gesundheit und soziale Angelegen-
heiten ein Thema. Trotz so mancher Skepsis, dieses Modell in einem
Umfeld einzusetzen, in dem die direkte Interaktion mit Menschen und
somit enge emotionale Verflechtungen kennzeichnend sind, zeigen sich
derartige Partnerschaften zunehmend im Trend. 

Kurzüberblick zum Sozialwesen in Österreich

Das Sozialwesen ist in Österreich vielschichtig und komplex. 

Die wichtigsten Leistungen betreffen Lebenssituationen wie Krankheit und
Gesundheitsvorsorge, Invalidität/Gebrechen, Alter, Todesfall (für Hin-
terbliebene), Arbeitslosigkeit, Familien und Kinder, Wohnen und Bekämp-
fung von Armut und sozialer Ausgrenzung. Die Kompetenzen auf Länder-
ebene betreffen vor allem die Sozialhilfe, die Behindertenhilfe und das Pfle-
gegeld sowie die Jugendwohlfahrt. Verantwortlich auf Bundesebene ist das
Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumen-
tenschutz, das mit einem jener Politikfelder betraut ist, das einen Gutteil
des öffentlichen Haushaltes in Anspruch nimmt. 

Die Entwicklung der Sozialausgaben und der Sozialquote, als Anteil der
Sozialausgaben am Bruttoinlandsprodukt, ist in nachfolgender Grafik dar-
gestellt. Die Sozialquote hat sich seit 1990 zwischen 26,2 und 29,5 Prozent
bewegt und verzeichnete seit dem Jahr 2000 eine stetige Aufwärtsentwick-
lung. Allein im Jahr 2003 beliefen sich die Sozialausgaben in Höhe von
66.860 Millionen Euro.

Bezogen auf länderspezifische Leistungen wie Sozialhilfe, Behinderten-
hilfe und Pflegegeld waren die Ausgaben und Einnahmen wie folgt ver-
teilt: Bei österreichweiten Ausgaben von 2.714,588.000 Euro im Jahr 2003
entfielen davon 460,673.180 Euro auf allgemeine Sozialhilfe, 976,021.260
Euro auf Altenwohn- und Pflegeheime, 282,629.770 Euro auf Soziale Diens-
te und 277,271.010 Euro auf Pflegegelder. Den Ausgaben standen in ganz
Österreich 820,718.040 Euro an Einnahmen gegenüber. 

In Kärnten45 stehen 127,409.630 Euro an Ausgaben 4,910.850 Euro an Ein-
nahmen gegenüber, wobei die Angaben für Pflegeheime fehlen. In Tirol ist
das Verhältnis 219,954.760 Euro bzw. 24,270.120 Euro respektive. Durch-
gängig sind die Altenwohn- und Pflegeheime die größten Ausgabenpos-
ten, gefolgt von der Behindertenhilfe.
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Die Einnahmen-Ausgaben-Betrachtung wird etwas relativiert, wenn die
Bezieherzahlen berücksichtigt werden. Österreichweit wurden im Jahr
2003 205.686 Personen mit Sozialhilfe bzw. Pflegegeldern unterstützt. In
Kärnten waren es 6598 Personen und in Tirol 11.570. Bei Pflegegeldern gab
es nur 3737 Tiroler, während 5174 Kärntner diese Leistung bezogen. In bei-
den Bundesländern waren nur wenige Personen anspruchsberechtigt für
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes in Altenwohn- und Pfle-
geheimen.

Die aktuelle Alten- und Pflegeheimsituation in Österreich gestaltet sich wie
folgt, wobei gegenüber 2002 eine Zunahme festzustellen ist. Durch die
demografische Entwicklung ist ein weiterer Ausbau zu erwarten.

Die prägnant dargestellten Zahlen sind Hinweis dafür, dass im Sozialwe-
sen eine bürgeroptimale, qualitative und effiziente Leistungsversorgung
sichergestellt werden muss, dazu gleichzeitig inhärente Optimierungspo-
tenziale aufgespürt und realisiert werden sollten. Diese Optimierung kann
– unter Prüfung der Operationalisierung – auch unter Berücksichtigung
von privaten Partnern geschehen. 
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Abbildung 5: Sozialausgaben und Sozialquote in Österreich, 1990–200344
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Ausgaben und Einnahmen der Sozialhilfe, Behindertenhilfe
und des Pflegegeldes der Bundesländer 2003, in 1000 Euro

Allgemeine
Sozialhilfe

Altenwohn-und
Pflegeheime

Soziale Dienste

Flüchtlinge 

Sonstige Ein-
richtungen und
Maßnahmen

Behindertenhilfe

Pflegegeld

Ausgaben
insgesamt

Einnahmen
insgesamt

45.088,94 127.409,63 449.819,91 456.512,41 139.257,52 345.305,83 219.954,76 120.014,27 811.225,24 2,714.588,50

13.212,55 4.910,85 197.638,73 137.907,11 27.396,20 158.234,69 79.644,37 24.270,12 177.503,43 820.718,04

3.021,35 65.488,20 51.993,01 28.994,63 25.138,55 85.225,85 18.040,76 10.296,23 172.474,59 460.673,18

15.996,57 3.553,93 197.379,67 190.631,89 35.243,78 104.605,83 94.327,59 43.667,99 290.614,00 976.021,26

237,06 6.536,82 43.442,88 62.283,06 12.968,71 5.592,70 6.741,88 6.619,66 138.207,00 282.629,77

8,42 686,5 541,13 5.866,61 1.926,66 748,42 5.400,49 838,01 4.105,24 20.121,48

802,1 6.273,38 8.707,86 4.066,40 1.043,07 5.071,28 4.500,73 21.564,15 52.028,98

15.725,10 31.824,07 98.034,45 116.596,11 44.508,37 98.560,68 70.225,83 44.425,38 125.942,84 645.842,84

10.100,43 18.518,00 52.155,39 43.432,24 15.405,05 49.529,28 20.146,93 9.666,27 58.317,41 277.271,01

B Ktn.* NÖ OÖ Sbg. Stmk. T Vlbg. Wien Öster-
reich

Tabelle 3: Ausgaben und Einnahmen der Sozialhilfe, Behindertenhilfe und
des Pflegegeldes der Bundesländer 200346

* Für Kärnten fehlen in den Angaben die Ausgaben und Einnahmen für Pflegeheime.

BezieherInnen von Sozialhilfe und von Pflegegeld
der Bundesländer 2003

Summe
BezieherInnen
von Sozialhilfe
und von
Pflegegeld 

BezieherInnen
von Leistungen
zur Sicherung
des Lebens-
unterhaltes in
Altenwohn- und
Pflegeheimen

BezieherInnen
von (Landes-)
Pflegegeld 

3.429 6.598 29.504 21.352 11.670 17.459 11.570 6.567 97.537 205.686

997 254 11.076 9.603 3.231 4.145 420 2.020 21.118 52.864

1.681 5.174 10.218 8.648 3.109 9.324 3.737 1.925 12.904 56.720

B Ktn.* NÖ OÖ Sbg. Stmk. T* Vlbg. Wien Öster-
reich

Tabelle 4: BezieherInnen von Sozialhilfe und von Pflegegeld der Bundes-
länder 200347

* Für Kärnten und Tirol sind die SozialhilfeempfängerInnen in Altenwohn- und Pflegeheimen
nur zum Teil erfasst.



Eignung von PPP für das Sozialwesen,
aufgezeigt anhand der Erfahrungen im
„Sozialen KompetenzzentRum Senioren + Wohnen“
Ob und inwiefern PPP als Modell für das Sozialwesen geeignet erscheint,
soll anhand des „Sozialen KompetenzzentRum Senioren + Wohnen“49 der
Marktgemeinde Rum dargestellt werden. Im Folgenden wird der gesamte
Projektverlauf von den auslösenden Momenten, der Entscheidungsfin-
dung bis hin zur Konzeption und zur Umsetzung dargestellt und analy-
siert. Vorweggenommen wird, dass es sich um eine beispielhafte Erfolgs-
geschichte für alle Beteiligten und Betroffenen handelt. 

Die Darstellung soll Mut zum Denken und Handeln auch abseits traditio-
neller Lösungsmechanismen machen und so den Möglichkeitsraum trotz
beschränkter Ressourcen erweitern. Gleichzeitig ist jedoch darauf hinzu-
weisen, dass eine Übertragung auf andere Bundesländer und hier im Spe-
ziellen auf Kärnten nur unter Berücksichtigung der bestehenden Rahmen-
bedingungen sinnvoll erscheint. 

Die Marktgemeinde Rum
Die Tiroler Marktgemeinde Rum50 liegt in unmittelbarer Nähe zur Landes-
hauptstadt Innsbruck. Derzeit gibt es etwa 8500 Einwohner (Hauptwohn-
sitze), die sich auf die drei Ortsteile Neu-Rum (Wohn- und Wirtschaftsgebiet
im Talkessel des Inntals), Rum-Dorf (Zentrum mit dörflichem Charakter)
und Hochrum (Wohn- und Erholungsgebiet am Fuße der Nordkette) vertei-
len. Mit Oktober 2006 sind 531 Seniorinnen und Senioren zwischen 70 und
79 Jahre alt und 323 Personen über 80 Jahre. Die politischen Geschäfte leitet
Edgar Kopp als Bürgermeister, die Amtsleitung hat Dr. Klaus Kandler inne.

Ausgangssituation: Grundversorgung Pflegebedürftiger im Senioren-
wohnheim 

Im Jahr 1988 eröffnete die Marktgemeinde Rum ein Seniorenwohnheim mit
einer maximalen Kapazität von 23 Pflegebetten. Es lag in Hochrum in
direkter, jedoch sehr steiler Lage unterhalb des „Privatsanatoriums
Hochrum“ und punktete mit einer relativ guten Verkehrsanbindung. 
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Wohnplätze Pflegeplätze Wohnen mit Pflege Gesamt

Österreich 15.275 33.996 19.190 68.461

Tirol 828 1.966 2.324 5.118

Kärnten 752 2.337 1.151 4.240

Tabelle 5: Alten- und Pflegeheime in Österreich – Iststand per 31. Dezem-
ber 200448



Die Gesamtorganisation lag in den Händen der Marktgemeinde. Das Seni-
orenheim hatte als Gemeindebetrieb eine Einnahmen-Ausgaben-Rechnung
nach kameralen Grundsätzen51 zu führen. Sowohl die Organisationsform als
auch die Art der Buchführung bedingten eine Reihe von Einschränkungen.
Zu den wesentlichsten Kritikpunkten und Mängeln zählten beispielhaft:
– mangelnde Möglichkeit zur Bildung von Personalrückstellungen,
– mangelnde Möglichkeit zur Bildung von Investitionsrückstellungen,
– fehlende Möglichkeit von Abschreibungen,
– keine Berechtigung zum Vorsteuerabzug,
– keine oder nur eingeschränkte Möglichkeiten, Fördermittel zu lukrieren,

z. B. von Seiten der EU, des AMS oder Förderungen für Klein- und Mit-
telbetriebe,

– mangelnde Flexibilität im Personalmanagement (z. B. Einstellung von
Vertragsbediensteten; Personalentscheidungen in Abhängigkeit durch
den Gemeinderat etc.).

Die organisatorischen, rechtlichen, steuerlichen und finanziellen Rahmen-
bedingungen zwangen die Marktgemeinde Rum in ein Korsett, das zu
einem jährlichen finanziellen Abgang von 180.000 Euro durch das beste-
hende Altenheim führte. 
Zudem zeigte sich bereits nach wenigen Jahren, dass das Seniorenwohn-
heim künftigen Bedarfszahlen nicht gerecht werden wird, insbesondere im
Hinblick auf zukünftige demografische Entwicklungen. In diese Kerbe
schlugen auch die gesetzlichen Bestimmungen durch das Tiroler LGBl. Nr.
56/1993 in Bezug auf die kommunale Versorgung Pflegebedürftiger. Unter
anderem wurde in Anhang B die Erstellung von Bedarfs- und Entwick-
lungsplänen für die Pflege gefordert. Die festgestellten Versorgungsdefi-
zite sollten gemäß Z. 9 bis zu den Jahren 2000, 2005 und 2010 jeweils zu
einem Drittel abgedeckt werden. Somit ergab sich auch für die Gemeinde
Rum Handlungsbedarf, um eine ökonomisch sinnvolle, effiziente und
bedarfsgerechte Versorgung im Pflegebereich gewährleisten zu können. 
Da ein Zubau nur sehr schwer zu realisieren gewesen wäre (Hanglage),
entschloss sich der Gemeinderat im Jahr 1998 grundsätzlich zu einem Neu-
bau, um der bestehenden und zukünftigen Nachfrage entgegenzukom-
men. Der Gemeinderat gab für eine qualifiziertere Entscheidungsfindung
vorab noch folgende Erhebungen in Auftrag: 
1. Bedarf an Wohn- und Pflegebetten bis 2030;
2. Standortprüfung;
3. Prüfung von Finanzierungsmodellen;
4. Erhebung verschiedener Modelle nach dem Benchmark-Prinzip im In-

und Ausland.

Die Bedarfsanalyse, basierend auf den Ergebnissen der Volkszählung,
wurde in Folge von der Pflegeleitung des Altenheims und einem prakti-
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schen Arzt erstellt. Für die nächsten 10 bis 15 Jahre belief sich der prognos-
tizierte Bedarf auf rund 70 Pflegebetten. Davon sollten einige Kurzzeit-
pflegezimmer und Seniorenwohnungen in Anlehnung an „betreutes Woh-
nen“ bereitgestellt werden. Sinnvollerweise sollte auch der Gesundheits-
und Sozialsprengel52 mit seinen Aufgaben wie Hauskrankenpflege, Heim-
und Familienhilfe, Essen auf Rädern, Beratung und Information, Krisenin-
tervention und dergleichen mehr eingebunden werden.

Bezogen auf den Standort sollte eine ausgezeichnete Verkehrsanbindung
mit guter Infrastruktur (Geschäfte, Bank, Kirche, Schule, Kindergarten
usw.) in der näheren Umgebung gewährleistet sein. Die Entscheidung fiel
auf einen ehemaligen Fußballplatz im Gewerbegebiet (Neu-Rum). Vorteil-
haft gegenüber dem bestehenden Heim war zudem die ebene Lage53.

Die Prüfung von Finanzierungsmodellen und die komparative Erhebung
verschiedener Organisationsmodelle erfolgten im Rahmen eines umfas-
senden Meinungsbildungsprozesses, der Experten und Gemeinderatsmit-
glieder integrierte. Als Arbeitsgruppen befassten sie sich mit dem Projekt
der Alten- und Pflegebetreuung und entwickelten ein Umsetzungskonzept.
Um die Entscheidungsfindung durch fundiertes Wissen zu erleichtern,
wurden während der Vorarbeiten (Zukunft der Alters- und Pflegeversor-
gung in Rum) und der Projektvorlaufzeit (Neubau – ja, aber wie?) ver-
schiedenste Alters- und Pflegeheime, insbesondere solche, bei denen eine
Partnerschaft mit einer privaten Einrichtung besteht, besichtigt. Es galt, die
oben angeführten Mängel durch geeignete Lösungen zu beseitigen. 

Unter der Prämisse, der Bevölkerung die bestmögliche Versorgungsstruk-
tur zu bieten, wurde der Zusammenschluss aller Versorgungs-, Betreu-
ungs-, Pflegeeinrichtungen unter einem Dach beschlossen. Diese Koppe-
lung ermöglicht im Bedarfsfall einen fließenden Übergang zwischen ambu-
lanter und stationärer Struktur im Sinne des/der Betroffenen. Ökonomi-
sche Betrachtungen sowie die Optimierung der Leistungen und der Leis-
tungserbringer bildeten ebenso wichtige Entscheidungsgrundlagen.

Was hier als finale Entscheidung präsentiert werden kann, ist das Ergebnis
einer langen, intensiven Auseinandersetzung der Entscheidungsträger.
Insbesondere die Einbeziehung privater Unternehmen lieferte Zündstoff
für heiße Diskussionen.

Projekt „SOKO Rum“

Mit der Entscheidung zum Neubau eines Seniorenheimes war der Weg
gebahnt für die ressourcenoptimale Realisierung. 
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Die maßgeblichen Zielsetzungen waren die Erhöhung der Bettenanzahl,
keine weitere Erhöhung des Abganges (180.000 Euro) und die Einführung
von Pflegestandards (in Anlehnung an die Bestimmungen gemäß LGBl.
Nr. 56/1993, Anhang A) durch den privaten Spezialisten. 
Das Projekt kann im Wesentlichen in zwei Bereiche untergliedert werden,
zum einen den Bau und die Neuerrichtung des Seniorenheimes und zum
anderen den laufenden Betrieb. 

Bau des „SOKO Rum“

Die Marktgemeinde Rum sah und sieht die Aufgabe der Gemeinde in der
Dienstleistung „Altenbetreuung“, nicht aber im Bauen von Wohnanlagen,
weshalb man sich für die Zusammenarbeit mit Privaten entschied. Dies
spiegelt auch die Philosophie der Marktgemeinde Rum wider: „Sich nur
auf die Kernkompetenzen zu beschränken und alles, was ein Unternehmen
besser und günstiger kann, auszulagern“.54 Als Bauberechtigte wurde des-
halb die gemeinnützige Baugesellschaft „Neue Heimat Tirol“, Gemeinnüt-
zige Wohnungs- und Siedlungsgesellschaft GmbH, mit dem Bau und das
Architekturbüro Hanak mit der Planung beauftragt.
Im Rahmen eines Baurechtsvertrages zwischen der Marktgemeinde Rum
und der „Neuen Heimat Tirol“ wurde ein 5400 m2 großes Grundstück für
80 Jahre überlassen. Dadurch bleibt die Gemeinde weiterhin Eigentümer
des Grundstückes und die „Neue Heimat Tirol“ als Bauträger ist Eigentü-
mer des Gebäudes. Die gesamten Baukosten beliefen sich auf 9,572.842
Euro, wovon  8,188.107 Euro auf Bau und Infrastruktur und 1,384.735 Euro
für Ausstattung und Einrichtung entfielen55. Mit dem Land Tirol wurde ein
Wohnbauförderungsdarlehen vereinbart. 
Mit der „Neuen Heimat Tirol“ wurde ein Jahresmietvertrag mit 50-jähriger
Laufzeit abgeschlossen, bei gleich bleibender Miethöhe. Um einen günsti-
gen Mietpreis erzielen zu können, wurden Vorgaben betreffend Bau und
Ausreizung gemacht. Instandhaltungskosten trägt der Bauträger, Einrich-
tungs- und Investitionskosten die Marktgemeinde Rum. Die variablen
Betriebskosten gehen zu Lasten der GmbH, die diese erwirtschaften muss.
Das sechsstöckige „Soziale KompetenzzentRum“ beherbergt verschiedene
Formen des Wohnens sowie den Gesundheits- und Sozialsprengel:
– 13 Seniorenwohnungen,
– 5 Kurzzeitpflegezimmer (Urlaubspflege),
– 64 Wohn- und Pflegezimmer.
Der Gesundheits- und Sozialsprengel57 ist in das SOKO Rum integriert und
als Verein der Gemeinde organisiert. Der Verein ist verantwortlich für
„Essen auf Rädern“, Anlaufstelle für medizinische und nichtmedizinische
Hauskrankenpflege, Heimhilfen und sonstige Sprengelaktivitäten. Die
Vereinsorgane haben das Soziale Kompetenzzentrum „Senioren + Wohnen“
gemeinnützige Betriebs GmbH mit der Führung und Verwaltung der

262



Geschäfte beauftragt. Dadurch können entscheidende Synergieeffekte
erzielt und alle sozialen Dienstleistungen im Kompetenzzentrum konzen-
triert werden. Effizienz und einheitliche Standards (Corporate Identity) des
Heimes und der ambulanten Betreuung werden dadurch garantiert. Das Per-
sonal des Vereins hilft unter anderem auch aushilfsweise im Haus selbst mit.
Mit dieser Organisationsform konnten im ersten Quartal 2004 Kostenein-
sparungen von 8500 Euro gegenüber dem Vorjahr erzielt werden58.

Zusätzlich bietet das Haus noch einen Seminarraum und ein öffentlich
zugängliches Café.

Die großzügigen Einbettzimmer verteilen sich auf drei Stockwerke, wobei
jedes Stockwerk über eine Wohnbereichsküche verfügt. Von der Grund-
konzeption waren die Stockwerke wie folgt zugeteilt: 

Für das Seniorenwohnen im 3. Stock des Gebäudes haben sich ältere Rumer
Bürger entschieden, die völlig selbständig wohnen und bei Bedarf Service-
leistungen, wie beispielsweise „Essen auf Rädern“, Wäsche waschen, das
Reinigen der Wohnung etc., vom „Sozialen KompetenzzentRum“ zukau-
fen können. Ein Notrufsystem, das mit dem SOKO verbunden ist, stellt für
das Seniorenwohnen eine zusätzliche Sicherheit dar. 

Das Pflegewohnen ist im Erdgeschoss, 1. und 2. Stock möglich. Die Zim-
mer mit Bad und Terrasse oder Balkon mit jeweils 35 m2 beziehungsweise
38 m2 können vom Bewohner individuell eingerichtet werden. 
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Anzahl
der

Zim-
mer

All-
gemeine
Fläche
in m2

Netto-
Nutz-
fläche
in m2

Balkone
und Ter-
rassen
in m2

Brutto-
Nutz-
fläche
in m2

Zimmer-
größen
von bis

m2

Durch-
schnitt-

liche
Zimmer-

größe
in m2

UG 272
EG 15 891 109 26–38 31,5
1. OG 26 502 116 26–38 34,3
2. OG 26 502 116 26–38 34,3
3. OG 2 294 145 31 31,0
3. OG 13 31–41 35,5
Gesamt 82 2.461 5.240 486 5.726

Das errichtete Alten- und Pflegeheim (Grundfläche 5400 m2) hat folgende
Aufteilung:

Tabelle 6: Flächennutzung im SOKO Rum56



In der Praxis hat sich allerdings herausgestellt, dass die Bewohner in ihrem
„Zuhause“ verbleiben, auch wenn sich der Gesundheitszustand verändert.
Vorteilhaft ist, dass keine Umzüge innerhalb des Hauses notwendig sind
und gleichzeitig keine reinen Pflegestationen entstehen.

Als besondere Unterstützung an pflegebedürftige Mitbürger und ihre
Angehörigen ist die Kurzzeitpflege im Erdgeschoss angesiedelt. Hier kön-
nen zu betreuende Menschen über maximal 30 Tage pro Jahr wohnen und
erhalten die benötigte Pflege. Die Kurzzeitpflege ermöglicht es den pflegen-
den Angehörigen, sich für einige Zeit den eigenen Bedürfnissen zu widmen.

Management des „SOKO Rum“

Begleitend zur Errichtung des Alten- und Pflegeheimes wurden Überle-
gungen angestellt, wie die optimale Betriebsführung gestaltet werden
kann. Neben den bereits gesammelten Informationen in verschiedenen
anderen Häusern wurde das hausinterne Know-how des eigenen Perso-
nals untersucht. Wesentlich waren hier professionelle Kenntnisse und
Erfahrungen in erwerbswirtschaftlicher Hinsicht in den Bereichen Buch-
haltung (Kameralistik versus Doppelte Buchhaltung), Controlling und
Berichtwesen, Personalmanagement (Vetragsbedienstetengesetz versus
Angestelltengesetz), Qualitätsmanagement, KlientInnenbetreuung im Spe-
ziellen sowie das Führen eines Betriebes unter wirtschaftlichen Bedingun-
gen im Allgemeinen, Professionalität und Know-how. 

Die bereits angesprochenen grundlegenden Diskussionen zwischen den
Interessengruppen erfolgten in den einzelnen Gemeindegremien (Gemein-
derat, Gemeindevorstand, Sozialausschuss). Nicht zuletzt aufgrund der
fehlenden Professionalität und des spezifischen Know-how wurde durch
den Gemeindevorstand der Beschluss für ein „professionelles Manage-
ment“ für das inzwischen im Bau befindliche Soziale Kompetenzzentrum
Rum gefasst. Die Überlegungen zur Einbeziehung eines Privaten lag vor
allem im eingebrachten Management-Know-how und spezifischen Instru-
mentarien für die Pflegebranche, z. B. in Bezug auf Softwarelösungen. 

Nach der Ausschreibung folgte eine intensive Auseinandersetzung mit den
Bewerbern. Nach Prüfung aller Vertragsvorschläge erhielt im Herbst 2002
die „Humanocare Management Consult GmbH“59 per Beschluss den Mana-
gementauftrag für das SOKO Rum. Neben dem oben genannten bran-
chenspezifischen Know-how und erprobten Erfahrungen war das Aus- und
Weiterbildungskonzept für Mitarbeiter von großer Bedeutung, ebenso wie
die Möglichkeit des gegenseitigen Lernens durch Benchmarking mit ande-
ren Pflege- und Altenbetreuungseinrichtungen des privaten Partners sowie
die ständige Weiterentwicklung und Dynamik zu institutionalisieren60. 
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Abbildung 6: Partnerschaftsverhältnisse zwischen der Marktgemeinde
Rum und privaten Spezialisten62

Der erwartete Nutzen einer Kooperation mit einem privaten Spezialisten
kann in folgenden Punkten zusammengefasst werden: 

– Zurverfügungstellung von Management-Know-how und spezifischen
Instrumentarien für die Pflegebranche;

– adäquate Softwarelösungen;
– ein umfassendes Aus- und Weiterbildungskonzept für Mitarbeiter;
– Benchmarking mit anderen privaten Pflege- und Altenbetreuungsein-

richtungen61.

Bevor das SOKO Rum Mitte Juni 2003 eröffnet werden konnte, bedurfte es
noch einer Vielzahl wichtiger Schritte. Untenstehend zur Verdeutlichung
der Beziehungen zwischen öffentlichen und privaten Partnern eine sche-
matische Übersicht:
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Gründung einer gemeinnützigen Betriebsgesellschaft mit beschränkter
Haftung

Zum Betrieb wurde die „Soziales KompetenzzentRum Senioren und Woh-
nen“ gemeinnützige Betriebsgesellschaft gegründet. Sie ist eine 100-pro-
zentige Tochtergesellschaft der Marktgemeinde Rum und agiert als reiner
Betreiber des SOKO und mietet die notwendigen Räume. Die Rechtsform-
wahl hängt vor allem mit Haftungsfragen zusammen. Durch die
grundsätzlich beschränkte Haftung auf die Erbringung der übernomme-
nen Stammeinlage weist diese Form wesentliche Vorteile gegenüber einer
Personengesellschaft auf. Daneben gibt es jedoch noch eine Reihe weiterer
Entscheidungskriterien. Zu nennen sind hier organisatorische, handels-
rechtliche (Rechtsfähigkeit, Kapitalerfordernisse, Notariatsakte, Organe
und Vertretung, Rechnungslegungspflichten, Auflösung und Liquidation
usw.) und steuerrechtliche Aspekte (Ertragsbesteuerung, Gemeindebe-
steuerung und Umsatzsteuer, Grunderwerbssteuer, umgründungssteuer-
rechtliche Bestimmungen, Kommunalsteuer usw.) sowie der Gründungs-
aufwand und Gestaltungsfreiräume. 

Die Zusammenarbeit zwischen der Marktgemeinde Rum und dem priva-
ten Betreiber wurde in einem Managementvertrag festgelegt, der zunächst
auf fünf Jahre beschränkt ist. Die Ausgestaltung dieser Partnerschaft ähnelt
einem Betriebsführungsmodell. 

Im Unterschied zu „Beraterverträgen“ beinhaltet dieser Management-
vertrag auch übertragene Verantwortung. Es bedurfte etwa sechs
Monate intensiver Verhandlungen, um den Vertrag, den es in dieser
Form noch nicht gegeben hatte, aufzusetzen. Die wesentlichen Inhalte
betreffen die Organisation (Geschäftsführung), Eingriffsrechte und
Grundsätze in Bezug auf Personalführung und -entwicklung, Verträge,
Bauten und Einrichtung, Ersatzanschaffungen, das Beschaffungsmana-
gement, Berichtswesen sowie die Aufbau- und Ablauforganisation. Die
gelisteten Tätigkeiten wurden teilweise bereits vor der Eröffnung und
schließlich im operativen Tagesgeschäft übernommen. Daneben wurden
Versicherungen, zustimmungsbedürftige Rechtsgeschäfte, gemeinsame
Sitzungen, Informations- und Kontrollrechte, Managementgebühren,
Vertragsdauer und Auflösung vertraglich determiniert63. Die Marktge-
meinde gibt damit bewusst alle internen Entscheidungen und operativen
Agenden an den Managementpartner ab, die exemplarisch erläutert wer-
den:

– Budget (einschl. Controlling, z. B. in Form von Benchmarking und
Berichten): Die bis zur Eröffnung des Hauses Mitte Juni 2003 geführte
Kameralistik durch die Marktgemeinde Rum wurde mit 30. Juni 2003
abgeschlossen. Eine entsprechende Zwischenbilanz sowie ein ordentli-
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cher Rechnungsabschluss wurde für beide Betriebe (SOKO und Sprengel)
durchgeführt.

– Personalentscheidungen: Dazu gehören Aufgaben wie die Festlegung
des Personalbedarfs, die Ausarbeitung adäquater Stellenbeschreibun-
gen, die Personalsuche und Stellenausschreibung, die Personalauswahl
und die Ausarbeitung der Dienstverträge.
Das Personal wird von der GmbH, also der Marktgemeinde, eingestellt.
Nur bei Engpässen ist der private Spezialist selbst berechtigt, Personal
einzustellen. Der Managementpartner übernimmt allerdings die Aus-
wahl der Führungskräfte (Pflegedienst und Verwaltungsleitung). 
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Die Mitarbeiterzahlen und -strukturen setzen sich derzeit wie folgt zusam-
men:

Wohn- und
Pflegeheim

Wohn-
bereich

Erhöhte
Betreuung 1

Erhöhte
Betreuung 2

Teil-
pflege 1

Teil-
pflege 2

Voll-
pflege

Ge-
samt

Gesundheits- u.
Sozialsprengel

Diplomkrankenpflegepersonen 20,0 % 47,0 %

PflegehelferInnen und
AltenfachbetreuerInnen 44,5 % 8,5 %

Wohnbereichsküchen-
betreuerinnen 11,5 % Nicht vorhanden

Heimhelferinnen Nicht vorhanden 22,8 %

Ergotherapeuten Vorhanden Nicht vorhanden

Psychologin Vorhanden Nicht vorhanden

Café/Wäscherei Vorhanden Nicht vorhanden

Verwaltung Vorhanden Vorhanden

Personen absolut 51 11

Personen in Vollzeitäquivalenten 32,5 8,85

Tabelle 7: Personalanzahl und Struktur SOKO Rum64

– Aufnahme der Heimbewohner: Vertragsabwicklung für die Aufnahme 

3 9 13 15 17 17 74

Tabelle 8: Bewohnerstruktur im SOKO Rum65



– Lieferantenauswahl, hierzu zählt auch die Auswahl geeigneter Partner
für die Auslagerung von Tätigkeiten (siehe unten).

– Erstellen von Verträgen und Vereinbarungen, wie z. B. die Durch-
führung von Ausschreibungen für Neuanschaffungen.

– Qualitätsmanagement: z. B. durch Prozessbeschreibungen, psychoso-
ziale Dienste für die Mitarbeiter etc.

– EDV-Betreuung66.

Im Gegenzug dazu bestehen Informations- und Kontrollpflichten von Sei-
ten des Managementpartners. Der operative Geschäftsführer liefert quar-
talsweise Finanzberichte und ist für die Aufbereitung des Materials für die
Generalversammlung verantwortlich. In der Diskussion dieser Berichte
kommt die strategische Steuerungsmöglichkeit der Gemeinde zum Tragen. 
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Die Organisation wird im folgenden Organigramm veranschaulicht. 

Abbildung 7: Organigramm SOKO Rum67

Die Organe der Betriebs GmbH umfassen die Generalversammlung (Mit-
glieder des Gemeindevorstandes), die u. a. die Geschäftsführung beruft,
sowie die strategische und die operative Geschäftsführung. Die Marktge-
meinde Rum entsendet einen strategischen Geschäftsführer (derzeit in Per-
son des Vizebürgermeisters Walter Trescher68), dessen Aufgabe es ist, die



Interessen der Eigentümerin (Marktgemeinde Rum) zu vertreten und Con-
trollingaufgaben wahrzunehmen. Mit der operativen Geschäftsführung
des Sozialen KompetenzzentRum wurde bis 31. Dezember 2008 der private
Spezialist beauftragt. Die Aufgaben liegen in der Erstellung und Optimie-
rung der Aufbau- und Ablauforganisation, der ordnungsgemäßen
Betriebsführung sowie der ausgewogenen Finanzierung. Die Position hat
derzeit Peter Gohm inne, der vom Managementpartner entsandt wird69. 

Haftung und Risiko

Verständlicherweise war es Ziel der Marktgemeinde Rum, möglichst viel
Verantwortung (Haftung/Risiko) an den Partner zu übertragen. Im Rah-
men der Managementvereinbarung wurden auch finanzielle Vorgaben mit
Strafzahlungen verbunden. Werden Gewinne erwirtschaftet, so führt dies
im darauf folgenden Jahr zu sinkenden Tagsätzen. 

Die Marktgemeinde Rum entschloss sich, die Ausfallshaftung für die
GmbH zu übernehmen und damit den laufenden Betrieb auch bei einem
möglichen Konkurs der GmbH zu gewährleisten. 

Rahmenvertrag mit Land Tirol 

Durch diese Ausfallshaftung kam es zum Abschluss des Rahmenvertrags
mit der Landesverwaltung (Übernahme der Grundsicherung sowie der
Mehrwertsteuer). Für das Bundesland Tirol gesprochen, war die Marktge-
meinde Rum ein Pionier in diesem Bereich. Deswegen gestalteten sich die
Verhandlungen und der Abschluss des Rahmenvertrages mit dem Land
besonders schwierig. Die vorherrschende Skepsis ist leichter nachvollzieh-
bar vor dem Hintergrund, dass nur 12 der 84 in Tirol geführten Häuser ein
positives oder ausgeglichenes Betriebsergebnis aufweisen. Die berechtigte
Frage ist daher zu beantworten, ob und inwiefern es einem privat geführ-
ten Haus gelingen kann, positive Ergebnisse zu erwirtschaften70. 

Finanzierung

Der Inhalt des Rahmenvertrages fixiert unter anderem die Höhe der
Tagsätze, die vom Land an die GmbH entrichtet werden. Die genehmigten
Tagsätze gelten für die Dauer eines Kalenderjahres und sind danach wie-
derum neu zu verhandeln. Mit dem Vertrag unterwirft sich die Einrichtung
den Vorgaben des Landes.

Die Berechnungsgrundlage für die Tagsätze setzt sich aus einer 95%-pro-
zentigen Bettenauslastung im Jahresdurchschnitt, einer festgelegten Perso-
naleinsatzgröße und durchschnittlichen Verbrauchswerten aller Tiroler
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Heime zusammen. Darin enthalten sind Kosten für Wäscherei, Reinigung,
Verpflegung, Investitionskosten und Instandhaltung. Letzteres trifft für die
SOKO Rum nicht zu, da sie vom Bauträger, der „Neuen Heimat Tirol“,
übernommen werden.

Die Bewohner zahlen 80 Prozent ihrer Pension an das Altenheim (GmbH).
Zusätzlich fließen das Pflegegeld und die Sozialhilfe des Landes an die
GmbH. 

Bei der Finanzierung des laufenden Betriebes dürfen von der GmbH nur
die reinen Betriebskosten, nicht aber beispielsweise die Mietkosten der
Immobilie angesetzt werden. Die Nettomiete wird vollständig durch die
Gemeinde getragen. Der dadurch entstehende Abgang der Gemeinde
beläuft sich auf 180.000 Euro im Jahr. Jedoch kam es auch im alten Alten-
heim zu einem Abgang in gleicher Höhe bei einer Bettenanzahl von 20. Ziel
war damals, den Abgang beizubehalten und gleichzeitig die Bettenanzahl
zu steigern.

Für die Tätigkeiten des privaten Betreibers erhält dieser eine so genannte
Managementgebühr, die an definierte Vertragspunkte (nach Leistungen)
gekoppelt ist. Sie ist in den Betriebsergebnissen eingerechnet. Wie die
Rückzahlungsraten des Wohnbauförderungsdarlehens müssen sie von der
SOKO erwirtschaftet werden. 

Für das Jahr 2006 verfügt das SOKO über ein Gesamtbudget von knapp
2,000.000 Euro und der Sprengel71 über etwa 330.000 Euro. Die nachträgli-
che Budgetkürzung seitens des Landes für den Sprengel im Jahr 2005 um
13 Prozent war für die SOKO Rum kein Grund zur Beunruhigung und
zeugt von der soliden Finanzlage. Die Entwicklung des Betriebsergebnis-
ses zeigt eine erfreuliche Tendenz. Während im zweiten Halbjahr 2004
(Achtung: nur ein halbes Geschäftsjahr) durch die sukzessive Belegung
noch ein Abgang von 238.000 Euro ausgewiesen wurde, konnte in den bei-
den darauf folgenden Jahren sogar ein positives Ergebnis72 erzielt werden
(2004: 13.200 Euro und 2005: 47.700 Euro). 

Ausgliederungen

Ein weiterer wichtiger Punkt im Gesamtkonstrukt des SOKO Rum ist die
Ausgliederung von peripheren Tätigkeiten wie die Küche, Reinigung und
Wäsche des Altenheims. Wiederum kommt die Konzentration auf Kern-
kompetenzen zum Tragen. Ein Vertrag mit der TILAK GmbH wurde abge-
schlossen, um vorgefertigte Mahlzeiten zu liefern, die in einer Pilotenküche
zubereitet werden. Die Leibwäsche wird im Haus gewaschen, die Flach-
wäsche gemietet (Salesianer Miettex). Auch die Reinigung ist ausgelagert
und wird von einem privaten Unternehmen (CSS Health Care Service)
durchgeführt. 
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Im Gesundheits- und Sozialsprengel werden die Leistungen „Essen auf
Rädern“ (Privatsanatorium Hochrum), deren Auslieferung sowie Reini-
gungsdienste an Fremdfirmen vergeben73.

Einschätzung der Ergebnisse – Vor- und Nachteile 

Die Vor- und Nachteile können aus verschiedenen Blickwinkeln betrachtet
werden. 

Gemessen am erwarteten Nutzen für die Marktgemeinde Rum ist festzuhalten,
dass der Managementpartner alle Punkte erfüllt hat. Die Gemeinde profi-
tiert vom branchenspezifischen Know-how des professionellen Partners
(betreibt ca. 2000 Betten in Österreich). Fertige Controllingtools, die unter
anderem Benchmarking ermöglichen, konnten direkt übernommen wer-
den. Bisher wurden je zwei Mitarbeiter- und Bewohnerbefragungen durch-
geführt, deren Ergebnisse in konkrete Maßnahmen umgesetzt wurden.
Benchmarking wird auch zwischen privaten Häusern des privaten Akteurs
betrieben. 

Weitere Instrumentarien betreffen insbesondere das Personalmanagement
(z. B. Aus- und Weiterbildung, vorausschauendes Urlaubs- und Stunden-
kontingentmanagement) und den weiten Bereich der EDV. Auch hier
haben die eingebrachten Kompetenzen zu den erwarteten Ergebnissen
geführt. 

Weiters ergaben sich für die Bewohner qualitative Vorteile (z. B. Einbettzim-
mer à 35 m2) für den Lebensstandard. Dies bestätigen auch die durchge-
führten Bewohnerbefragungen. Vorteilhaft sind abgesehen von der
großzügigen Raumgestaltung auch die Möglichkeit der eigenen Einrich-
tung, die Beibehaltung des Raumes unabhängig vom Gesundheitszustand,
die nahe Anbindung zu zentraler Infrastruktur und die variablen Service-
leistungen.

Ein weiterer Bonus ist der finanzielle Vorteil, wie aus den oben angeführten
Zahlen ersichtlich wurde. 

Erfolgsfaktoren für diese positive Entwicklung werden in folgenden zentralen
Aspekten gesehen:

Die Nutzung gemeinsamer Ressourcen sowohl von Sozial- und Gesundheits-
sprengel als auch vom Sozialen Kompetenzzentrum Rum in Belangen des
Personals (beispielsweise können Mitarbeiter in der Verwaltung oder
Buchhaltung je zur Hälfte für die Betriebe aktiv sein), der Räumlichkeiten
und Reinigung sowie bei der Beschaffung diverser Ausstattungsgegen-
stände. Zu nennen sind hier Geräte wie Kopierer, Telefonanlage, Schließ-
anlage, EDV-Anlage usw.
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Es entstehen Synergieeffekte bei hausübergreifenden Schulungen (Sprengel
und SOKO) im eigenen Haus, günstigere Konditionen durch größere Men-
gen (Skaleneffekte) bei der Beschaffung durch gemeinsame Lieferanten,
Wissenstransfer und aktives Lernen voneinander, gemeinsame Marke-
tingstrategien, schnelle, unbürokratische  und kostengünstige gegenseitige
Unterstützung oder im gemeinsamen Qualitätsmanagement.

Die Unterstützung durch den Managementpartner hat in den Belangen Con-
trolling, Berichtswesen, Qualitätsmanagement, Informationstechnologie,
Netzwerkarbeit gemäß dem Motto: „Gemeinsam sind wir stärker“ und
Coaching zu einer deutlichen Professionalisierung geführt, die sich wie-
derum in einem schonenden Umgang mit Mitteln niederschlägt. Diese wird
durch die intensivierte Eigenverantwortlichkeit ebenso maßgeblich geför-
dert.

Die geänderte Rechtsform erschließt die Förderlandschaft auch für das
SOKO Rum, wie z. B. von Seiten des AMS (Förderung von Mitarbeitern bei
Weiterbildungen), die AUVA (bei Zahlungen im Krankenstand) oder
diverse EU-Fördermittel. 

Maximale Eigenständigkeit (z. B. dem Eigentümer gegenüber) erlaubt eine
politische Unabhängigkeit und somit eine Konzentration auf die Kernge-
schäfte. Die Bündelung der Kräfte auf das Wesentliche ist möglich, der
Betrieb kann sich authentisch entwickeln, die Entscheidungen fallen unter
wirtschaftlichen und nicht nach politischen Gesichtspunkten und ein
rasches Reagieren auf den Markt ist möglich.

Zusammenfassend kann das „Soziale KompetenzzentRum Senioren und
Wohnen“, das nun seit mehr als drei Jahren in Betrieb ist, als gelungenes
Beispiel eingestuft werden. Denn in jeder Hinsicht hat sich die Entschei-
dung des Eigentümers des Sozialen Kompetenzzentrums Rum als richtig
erwiesen, eine einschlägige Firma mit dem Gesamtmanagement zu
betrauen. Bis zum jetzigen Zeitpunkt können keine negativen Aspekte
diese Entscheidung betreffend beschrieben werden. Die bedeutendsten
positiven Effekte sind: 

– günstige Entwicklung des Betriebsergebnisses,
– Erreichen eines hohen Qualitätsstandards in der Pflege innerhalb einer

sehr kurzen Zeit,
– Erreichen eines hohen Bekanntheitsgrades innerhalb von drei Jahren,
– Erreichen einer hohen Professionalität in der Führung des Betriebes,
– flexible Gestaltungsbereiche,
– wertschätzender Umgang und Anerkennung der Leistungen aller Mit-

arbeiterInnen wird gelebt74.
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Übertragbarkeit der Erfahrungen 

Die Erfolgsfaktoren des vorgestellten Projekts aus integrierter Anwendung
aus Ausgliederung, PPP und Outsourcing-Elementen geben Anlass, die
Übertragbarkeit auch in anderen Bundesländern zu überlegen.

Wohlweislich wissend, dass landesspezifische Rahmenbedingungen
berücksichtigt werden müssen und vor blindem Aktionismus gewarnt sei,
kann eine positive Grundaussage zu Kooperationen zwischen öffentlichen
und privaten Akteuren getroffen werden. Die wesentlichen Kriterien für
die Weichenstellung „Richtung erfolgreiche Zusammenarbeit“ liegen in
folgenden Teilbereichen begründet, die sich einander bedingen und dyna-
misch zu verstehen sind:

– Intensive Vorbereitungen zur Zusammenarbeit, gepaart mit der Wahl
eines geeigneten, kompetenten Partners, machen sich bezahlt.

– Überlegte, informierte Entscheidungen legten ein tragfähiges Funda-
ment für die künftige Zusammenarbeit, sodass Politik, Verwaltung und
der private Partner die getroffenen Beschlüsse mittragen, Verantwortung
übernehmen und für ihre Umsetzung förderlich agieren. 

– Die besten Pläne sind zum Scheitern verurteilt, wenn nicht die Menschen
in den Organisationen ihr Scherflein beitragen. Engagement und gelebte
menschliche Führung ergänzen die professionelle Kompetenz. Eine aus-
geprägte offene Kommunikations- und Konfliktmanagementkultur ist wich-
tig, um Entwicklungen frühzeitig zu erkennen und gegebenenfalls steu-
ernd einzugreifen.

– Strategisches Denken und Handeln, nicht nur nach innen, sondern auch
nach außen (Vernetzung), sind unerlässlich, um die gewonnenen Gestal-
tungsspielräume optimal auszunutzen.

Werden diese Aspekte im Rahmen einer Kooperation berücksichtigt, sollte
das Ziel einer effektiven, effizienten, bürgerorientierten Verwaltung
erreicht werden und sich das Glück des Tüchtigen einstellen. PPP kann
unter diesen Prämissen auch im Sozialwesen Anwendung finden.

Anmerkungen:
1 Dieser Artikel ist dankenswerterweise durch die maßgebliche Unterstützung und durch

die bereitwilligen Auskünfte von Frau Mag. Barbara Mißmann (Verwaltungsleiterin des
Sozialen KompetenzzentRum Senioren + Wohnen, barbara.missmann@rum.at) und Herrn
Mag. Christian Braito (eh. Amtsleiter in der Gemeinde Rum, derzeit kaufmännischer Ge-
schäftsführer der Gemeindewerke Telfs, c.braito@gwtelfs.at) entstanden.

2 Quelle: in Anlehnung an: Schedler/Proeller (2000), S. 21.

3 Zunehmend wurden mehr Aufgaben, besonders in Bezug auf die Wohlfahrt, auf den Staat
übertragen. Häufig waren gesellschaftspolitische Allokations- und Distributionsfragen
oder auch Aspekte der Gerechtigkeit und Chancengleichheit ausschlaggebende Kriterien
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dafür. Heute ist der Umfang der staatlich geleisteten, gewährten und finanzierten Aufga-
ben beträchtlich und gerät zunehmend unter Kritik.

4 Vgl. beispielsweise Budäus (1998), in: Budäus/Conrad/Schreyögg, S. 2 ff. Budäus sieht in
der Kombination aus mangelnder Finanzierbarkeit, Leistungs- und Modernisierungs-
lücke, gepaart mit Dysfunktionalitäten, einen wichtigen Erneuerungsdruck, dem die öf-
fentliche Verwaltung bisher nicht ausgesetzt war.

5 Die im Vertrag von Maastricht (in Kraft seit 1. November 1993) festgelegten Konvergenz-
kriterien (Maastricht-Kriterien) formulieren als dreistufiges Phasenmodell die Eintrittsbe-
dingungen zur Verwirklichung der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion und
schließlich die Einführung des Euro. Sie sollen eine ausgewogene wirtschaftliche Ent-
wicklung gewährleisten und sind im Stabilitäts- und Wachstumspakt festgelegt. Folgende
fiskalischen  und monetären Maastricht-Kriterien sind zu erreichen:

– das Verhältnis des öffentlichen Defizits zum Bruttoinlandsprodukt darf 3 Prozent nicht
überschreiten;

– das Verhältnis des öffentlichen Schuldenstands zum Bruttoinlandsprodukt darf 60 Pro-
zent nicht überschreiten; 

– der Grad an Preisstabilität muss anhaltend hoch sein, und die während des letzten Jah-
res vor der Prüfung gemessene durchschnittliche Inflationsrate darf um nicht mehr als
eineinhalb Prozentpunkte über der Inflationsrate der drei Mitgliedstaaten liegen, die auf
dem Gebiet der Preisstabilität das beste Ergebnis erzielt haben; 

– der durchschnittliche langfristige Nominalzinssatz darf um nicht mehr als 2 Prozent-
punkte über dem entsprechenden Satz in den drei Mitgliedstaaten liegen, die auf dem
Gebiet der Preisstabilität das beste Ergebnis erzielt haben; 

– die im Rahmen des Wechselkursmechanismus vorgesehenen normalen Bandbreiten
müssen zumindest in den letzten zwei Jahren vor der Prüfung ohne starke Spannungen
eingehalten worden sein.

Vgl. dazu Europainformation, Vertrag von Maastricht, Online im Internet, URL:
http://www.europainfo.at/hm_a/detail.asp?show=51 [Stand: 20. Oktober 2006]; Bun-
desministerium für Finanzen, Glossar, Online im Internet, URL:
https://www.bmf.gv.at/service/allg/glossar/ [Stand: 20. Oktober 2006] oder Europä-
ische Union, Glossar, Konvergenzkriterien, Online im Internet, URL:
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cig/g4000k.htm#k12, [Stand: 1. März 2005].

6 Vgl. Porter (1991), S. 198.

7 Innovationen sind hier als Gesamtheit von neuen oder neuartigen Lösungen zu verstehen,
die antizipativ oder reaktiv auf geänderte Bedingungen und Ansprüche geboten werden.
Sie sind für die Überlebensfähigkeit einer Organisation von großer Bedeutung und somit
Grundlage des Wohlstandes von Nationen. Innovationen durchlaufen meist bestimmte
Stadien: 1. Formierung, 2. Sturm und Drang, 3. Normierung und 4. Leistung. Vgl. dazu
Schratz (1997), in: Krainz-Dürr et al., S. 134 f., und systemtheoretische Hintergründe bei
Luhmann (1984).

8 Gore, 1994, S. 9.

9 Ausführlich dazu Meyer/Lange (2005), in: Fasching/Lange (Hrsg.), S. 19–39.

10 Vgl. Promberger et al. (2006), Innovatives Sozialmanagement, S. 27 ff.

11 Der Analyse liegt die Vorstellung des Homo Oeconomicus zugrunde, woraus sich die Kon-
zeption der Regierung und Verwaltung sowie Handlungsprämissen ableiten lassen. Dem
Homo Oeconomicus (oder REMM = resourceful, evaluating, maximizing man) werden bei
Brunner/Meckling (1990), S. 55 ff., der „sociological man“, der „political man“ und der
„psychological man” gegenübergestellt. 

274



Die Ursprünge der Aufgabenkritik gehen in die 1970er Jahre zurück, als die Kommunale
Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt) dieses Instrument zur Neu-
verteilung von Ressourcen mitentwickelt hat. Vgl. Promberger (2002), S. 123, oder KGSt
(1974). 

Ausführlicher zur Aufgabenkritik auch bei Bodemann (1997), S. 33–50; Berens/Hoffjan
(2004), S. 187 f., Schedler/Proeller (2000), S. 75 ff., oder Hill, in: Verwaltung Heute, 37/2000,
S. 8 f., der cockpitartig eine Zusammenstellung der wichtigsten Aussagen zur Aufgabenkri-
tik liefert. Auch jüngere Reformüberlegungen stellen die Aufgabenkritik an den Anfang ih-
rer Überlegungen, wie z. B. Österreich Konvent (2004), Online im Internet, URL:
http://www.konvent.gv.at/pls/portal/docs/page/K/DE/AUB-
K_00006/fname_017366.pdf [Stand: 4. Juli 2005], S. 8.

12 Das Verständnis kann vom minimalen Nachtwächterstaat bis hin zum umfassenden Leis-
tungsstaat als extreme Pole reichen.

13 Quelle: in Anlehnung an: Promberger (2002), S. 124 und 125. Die Aufgabentypen und die
Abstufung der Verantwortungskategorien orientieren sich an Reichard (1994), S. 40 ff.

14 Ausgliederungen sind ein komplexes Themenfeld, das hier nur überblicksartig angerissen
wird. Zu klären sind neben handels- und steuerrechtlichen Fragen z. B. auch zivil- und ge-
sellschaftsrechtliche sowie arbeitsrechtliche Aspekte. Für verfassungsrechtliche und (son-
der)gesellschaftsrechtliche Ausführungen empfiehlt sich Horner (2004).

15 Vgl. Humanocare, unveröffentlichter Foliensatz, Folie 6.

16 Die theoretische Basis liegt im Transaktionskostenansatz. Für Ausführungen rund um die
Handhabung des Instrumentariums bei Bodemann (1997), S. 51–90, oder vgl. Naschold
(1996) bzw. Promberger (2002), S. 125 f.

17 Quelle: in Anlehnung an: Schedler/Proeller (2000), S. 170, und Reichard (1998), S. 151.

18 Für eine umfassende Darstellung siehe auch Schedler/Proeller (2000), S. 167.

19 Quelle: in Anlehnung an: Berens/Hoffjan (2004), S. 191.

20 Schweiger/Sölkner weisen im Bereich materieller Dienstleistungsprivatisierung auf die
Verbindung zum PPP hin. Vgl. Schweiger/Sölkner (2004), in: Mittendorfer/Weber, S. 289.

21 Auf die näheren Differenzen und Abstufungen wird nicht detaillierter eingegangen. Siehe
dazu ausführlicher beispielsweise Horner (2004), S. 15–29.

22 Vgl. Hill (2006), PPP, Online im Internet, URL: http://www.dhv-speyer.de/hill/PPP-
WBT/index.htm [Stand: 20. Oktober 2006].

Unter ganzheitlicher Betrachtung wird die Finanzierung nur als eine Komponente gese-
hen. Die Finanzierungsmöglichkeiten sind vielfältig und reichen von Kommunalkrediten
über Forfaitierung und Leasing bis hin zur Projektfinanzierung.

23 Vgl. Oberhuber (2004), in: Mittendorfer/Weber (Hrsg.), S. 145.

24 Vgl. Mittendorfer/Weber (2004, Hrsg).

25 Vgl. Roschmann (2005), in: Stember (Hrsg.), S. 37.

26 Vgl. Link (2006), S. 2.

27 Vgl. Oberhuber (2004), in: Mittendorfer/Weber (Hrsg.), S. 144.

28 Vgl. Weber (2004), S. 11.

Für die tatsächliche Eignung wird von einer Einzelfallprüfung (Wirtschaftlichkeit, Effek-
tivität, Fristigkeit, Qualität, Zielkomplementarität, Formalisierung, Projektbeschreibung,
Projektabgrenzung, Strategie, Inhalt, Ressourcen- und Zeitbedarf, Risiko, Nutzen usw.)
ausgegangen. Vgl. Roschmann (2005), in: Stember (Hrsg.), S. 50 f.
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29 Ausführlich zur Ausgestaltung von Kontrakten als vertragliche Vereinbarungen bei
Knorr/Scheppach (1999).

30 Anders als bei Privatisierungen verkauft der Staat bei PPPs weder Vermögen an Private
noch werden private Rechtsformen gewählt. Vgl. Mooslechner (2004), S. 130.

31 Im Falle des Outsourcings wird die Leistungstiefe der öffentlichen Verwaltung verringert.
Die vertragliche Beziehung zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer sieht kein part-
nerschaftliches Verhältnis im Sinne einer Aufgaben- und Risikoteilung vor. Vgl. Postlep
(1996), S. 86.

32 Vgl. Budäus/Grüning (1996), S. 281 und S. 55 f.; Schedler/Proeller (2003), S. 219 f., Stem-
ber (2005), in: Stember (Hrsg.), S. 8 f.; Coburn (1995), S. 1.

33 Vgl. Roggencamp (1999), S. 87 f.; Weber (2004), in: Mittendorfer/Weber (Hrsg.), S. 9.

34 Vgl. Roggencamp (1999), S. 88. 

35 Vgl. Treichel (2004), S. 201.

36 Quelle: ICG (2003), S. 17, zitiert in: Aigner (2004), S. 35.

37 Vgl. Kruse (2001), S. 223 f.; Viehauser/Aigner (2004), in: ÖHW, 45. Jg., Nr. 1/2, S. 43 f.

38 Vgl. Oberhuber (2004), in: Mittendorfer/Weber (Hrsg.), S. 148.

39 Vgl. Breithaupt u. a. (1998), S. 275.

40 Vgl. Bauneis (2003), in: Gröhs u. a. (Hrsg.), S. 159.

41 Vgl. Hill (2006), PPP, Online im Internet, URL: http://www.dhv-speyer.de/hill/PPP-
WBT/index.htm [Stand: 20. Oktober 2006].

42 Vgl. Humanocare, Wohnen im Alter, unveröffentlichter Foliensatz, Folien 7 und 8.

43 Quelle: Modifiziert, ergänzt und zusammengefasst aus: Roschmann (2005), in: Stember
(Hrsg.), S. 48 ff.; Viehauser (2003), o. S.; Budäus/Grüning (1997), 58 f.

44 Quelle: Zusammengefasst aus: Statistik Austria, Statistisches Jahrbuch 2006, Tabelle 8.01,
S. 211, aus Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumenten-
schutz, Statistik Austria und ESSOSS – Sozialdatenbank.

45 Für den weiteren Verlauf der Arbeit interessieren insbesondere die Bundesländer Kärnten
und Tirol, die daher gesondert hervorgehoben werden.

Zum Sozialwesen in Kärnten empfiehlt sich Wirth (2006), in: Promberger u. a. (Hrsg.),
S. 63–102.

46 Quelle: Statistik Austria, Statistisches Jahrbuch 2006, Tabelle 8.31, S. 223, aus: Ämter der
Landesregierungen und Statistik Austria (Sozialhilfestatistik 2003).

47 Quelle: Zusammengefasst aus: Statistik Austria, Statistisches Jahrbuch 2006, Tabelle 8.30,
S. 223, aus: Ämter der Landesregierungen und Statistik Austria (Sozialhilfestatistik 2003).

48 Quelle: Mag. Ilse Enge, BMSG, Abteilung IV/1, Telefonat am 24. Oktober 2004,
ilse.enge@bmsg.gv.at.

49 Soziales KompetenzzentRum, Innstraße 19, 6063 Rum, Telefon: +43/(0)512 26 40 90-0, E-
Mail: kompetenzzentrum@rum.at, Web: http://www.kompetenzzentrum.rum.at. 

Verwaltungsleitung Mag. Barbara Mißmann (Verwaltungsleiterin), Wohn- und Pflege-
dienstleitung: Nada Klingler, Sprengelkoordinaton: DGuKP Helene Bürkle.

50 Marktgemeinde Rum, Online im Internet, URL: http://www.rum.at bzw.
http://www.rum.gv.at [Stand: 20. Oktober 2006].

Für umfassendere Informationen zur Marktgemeinde Rum siehe Statistik Austria, Ein
Blick auf die Gemeinde, Rum, Online im Internet, URL: http://www.statistik.at/blick-
gem/gemDetail.do?gemnr=70346&gemnam=Rum [Stand: 20. Oktober 2006].
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51 Mit einer Trennung von Geld- und Sachgebarung.

52 Gesundheits- und Sozialsprengel sind als regional organisierte und verwaltete Vereine
konzipiert, die ambulante Dienste und Leistungen im Sozial- und Gesundheitsbereich an-
bieten und koordinieren. 

53 Vgl. Mißmann (2006), Beschreibung Rahmenbedingungen des Sozialen Kompetenz-
zentRum Rum gemeinnützige Betriebs GmbH, unveröffentlichte Unterlage, S. 2.

54 GemNova.net (2004), Soziales KompetenzzentRum Senioren + Wohnen, Online im Inter-
net, URL: http://www.gemnova.net/1002/uploads/soko_rum.pdf [Stand: 20. Oktober
2006], S. 1.

55 Auf einzelne Finanzierungsformen wird an dieser Stelle nicht näher eingegangen.

56 Quelle: in Anlehnung an: GemNova.net (2004), Soziales KompetenzzentRum Senioren +
Wohnen, Online im Internet, URL: http://www.gemnova.net/1002/uploads/
soko_rum.pdf [Stand: 20. Oktober 2006], S. 3.

57 Vgl. Marktgemeinde Rum, Soziales Kompetenzzentrum, Online im Internet, URL:
http://root.riskommunal.info/riskommunal/navigation/index_innen.asp?aspfile=../
objektlink.asp?obj=163046451&imenuonr=163046452&gnr=478&sprache=1 [Stand: 20.
Oktober 2006].

58 Vgl. GemNova.net (2004), Soziales KompetenzzentRum Senioren + Wohnen, Online im In-
ternet, URL: http://www.gemnova.net/1002/uploads/soko_rum.pdf [Stand: 20. Okto-
ber 2006], S. 4.

59 Beim ausgewählten Partner handelt es sich um ein österreichisches Unternehmen mit Spe-
zialisierung in den Bereichen Seniorenwohnen und -betreuung, Management und Be-
triebsführung sowie Projektentwicklung und Beratung. Humanocare Management Con-
sult GmbH, Online im Internet, URL: http://www.humanocare.at/ [Stand: 20. Oktober
2006]. Hinzuweisen ist an dieser Stelle, dass weitere Betreiber sehr erfolgreich diesen
Markt bearbeiten. 

60 Mißmann (2006), Beschreibung Rahmenbedingungen des Sozialen KompetenzzentRum
Rum gemeinnützige Betriebs GmbH, unveröffentlichte Unterlage, S. 3 f., und Gem-
Nova.net (2004), Soziales KompetenzzentRum Senioren + Wohnen, Online im Internet,
URL: http://www.gemnova.net/1002/uploads/soko_rum.pdf [Stand: 20. Oktober 2006],
S. 2.

61 Vgl. GemNova.net (2004), Soziales KompetenzzentRum Senioren + Wohnen, Online im In-
ternet, URL: http://www.gemnova.net/1002/uploads/soko_rum.pdf [Stand: 20. Okto-
ber 2006], S. 2.

62 Quelle: in Anlehnung an: Humanocare, unveröffentlichter Foliensatz, Folie 10.

63 Vgl. Humanocare, unveröffentlichter Foliensatz, Folie 12 und 13. Auf die einzelne Ausge-
staltung wird hier verzichtet, da sie auf den Einzelfall abgestimmt werden muss.

64 Quelle: in Anlehnung an: Mißmann (2006): Das Soziale Kompetenzzentrum Rum, unver-
öffentlichter Foliensatz, Folien 4 und 5, Stand: Oktober 2006. 

Die Angaben in Prozent ergeben nicht die Summe von 100 Prozent, da einige Berufsgrup-
pen nicht detailliert analysiert wurden.

65 Quelle: in Anlehnung an: GemNova.net (2004), Soziales KompetenzzentRum Senioren +
Wohnen, Online im Internet, URL: http://www.gemnova.net/1002/uploads/
soko_rum.pdf [Stand: 20. Oktober 2006], S. 3. 

Die Angaben sollen die mögliche Verteilung zur Auslastung der Kapazitäten verdeutli-
chen.
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66 Vgl. Mißmann (2006), Beschreibung Rahmenbedingungen des Sozialen Kompetenz-
zentRum Rum gemeinnützige Betriebs GmbH, unveröffentlichte Unterlage, S. 4.

67 Quelle: Mißmann (2006), Organigramm, unveröffentlichte Unterlage.

68 Anfänglich war Mag. Christian Braito, damals Amtsleiter der Marktgemeinde Rum, stra-
tegischer Geschäftsführer. 

69 Vgl. GemNova.net (2004), Soziales KompetenzzentRum Senioren + Wohnen, Online im In-
ternet, URL: http://www.gemnova.net/1002/uploads/soko_rum.pdf [Stand: 20. Okto-
ber 2006], S. 2.

70 Mag. Barbara Mißmann, Telefonat am 21. Oktober 2006 (Kontaktdaten siehe oben).

71 Als Verein treffen andere Voraussetzungen hinsichtlich der kaufmännischen und steuerli-
chen Ausgestaltung zu als für das SOKO.

72 Als Non-Profit-Organisation ist die Gewinnerzielung kein anvisiertes Ziel. Im Gegenteil,
zu „hohe Gewinne“ führen im nächstfolgenden Jahr zur Verringerung der mit dem Land
vereinbarten Tagsätze, was dann jedoch zu ernsthaften finanziellen Schwierigkeiten
führen kann.

73 Vgl. Mißmann (2006), Das Soziale KompetenzzentRum, unveröffentlichter Foliensatz, Fo-
lie 6, Stand: Oktober 2006; GemNova.net (2004), Soziales KompetenzzentRum Senioren +
Wohnen, Online im Internet, URL: http://www.gemnova.net/1002/uploads/
soko_rum.pdf [Stand: 20. Oktober 2006], S. 4 f.

74 Vgl. Mißmann (2006), Beschreibung Rahmenbedingungen des Sozialen Kompetenz-
zentRum Rum gemeinnützige Betriebs GmbH, unveröffentlichte Unterlage, S. 5 f.

278



CHRONOLOGIE





Karl Anderwald

Chronologie der Ereignisse in Kärnten
Oktober 2005  bis Oktober 2006

Oktober 2005
1. Eine hochrangige Parlamentsdelegation aus dem Jemen mit Präsident

Abdulaziz Abdulghani kommt zu einem zweitägigen Besuch nach
Kärnten.

4. Nach dem Debakel des BZÖ bei der steirischen Landtagswahl will Jörg
Haider bei der Nationalratswahl mit einer „neuen Sammelbewegung“
antreten.

5. In Brüssel wird das neue Kärnten-Büro eröffnet.

6. Die ÖVP mit NR-Abgeordnetem Sepp Winkler ist die Gewinnerin der
Landarbeiterkammer-Wahl  in Kärnten, die in Form einer Briefwahl
durchgeführt wurde. Die Volkspartei kann ihren Anteil auf 62,4 Pro-
zent der Stimmen ausbauen und erreicht wieder 14 Mandate. Die SPÖ
kommt auf 25,6 Prozent und fünf Mandate (+1). Das BZÖ erreicht nur
12 Prozent der Stimmen und verliert eines der bisherigen drei Man-
date, was den Verlust des Sitzes im Vorstand bedeutet. Dort lautet das
Verhältnis von ÖVP und SPÖ nunmehr 4:1.

7. Nach dem Bruch der Klagenfurter Rathaus-Koalition werden die Refe-
rate im Stadtsenat neu aufgeteilt. Ein  Großteil  der bisherigen Kompe-
tenzen der BZÖ-Stadtsenatsmitglieder Mario Canori und Christian
Scheider wandern zu ÖVP und SPÖ. Statt Mario Canori wird Walter
Zwick (ÖVP) Vizebürgermeister.

10. Im Zeichen des 85-Jahr-Jubiläums der Kärntner Volksabstimmung 1920
gibt es im ganzen Land Gedenkfeiern. Zu den offiziellen Veranstaltun-
gen der Landesregierung kommen Bundeskanzler Wolfgang Schüssel
und NR-Präsident Andreas Khol nach Klagenfurt.

11. Kärntens Landarbeiterkammer-Präsident Sepp Winkler wird einstim-
mig auch zum Präsidenten der gesamtösterreichischen Landarbeiter-
kammer gewählt.

12. Der  Slowenisch-Unterricht an Kärntens Schulen boomt weiter: Trotz
sinkender Gesamtschülerzahlen gibt es im neuen Schuljahr 3734
Anmeldungen, um 161 mehr als im Vorjahr.
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16. Der Rat der Kärntner Slowenen will die Ortstafelfrage „internationali-
sieren“ und den Menschenrechts-Gerichtshof in Straßburg anrufen.
Auch an eine Information des Europarates und an eine Debatte im
Europäischen Parlament wird gedacht. Zentralverband und Gemein-
schaft der Kärntner Slowenen kritisieren dieses Vorhaben.

18. Landesrat Reinhart Rohr zieht eine erste positive Bilanz über den von
ihm initiierten „Finanz-Check der Gemeinden“, der wesentliche Ein-
sparungen bei den Kommunen zum Ziel hat. 
Im Rohbericht des Landesrechnungshofes über die Klagenfurter See-
bühne wird massive Kritik an Landespolitikern, Beamten und Mana-
gern geübt.

19. Die Bürgerinitiative „Klagenfurt-Mitte“ spricht sich laut ihrem Vorsit-
zenden Erich Linder gegen die in der Landeshauptstadt vorgesehene
Trassenführung der Bahn aus.

20. Der Kärntner Landtag diskutiert über den Seebühnen-Rechnungshof-
bericht. Die Grünen bringen einen Misstrauensantrag gegen LH Hai-
der ein. SPÖ-Clubobmann Karl Markut verlangt die Einschaltung der
Staatsanwaltschaft. Landesrat Josef Martinz (ÖVP) fordert einen sofor-
tigen Stopp der Finanzspritzen für die Seebühne.

24. Der Plan der Laibacher Notenbank, auf den slowenischen Cent-Mün-
zen den Fürstenstein zu prägen, führt in Kärnten zu empörten Reak-
tionen.

25. Mit einem Festakt im Spittl begeht die Fachhochschule „Technikum
Kärnten“ in Spittal an der Drau ihr 10-jähriges Jubiläum.

26. „Kärnten-Erklärung“ des BZÖ zum Nationalfeiertag. Bei einer Veran-
staltung im Villacher Congress-Center kündigt Jörg Haider seinen
Rückzug aus der Bundespolitik an und kritisiert die Medien. Das
gesamte Redaktionsteam der „Kleinen Zeitung“ solle in ein „Zentrum
für seelische Gesundheit“ umgewandelt werden.

27. In Villach-St. Magdalen wird ein internationales Symposium zum
Thema Kommunalpolitik und ethnische Parteien veranstaltet.

28. Im Rahmen der Verhandlungen über das Nachtragsbudget übt LH Hai-
der Druck auf die SPÖ aus. Er macht seine  Zustimmung zur Presse-
förderung – und damit zur Förderung der KTZ – von einem Ja der Sozi-
aldemokraten zur Seebühne abhängig.

29. Gaby Schaunig wird beim mit Spannung erwarteten Landesparteitag
der SPÖ zur neuen Vorsitzenden gewählt. Sie setzt sich in der Stich-
wahl mit 63 Prozent der Delegiertenstimmen gegen Reinhart Rohr
durch. Gerhard Mock, Karl Markut und Rudolf Altersberger scheitern
schon im ersten Wahlgang.
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30. Im Rahmen der Pressestunde im ORF relativiert Jörg Haider seinen
Rückzug aus der Bundespolitik und schließt eine Spitzenkandidatur
bei der Nationalratswahl 2006 nun doch nicht mehr aus.

31. Gaby Schaunig bezeichnet Reinhart Rohr als ihren wichtigsten Partner
in der Partei- und Regierungspolitik. Neuer Landesrat wird der Kla-
genfurter Chirurg Wolfgang Schantl. Peter Kaiser soll statt Karl Mar-
kut Clubobmann im Landtag werden.

November 2005

2. In der Causa Seebühne sprechen sich Gaby Schaunig und Josef Martinz
für einen Abbau der Anlage aus. Martin Strutz (BZÖ) verlangt von der
SPÖ eine Bestandsgarantie.

3. LH-Stv. Peter Ambrozy (SPÖ) gibt seine Blockade der Auszahlung
eines Betrages von 340.000 Euro auf, der zur Abdeckung des Abganges
der Seebühne notwendig ist. Er rechtfertigt sich mit einem Gutachten
der Verfassungsabteilung.

4. In Tröpolach im Gailtal tagt unter dem Vorsitz von LH Haider die öster-
reichische Landeshauptleutekonferenz.
SPÖ-Bundesparteiobmann Alfred Gusenbauer spricht sich in St. Veit
an der Glan für weitere zweisprachige Ortstafeln in Kärnten aus.

8. Die Kärntner Landesregierung beschließt einstimmig ein Nachtrags-
budget. Auch für das in den Zuständigkeitsbereich von LR Martinz fal-
lende ländliche Wegenetz gibt es zusätzlich 2 Millionen Euro.
Eine SMS-Umfrage der „Kleinen Zeitung“ ergibt eine Zweidrittel-
mehrheit für einen Abbau der Seebühne.
Peter Pilz, der Sicherheitssprecher der Grünen,  fordert ein Verbot des
Kärntner Abwehrkämpferbundes.

9. Bei seinem bereits vierten Kärnten-Besuch trifft Bundespräsident
Heinz Fischer in Ludmannsdorf mit seinem slowenischen Amtskolle-
gen Janez  Drnovsek zusammen.

10. Der  Klagenfurter Sprachwissenschafter Heinz Dieter Pohl wird mit
dem diesjährigen Einspieler-Preis geehrt.
Die Kärntner FPÖ präsentiert in Klagenfurt einen „Zehn-Punkte-Kata-
log“ zur Nationalratswahl 2006.

15. Bei einer Informationsversammlung der FPÖ in Klagenfurt gibt es ver-
bale Attacken von Bundesobmann H.-C. Strache und Volksanwalt
Ewald Stadler gegen LH Haider.
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17. Anlässlich der Eröffnung des neuen Klagenfurter Bahnhofes verteidigt
Vizekanzler Hubert Gorbach die im Bereich der Landeshauptstadt vor-
gesehene Bahntrasse.
Erfolge der SPÖ bei den Betriebsratswahlen in den fünf Landeskran-
kenhäusern. Mit 88,4 Prozent kann die absolute Mehrheit noch ausge-
baut werden. Die Sozialdemokraten erreichen 52 der 58 Mandate.
Gaby Schaunig  lehnt eine von LH Haider angekündigte Mütterpen-
sion als „sozialpolitischen Nonsens und reinen Populismus“ ab.

18. 30-Jahr-Feier der slowenischen Einheitsliste (EL) in Ferlach. Obmann
Vladimir Smrtnik kündigt eine eigenständige Kandidatur bei der
nächsten Landtagswahl an.
Eine Anfrage des grünen Abgeordneten Rolf Holub im Kärntner Land-
tag ergibt, dass für die sieben Mitglieder der Landesregierung  im Vor-
jahr eine Universalversicherung abgeschlossen wurde, die sich sogar
auf Vorsatzdelikte erstreckt.

21. Kurzbesuch von Wolfgang Schüssel in Kärnten. Der Bundeskanzler
spricht bei einer Funktionärskonferenz der ÖVP in Villach. Bei einer
Pressekonferenz in Klagenfurt bestreitet Schüssel, zu Gunsten LH Hai-
ders auf die Kärntner ÖVP Druck auszuüben.

23. Bei der Wahl zur LH-Stellvertreterin erhält Gaby Schaunig im Landtag
15 von 32 Stimmen. Wolfgang Schantl  als neuer Landesrat wird von 17
Abgeordneten gewählt. Peter Kaiser ist nun neuer Clubobmann der
SPÖ.

24. LH Haider hält in seiner Eigenschaft als Finanzreferent die Budget-
Einbegleitungsrede im Landtag. Bei geplanten Einnahmen  von 1714
Mio. Euro und Ausgaben von 1837 Mio. Euro beträgt die Neuver-
schuldung 78,6 Mio. Euro.
LH Haider entspricht einer Resolution des Kärntner Geschichtsverei-
nes und bestimmt den Wappensaal im Landhaus zum neuen Ausstel-
lungsort des Fürstensteins.

25. Parteitag des BZÖ – Kärnten im FH-Gebäude in Feldkirchen. Jörg Hai-
der wird von den 326 Delegierten zum neuen Landesobmann ge-
wählt.
In Klagenfurt wird das „2. Europagespräch“ mit Außenministerin
Ursula Plassnig und LR Josef Martinz veranstaltet.

26. Mit einem Festakt im Messefoyer in Klagenfurt feiert das Klagenfurter
Europahaus seinen 40. Geburtstag.

29. BZÖ-Attacken gegen das Ehepaar Schaunig. Hans Schaunig sei als Pro-
kurist der Lieferfirma für die mangelnde Tontechnik der Seebühne ver-
antwortlich gewesen, die von Gaby Schaunig kritisiert werde.
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30. Die Ankündigung von Vizekanzler Hubert Gorbach, auf der Tauern-
autobahn zwischen Spittal-Ost und Paternion versuchsweise ein
Tempo-160-Limit einzuführen, löst Proteste aus.

Dezember 2005

1. In einem Rohbericht kritisiert der Bundes-Rechnungshof die hohen
Planungs- und Beratungskosten beim Neubau des LKH Klagenfurt.
Ein Vorschlag von LH Haider auf Abänderung des Minderheiten-
schulwesens in Kärnten wird von SPÖ, ÖVP und den Grünen abge-
lehnt.

5. Nach ganzseitigen Inseraten des BZÖ in den Kärntner Tageszeitungen
gegen das Ehepaar Schaunig herrscht Eiszeit innerhalb der Koalition.
Gaby Schaunig kündigt gerichtliche Schritte an.

6. Im Schloss Ferlach erfolgt die Präsentation des „Kärntner Jahrbuches
für Politik 2005“.

7. Der Spittaler Bürgermeister Gerhard Köfer kündigt als Protest gegen
das geplante Tempolimit 160 eine Blockade der Tauernautobahn an.

10. Als Ergebnis einer Klubklausur ihrer Partei verlangt Gaby Schaunig,
dass 250 der 500 Millionen  Euro des Zukunftsfonds langfristig veran-
lagt werden.

12. Nach SPÖ und ÖVP fordern nun auch die Spitzen der Sozialpartner
(Wirtschaftskammer, Landwirtschaftskammer, Industriellenvereini-
gung, Arbeiterkammer und ÖGB), den Zukunftsfonds langfristig
anzulegen.

13. Bei einem „Runden Tisch“ in der Landesregierung mit Gemeindeman-
dataren und Kirchenvertretern wird ein neuer Vorschlag in der Ortsta-
felfrage diskutiert: Zweisprachige Ortstafeln sollen aufgestellt werden,
wenn in der Gemeinde ein 10-prozentiger und in der Ortschaft ein 15-
prozentiger Anteil an Slowenisch sprechenden Bewohnern erreicht
wird. Voraussetzung soll allerdings sein, dass alle 15 betroffenen
Gemeinden zustimmen.

14. Heftige Proteste bei einer Bürgerversammlung gegen das geplante
Magna-Projekt Schloss Reifnitz.
Eine Aussprache in der Landesregierung mit den Sozialpartnern ergibt
einen Konsens beim Zukunftsfonds: 250 Millionen Euro sollen langfris-
tig einem gesonderten Fonds zugeführt werden.
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16. Die Vorgangsweise bei der Bestellung des ehemaligen Pfeifenberger-
Büroleiters Friedrich Morri zum zweiten Geschäftsführer des Touris-
musverbandes löst Proteste bei SPÖ, ÖVP und FPÖ aus.

17. Die Landesstatistik gibt den 50. Band des jährlichen „Statistischen
Handbuches“ heraus. 
LH Haider beginnt im Spiegelsaal persönlich mit der Auszahlung des
„Müttergeldes“.

19. Die Wahl eines Rektors der Universität Klagenfurt platzt, da der Uni-
Rat den  Vorschlag des Senats ablehnt.

20. Mit der Mehrheit von SPÖ und ÖVP wird in der Landesregierung eine
Resolution gegen  den geplanten Pilotversuch Tempo 160 auf der Tau-
ernautobahn beschlossen.

23. Sozialministerin Ursula Haubner bestellt Herbert Haupt zum Behin-
dertenanwalt. Haupt scheidet aus dem Nationalrat aus. Sein Nachfol-
ger wird der Kärntner Leichtathlet Elmar Lichtenegger.

28. Neues Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes zur Ortstafelfrage.
Das  Höchstgericht fordert zweisprachige Bezeichnungen nun auch für
Bleiburg und Bleiburg-Ebersdorf.

29. Nach dem neuerlichen VGH-Erkenntnis droht Haider Präsident Karl
Korinek mit Klage, weil dieser die Konsenspolitik in Kärnten gefährde.

30. Gaby Schaunig erachtet die Entscheidungen des Höchstgerichtes für
bindend und kritisiert den Landeshauptmann, der sich „wie ein Ele-
fant im Porzellanladen“ verhalte.

Jänner 2006
1. Bundespräsident Heinz Fischer fordert in seiner Neujahrsrede im Fern-

sehen die Umsetzung der VGH-Erkenntnisse in der Ortstafelfrage.

2. Der neu ernannte Leitende Staatsanwalt Gottfried Kranz kritisiert im
Fernsehen die in den letzten Jahren stark zunehmenden Versuche, poli-
tische Kontroversen durch den „Ruf nach dem Staatsanwalt“ zu kri-
minalisieren. 
LH Jörg Haider ruft 2006 als „Jahr der Familie“ aus.
Gaby Schaunig fordert die Umsetzung der Topografie-Erkenntnisse bis
30. Juni 2006. Laut BZÖ-Clubobmann Kurt Scheuch habe Schaunig
damit den Drei-Parteien-Konsens verlassen.

3. Auch Josef Martinz (ÖVP) drängt auf eine schnelle Lösung der Ortsta-
felfrage. Jörg Haiders Aufgabe wäre es, zu verbinden und nicht zu dro-
hen.
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4. Aufregung in Kärnten um ein Interview des slowenischen Abgeordne-
ten und Ex-Staatssekretärs Franc Puksic in der Marburger Tageszei-
tung „Vecer“. Österreich sei kein Rechtsstaat und die Intoleranz
gegenüber der slowenischen Minderheit habe alle Grenzen überschrit-
ten. Gegen diese Äußerungen protestiert auch Werner Amon namens
der Bundes-ÖVP.

5. Acht Tage vor einer im Bundeskanzleramt anberaumten Gesprächs-
runde über die Ortstafeln startet LH Haider überraschend eine
Umfrage. Die Wahlberechtigten in neun Gemeinden Südkärntens
erhalten einen  Brief samt Stimmzettel mit der Aufforderung, bis 10.
Jänner abzustimmen ob sie mit der vorgesehenen Lösung einverstan-
den sind. Gegen diese Vorgangsweise protestieren Josef Martinz
(„Mobilisierung vor Ort“) und Gaby Schaunig („Wahlkampf auf Steu-
erkosten“).

7. Bundespräsident Fischer weist die Äußerungen des slowenischen
Abgeordneten Franc Puksic zurück. Österreich werde das Problem aus
eigener Kraft lösen und brauche keine Zurufe von außen. Auch die Slo-
wenische Demokratische Partei, der Puksic angehört, distanziert sich
und betrachtet die Kritik als „unangebracht“.

8. Gaby Schaunig tritt für ein Moratorium bis Spätherbst ein, um die Orts-
tafelfrage nicht zum Wahlkampfthema zu machen. 

10. Diskussion um den Standort einer weiteren Müllverbrennungsanlage
in  Kärnten. Umwelt-Landesrat Reinhart Rohr will den Ausbau der
bestehenden Anlage in Arnoldstein. LR Gerhard Dörfler spricht sich
für einen Neubau in Klagenfurt, St. Veit oder Völkermarkt aus.

12. Gegen eine von LR Dörfler andiskutierte City-Maut in Klagenfurt als
Maßnahme zur Bekämpfung des Feinstaubes gibt es Proteste. Bürger-
meister Harald Scheucher befürchtet wirtschaftliche Einbußen.
ÖVP-Obmann Josef Martinz spricht sich für eine landesweite Volksbe-
fragung über die zweisprachige Topografie aus.

13. Die Gesprächsrunde in Wien mit Bundeskanzler Wolfgang Schüssel, LH
Jörg  Haider und zwölf Südkärntner Bürgermeistern bringt kein Ergeb-
nis. Zuvor hatte der Kärntner Landeshauptmann das Ergebnis seiner
Umfrage bekannt gegeben. Demnach beteiligten sich von den 18.834
befragten Gemeindebürgern 7583 (40,3 Prozent). Davon sprachen sich
wiederum 6630 (85,1 Prozent) gegen neue zweisprachige Ortstafeln aus.

14. Neuerliche Wortmeldungen zum Ortstafelkonflikt: Bundeskanzler
Schüssel lehnt eine geheime Erhebung der Muttersprache und eine lan-
desweite Befragung ab. Er will im Frühjahr neuerlich zu einer Kon-
senskonferenz einladen. EL-Obmann Vladimir Smrtnik kommentiert,
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dass „sich 60 Prozent der befragten Bevölkerung nicht für eine partei-
politisch motivierte Privatumfrage hergegeben“ hätten. Wirtschafts-
kammerpräsident Franz Pacher spricht von einer „Manipulation zum
Schaden Kärntens“.

16. Nach einer geplatzten Aufsichtsratssitzung der Krankenanstalten-
Betriebsgesellschaft gibt es Schuldzuweisungen innerhalb der BZÖ-
SPÖ-Koalition.

17. Die Ankündigung LH Haiders, die einsprachigen Ortstafeln von Blei-
burg und Bleiburg-Ebersdorf zu verrücken und dazu eine neue Verord-
nung zu erlassen, sorgt für Unverständnis auch außerhalb Kärntens:
Grünen-Chef Alexander van der Bellen hält diese Vorgangsweise für
„schäbig, miserabel und peinlich“, der frühere Präsident des Verfas-
sungsgerichtshofes Ludwig Adamovic spricht von einer „Pflanzerei“.
In einem Interview in der „Presse“ unterstützt EU-Abgeordneter  And-
reas Mölzer den Kompromiss über die Aufstellung von 158 zweispra-
chigen Ortstafeln. Die FPÖ werde Haider nicht rechts überholen, denn
Haider sei rechts nicht mehr zu überholen und ein „Turbo-Nationaler“.

18. Eine von der „Kärntner Woche“ in Auftrag gegebene Umfrage des Gal-
lup-Institutes ergibt zur Landtagswahl-Sonntagsfrage folgendes
Resultat: SPÖ:  44 Prozent, BZÖ: 24 Prozent, ÖVP: 15 Prozent, Grüne:
9 Prozent und FPÖ: 7 Prozent.

19. In Villach beginnt ein dreitägiges Treffen der EU-Sozial- und Arbeits-
minister. Prominenteste Gäste sind EU-Kommissar Vladimir Spidla
und der deutsche Vizekanzler Franz Müntefering. Am Rande des Gip-
fels gibt es Demonstrationen von Jugendorganisationen der Kärntner
Slowenen und von Betriebsräten, die sich in der Draustadt gleichzeitig
zu einer österreichweiten ÖGB-Konferenz treffen.

22. Neujahrs-Treffen des BZÖ in Pörtschach. Vor 700 Anhängern verteidigt
Jörg Haider seine Positionen in der Ortstafelfrage: „Vor 2000 Jahren ist
einer aufgestanden und hat den Grabstein verrückt. Heute findet sich
ein Landeshauptmann, der Ortstafeln verrückt.“

23. Bischof Alois Schwarz reagiert betroffen auf den Jesus-Vergleich des
Landeshauptmannes. Der evangelische Superintendent Manfred Sauer
spricht von einer blasphemischen Entgleisung.

25. Ein Antrag der Grünen auf Ministeranklage gegen LH Haider findet im
Nationalrat keine Zustimmung.

26. Der Club Carinthia präsentiert das „Kärntner Jahrbuch für Politik
2005“ in Wien.

28. Die Landesparteiversammlung der Grünen beschäftigt sich in der Lan-
deshauptstadt mit der Nationalratswahl im Herbst. Als Kärntner Spit-
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zenkandidat wird der  Klagenfurter Stadtparteiobmann Mathias Köchl
vorgestellt. Eva Glawischnig warnt vor slowenischen Ausbauplänen
für das Kernkraftwerk Krško.

29. LH Haider schlägt bei der Versammlung des Kärntner Abwehrkämp-
ferbundes eine landesweite Volksbefragung zur Topografie vor.

30. FPÖ-Generalsekretär Karlheinz Klement wird in der  Klagenfurter Par-
teizentrale von einem unbekannten Mann beschimpft und mit einer
Spraydose attackiert.

Februar 2006

1. Veranstaltung der Kärntner ÖVP zur Nationalratswahl. NR-Clubob-
mann Wilhelm Molterer kann sich eine Volksabstimmung zur Ortsta-
felfrage nur über einen vorher ausgehandelten Kompromiss vorstellen.
Aufregung um eine anonyme SMS-Aktion gegen Kärntner Slowenen.
Die Kärntner Parteien verurteilen einhellig diesen Vorfall. Das BZÖ
weist jede Mitverantwortung zurück.
Nach dem Wechsel von Ursula Stenzel in die Wiener Kommunalpoli-
tik gehört der Kärntner Hubert Pirker wieder dem EU-Parlament an.

2. Der Staatspräsident von Kasachstan, Nursultan Nasarbejew, kommt
nach Maria Wörth, wo er Winterurlaub macht.
Heftige Diskussion über die Ortstafelfrage im Kärntner Landtag:
Dringlichkeitsanträge des BZÖ betreffend Verfassungsregelung und
landesweite Volksbefragung finden – trotz Zustimmung von Robert
Lutschonig (ÖVP) und Franz Schwager (FPÖ) – keine Mehrheit.

3. BZÖ-Geschäftsführer Manfred Stromberger informiert über ein „Stra-
tegiepapier der FPÖ“, das „eine Zerstörung des Kärntner Landes-
hauptmannes“ zum Ziel habe. Franz Schwager (FPÖ) vermutet, dass
ihm Unterlagen aus seiner Mappe entwendet wurden.

4. FPÖ-Bundesparteiobmann Heinz-Christian Strache und EU-Mandatar
Andreas  Mölzer besuchen demonstrativ das BZÖ-Gschnas in Klagen-
furt.

8. LH Haider und Landesrat Dörfler legen in Bleiburg beim Verrücken der
Ortstafeln persönlich Hand an.
Landesrat Reinhart Rohr kann auf eine Rekordbilanz über die Förderung
von Ökoenergieanlagen bzw. Ökoenergieprojekten verweisen. Im Jahr
2005 wurden 3783 Vorhaben mit insgesamt 10,1 Mio. Euro gefördert.

11. Der Landeshauptmann verschickt auf Landeskosten Briefe an 1500
Kärntner Brauchtumsvereine und verwahrt sich darin gegen  „abfällige
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11. Aussagen über die Volkskultur“ der Abgeordneten  Rolf Holub (Grüne)
und Stephan Tauschitz (ÖVP). 

13. Jörg Haider startet als BZÖ-Obmann eine Unterschriftenaktion für eine
Volksbefragung zur zweisprachigen Topografie. Die Kärntner Grünen
initiieren im Gegenzug eine „Befragung zur Abwahl von Jörg Haider
als Landeshauptmann“.
Der Villacher Gerd Klemt, der im ersten Halbjahr 2004 Präsident des
Bundesrates war, wird Seniorenbeauftragter der FPÖ.

16. Nach langem Tauziehen wird der Informatiker Heinrich C. Mayr neuer
Rektor der Alpen-Adria-Universität Klagenfurt.

17. Laut „Vertrauensbarometer“ von OGM nimmt Gaby Schaunig den
ersten Platz ein, gefolgt  von Josef Martinz und Reinhart Rohr. Platz
vier und fünf gehen an Gerhard Dörfler und Jörg Haider.
Eine Demonstration von ca. 300 Kärntner Muslimen in Klagenfurt
gegen die Mohammed-Karikaturen verläuft friedlich.

21. Eine Aktivistengruppe schraubt in St. Kanzian die einsprachige Orts-
tafel ab und ersetzt sie vorübergehend durch eine zweisprachige.
LH Haider und seine Amtskollegen aus dem Veneto und  Friaul-Julisch
Venetien, Giancarlo Galan und Riccardo Illy, unterzeichnen im Rahmen
einer „trilateralen Regierungssitzung“ in Tröpolach eine Absichtser-
klärung zur Gründung einer „Euregio“.

25. Turbulenzen innerhalb der Koalition in der Frage der Lebenssicherung.
Einen Tag nachdem Gaby Schaunig noch erklärt hatte, dass auf Grund
der Verhandlungen mit orangen Politikern der Durchbruch erzielt wor-
den sei, sieht LH Haider für das Vorhaben keine Finanzierungsgrund-
lage.

28. Knalleffekt bei der Sitzung der Landesregierung: Nach einem Streit
über die Zuständigkeit und nach Ablehnung ihres Antrages auf Sit-
zungsunterbrechung zieht die SPÖ-Fraktion aus. BZÖ und ÖVP
beschließen in Abwesenheit der Sozialdemokraten ein Baby-Geld und
die Wiedereinführung des Schulstartgeldes. Gaby Schaunig erklärt dar-
aufhin die Regierungskoalition  in Kärnten für beendet. Die Parteigre-
mien der SPÖ segnen diesen Schritt noch am selben Tag einstimmig ab.

März 2006
1. Schuldzuweisungen zum Ende der Koalition: Gaby Schaunig spricht

von einem gezielten  Vertragsbruch Haiders. Der Landeshauptmann
attackiert die SPÖ-Chefin bei einer Aschermittwoch-Veranstaltung auf
Schloss Hallegg bei Klagenfurt scharf.
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2. ÖVP-Obmann Josef Martinz berichtet, dass es für ihn „Lockangebote“
gebe. Er spricht sich aber gegen Referatsentzüge aus und werde nicht
Erfüllungsgehilfe für „Rachefeldzüge“ sein.

3. Da zu der Aschermittwoch-Veranstaltung in Hallegg vom Kulturrefe-
rat unter Verwendung des Landes-Logos eingeladen wurde, will LAbg.
Rudolf Schober (SPÖ) den Landesrechnungshof einschalten.
Die Kärntner ÖVP eröffnet in der Klagenfurter Bahnhofstraße ein eige-
nes Europa-Büro.

5. Eine von der „Kleinen Zeitung“ in Auftrag gegebene OGM-Umfrage
bringt zur Landtagswahl-Sonntagsfrage folgendes Stimmungsbild:
Freiheitliche in  Kärnten (BZÖ) 29 Prozent, SPÖ 41 Prozent, ÖVP 16 Pro-
zent, Grüne 6 Prozent und FPÖ (mit Franz Schwager) 8 Prozent. Bei
einer Landeshauptmann-Direktwahl würde Jörg Haider mit 35 Prozent
(vor Gaby Schaunig mit 28 Prozent und Josef Martinz mit 10 Prozent)
voran liegen. Heftige Reaktionen des BZÖ: Jörg Haider und Martin
Strutz orten Manipulationen.

6. Josef Martinz will eine Koalition nur in Sachfragen eingehen und über
einen „Kärnten-Vertrag“ verhandeln.     

7. Kurz vor seiner Pensionierung konzipiert der Völkermarkter Bezirks-
hauptmann August Muri Verordnungen über zweisprachige Ortsta-
feln und legt diese Landesrat Gerhard Dörfler zur Genehmigung vor.
Martin Strutz sagt im Wiener Prozess Reinhard Gaugg kontra FPÖ
seine Zeugeneinvernahme kurzfristig und ohne Begründung ab. Das
Gericht verhängt gegen den Kärntner Landeshauptmannstellvertreter
eine Ordnungsstrafe.                      

8. LH Haider bezeichnet den Verordnungsentwurf des scheidenden Völ-
kermarkter Bezirkshauptmannes August Muri als „Amtsmissbrauch
und Provokation“. Er fordert ein Disziplinarverfahren.

9. Wirbel im Kärntner Landtag. Präsident Jörg Freunschlag verweigert
Gaby Schaunig das Rederecht in der Debatte über einen Neuwahlan-
trag der SPÖ.   

11. In der Causa Seebühne taucht eine Vereinbarung auf, laut der Renato
Zanella, Karl Pfeifenberger und Bernhard Sapetschnig vereinbart
haben sollen, „dass bei öffentlichen Erklärungen die gegenseitige
Zusammenarbeit positiv dargestellt wird“. 
Nach einem einstimmigen Beschluss  des Bundesvorstandes über-
nimmt der Kärntner Mirko Messner – gemeinsam mit der Wienerin
Melina Klaum – den Vorsitz in der KPÖ.

13. Mit nur 1,9 Prozent gibt es in Kärnten die niedrigste Beteiligung am
FPÖ-Volksbegehren „Österreich bleib frei“.
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14. Mit Hilfe von Landesrat Martinz (ÖVP) setzt LH Haider in der Sitzung
der   Landesregierung einen Beschluss durch, wonach die FH-Stiftung
aufgelöst und die Verwaltung der Fachhochschule dem Land übertra-
gen werden soll. Die  ÖVP erreicht als Gegenleistung eine  Standorte-
garantie.

16. LH Haider reagiert auf einen Brief des Bundespräsidenten, in dem
Heinz Fischer Bezirkshauptmann Muri Anerkennung für seine Hal-
tung zollt. Der Landeshauptmann bezichtigt das Staatsoberhaupt, „auf
der Seite des Unrechtes zu stehen“. 

18. Eine OGM-Umfrage über Vertrauen bzw. Misstrauen ergibt  für Jörg
Haider  bundesweit den Rekord-Tiefwert von –70. Die Ergebnisse von
Kärntner Bundespolitikern: Ursula Plassnig +38, Karl Heinz Grasser
+15, Karin Gastinger +12 sowie Eva Glawischnig +2.

20. Kraftakt Jörg Haiders in der Tourismus-Holding. Der bisherige Auf-
sichtsrat mit dem Turracher Hotelier Peter Leeb als Vorsitzendem wird
abberufen und durch Vertrauenspersonen des Landeshauptmannes
ersetzt.

21. SPÖ und ÖVP protestieren gegen diese Vorgangsweise und verweisen
darauf, dass laut einem Regierungsbeschluss vom Juni 2003 der Auf-
sichtsrat nur vom Kollegium der Landesregierung bestellt werden
könne. LH Haider vertritt die Auffassung, dass dieser Beschluss keine
Gültigkeit mehr habe.
Landesrat Martinz stellt einen „Kärnten-Vertrag“ vor. Die ÖVP will
sich Partner zur Erfüllung der einzelnen Punkte suchen.
LH Haider präsentiert ebenfalls einen „Vertrag für Kärnten“, der ein
Doppelbudget für die Jahre 2007 und 2008 vorsieht.

24. Die Fluggesellschaft „Styrian Spirit“ stellt mit sofortiger Wirkung ihren
Flugbetrieb ein und meldet Konkurs an. Das Land Kärnten verliert auf
Grund einer erst im Vorjahr von BZÖ und SPÖ beschlossenen Beteili-
gung 3 Millionen Euro. Die offen aushaftenden Landegebühren beim
Flughafen Klagenfurt betragen weitere 240.000 Euro. Die Hypo Alpe-
Adria-Bank gibt über die Höhe ihrer Verluste keine Auskünfte.

25. Schuldzuweisungen zur „Styrian Spirit“-Pleite. LH Haider und der
neue Vorsitzende der Tourismus-Holding Seppi Bucher (BZÖ) mut-
maßen, die steirische SPÖ habe die Fluggesellschaft absichtlich abstür-
zen lassen, um dem Kärntner Landeshauptmann und dem Land Kärn-
ten zu schaden. Seitens der anderen Kärntner Parteien gibt es massive
Kritik an Jörg Haider als verantwortlichen Finanzreferenten des Lan-
des. Wirtschaftskammerpräsident Franz Pacher fordert als Konse-
quenz den Rücktritt Haiders.

292



27. Die Zahl der „Abgangsgemeinden“ in Kärnten ist laut Gemeinderefe-
rent LR Rohr im Vergleich zum  Vorjahr deutlich um 15 auf nur mehr
33 Gemeinden gesunken.
GR Mathias Köchl von den Klagenfurter Grünen erstattet bei der
Staatsanwaltschaft Anzeige gegen Bürgermeister Harald Scheucher. Er
wirft dem Stadtoberhaupt Amtsmissbrauch wegen einer zu häufigen
Anwendung des Stadtrecht-Notfalls-Paragraphen vor.

28. Die Kärntner Landesregierung beschließt einstimmig, beim Bund die
Refundierung der Kosten der Politikerpension für Ex-Landeshaupt-
mann Christof Zernatto einzuklagen.

29. VGH-Präsident Karl Korinek überlegt in der Ortstafelfrage einen Exe-
kutionsantrag beim Bundespräsidenten.

30. Nach dem BAWAG-Skandal in Wien gerät nun auch die  Hypo Alpe-
Adria-Bank in Turbulenzen. Es wird bekannt, dass das Unternehmen
im Herbst 2004 bei SWAP-Geschäften 328 Millionen  Euro verloren hat.

31. Hypo-Vorstand Wolfgang Kulterer und der Landeshauptmann als
Eigentümer-Vertreter stehen im Mittelpunkt der Kritik. SPÖ-Clubob-
man Peter Kaiser und FPÖ-Obmann Karl-Heinz Klement fordern den
Rücktritt Haiders. BZÖ-Clubobmann Uwe Scheuch appelliert, die Par-
teipolitik hintanzustellen und die Interessen Kärntens zu wahren.

April 2006
1. Wolfgang Kulterer übernimmt die Verantwortung für die Verluste sei-

ner Bank, denkt jedoch nicht an Rücktritt. 

3. LH-Stv. Martin Strutz droht mit rechtlichen Schritten, wenn der Bör-
sengang der Hypo durch die öffentliche Diskussion negativ beeinflusst
werden sollte. Es solle nicht „aus einer Mücke ein Elefant gemacht“
werden.
Der Landesparteivorstand der Kärntner SPÖ beschließt die Landeslis-
te für die Nationalratswahl. Spitzenkandidatin wird Christine Mutto-
nen, gefolgt vom Spittaler Bürgermeister Gerhard Köfer. Die Plätze drei
und vier nehmen Melitta Trunk und der Bürgermeister von St. Andrä,
Peter Staudacher, ein.

4. In einer – gegen die Stimme von Ewald Stadler beschlossenen – „Miss-
trauensfeststellung“ kritisiert die Volksanwaltschaft Säumigkeit in der
Ortstafelfrage.
Eklat bei der Sondersitzung des Kärntner Landtages zu den Themen
„Styrian Spirit“ und Hypo. Der in Rage geratene Landeshauptmann
löst eine Sitzungsunterbrechung aus.
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Im jährlichen Ranking des Industrie-Magazins weisen die Kärntner
Fachhochschul-Studiengänge Spitzenergebnisse auf.
Der Landesrechnungshof deckt im Endbericht über die 55.000 Euro
teure Geschäftsführersuche für die Kärntner Flughafen-Betriebsgesell-
schaft zahlreiche Fehler auf.

5. Die Stifterversammlung der „Privatstiftung Technikum Kärnten“ lehnt
die Forderung des Landeshauptmannes auf Übergang der Zuständig-
keit für das Fachhochschulwesen an das Land ab. Die bisherigen vier
Standorte bleiben erhalten. Nach Ermittlungen der Staatsanwaltschaft
und einer Strafanzeige der Finanzmarktaufsicht gegen den Hypo-Vor-
stand wegen Bilanzverschleierung und Bilanzfälschung vermutet LH
Haider eine Verschwörung in „schwarz-roten Wiener Bankkreisen“.

6. Bei den ersten Personalvertretungswahlen der Polizei  nach der Reform
erreichen die Sozialdemokraten in Kärnten die absolute Mehrheit im
Fachausschuss. FSG: 953 Stimmen ( 52,8 Prozent und fünf Mandate),
FCG: 489 Stimmen ( 27,1 Prozent und zwei Mandate ),  AUF : 362 Stim-
men (20,7 Prozent und ein Mandat).

10. Im Kampf gegen die Rekordarbeitslosigkeit in Kärnten stellen Landes-
rat Reinhart Rohr und AMS - Geschäftsführer Josef Sibitz eine neue
Beschäftigungsinitiative vor: In Kärntens Gemeinden wird es 100 neue
befristete Arbeitsplätze geben.

11. Das BZÖ legt 15.000 Unterstützungserklärungen für eine Volksbefra-
gung über zweisprachige Ortstafeln vor. SPÖ und ÖVP lehnen das Vor-
haben aus rechtlichen Gründen ab. Nach Meinung des Verfassungsex-
perten Bernd Christian Funk wäre die Volksbefragung unzulässig, weil
sie nicht aus dem selbständigen Wirkungsbereich des Landes komme.
LH Haider wertet diese Expertise wiederum als „Pseudogutachten,
Unsinn und politische Propaganda“.
Marjan Sturm wird ein weiteres Mal  zum Vorsitzenden des Beirates für
die Slowenische Volksgruppe gewählt.

13. Der Obmann des Kärntner Heimatdienstes, Josef Feldner, lehnt die
BZÖ-Volksbefragung ab, weil darin keine Abstimmung über  den
„158-Ortstafeln-Konsens“ vorgesehen ist.

14. Sloweniens Außenminister Dimitrij Rupel stellt in Laibach gegenüber
Österreichs Botschafter Valentin Inzko eine Internationalisierung der
Frage der slowenischen Minderheit in Kärnten in den Raum.

18. Eine Delegation des Kärntner Landtages unter der Führung von Präsi-
dent Jörg Freunschlag  stattet dem slowenischen Parlament in Laibach
einen Besuch ab. Erörtert werden u. a. die Orttafelfrage in Kärnten und
die Anerkennung der deutschsprachigen Minderheit in Slowenien.
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Am Beispiel der Arbeitsbedingungen im Museum Moderner Kunst
Kärntens übt SPÖ-Kultursprecherin  Nicole Cernic scharfe Kritik an
der Kulturpolitik. Kulturreferent Martin Strutz hält dies für ein „par-
teitaktisches Manöver“.
Streit um das geplante Haus der Volkskultur. SPÖ und ÖVP verwei-
gern in  der Regierungssitzung ihre Zustimmung zur dazu  vorgese-
henen Adaptierung des Hauptpostgebäudes in Klagenfurt und spre-
chen von einer „Tintenburg“. 

22. Ex-Minister Mathias Reichhold wird zum Vorstand der staatlichen
Autobahngesellschaft Asfinag bestellt.  Verkehrsminister Hubert Gor-
bach begrüßt diese Entscheidung. Proteste bei SPÖ und den Grünen,
die von Postenschacher sprechen.

24. Der Klagenfurter Stadtsenat gewährt Reinhard Gaugg einen Vorschuss
von 30.000 Euro auf seine Politikerpension. Die Grünen stimmen gegen
diesen Beschluss.
Antonia Gössinger, Politredakteurin der „Kleinen Zeitung“, wird mit
dem Kurt-Vorhofer-Preis 2006 geehrt.
Vizekanzler Hubert Gorbach und LH Haider stellen in Feistritz/Drau
das Projekt der zwölf Kilometer langen 160-km/h-Teststrecke auf der
Tauernautobahn vor. Proteste von ÖVP und den Grünen. VP-Landes-
geschäftsführer Siegfried Torta kritisiert die Kosten von 7 Mill. Euro.

27. Über Intervention des Rates der Kärntner Slowenen in Brüssel kündigt
die kleine Fraktion der Liberalen im Europäischen Parlament einen
Ortsaugenschein in Kärnten an.
Josef Martinz gibt bekannt, dass Außenministerin Ursula Plassnig die
Kärntner ÖVP im Nationalrats-Wahlkampf unterstützen wird.    

28. FPÖ-Generalsekretär Karlheinz Klement wertet den durch den Kla-
genfurter Stadtsenat an Reinhard Gaugg gewährten Gehaltsvorschuss
als „Amtsmissbrauch“ und „Untreue“.

29. Laut einem Rohbericht des Landesrechnungshofes hat das Land Kärn-
ten zwischen 2001 und 2005  insgesamt über 25,4 Mio. Euro an offiziel-
ler Parteiförderung ausgeschüttet. In der Pro-Kopf-Belastung der
Bevölkerung liegt Kärnten damit hinter Oberösterreich an zweiter
Stelle. Im Jahr 2003 war die Pro-Kopf-Belastung österreichweit sogar
am höchsten.

Mai 2006

1. Gegenseitige Abrechnungen gibt es bei den Maifeiern von BZÖ und
SPÖ in Kärnten. Die zentrale Veranstaltung der SPÖ mit Gaby Schau-
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nig findet in Völkermarkt statt. LH Haider spricht in Unterschütt bei
Villach. Redner der ÖVP-Kundgebung in Velden ist EU-Abgeordneter
Hubert Pirker.

2. Greenpeace-Aktivisten blockieren die 160-km/h-Teststrecke der Tau-
ernautobahn, indem sie sich an die Leitschienen anketten.

3. LH Haider hält in Brüssel eine Pressekonferenz zur Situation der Min-
derheit in Kärnten ab. 
Unterschiedliche Reaktionen löst der Rat der Kärntner Slowenen mit
seinem neuen Wappen aus, das den Fürstenstein in den Farben der
Republik Slowenien zeigt.

4. Bundeskanzler Wolfgang Schüssel kündigt einen Verordnungsentwurf
auf Basis der im Konsenspapier vorgesehenen 158 zweisprachigen
Ortstafeln an.
Der Verfassungsgerichtshof weist die Klage der FPÖ zur Parteienför-
derung zurück. Nach der Trennung FPÖ – BZÖ müsse das Land Kärn-
ten die neue Lage erst mit Bescheid klären.

9. In der Sitzung der Landesregierung erfolgt nach Erfüllung neuer, von
SPÖ und ÖVP gestellter Bedingungen  ein einstimmiger Beschluss für
das 25,5 Mio. Euro teure „Tibet-Zentrum“ in Hüttenberg. Drei weitere
Projekte im Bezirk St. Veit mit einem Kostenaufwand von über 5  Mio.
Euro  finden nur die Zustimmung von BZÖ und ÖVP. Ebenfalls mit den
Stimmen dieser Parteien wird die Adaptierung  des bisherigen Haupt-
postgebäudes in Klagenfurt zu einem „Haus der Volkskultur“
beschlossen. Die ÖVP hat ihre Zustimmung von  der Reduzierung der
Gesamtkosten  um eine Million Euro abhängig gemacht. Wiederum
nur mit BZÖ-ÖVP-Mehrheit  wird ein Familienpaket (Babygeld, Müt-
tergeld und Wiedereinführung des Schulstartgeldes) beschlossen. Die
SPÖ stimmt nur der Förderung der mobilen Tagesmütter zu.

10. Die Parteichefs von SPÖ, ÖVP und den Grünen künden gemeinsam
eine Allianz gegen die Wirtschaftspolitik des Landeshauptmannes an.
Sie wollen Änderungen bei der Landesholding und eine Absicherung
des Zukunftsfonds.

11. Bundeskanzler Schüssel legt einen  Verordnungsentwurf vor, der ins-
gesamt 158 zweisprachige Ortstafeln vorsieht.

13. Der Dalai-Lama trifft in Klagenfurt zu einem dreitägigen Kärnten-
Besuch ein.

14. Der im Beisein des Dalai-Lama vorgenommene Spatenstich für das
Tibet-Zentrum in Hüttenberg lockt 5000 Besucher an.
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15. Der Obmann-Stellvertreter des Rates der Kärntner Slowenen, Rudi
Vouk, bezeichnet die Zahl von 158 zweisprachigen Ortstafeln als zu
niedrig angesetzt.

18. Gaby Schaunig und Josef Martinz lehnen die Bestellung eines
„Eventmanagers“ ab.  

19. LH Haider plant, Anteile der Hypo an die Londoner HSBC-Bank zu
veräußern. ÖVP-Obmann Martinz bezeichnet dieses Vorhaben ange-
sichts des bevorstehenden  Börsenganges als „wahnwitzige Idee“.

20. Die Gremien der Kärntner ÖVP legen die Landesliste für die National-
ratswahl fest.
Als Spitzenkandidat wird der Lesachtaler Hotelier Gabriel Obernos-
terer nominiert.  

21. KHD-Obmann  Josef Feldner spricht sich für den Schüssel-Entwurf zur
Ortstafelfrage aus und weist den Vorwurf des Landeshauptmannes,
der Heimatdienst bekomme etwas für seine Zustimmung, scharf
zurück.

22. Wirtschaftskammer und Arbeiterkammer, vertreten durch Präsident
Franz Pacher und Kammeramtsdirektor Winfried Haider, treten eben-
falls für den Ortstafelkonsens ein.
Der Landtag beschließt einstimmig eine Verfassungsbestimmung zur
Absicherung der Mehrheit des Landes in der Energieholding.

23. SPÖ und ÖVP verweigern Finanzreferent Jörg Haider in der Sitzung
der Landesregierung die Entlastung für den Rechnungsabschluss 2005.   

26. Im Rahmen einer Pressekonferenz wirft Jörg Haider den Chefs der
Finanzmarkt-Aufsicht (FMA)  Amtsmissbrauch bei der Hypo-Prüfung
vor.

29. Die Landeswahlbehörde entscheidet mit 7:5-Stimmen, dass die von LH
Haider eingeleitete Ortstafel-Volksbefragung nicht zulässig ist.
Verteidigungsminister Günther Platter informiert in Villach über
geplante Änderungen der Bundesheer- Struktur in Kärnten. Vier der 14
Kärntner Kasernen werden verkauft. Die Hensel-Kaserne in Villach
wird hingegen zum Pionier- Stützpunkt ausgebaut.

30. Umwelt-Landesrat Reinhart Rohr protestiert gegen den Plan, in Krško
einen zweiten Reaktor zu errichten.

Juni  2006
1. Mit einem Festakt und einem Tag der offenen Tür eröffnet die Arbei-

terkammer Kärnten ihr umgebautes Zentrum in Klagenfurt.
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2. Durch einen 100-Millionen-Euro-Kredit der Europäischen Investiti-
onsbank ist der 350 Millionen Euro teure Neubau des LKH Klagenfurt
nunmehr finanziell abgesichert.
LR Josef Martinz  kommentiert den von Finanzreferent LH Haider vor-
gelegten ersten Entwurf zum Budget 2007 als „ Offenbarungseid der
orangen Schuldenpolitik“. LH-Stv. Martin Strutz nennt  den ÖVP-
Obmann daraufhin einen „Nestbeschmutzer“.

7. „Spitzel-Krimi“ als neuer Höhepunkt in der Auseinandersetzung zwi-
schen Blau und Orange in Kärnten. Das BZÖ fordert den Rücktritt von
FPÖ-Generalsekretär Karlheinz Klement, der für belastendes Material
über LH Haider einen Privatdetektiv bezahlt hat.
Der Volksgruppenbeirat genehmigt in seiner Sitzung in Wien einstim-
mig den von Bundeskanzler Schüssel vorgelegten Entwurf zur Ortsta-
felfrage. Auch der Rat der Kärntner Slowenen stimmt nunmehr zu.

9. Eine EU-Intergroup für Minderheiten kritisiert nach einem Kurzbe-
such in Südkärnten die Volksgruppenpolitik des Landes. Bernhard
Sadovnik von der Einheitsliste der Kärntner Slowenen bemängelt die
einseitige Gesprächsführung der Abordnung.

12. Neuerlicher Anlauf zur Lösung der Ortstafelfrage. Bereits um 7 Uhr
morgens treffen sich Jörg Haider, Gaby Schaunig und Josef Martinz zur
Vorbesprechung für einen Gipfel bei Bundeskanzler Schüssel in Wien.
Eine Verfassungsregelung über den Prozentsatz wird angedacht.

13. Einen Tag nach dem Wiener Gipfel wird  die bereits kolportierte Drei-
Parteien-Einigung wieder in Frage gestellt.
SPÖ und ÖVP wollen in Kärnten gemeinsam die Schließung von Klein-
schulen verhindern und einen beitragsfreien Kindergarten einführen.

14. Nun leistet Renato Zanella doch der Zeugenladung vor dem Seebüh-
nen-Ausschuss des Landtages Folge. Über Anraten seines Anwaltes
verweigert er aber die Aussage.

16. FPÖ-Obmann Franz Schwager kritisiert, dass der Kärntner Abwehr-
kämpferbund sich vom BZÖ für wahltaktische Ziele einspannen lasse.
Anlass für die Kritik ist eine Kundgebung mit Jörg Haider in Ebern-
dorf.

17. Zukunftskongress der Jungen ÖVP in Ossiach. Stephan Tauschitz wird
als Obmann wiedergewählt.

19. Proteste von SPÖ, ÖVP und den Grünen gegen eine von Landes-
hauptmann Haider gestartete „Urabstimmung über Ortstafeln“ in 18
Gemeinden in Südkärnten. Der Rat der Kärntner Slowenen erstattet
Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft „wegen Untreue und Amts-
missbrauch“.
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20. Unter Hinweis auf die Geschäftsordnung verhindert LH Haider in der
Sitzung der Landesregierung einen Mehrheitsbeschluss von SPÖ und
ÖVP für eine sozial gestaffelte Kindergartenförderung.

23. Bei einem Sonderparteitag des BZÖ in Salzburg löst Peter Westentha-
ler Jörg Haider als Bundesparteiobmann ab. Neben Justizministerin
Karin Gastinger wird auch Haiders Pressesprecher, Stefan Petzner, zu
einem der fünf Stellvertreter gewählt.
Die Kärntner ÖVP startet eine Unterschriftenaktion für ein Gratis-Kin-
dergarten-Jahr.

26. Mit Spannung erwartete  neue Urteile des Verfassungsgerichtshofes.
Das Höchstgericht zieht bei der Berechnung des Prozentsatzes nur
mehr die beiden letzten Volkszählungsergebnisse heran. St. Kanzian
mit zuletzt 8,7 Prozent Slowenisch Sprechenden gilt daher nicht mehr
als gemischtsprachig.
Haiders Verrücken der Ortstafeln von Bleiburg und Ebersdorf wird
hingegen für verfassungswidrig erklärt.

27. Jörg Haider gibt das Ergebnis seiner „Urabstimmung“ in den Süd-
kärntner Gemeinden bekannt. Die Beteiligung betrug 46 Prozent.
Davon sprachen sich 52,5 Prozent gegen weitere zweisprachige Orts-
tafeln aus.

28. FPÖ-LAbg. Franz Schwager unterstützt die Forderung nach einem
Gratis-Kindergarten-Jahr.

29. In getrennten Pressekonferenzen geben Bundeskanzler Wolfgang
Schüssel und LH Jörg Haider eine Einigung in der Ortstafelfrage
bekannt. Eckpunkte der Lösung, der auch Zentralverband und
Gemeinschaft der Kärntner Slowenen sowie der Kärntner Heimat-
dienst zustimmen, sind Ortstafeln für 141 Orte, eine „Öffnungsklausel“
für weitere Tafeln und die Absicherung der Regelung durch ein Ver-
fassungsgesetz.

30. Alfred Gusenbauer signalisiert die Zustimmung der SPÖ zur Ortsta-
fellösung und damit die Sicherstellung der erforderlichen Zweidrittel-
mehrheit im Nationalrat.

Juli 2006
2. Bundespräsident Heinz Fischer bezeichnet in der ORF-Pressestunde

den Ortstafelvorschlag als „die beste Lösung, die in den letzten 50 Jah-
ren auf dem Tisch lag“.      

3. Sloweniens Außenminister Dimitrij Rupel betont in  Laibach, dass Slo-
wenien Rechtsnachfolger im Staatsvertrag und somit Schutzmacht der
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Minderheit sei. Die Einigung auf 141 Tafeln sei aber „wahrscheinlich
die bisher beste“.

4. Mehrheitsbeschlüsse in der Sitzung der Landesregierung: SPÖ und
ÖVP verweigern ihre Zustimmung zum  Landeskulturbericht 2005.
Die Regierungsmitglieder von BZÖ und ÖVP beschließen  die Über-
tragung der Zuständigkeit von Umweltverträglichkeitsprüfungen
(UVP) von der Abteilung Umweltrecht zur Abteilung  Wirtschaftsrecht. 

5. Ein Sonderministerrat in Wien beschließt eine neue Topografieverord-
nung für 141 zweisprachige Ortstafeln in Südkärnten. Die nunmehr
vorgelegte Formulierung einer Öffnungsklausel löst hingegen Proteste
der Volksgruppenvertreter aus. Marjan Sturm ( Zentralverband ) „fühlt
sich gelegt“.

6. Mit einem Dringlichkeitsantrag, der von  der ÖVP und den Grünen
unterstützt wird, fordert das BZÖ im Kärntner Landtag eine Lockerung
des erst im Vorjahr beschlossenen  Kärntner Heimgesetzes.

9. Bundespräsident Heinz Fischer kommt zur Eröffnung des Carinthi-
schen  Sommers nach Kärnten.

10. Sondersitzung des Landtages. Einstimmig wird eine neuerliche Null-
runde bei den Politikerbezügen beschlossen.  Keine Entlastung gibt es
für den Landeshauptmann als Finanzreferenten. SPÖ und ÖVP ver-
weigern die Zustimmung zum Rechnungsabschluss 2005.

12. Differenzen zwischen Bundes- und Landes-SPÖ in der Ortstafelfrage.
Gaby Schaunig will Druck machen, um eine Zustimmung der SPÖ im
Nationalrat zu erreichen.

14. Trotz hektischer Bemühungen um einen Konsens scheitert die Ortsta-
fellösung. Die SPÖ verweigert im Nationalrat ihre Zustimmung zum
neuen Volksgruppengesetz und verhindert somit die zum Verfas-
sungsrang erforderliche Zweidrittelmehrheit. Auch die Kärntner
Abgeordneten folgen der Linie der Bundespartei.  In Kärnten gibt es
wechselseitige Schuldzuweisungen.  

15. Ein bekannt gewordener gemeinsamer Jacht-Ausflug mit dem Ex-
Bawag-Spekulanten Wolfgang Flöttl bringt Finanzminister Karl-Heinz
Grasser in Schwierigkeiten. Die SPÖ fordert seinen Rücktritt.

17. Enquete des Kärntner Landtages zum Thema Pflegeheime.

21. Sponsionsfeier an der Fachhochschule Technikum Kärnten im Spittl in
Spittal an der Drau. Erstmals gibt es auch Absolventen der Studi-
engänge „Gesundheits- und Pflegemanagement“ bzw. „Soziale
Arbeit“.
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23. Die „Kleine Zeitung“ veröffentlicht Umfrageergebnisse zur National-
ratswahl am 1. Oktober 2006. Für Kärnten  lautet die Prognose: SPÖ 38
Prozent, ÖVP 26 Prozent, BZÖ 20 Prozent, Grüne 6 Prozent und FPÖ 6
Prozent.

24. Reinhard Gaugg gewinnt im Zivilprozess gegen seine ehemalige Par-
tei in erster Instanz. Die FPÖ muss ihm 352.000 Euro zahlen. General-
sekretär Harald Vilimsky schließt einen Regressanspruch an die
frühere Parteichefin Susanne Riess-Passer nicht aus.

25. LH Haider fordert den Verfassungsgerichtshof auf, wegen der neuen
Ortstafel-Verordnung die anhängigen Prüfungsverfahren einzustellen.

28. Die Kärntner SPÖ feiert auf der Burgruine Glanegg ihr  „Familienfest“.
Zu Gast auch  Bundesparteiobmann Alfred  Gusenbauer.

30. Kärntner Heimatdienst und Kärntner Landsmannschaft feiern ein
zweisprachiges Fest in der slowenischen Gemeinde Ljubno.
LH Jörg Haider kündigt an, dass sich Hypo-Chef Wolfgang Kulterer
vorübergehend aus dem Vorstand der Bank zurückziehen werde, da
bei der Finanzmarktaufsicht kein faires Verfahren zu erwarten sei. Kul-
terer werde vorübergehend die Funktion des Aufsichtsratsvorsitzen-
den bekleiden und nach dem Börsengang in ca. zwei Jahren wieder in
den Vorstand zurückkehren.

31. Das BZÖ  will in Kärnten unter der Listenbezeichnung „Die Freiheitli-
chen – Liste Jörg Haider – BZÖ“  kandidieren. Die Liste wird von Seppi
Bucher – gefolgt von Uwe Scheuch – angeführt. Jörg Haider kandidiert
auf Platz drei. 

August 2006    
1. Bei einer Pressekonfernz in Wien erklären die Hypo-Vorstandsmitglie-

der Wolfgang Kulterer und Günther Striedinger ihren Rücktritt. Kulte-
rer will sein Gehalt allerdings noch bis Ende 2011 weiter beziehen.
Der Landesrechnungshof zeigt Fehlkalkulationen beim Amtsgebäude
„Labor und Technik“ auf und  kritisiert die geplante Luxusausstattung.
Die SPÖ fordert beim Landeshauptmann politische Konsequenzen ein.

2. Auch LH Haider zeigt sich empört über die Gehaltsfortzahlungen an
Kulterer. SPÖ-Clubobmann Peter Kaiser bezweifelt, dass der Landes-
hauptmann nichts von den Ansprüchen Kulterers gewusst habe. Der
scheidende Hypo-Chef will nun die Fortzahlung seiner Gage nur mehr
bis Ende 2007 in Anspruch nehmen.

7. Österreichs Kleinanleger-Verband übt heftige Kritik am geplanten
Wechsel Wolfgang Kulterers in den Hypo-Aufsichtsrat. IVA-Präsident
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Wilhelm Rasinger fordert außerdem die „Klärung weiterer Fälle“ im
Zusammenhang mit der Bank.
Die Bundesspitze der FPÖ tritt auf der Burg Hochosterwitz zu einer
zweitägigen Klausur zusammen.

8. Gaby Schaunig stellt fest, dass gemäß der aktuellen Satzung der Hypo
Alpe-Adria Bank eine Rochade Kulterers in den Aufsichtsrat gar nicht
möglich sei.
Haiders Pressesprecher Stefan Petzner nennt die SPÖ-Obfrau eine
„Quakente“.
Der betreffende Paragraf der Satzung werde bei der nächsten Haupt-
versammlung einfach wieder gestrichen werden.
Trotz der Erinnerung durch Landesparteiobmann Josef Martinz, dass
in der Stadtorganisation Klagenfurt der ÖVP noch heuer eine perso-
nelle Neuerung vereinbart wurde, will Stadtparteiobmann Dieter Jandl
weiterhin im Amt bleiben.
Wirbel um die Aktivitäten der Kärnten-Werbung am italienischen
Markt: In dem von der Wirtschaftskammer eingeholten Gutachten
eines  Schweizer Experten werden die diesbezüglichen Verträge als
„unvollständig, unpräzis und schlussendlich zum Nachteil der Kärn-
ten-Werbung“ qualifiziert. Die SPÖ fordert die Einschaltung des Lan-
desrechnungshofes, ÖVP-Tourismussprecher Gabriel Obernosterer
verlangt die Kündigung der Verträge. LH Haider will Obernosterer
wegen Rufschädigung klagen.

11. Aufregung um das Auswahlverfahren für den neuen Rektor der
pädagogischen Hochschule (früher Pädak). Weil von der bisherigen
Führungsspitze niemand zum Hearing eingeladen wurde, vermutet
die SPÖ eine  Umfärbelungsaktion. Der Vorsitzende des politisch
besetzten fünfköpfigen „Hochschulrats“, Uni-Rektor Heinrich C.
Mayr, bestreitet dies.  

16. Mit der Mehrheit von BZÖ und ÖVP wird in der Landesholding der
Übersiedlung von Wolfgang Kulterer in den Aufsichtsrat der Hypo
Alpe-Adria-Bank zugestimmt. Gaby Schaunig will den Beschluss
gerichtlich anfechten. Josef Martinz begründet die Zustimmung des
ÖVP-Vertreters mit dem beabsichtigten Börsengang der Bank. 

24. Landesrat Josef Martinz übernimmt die Lehrerkosten für die Volks-
schule Kamp im Lavanttal, um so die von Schulreferent Martin Strutz
angekündigte Schließung der Kleinschule zu verhindern.  

21. ÖVP-Clubobmann Raimund Grilc fordert eine Reduzierung der Schü-
lerzahl für Kleinschulen von zehn auf sieben. Die SPÖ will der dafür
notwendigen Änderung des Schulgesetzes zustimmen.
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25. Inoffizieller Wahlauftakt des BZÖ in Kärnten. In St. Veit an der Glan
werden die Kandidaten für den Nationalrat präsentiert.
Start des Wahlkampfs auch bei den Kärntner Grünen. Mit einer Bal-
lonfahrt am Längsee soll das „Abheben“ symbolisiert werden.

26. Neuer Winkelzug von Jörg Haider in der Ortstafelfrage: Slowenische
Bezeichnungen sollen nur als Zusatztafel in der Größe eines Auto-
nummernschildes angebracht werden. Die einsprachigen Ortstafeln in
Bleiburg und Ebersdorf werden vom Landeshauptmann und von LR
Dörfler in dieser Form eigenhändig ergänzt.

27. Eine OGM-Umfrage zur Nationalratswahl erbringt laut „Kleine Zei-
tung“ für die Parteien in Kärnten folgende Prognose: ÖVP 25 Prozent,
SPÖ 38 Prozent, Grüne 7 Prozent, FPÖ (Strache) 7 Prozent, BZÖ 19 Pro-
zent, Liste Martin 4 Prozent.

28. Namensstreit zwischen BZÖ und FPÖ nun auch bei der Listenerstel-
lung für die Landwirtschaftskammerwahl in Kärnten. Sowohl die FPÖ
mit Spitzenkandidat Harald Janach als auch das BZÖ mit Uwe Scheuch
möchten als „freiheitliche Bauern“ kandidieren.

29. Haiders Pressesprecher Stefan  Petzner begründet die Ausladung von
Josef Feldner als Redner bei der 10-.Oktober-Feier damit, dass der
Obmann des Heimatdienstes „Verrat an Kärnten“ begangen habe.
Das Landesregierungsteam der SPÖ und die Spitzenkandidatin zur
Nationalratswahl Christine Muttonen absolvieren eine mehrtägige
Radtour, um sich mit den Anliegen der Bevölkerung zwischen Ober-
drauburg und Lavamünd vertraut zu machen.

30. Zum Wahlkampfauftakt der FPÖ kommt Heinz-Christian Strache nach
Klagenfurt.

31. Walter Gasser, früherer Stadtrat der FPÖ in Klagenfurt, scheint im Per-
sonenkomitee für Bundeskanzler Schüssel auf.
ÖVP und SPÖ kritisieren die mit Jahresbeginn vorgesehene Einbezie-
hung der Schnellstraße Klagenfurt – St.Veit in die Asfinag-Maut.

September 2006

1. Sloweniens Ministerpräsident Janez Janša übt Kritik an Funktionären
der slowenischen Volksgruppe in Kärnten, die sich mehr um eigene
Posten als um die slowenische Sprache und Kultur kümmerten.

3. Wahlkampfauftakt des BZÖ auf der Burgruine Finkenstein mit Peter
Westenthaler und Jörg Haider.
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4. Ortstafel-Inserate des BZÖ in den Kärntner Tageszeitungen mit dem
Titel „Kärnten wird einsprachig“ lösen Empörung bei SPÖ, ÖVP und
den Grünen aus.

5. Rolf Holub verlangt in einem offenen Brief an den Bundespräsidenten
den Einsatz des Bundesheeres zum Schutz der zweisprachigen Ortsta-
feln.

6. Laut Aussendung des Landespressedienstes werden die Kleinschulen
Apriach, Ingolsthal, Steinwand und Kamp nun doch weitergeführt.
Die Lehrerkosten übernimmt das Land.

7. In Klagenfurt beginnt die diesjährige Tagung des Weltbundes der Aus-
landsösterreicher.
Otto von Habsburg nimmt in Döllach/Großkirchheim die ihm bereits
vor 71 Jahren verliehene Ehrenbürgerschaft persönlich in Empfang.

8. Der frühere Landesparteisekretär der SPÖ, Franz Grossmann, tritt dem
BZÖ-Personenkomitee für die Nationalratswahl 2006 bei.

9. Ex-Billa-Chef Veit Schalle kandiert auf der BZÖ-Bundesliste an zweiter
Stelle. Äußerungen des gebürtigen Kärntners zur Volksgruppe und zur
Wirtschaftspolitik in der NS-Zeit lösen negative Reaktionen aus.
Außenministerin Ursula Plassnig erklärt beim Treffen der Auslands-
österreicher, dass sie kein Verständnis für Haiders „einsprachiges
Kärnten“ habe.

10. Der SPÖ-Pensionistenverband begeht in Finkenstein die Feier seines
55-jährigen Bestehens.

13. Österreichs Botschafter in Laibach, Valentin Inzko, spricht sich in
einem offenen Brief gegen die Formulierung „Kärnten wird einspra-
chig“ aus. Er entzieht dem Kärntner Landeshauptmann das Du-Wort.

14. Landeshauptmann Haider wirft Valentin Inzko „politisches Agieren“
vor.

15. Auf der Franz-Josefs-Höhe in Heiligenblut findet die 25-Jahr-Feier des
Nationalparks Hohe Tauern statt.

16. Bundespräsident Heinz Fischer eröffnet die Herbstmesse in Klagen-
furt.

17. Höhepunkt des Nationalratswahlkampfes in Kärnten. Bundeskanzler
Wolfgang Schüssel nützt die 120-Jahr-Feier des Kärntner Bauernbun-
des für einen Auftritt in Grafenstein. Alfred Gusenbauer spricht beim
Familienfest der SPÖ in St. Veit an der Glan.

20. Die Entscheidung der Kärntner SPÖ, den ehemaligen Finanzminister
Ferdinand Lacina in den Aufsichtsrat der Kärntner Landesholding zu
entsenden, wird von den anderen Parteien negativ kommentiert.
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21. Der bisherige ORF-Landesdirektor Willy Mitsche wird von der Mehr-
heit im ORF-Stiftungsrat zum neuen Hörfunk-Chef gewählt. Seinen
Posten in Kärnten übernimmt Willy Haslitzer.

22. Die Staatsanwaltschaft Klagenfurt teilt in einer Pressekonferenz zur
Causa Wörtherseebühne mit, dass das Verfahren gegen Renato Zanella
und Bernhard Sapetschnig eingestellt wurde.

23.   Das BZÖ feiert im Klagenfurter Konzerthaus „30 Jahre Jörg Haider in
Kärnten“ und „20 Jahre freiheitliche Erneuerung“.

25. Knalleffekt im Nationalratswahlkampf: Karin Gastinger tritt aus dem
BZÖ aus. 
Haiders Pressesprecher Stefan Petzner vermutet ein „hinterhältiges
Spiel“ von Bundeskanzler Wolfgang Schüssel.

27. Die Kärntner ÖVP kritisiert heftig die Italien-Aktivitäten der Kärnten-
Werbung.
Josef  Martinz will den Rechnungshof einschalten.

29. Siegfried Spanz, bisher Leiter des Build! Gründerzentrums, wird vom
Aufsichtsrat  der Fachhochschule Technikum Kärnten zum neuen
Geschäftsführer bestellt.

Oktober  2006
1. Die Nationalratswahl bringt für Kärnten folgendes Ergebnis (ohne

Wahlkarten): ÖVP 65.246 (20,9 Prozent), SPÖ 112.045 (35,8  Prozent),
FPÖ 22.845 (7,3  Prozent), Grüne 21.728 (6,9  Prozent), BZÖ 79.508 (24,4
Prozent), KPÖ 2728 (0,9  Prozent), Liste Martin 6011 (1,9  Prozent), Son-
stige 2850 (0,9  Prozent). Das BZÖ verfehlt ein Grundmandat nur
knapp. Mit dem Abschneiden in Kärnten wird aber das Überschreiten
der Hürde von 4  Prozent österreichweit möglich gemacht.

3. SPÖ und ÖVP fordern beim Landeshauptmann die sofortige Auf-
nahme von Budgetverhandlungen für das kommende Jahr ein.

5. Sloweniens Außenminister Dimitrij Rupel erhofft sich  bei einer Veran-
staltung in Tainach  eine „Lösung mit Toleranz“ in der Ortstafelfrage.

7. Der ehemalige Landeshauptmann Hans Sima (SPÖ) stirbt in Klagen-
furt im 89. Lebensjahr.

9. Die Auszählung der Wahlkarten bringt  in Kärnten kleine Änderungen.
Die Grünen überholen auch hier die FPÖ, die ÖVP legt leicht zu. ÖVP
21,2 Prozent,  SPÖ 35,4 Prozent, FPÖ 7,3 Prozent, Grüne 7,5 Prozent,
BZÖ 24,9 Prozent, KPÖ 0,9 Prozent und Liste Martin 1,9 Prozent.
Großes Echo in den Printmedien findet eine „Kärnten-Erklärung“ der
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Ortstafel-Konsensgruppe, die am Vorabend zum 10. Oktober im Kla-
genfurter Landhaushof vorgestellt wird. Das Memorandum wird von
den Kärntner Spitzenpolitikern der SPÖ, der ÖVP und der Grünen
unterschrieben. Auch Bischof  Alois Schwarz, Superintendent Manfred
Sauer und WK-Präsident  Franz Pacher unterfertigen das Memoran-
dum.

12. Mit den Stimmen von BZÖ und ÖVP beschließt der Kärntner Landtag
den ersten Nachtragsvoranschlag zum Budget 2006. Damit wird die
Finanzierung des „Familienpakets“ sichergestellt. Die SPÖ stimmt
dagegen, weil ihr die „soziale Dimensionierung“ fehlt.

13. Wieder steigende Anmeldungszahlen zum Slowenisch- Unterricht. Die
Gesamtzahl der Schüler steigt auf 3790 – um 56 mehr als im Vorjahr –
an.

16. In Spittal an der Drau stirbt der frühere Finanz-Landesrat Hans Scho-
ber (SPÖ) im Alter von 79 Jahren.

18. Zwist innerhalb des SPÖ-nahen Autofahrerclubs. Die Bundesleitung
des ARBÖ beschließt den Vereinsausschluss des Kärntner Präsidenten
LAbg. Rudolf Schober. Das Kärntner Präsidium stellt sich wiederum
einstimmig hinter Schober.
Jörg Haider kann sich eine Lösung des Streites BZÖ – FPÖ nach dem
bundesdeutschen Modell CSU – CDU vorstellen. Die FPÖ winkt ab.

19. Brigadier Günther Spath wird zum neuen Militärkommandanten von
Kärnten bestellt. Er tritt am 1. November die Nachfolge von Gerd
Ebner an, der in Pension geht.

22. Finanzreferent LH Haider eröffnet die Gesprächsrunden mit den Par-
teien zum Budget 2007. LR Martinz (ÖVP) fordert den Stopp der „maß-
losen Verschwendung“. Clubobmann Peter Kaiser (SPÖ) sieht Ein-
sparungspotential bei „Selbstbeweihräucherungsaktionen und
Events“.

23. In Arnoldstein soll kein zweiter Müllofen gebaut werden. Umweltlan-
desrat Reinhart Rohr und der Vorsitzende der Abfallwirtschaftsver-
bände Bürgermeister Helmut Manzenreiter sprechen sich für eine
Erweiterung der bestehenden Anlage auf  95.000 Jahrestonnen aus.

25. Der Prüfungsbericht eines steirischen Steuerberatungsunternehmens
über die Kärnten-Werbung wird unterschiedlich kommentiert: Seppi
Bucher (SPÖ) findet „nichts Gravierendes“, Gabriel Obernosterer
(ÖVP) sieht in vielen Fällen die Geschäftsordnung verletzt.

27. Das Außenministerium protestiert gegen einen TV-Beitrag des größten
israelischen  Privatsenders, in dem Klagenfurt als „Neonazi-Hoch-
burg“ bezeichnet wird. 
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29. Seit Mitte Oktober thematisiert die Kärntner „Kronenzeitung“ die
unterschiedlichen Positionen der Landes- und Kommunalpolitiker in
der Frage der Tierschutzheime.

30. Der Stadtparteivorstand der Klagenfurter ÖVP einigt sich auf die
Abhaltung des Parteitages am 15. Dezember 2006. Ob der umstrittene
Obmann Dieter Jandl nochmals kandidiert, bleibt offen.
Die Kärntnerin Eva Glawischnig (Grüne) wird zur Dritten National-
ratspräsidentin gewählt.
Im Parlament beschließen SPÖ, Grüne und FPÖ, den Banken-Untersu-
chungsausschuss auch auf die Hypo Group Alpe-Adria auszudehnen.
LH Haider bezeichnet dies als „freiheitlichen Verrat an Kärnten“.

31. Vizekanzler und Verkehrsminister Hubert Gorbach kündigt für
November einen neuen Tempo-160-Versuch auf der Tauernautobahn
zwischen Paternion und Spittal an der Drau an.
Dietmar Brodel, Studiengangsleiter von Public Management und
Unternehmensführung, wird vom FH-Kollegium zum neuen Rektor
der Fachhhochschule Technikum Kärnten gewählt.
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